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Marburger  Beiträge 


zum 

Blindenbildungswesen 


(Schwarzdruckausgabe) 


Organ  der  Hochschulbücherei,  Studien¬ 
anstalt  und  Beratungsstelle  für  blinde 
Studierende  E.V.  (H.St.B.) 
und  des  Vereins  der  blinden  Aka¬ 
demiker  Deutschlands  E.V.  (V.b.A.D.), 
Marburg-Lahn 


Zeitschrift  zur  Förderung  der  Blinden¬ 
bildung,  -fürsorge  und  -Versorgung,  so¬ 
wie  der  Belange  der  blinden  Geistes¬ 
arbeiter,  Wegweiser  für  Behörden,  Für¬ 
sorger,  Ärzte,  Lehrer,  Erzieher,  Blinde 
und  deren  Angehörige 


9.  Jahrgang 


Nr.  1—4 


Januar — Dezember  1938 


Louis  Braille 


Großdeutschland! 

Vom  11. — 13.  März  ist  ein  von  allen  Deutschen  gehegter  Wunsch 
durch  die  große  weltgeschichtliche  Tat  unseres  herrlichen  Führers  in 
Erfüllung  gegangen :  Oesterreich  ist  als  deutsche  Ostmark  in  das  Reich 
eingegliedert  und  damit  zum  Mutterlande  heimgekehrt.  Es  gibt  nur  noch 

„ein  Volk,  ein  Reich,  ein  Führer!“ 

Wir  alle  sind  mit  inniger  Freude  erfüllt  und  beglückwünschen  un¬ 
sere  österreichischen  Brüder  und  Schwestern  auf  das  herzlichste. 

Auch  für  das  Blindenwesen  ergibt  sich  aus  dieser  Vereinheit¬ 
lichung  eine  großdeutsche  Verpflichtung.  Wir  wollen  alles  tun,  um 
die  blinden  Geistesarbeiter  Oesterreichs  der  Kulturschätze  des  na¬ 
tionalsozialistischen  Deutschlands,  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozial¬ 
politischen  Vorteile  teilhaftig  werden  zu  lassen.  Die  Marburger  Einrich¬ 
tungen  haben  der  Bibliothek  des  Blindenerziehungsinstitutes  Wien  II 
sofort  die  in  unserem  Verlage  erschienenen  Bücher  in  je  1  Stück  als 
Zeichen  unserer  inneren  Verbundenheit  gestiftet.  Möge  diese  Schen¬ 
kung  dazu  beitragen,  das  in  Blindenschrift  herausgebrachte  Schrifttum 
des  3.  Reiches  dort  zu  verbreiten. 

Gleichzeitig  öffne  ich  die  Reihen  des  Vereins  der  blinden  Aka¬ 
demiker  Deutschlands  e.  V.  den  blinden  Geistesarbeitern  der  deut¬ 
schen  Ostmark,  die  nach  Abstammung,  Vorbildung  und  Beruf  zu  uns 
gehören.  Ich  begrüße  die  großdeutschen  Brüder  und  Schwestern  aufs 
herzlichste  und  hoffe,  daß  sie  gemeinsam  mit  uns  bemüht  sein  wer¬ 
den,  den  Zielen  des  neuen  Deutschlands  den  Weg  zu  bereiten. 

Zum  10.  April  1938  hat  der  Führer  das  ganze  deutsche 
Volk  zu  einem  neuen  Volksentscheid  aufgerufen. 

Wir  sollen  uns  zu  dem  Anschlüsse  Oesterreichs  an  Deutschland  und 
zu  der  Arbeit  des  Führers  in  den  vergangenen  5  Jahren  bekennen. 

Wer  könnte  als  Deutscher  unter  der  Macht  der  unter  dem 
Nationalsozialismus  vollzogenen  Tatsachen  da  abseits  stehen?  Es  ist 
nicht  nur  eine  Pflicht,  sondern  eine  Ehre  für  jeden  von  uns,  an 
diesem  Tage  einmütig  unseren  Dank  zum  Ausdruck  zu  bringen  dem 
Deutschen,  der  das  neue  großdeutsche  Reich  schmiedete: 

Adolf  Hitler! 

Heil  Hitler! 

Strehl 
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Geschäftsbericht 

des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  e.V.,  Marburg-L., 

•  für  das  Jahr  1937 

22  Jahre  sind  seit  der  Begründung  des  Vereins  der  blinden  Aka¬ 
demiker  Deutschlands  e.V.  vergangen  —  Jahre  des  heroischen  Kampfes, 
der  Arbeit,  des  Einsatzes  für  die  Belange  der  blinden  Geistesarbeiter, 
aber  auch  voll  schöner  Erfolge,  denen  die  Anerkennung  bis  weit 
über  die  Grenzen  unseres  Vaterlandes  hinaus  zuteil  wurde.  Auch  in 
dem  vergangenen  Jahre  bestand  unsere  nächste  und  wichtigste  Auf¬ 
gabe  —  neben  der  Einzelfürsorge  —  in  der  Förderung  und  Unter¬ 
stützung  der  Marburger  Einrichtungen,  die  der  Gesamtheit  der  blin¬ 
den  Geistesarbeiter  dienen,  und  deren  Mitbegründer  und  finanzieller 
Träger  der  Verband  ist.  Die  Marburger  Blindenstudienanstalt  ist  die 
einzige  ihrer  Art  in  der  Welt  und  bildet  heute  den  geistigen  Mittel¬ 
punkt  der  deutschen  höheren  Blindenbildung  und  -fürsorge. 

Wir  sind  uns  dessen  wohl  bewußt,  daß  wir  in  unserem  Wirken 
entscheidend  durch  amtliche  und  private  Stellen,  inbesondere  durch 
die  Reichs-  und  Preußischen  Arbeits-,  Erziehungs-,  Innen-  und  Pro¬ 
pagandaministerien,  sowie  durch  das  Hauptamt  für  Volks  Wohlfahrt, 
durch  Männer  der  Wissenschaft,  der  Wirtschaft,  durch  zahlreiche 
hochherzige  Freunde  und  Gönner  wie  in  den  vergangenen  Jahren  so 
auch  diesmal  wieder  mit  Rat  und  Tat  unterstützt  worden  sind.  Allen 
diesen  verständnisvollen  Helfern  sei  hiermit  aufrichtiger  Dank  zum 
Ausdruck  gebracht,  verbunden  mit  der  Bitte,  auch  fernerhin  ihren  Rat 
und  ihre  Hilfe  den  Marburger  Einrichtungen  zuteil  werden  zu  lassen. 

Der  diesjährige  Bericht  soll  in  kurzen  Umrissen  ein  Bild  unserer 
Arbeit  im  letzten  Jahre  zeichnen.  Möge  er  Rechenschaft  ablegen  von 
unserem  Bemühen,  den  blinden  Geistesarbeitern  in  ihrem  schweren 
Lebenskämpfe  beizustehen,  und  Anregung  zur  weiteren  Förderung 
geben. 

Die  äußere  Organisation  hat  im  vergangenen  Geschäftsjahre  keine 
Aenderung  erfahren.  In  der  inneren  Organisation  ist  der  bisherige 
Beisitzer  im  Vorstand,  Diplom-Handelslehrer  Dr.  Benno  Westphal, 
durch  Weggang  von  Marburg  ausgeschieden.  Zum  Vorstande  gehören: 
Vorsitzender:  der  Unterzeichnete. 

Stellvertreter:  Prof.  Dr.  Schultz,  Dresden. 

Vertreter  der  Kriegsblinden:  Stud.-Rat  Dr.  Ludwig,  Berlin. 

Zum  Arbeitsausschuß  gehören  die  Bezirks-  und  Gruppenobleute: 
stud.  jur.  Stakemann,  Marburg,  für  die  Belange  der  blinden  Studierenden. 
Schulmusiklehrer  Freund,  Marburg,  für  Hessen-Nassau,  Freistaat  Hessen  und  Frei¬ 
staat  Thüringen. 

Rechtsanwalt  Dr.  Gottwald,  Berlin,  für  Groß-Berlin,  Brandenburg,  Pommern,  Ost¬ 
preußen,  Grenzmark  Posen-Westpreußen,  Danzig;  Justitiar  des  Verbandes. 

Dr.  Mittelsten  Scheid,  Marburg,  für  Westfalen,  Rheinprovinz,  Saarpfalz. 

Dr.  Reuß,  Schwetzingen,  für  Baden  und  Württemberg. 
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Beilage  zu  „Marburger  Beiträge  zum  Blindenbildungswesen“ 
9.  Jahrgang  Januar — März  1938  Nr.  1 


Tachotype 

Die  Tachotype,  der  neueste  Schlager  für  blinde  Schnellschreiber 

Die  Ausbildung  erfolgt  in  4 — 6  Wochen.  Verwendung  als  reiner  Stenograph  in 
öffentlichen,  privaten  Sitzungen  und  Großbetrieben  ist  vielfältig! 


Die  Tachotype  ist  eine  Schnellschreibmaschine.  Sie  löst  einwandfrei  das  für 
jedes  Büro  so  wichtige  Problem,  das  in  beliebiger  Sprache  gesprochene  Wort  mit 
größter  Geschwindigkeit  aufzunehmen.  Im  Gegensatz  zur  Handstenographie  benutzt 
die  Tachotype  die  normalen  Schriftzeichen  bzw.  Buchstaben,  die  von  jedem  sofort 
abgelesen  werden  können. 


Seit  1827  haben  etwa  100  Erfinder  versucht,  solche  Schnellschreibmaschinen 
zu  entwerfen.  Von  den  konstruierten  Maschinen  sind  nur  noch  3  im  Gebrauch: 
Stenotype  und  Dictatype  in  Amerika  und  England,  Grandjean  in  Frankreich.  Bei 
diesen  3  Maschinen  entstehen  durch  unzweckmäßige  Anordnungen  der  Tasten  ver¬ 
stümmelte  oder  stark  abgekürzte  Wörter,  wie  auch  viele  Wörter  ähnlich  geschrie¬ 
ben  werden  trotz  ganz  verschiedener  Bedeutung.  Ohne  Studium  des  Schlüssels 
kann  die  Ausarbeitung  durch  Dritte  nicht  erfolgen. 

Die  Tachotype  dagegen  nimmt  den  Text  in  allen  modernen  Sprachen  unver¬ 
kürzt,  klar  und  deutlich  auf  und  gestattet  sofortiges  Ablesen  des  Tachogramms 
durch  Dritte  ohne  Erlernung  eines  besonderen  Schlüssels. 

Die  Anordnung  der  Tachotastatur  macht  die  Maschine  international,  da  jede 
beliebige  moderne  oder  auch  andere  Sprache  damit  aufzunehmen  ist.  Da  jeder 
Anschlag  eine  Silbe  oder  ein  Wort  hervorbringt,  erzielt  man  eine  weit  größere 
Geschwindigkeit  als  mit  der  Handstenographie.  Tachotypen  ist  weniger  ermüdend 
als  stenographieren.  Abgesehen  von  der  bequemen  Haltung  kann  man  dem  Spre¬ 
chenden  beim  Diktat  aufmerksam  zuhören  und  das  Gesprochene  besser  in  sich 
aufnehmen.  Sämtliche  10  Finger  arbeiten  abwechselnd,  wobei  die  Zeigefinger  durch 
die  Vokale  die  stärkste  Arbeit  leisten  müssen,  da  330/0  der  Buchstaben  sämtlicher 
modernen  Sprachen  Vokale  sind.  Das  Gedächtnis  wird  nicht  wie  bei  der  Steno¬ 
graphie  mit  Kürzungen  überlastet.  Eine  wesentliche  Erleichterung  des  Gedächt¬ 
nisses  ist  die  Anordnung  der  Tastatur,  die  links  ein  Spiegelbild  von  rechts  bildet. 
Die  Tasten  sind  stufenweise  montiert  und  liegen  in  einem  Winkel  entsprechend  der 
normalen  Haltung  der  Hände,  sodaß  diese  schnell  die  Tasten  zu  bedienen  lernen. 

Gerade  Blinde,  die  sich  bekanntlich  besser  konzentrieren  als  die  Sehenden, 
vermögen  sich  in  verblüffend  kurzer  Zeit  auf  die  Tachotype  einzuarbeiten. 

Die  Konstruktion  der  Tachotype  verursacht  eine  Eindruckstiefe  der  Tasten 
von  nur  6  mm,  während  sie  bei  allen  übrigen  Stenographiermaschinen  3—4  mal 
so  viel  beträgt.  Das  erspart  viel  Zeit  und  Kraft.  Jeder  Finger  hat  stets  nur  die¬ 
selben  2  oder  3  Tasten  zu  bedienen,  sodaß  sich  die  Anordnung  schneller  erlernen 
läßt  als  bei  der  gewöhnlichen  Schreibmaschine.  Mit  der  Tachotype  ist  es  tatsäch¬ 
lich  eine  Kleinigkeit,  einer  Rede  oder  dergleichen  zu  folgen,  da  250  Silben  pro 
Minute  eine  normale  Leistung  damit  darstellt,  die  sich  sogar  noch  erhöhen  läßt. 
Für  den  Handstenographen  dagegert  bedeutet  solche  Geschwindigkeit  bereits  eine 
selten  erreichte  Leistung. 

Für  Blinde  und  Blindeneinrichtungen  zu  beziehen  zum  Sonderpreis  von  RM.  160 
ab  Fabrik  ausschließlich  Zubehör  durch  die  Geschäftsstelle  der  Blindenstudien¬ 
anstalt,  Marburg-Lahn,  Wörthstr.  11,  Deutschland. 


Prof.  Dr.  Schultz,  Dresden,  für  Anhalt,  Bayern,  Freistaat  Sachsen  und  Provinz 
Sachsen. 

Regierungsrat  Schwendy,  Breslau,  für  Ober-  und  Niederschlesien. 

Der  Unterzeichnete  für  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Groß-Hamburg,  Bremen, 
Braunschweig,  Mecklenburg,  Oldenburg. 

Als  Ortsgruppenobleute : 

Wohlfahrtspfleger  Meißel,  Groß-Hamburg. 

Musiklehrer  und  Organist  Schneider,  Nürnberg. 

Dr.  Ziemßen,  München. 

Obmann  der  Fachgruppe  der  blinden  Musiklehrer  ist  Schulmusiklehrer  Freund, 
Marburg,  sein  Stellvertreter  Organist  Löffler,  München. 

Dr.  med.  Kaufmann,  Dresden,  medizinischer  Mitarbeiter  des  Verbandes. 

Der  Bewilligungsausschuß  besteht  aus  dem  Unterzeichneten, 
Dr.  Mittelsten  Scheid  und  Schulmusiklehrer  Freund.  Er  gewährt 
Darlehen,  Zuschüsse  für  Studien-  und  Berufszwecke,  ferner  Werk-, 
Erziehungs-,  Kinder-  und  Sterbebeihilfen.  Im  letzten  Geschäftsjahre 


wurden  bewilligt: 

a)  Neue  Darlehen . RM.  250.— 

b)  Studien-  und  Schulgeldbeihilfen .  „  2029.75 

c)  Erholungsbeihilfen .  „  1041.50 

d)  Werkbeihilfen  für  Rundfunkgeräte,  Schreibmaschinen, 

technische  Behelfe,  Blindenbücher .  „  810.28 

insgesamt  RM.  4131.53 


Die  vom  Verein  gezahlten  Beihilfen  tragen  nicht  den  Charakter  einer 
wohlfahrtspflegerischen  Fürsorge,  sondern  lediglich  den  einer  zusätz¬ 
lichen  Studien-,  Arbeits-  und  Berufsförderung. 

Die  Mitgliederzahl  betrug  am  31.  Dezember  1936:  457,  am  31.  De¬ 
zember  1937 :  449  (21  ausgeschieden,  1  verstorben,  14  neu  eingetreten). 
An  Sitzungen  fanden  statt:  4  erweiterte  Vorstandssitzungen,  und  zwar 
im  Januar  und  im  März  je  1  in  Marburg,  im  Mai  und  im  August  je 

1  in  Berlin.  Von  einer  Arbeitsausschußsitzung  und  Mitgliederver¬ 
sammlung  wurde  im  Jahre  1937  abgesehen. 

Im  vergangenen  Jahre  wurden  15  Bezirksabende  abgehalten,  und 
zwar  in  Berlin,  Heidelberg,  München,  Nürnberg  je  3,  in  Breslau, 
Dresden,  Hamburg  je  1. 

Es  wurden  7  Rundschreiben  mit  56  Anordnungen  an  den  Vor¬ 
stand*  den  Arbeitsausschuß  und  die  Gruppen  versandt.  Die  Anord¬ 
nungen  betrafen  15  Organisation,  11  Kulturfragen,  10  Wirtschafts¬ 
fragen,  7  soziale  Fragen,  6  technische  Apparate,  3  Arbeitsbeschaffung, 

2  Erholungsfürsorge,  1  Schule  und  Studium,  1  Beruf. 

Wie  alljährlich,  so.  unterstützte  auch  im  Jahre  1937  der  Verband 
die  Blindenstudienanstalt  durch  einen  Haushaltszuschuß,  der  sich 
diesmal  wieder  auf  20  000  RM.  belief,  weiter  durch  einen  Einrich¬ 
tungszuschuß  für  die  Emil-Krückmann-Bücherei  in  Höhe  von  3  000  RM. 
Nach  §  2  der  Satzungen  ist  der  Verband  verpflichtet,  „die  Blinden¬ 
studienanstalt  in  Marburg  a.  d.  Lahn  in  jeder  Weise  und  mit  allen 
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Kräften  zu  unterstützen“.  Zur  Mittel  Werbung  genehmigte  der  Herr 
Reichs-  und  Preußische  Minister  des  Innern  dem  Verband  Brief¬ 
werbungen  durch  Erlasse  vom  19.  Mai  und  13.  Dezember  zwecks 
Gewinnung  fördernder  Mitglieder  unter  solchen  Personen,  „bei  denen 
ein  besonderes  Interesse  für  seine  Arbeit  vorausgesetzt  werden  kann“, 
ferner  zur  Sammlung  von  Spenden  bei  den  alten  Mitgliedern  und 
Freunden  des  Vereins  und  „zur  Förderung  der  Bestrebungen  des 
Vereins,  insbesondere  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg.  „Trotz  des 
hohen  Verständnisses  unserer  alten  Freunde  und  Förderer  sind  die 
Eingänge  des  laufenden  Jahres  um  etwa  8  000  RM.  gegen  die  des 
Vorjahres  zurückgeblieben,  sodaß  wir  nur  in  beschränktem  Umfange 
unseren  Aufgaben  gerecht  werden  konnten. 

Die  Blindenstudienanstalt  ist  ein  reichswichtiges,  gemeinnütziges 
Unternehmen  und  als  milde  Stiftung  anerkannt.  Sie  steht  unter  der 
besonderen  Fürsorge  des  Reichs-  und  Preußischen  Arbeitsministeriums, 
sowie  des  Reichs-  und  Preußischen  Ministeriums  für  Wissenschaft, 
Erziehung  und  Volksbildung.  Sie  unterhält: 

1.  Die  Blindenhochschulbücherei  mit  wissenschaftlichem 
Charakter.  Am  31.  Dezember  1936  betrug  der  Bestand  22  078  Bände, 
am  31.  Dezember  1937  23  473  Bände.  Das  ergibt  einen  Zuwachs  von 
1  395  Bänden.  Im  Jahre  1936  wurden  ausgeliehen  29  917  Bände,  im 
Jahre  1937  30  088  Bände.  Die  Zahl  der  Entleiher  betrug  im  Jahre 
1936  1  896,  im  Jahre  1937  2  050. 

Die  gesamten  Bestände  sind  in  der  Emil-Krückmann-Bücherei 
Wörthstraße  9  untergebracht.  Im  Laufe  des  Jahres  1937  sind  das 
Erdgeschoß  und  das  3.  Stockwerk  mit  Stahlregalen  versehen  worden, 
sodaß  auch  die  letzten  Bücher  in  die  Wörthstraße  9  überführt  wer¬ 
den  konnten.  Wir  verfügen  jetzt  über  einen  modernen  Büchermagazin¬ 
bau  mit  einem  Flächeninhalt  von  800  qm  mit  3  600  lfd.  m  Bücher¬ 
regalen.  Bei  dem  umfangreichen  Ausleihebetrieb  der  wertvollen  wis¬ 
senschaftlichen  Blindenschriftliteratur  bietet  diese  räumliche  Erwei¬ 
terung  trotz  des  zahlenmäßig  beschränkten  Personals  die  Möglichkeit 
einer  reibungslosen  und  sachgemäßen  Arbeit.  Alles  wird  und  ist  durch 
neuzeitliche  Hilfsmittel,  wie  Beförderungsauto,  Bücherwagen,  Aufzug 
usw.  den  Erfordernissen  angepaßt  und  ermöglicht  ein  schnelles  und 
übersichtliches  Schaffen. 

Der  Nachtrag  zum  Gesamtkatalog  in  Stärke  von  408  Seiten,  um¬ 
fassend  die  Bestände  1930 — 36  einschließlich  erschien  im  April  1937. 
Er  lehnt  sich  eng  an  die  Systematik  des  Hauptkatalogs  an  und  er¬ 
möglicht  jedem  Interessenten  ein  schnelles  Auffinden  der  gewünschten 
Literatur.  Den  öffentlichen  Stellen  und  Freunden  der  deutschen  Blin¬ 
denbüchereien  zeigt  dieser  Nachtrag,  welche  wertvollen  Schätze 
deutscher  und  ausländischer  Kultur  den  Blinden  in  ihren  Leih¬ 
büchereien  zur  Verfügung  stehen.  Er  bringt  aber  auch  zugleich  den 
Beweis,  daß  trotz  eifrigster  Arbeit,  insbesondere  seitens  der  3  großen 
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deutschen  Blindenleihbüchereien,  von  denen  Marburg  die  jüngste 
aber  wissenschaftlich  bedeutendste  ist,  noch  viel  zu  leisten  ist. 

2.  Die  Verlagsanstalt  mit  Blinden-  und  Schwarzdruckerei,  Ab¬ 
schreibe-  und  Korrekturabteilung.  Bis  Ende  1936  waren  herausge¬ 
bracht  544  Werke  mit  1486  Bänden  wissenschaftlicher  und  belehren¬ 
der  Disziplinen.  Das  Jahr  1937  schloß  mit  der  Verlagsnummer  602, 
also  ein  Zuwachs  von  58  Werken  mit  165  Bänden.  Demnach  ist  der 
Stand  bis  Ende  1937:  602  Werke  mit  1651  Bänden.  Das  Gesamt¬ 
plattenlager  umfaßt  72  896  Platten. 

Unter  den  Verlagswerken  des  Jahres  1937  seien  folgende  be¬ 
sonders  hervorgehoben:  Theodor  Fontanes  Werke,  herausgegeben 
von  Walther  Linden,  mit  insgesamt  27  Punktbänden,  als  Fortsetzung 
der  Marburger  Klassikerausgaben,  ferner  die  Inangriffnahme  von 
Werken  Adalbert  Stifters.  Aus  dem  NS. Schrifttum  Rosenbergs  „Mythus 
des  20.  Jahrhunderts“  und  der  nationale  Buchpreis  des  Jahres  1936/37 
„Marsch  der  Veteranen“  von  Friedrich  Bethge.  Eine  sehr  empfundene 
Lücke  in  der  klassischen  Philologie  ist  nunmehr  ausgefüllt  durch  die 
„Lateinische  Grammatik  für  den  Schul-,  Privat-  und  Selbstunterricht“ 
von  Univ.-Prof.  Dr.  Fehrle  und  Univ.-Prof.  Dr.  Pfeiffer,  nach  der  be¬ 
kannten  Methode  Gaspey-Otto- Sauer.  Als  aktuelles  Buch  —  gleich¬ 
zeitig  Beilage  zur  Marburger  Umschau  1938  —  Johannes  Stoye 
„Spanien  im  Umbruch,  die  räumlichen  und  geistigen  Grundlagen  der 
spanischen  Wirren“,  aus  der  von  Prof.  Dr.  Karl  Haushofer  und  Dr. 
Ulrich  Crämer  herausgegebenen  Sammlung  „Macht  und  Erde“.  Einer 
besonderen  Pflege  erfreut  sich  bei  uns  die  Schachliteratur  und  somit 
das  Schachspiel.  Neben  der  bereits  im  11.  Jahrgang  monatlich  er¬ 
scheinenden  „Marburger  Schachzeitung“  brachten  wir  schon  das  dritte 
Werk  heraus,  und  zwar  Kurt  Richters  „Kombinationen“  aus  der 
Bücherei  des  großdeutschen  Schachbundes.  Für  die  technisch  Inter¬ 
essierten  „Wie  lernt  man  morsen?“  von  Julius  Albrecht.  Von  größter 
Bedeutung  aber  ist  die  Inangriffnahme  des  großen  Duden  (Recht¬ 
schreibung  der  deutschen  Sprache  und  der  Fremdwörter),  der  ins¬ 
gesamt  22  Bände  umfassen  wird,  von  denen  bereits  12  fertig  vorliegen. 

Unser  Verlag,  der  nunmehr  etwa  18  Jahre  besteht,  kann  wohl 
als  der  schöpferischste  und  technisch  neuzeitlich  besteingerichtete 
ganz  Deutschlands  bezeichnet  werden.  Eine  Reihe  von  Landkarten 
und  bildlichen  Darstellungen  aus  naturwissenschaftlichen  Gebieten 
sind  angefertigt  und  in  Arbeit.  Wir  weisen  besonders  auf  die  Karten 
von  Abessinien,  dem  Mittelmeer,  der  Pyrenäen-Halbinsel,  Ostasien 
sowie  einen  Stadtplan  von  Marburg  hin,  die  zum  Preise  von  je  50  Pf. 
zu  beziehen  sind.  Sie  geben  jedem  ein  anschauliches  Bild  über  die 
Länder,  ihre  politischen  und  physikalischen  Gliederungen  und  Um¬ 
grenzungen.  Es  ist  weiterhin  ein  Verfahren  zur  Herstellung  von  tast¬ 
baren  Abdrücken  ausgearbeitet  und  vervollkommnet  worden,  das 
ermöglicht,  Hochbilder  für  den  Tastsinn  erkennbar  herzustellen. 
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3.  Das  Studentenheim  wurde  im  Jahre  1937  von  16  Studieren¬ 
den  besucht,  davon  5  in  der  Berufsausbildung  stehend.  3  haben  ihre 
Prüfungen  abgelegt,  und  zwar  1  die  1.,  1  die  2.  juristische  Staats¬ 
prüfung,  1  den  philosophischen  Dr.  An  der  Universität  sind  Sonder¬ 
kurse  für  Sport  und  Gymnastik  eingerichtet.  Blinde  Teilnehmer  er¬ 
halten  die  vorschriftsmäßigen  Testate. 

4.  Die  staatlich  genehmigte  Oberschule  für  Blinde  und 
Sehschwache  in  Aufbauform,  verbunden  mit  dem  Schülerheim, 
vermittelt  die  Obersekunda-  und  Abiturientenreife.  Sie  steht  unter 
der  Aufsicht  des  Reichserziehungsministeriums,  Oberpräsidium  Kassel, 
Abteilung  für  höheres  Schulwesen.  Ihr  sind  eine  staatlich  genehmigte 
einjährige  höhere  und  eine  zweijährige  Handelsschule  für  Blinde  an¬ 
gegliedert,  die  unter  der  Aufsicht  der  Regierung  in  Kassel  stehen. 
Die  Lehrpläne  sind  durch  Erlaß  des  Herrn  Reichs-  und  Preußischen 
Erziehungsministers  vom  13.  November  1937  genehmigt.  Letztlich  ist 
den  Schulabteilungen  das  1.  Musikproseminarjahr  angegliedert,  das 
musikalisch  begabten  blinden  Schülern  die  Yorkenntnisse  zum  Besuch 
einer  Musikhochschule  vermittelt.  Die  Schule  wurde  im  Jahre  1937 
von  47  Schülern(innen)  besucht,  von  denen  1  die  Reife-,  2  die  Schul¬ 
schlußprüfung  bestanden. 

Die  Entwicklung  der  HJ. -Kameradschaft  und  der  BDM.-Abteilung 
schreiten  beständig  fort.  Sie  bringen  unseren  blinden  Schülern(innen) 
schöne  und  anregende  Stunden,  sowie  den  Uebergang  zur  Einglie¬ 
derung  in  die  der  NSDAP,  angeschlossenen  Organisationen. 

Die  nationalen  Festtage  wurden  in  würdigen  Feiern  begangen, 
deren  Festfolgen  unter  stärkster  Mitwirkung  der  HJ. -Gefolgschaft 
ausgestaltet  wurden.  Der  Tag  der  deutschen  Hausmusik  vereinte  die 
Schulgemeinschaft  zu  einem  wohlgelungenen  Musikabend,  bei  dem 
die  Schüler  ihr  Können  im  Chorgesang  und  auf  den  verschiedensten 
Instrumenten  bewiesen. 

Durch  Erlaß  des  Herrn  Reichs-  und  Preußischen  Erziehungs¬ 
ministers  vom  17.  Oktober  1935  betr.  Zulassung  blinder  Abiturienten 
zum  Studium  ist  der  Sonderdienst  für  Blinde  in  den  Arbeitsbetrieben 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt  abzulegen.  Bisher  haben  4  diesen 
Dienst  hier  abgeleistet.  Blinde  und  hochgradig  sehschwache  Abitu¬ 
rienten  aus  dem  ganzen  deutschen  Reich  mögen  sich,  falls  sie  später 
studieren  wollen,  rechtzeitig  zum  Sonderdienst  bei  der  Blindenstudien¬ 
anstalt,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11,  melden. 

Durch  Erlaß  vom  14.  Dezember  1936  hat  der  Herr  Reichs-  und 
Preußische  Erziehungsminister  mit  Bezug  auf  seinen  Auslese-Erlaß 
vom  7.  März  1935  und  den  des  Herrn  Reichs-  und  Preußischen 
Ministers  des  Innern  vom  30.  Januar  1936  das  höhere  Blindenbil¬ 
dungswesen  endgültig  geregelt.  Blinde  und  hochgradig  sehschwache 
Schüler(innen)  können,  wenn  sie  sonst  körperlich  völlig  gesund,  geistig 
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hochbegabt  und  charakterlich  einwandfrei  sind,  eine  höhere  Schule 
besuchen,  nach  Ablegung  des  Abiturientenexamens  und  des  Sonder¬ 
dienstes  studieren  und  werden  sogar,  falls  besondere  pädagogische 
Begabung  und  ein  Bedarf  an  Lehrkräften  vorliegen,  zur  Ausbildung 
im  höheren  Schuldienst  zugelassen.  Als  die  höhere  Schule  für  Blinde 
und  hochgradig  Sehschwache  wird  in  erster  Linie  die  Oberschule  der 
Marburger  Blindenstudienanstalt  in  Aufbauform  vom  Herrn  Reichs¬ 
erziehungsminister  empfohlen.  Wenn  die  Eltern  finanziell  in  der  Lage 
sind,  soll  von  ihnen  die  Einschulung  ihres  Kindes  in  Marburg  ver¬ 
langt  werden.  Diese  reichsweite  Regelung  des  höheren  Blindenbil¬ 
dungswesens  ist  dankbar  zu  begrüßen,  da  sie  den  Eitern  Vor-  und 
Fürsorge  für  ihre  blinden  oder  hochgradig  sehschwachen  Kinder  er¬ 
leichtert  und  diesen  eine  geordnete  schulische  und  berufliche  Aus¬ 
bildung  vermittelt,  die  erwarten  läßt,  daß  sie  mit  Energie  und  Fleiß 
ihr  Ziel  erreichen  und  dereinst  ein  nützliches  Glied  der  deutschen 
Volksgemeinschaft  werden. 

Durch  die  Erlasse  vom  22.  Februar  1937  und  vom  29.  Januar  1938 
ist  der  Uebergang  begabter  Volksschüler  in  die  Aufbauschule  neu¬ 
geregelt  worden.  Blinde  Schüler(innen)  können  demnach  nach  dem 
6.  Volksschul-  oder  Blindenanstaltsschuljahr  nach  Marburg  einge¬ 
schult  und  in  die  3.  Klasse  der  Oberschule  für  Blinde  und  Seh¬ 
schwache  in  Aufbauform  aufgenommen  werden.  Sind  sie  hochbegabt, 
wird  man  sie  zur  Reifeprüfung  und  anschließend  zum  Studium  führen. 
In  Fällen,  in  denen  technische  Begabung  vorwiegt,  kommt  die  Ab¬ 
legung  der  mittleren  Reife  nach  3  jährigem  Schulbesuch  und  eine 
anschließende  1  jährige  Ausbildung  in  der  höheren  Handelsschule  in 
Frage.  Schüler(innen)  dagegen,  deren  Begabungen  sich  erst  nach 
Abschluß  des  8.  Volks-  bzw.  Blindenanstaltsschuljahrs  herausstellen, 
können  nach  2  jährigem  Besuch  der  Marburger  Handelsschule  für 
Blinde  die  Büroreife  erlangen.  In  beiden  Fällen  gelangen  die  Schü¬ 
lerinnen)  nach  einem  10  jährigen  Schulbesuch,  also  in  der  Regel  mit 
dem  16. — 18.  Lebensjahr,  zur  Berufsfähigkeit. 

Neben  den  üblichen  Fertigkeiten  und  den  theoretischen  Fächern, 
die  die  Lehrpläne  vorsehen,  hat  die  Blindenstudienanstalt  in  ihren 
Handelsschulen  den  fakultativen  Unterricht  der  Tachographie  ein¬ 
geführt.  Die  Absolventen  werden  also  nicht  nur  zu  Büroangestellten, 
Maschinenschreibern,  Stenotypisten  und  Korrespondenten,  sondern 
auch  zu  Tachographen  oder  Schnellschreibern  ausgebildet,  wodurch 
sich  ihnen  eine  neue  Verwendungsmöglichkeit  eröffnet. 

5.  Das  Archiv  und  die  Beratungsstelle  dienen  zur  Auskunft¬ 
erteilung  in  allen  kulturellen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fragen 
des  Blindenwesens.  Durch  den  Erlaß  vom  22.  Juni  1936  hat  der  Herr 
Präsident  der  Reichsanstalt  für  AV.  und  ALV.  der  Blindenstudien¬ 
anstalt  für  das  ganze  deutsche  Reichsgebiet  die  nichtgewerbsmäßige 

9 


Arbeitsvermittlung  und  Berufsberatung  für  alle  blinden  Geistesarbeiter 
übertragen.  Dieser  Beratungs-  und  Vermittlungsdienst  ist  ein  Gebiet 
obengenannter  Abteilung.  Sie  arbeitet  mit  allen  amtlichen  und  pri¬ 
vaten  Stellen  und  setzt  sich  für  die  Vermittlung  aller  Akademiker 
und  ausgelernten  Geistesarbeiter  durch  individuelle  Betreuung  und 
Förderung  ein.  Im  Jahre  1937  wurden  180  Berufsberatungsfälle  be¬ 
arbeitet;  1936  waren  37,  1937  47  blinde  Geistesarbeiter  arbeitsuchend; 
12  sind  1936,  15  1937  vermittelt  worden.  Jedem  arbeitsuchenden 
blinden  Geistesarbeiter  wird  empfohlen,  sich  schriftlich  unter  Ein¬ 
reichung  eines  Lebenslaufs  mit  Zeugnisabschriften  und  Referenzen, 
sowie  eines  besonderen  Antrages  auf  Arbeitsvermittlung,  alles  in 
dreifacher  Ausfertigung,  an  die  Beratungsstelle  zu  wenden,  die  als¬ 
dann  nach  Prüfung  aller  Einzelheiten  mit  den  obengenannten  Stellen 
Fühlung  und,  falls  erforderlich,  persönlich  Rücksprache  nehmen  wird. 

Die  Archivbestände  und  die  Schwarzdruckbücherei  weisen  rund 
10  000  Bände  auf.  Sie  wurden  für  wissenschaftliche,  statistische  und 
gutachtliche  Arbeiten  stark  beansprucht. 

Die  Statistik  vom  Jahre  1931  über  205  berufstätige  blinde  Geistes¬ 
arbeiter  ist  in  Neuauflage  in  Vorbereitung  und  wird  im  Laufe  des  Früh¬ 
jahrs  1938  fertiggestellt  sein.  Sie  wird  folgendermaßen  gegliedert  sein: 

1.  Juristen,  Nationalökonomen  nnd  verwandte  Berufsarten 

2.  Philologen 

3.  Theologen 

4.  Beamte  im  gehobenen  mittleren  und  im  mittleren  Dienst 

5.  Kaufmännische  Berufe 

6.  Musiker 

7.  Nichtakademische  freie  Berufe 

6.  Die  Maschinen-  und  Lehrmittelkonstruktions-  und  Re¬ 
paraturwerkstätte,  die  älteste  in  Deutschland,  ist  bemüht,  allen 
Anforderungen  gerecht  zu  werden.  Sie  hat  eine  Verkaufs-  und  Ver¬ 
mittlungsabteilung  für  alle  Maschinen,  Behelfe  und  Materialien,  die  der 
Blinde  braucht.  Die  Fabrikation  der  Marburger  Blindenschriftpräge- 
und  der  Stenomaschine  ist  im  Gange.  Die  4.  Serie  der  letzteren  kommt 
Ende  April  1938  auf  den  Markt.  Auf  Grund  nunmehr  3  jähriger  Er¬ 
fahrung  und  bester  Referenzen  kann  die  Anschaffung  der  Marburger 
Stenomaschine  allen  im  Berufe  stehenden  Akademikern,  Studieren¬ 
den,  berufstätigen  Korrespondenten  und  Stenotypisten  nachdrücklich 
empfohlen  werden.  Sie  ist  in  der  Bedienung  denkbar  einfach  und 
erzielt  eine  Leistung,  die  von  keiner  anderen  ähnlichen  Maschine 
erreicht  wird.  Dabei  hat  sie  ein  gefälliges  Aeußere  und  einen  leichten, 
fast  geräuschlosen  Gang. 

Aluminium-Trichter-,  Kontroll-  und  Buchführungstafeln  in  allen 
Formaten  in  dauerhafter  Ausführung  wurden  herausgebracht  und 
fanden  bei  allen  Beziehern  lebhaften  Anklang.  Ein  163  Nummern 
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umfassendes  Blindenlehr-  und  Behelfsmittelverzeichnis  steht  einem 
jeden  kostenlos  zur  Verfügung. 

7.  Die  Hauptgeschäftsstelle  Wörthstraße  11  steht  mit  den 
behördlichen,  privaten  Stellen  sowie  etwa  1200  blinden  Akademikern 
und  Geistesarbeitern  in  persönlicher  und  schriftlicher  Verbindung  und 
berät  sie  in  allen  kulturellen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fragen. 

Auch  im  Jahre  1937  war  der  VBAD.  im  Benehmen  mit  der  Blin¬ 
denstudienanstalt  bemüht,  in  der  Berufsfürsorge  und  im  Aufklärungs¬ 
dienst  für  blinde  Geistesarbeiter  tätig  zu  sein  durch  Aufsätze  in  den 
„Beiträgen“,  Eingaben  und  Gesuche  bei  behördlichen  und  privaten 
Stellen. 

Die  Belange  der  blinden  Schul-  und  Privatmusiklehrer,  Organisten 
und  Künstler  wurden  durch  die  Fachgruppe  der  blinden  Musiklehrer 
beim  Verbände,  dessen  Mitgliedschaft  zur  Notenbeschaffungszentrale 
und  dem  „Zentralstellennachweis  für  blinde  Kirchenmusiker“  unter¬ 
stützt.  An  dem  Ausbau  der  Blindenkonzertstelle  sind  wir  als  Mitglied 
des  Verwaltungsrates  mitbeteiligt.  Im  Rahmen  dieser  Funktion  wird 
der  VBAD.  stets  die  Interessen  seiner  Mitglieder  bei  der  Verwaltung 
der  Blindenkonzertstelle  in  Berlin  und  den  Behörden  gegenüber  ver¬ 
treten.  Im  Laufe  der  Zeit  war  es  durch  die  Konzertstelle  möglich, 
etwa  70  wirklich  begabten  Künstlern,  die  auf  eigene  Rechnung  oder 
im  Benehmen  mit  den  Konzertgemeinschaften  des  Reichsdeutschen 
Blindenverbandes  (RBV.)  konzertieren,  die  Voraussetzungen  für  eine 
Lebensgrundlage  zu  schaffen. 

Die  5.  von  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  durchgeführte 
Schulungs woche  für  blinde  Musiklehrer,  Organisten  und  Künstler  fand 
vom  3. — 9.  Oktober  1937  statt.  Es  waren  15  Teilnehmer.  Den  breite¬ 
sten  Raum  in  der  Arbeit  nahmen  diesmal  rhythmische  Erziehung  und 
häusliches  Musizieren  ein.  Die  rhythmische  Erziehung  stand  unter 
dem  Motto  „Musik  und  Bewegung“.  Es  erfolgten  der  Uebergang  zu 
Dirigierbewegungen  und  Auswertung  totaler  Bewegungen  beim  Kla¬ 
vierspiel.  Dr.  Just,  Berlin,  von  der  Fachschaft  III  der  Reichsmusik¬ 
kammer,  Musiklehrer  F.  Enke,  Berlin,  Kirchenmusikdirektor  Wagner, 
Marburg,  Universitäts-Tanzlehrer  Brandt,  Marburg,  und  seine  Assi¬ 
stentin  L.  Koll  waren  als  Referenten  gewonnen  worden.  Das  Schu¬ 
lungslager  stand  unter  der  Leitung  unseres  Schulmusiklehrers  Freund, 
Marburg.  Musiklehrer  Enke  hatte  die  Einführung  in  das  häusliche 
Musizieren  übernommen  und  wußte  diese  Arbeitsgemeinschaft  außer¬ 
ordentlich  anregend  zu  gestalten. 

Finanziell  unterstützt  wurde  diese  Schulungswoche  durch  die 
von  der  Fachschaft  III  der  Reichsmusikkammer  zur  Verfügung  ge¬ 
stellten  Mittel,  durch  einen  Zuschuß  des  Reichsdeutschen  Blinden¬ 
verbandes  und  unseren  Verein. 
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Seit  Januar  1936  hat  der  VBAD.  in  Zusammenarbeit  mit  der 
Marburger  Blindensludienanstalt  die  Notenbeschaffungszentrale,  Ab¬ 
teilung  Druckwerke,  in  Verwaltung  genommen.  Die  „Systematik  der 
Blindennotenschrift“  wurde  unter  unserer  verantwortlichen  Leitung 
fertiggestellt  und  erscheint  im  Frühjahr  1938  in  Punkt-  und  Schwarz¬ 
druck.  Sie  soll  allen  Notendruckern  und  Uebertragern  als  typogra¬ 
phischer  Leitfaden  dienen.  Weiter  haben  wir  das  neue  Druckprogramm 
und  das  Verzeichnis  der  herausgegebenen  Werke  der  NBZ.  zusammen¬ 
gestellt  und  veröffentlicht,  um  systematisch  in  Zusammenarbeit  mit 
den  übrigen  deutschen  Blindendruckverlagen  die  Bestände  der  Fach¬ 
literatur  und  der  Musikalien  für  die  blinden  Studierenden  und  aus¬ 
übenden  Musiker  auszubauen.  Im  letzten  Jahre  sind  3  Werke  im 
Druck  erschienen.  Die  Gesamthöhe  der  verlegten  Werke  der  NBZ. 
belief  sich  auf  82. 

Die  in  der  Lehrmittelwerkstätte  hergestellten  Notensetz-  und 
-Schreibgeräte  sind  weiter  vervollkommnet  und  den  Beteiligten  ver¬ 
billigt  zugängig  gemacht  worden. 

Endlich  vermitteln  wir  auf  Wunsch  den  etwa  90  Mitgliedern 
unserer  Fachgruppe  die  „Musikrundschau“  mit  einer  Beilage  zum 
halben  Preis.  Dieser  liegt  ein  Auszug  des  „Amtlichen  Nachrichten¬ 
blattes  der  Reichsmusikkammer“  jeweils  kostenlos  bei. 

In  der  Zeit  vom  11. — 30.  Oktober  1937  wurde  der  4.  Marburger 
Presseschulungs-Lehrgang  unter  Leitung  von  Chef-  und  Verlags¬ 
schriftleiter  a.  D.  Kittel,  Marburg,  abgehalten.  Es  nahmen  insgesamt 

11  teil,  und  zwar  4  Anfänger,  7  Fortgeschrittene.  Außer  wissen¬ 
schaftlichen  Vorträgen  durch  namhafte  auswärtige  und  hiesige  Fach¬ 
referenten  fanden  wieder  Arbeitsgemeinschaften  und  Betriebsbesich¬ 
tigungen  statt.  Eine  wertvolle  Bereicherung  des  Arbeitsplanes  war 
eine  Studienfahrt  nach  Kassel,  die  dem  Besuch  Kasseler  Zeitungs¬ 
betriebe  galt.  Eine  Reihe  von  Hauptschriftleitern  und  Verlagsdirek¬ 
toren  vermittelten  bei  dieser  Gelegenheit  ein  anschauliches,  aufschluß¬ 
reiches  Bild  einer  zeitgemäßen  Presseführung.  Der  VBAD.  ist  för¬ 
derndes  Mitglied,  sein  Vorsitzender  Mitglied  des  Beirates  der  Zeitungs¬ 
wissenschaftlichen  Vereinigung  in  Marburg. 

Die  Reichspresse-  und  die  Reichsschrifttumskammer  haben  durch 
Empfehlungen  vom  9.  April  und  vom  16.  November  1935  unsere 
Bestrebungen  unterstützt.  Die  erstere  empfiehlt  den  Verlagen  die 
Förderung  der  blinden  Schriftsteller  durch  Veröffentlichung  ihrer 
Arbeiten,  die  letztere  ihre  Heranziehung  zu  Buchbesprechungen  und 
Abfassung  von  Propagandatexten. 

Erzeugnisse  einzelner  Schriftsteller  sind  durch  das  Lektorat  der 
Marburger  Blindenstudienanstalt  begutachtet,  über  die  Reichsschrift¬ 
tumskammer,  die  Reichsschrifttumsstelle  oder  unmittelbar  an  die  Ver¬ 
lage  weitergeleitet  worden.  Weitere  Schritte,  um  die  blinden  Schrift- 
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leiter  und  Schriftsteller  zu  fördern,  sind  im  Benehmen  mit  den  zu¬ 
ständigen  Fachorganisationen  unternommen  worden. 

Laut  Runderlaß  des  Herrn  Reichsministers  der  Justiz  vom  19.  Juli 
1935  sollen  blinde  Anwälte  bei  ihren  Gerichten  die  doppelte  Anzahl 
an  Armenfällen  zugewiesen  bekommen  als  die  sehenden  Kollegen. 
Ferner  ist  eine  Bitte  an  die  Reichsrechtsanwaltskammer  und  den 
Deutschen  Gemeindetag  gerichtet  worden,  die  blinden  Anwälte  bei 
der  Prozeßvertretung  der  Jugend-  und  Wohlfahrtsämter  bevorzugt 
zu  beteiligen. 

Weitere  Maßnahmen  im  Interesse  der  blinden  Theologen,  Philo¬ 
logen,  Nationalökonomen  und  Büroangestellten  wurden  mit  Bezug 
auf  das  Studium  und  die  Berufsunterbringung  getroffen.  Insbeson¬ 
dere  haben  wir  im  Bedarfsfälle  die  Fühlung  mit  dem  Reichsstudenten¬ 
werk  und  den  Untergliederungen  an  den  einzelnen  Universitäten 
aufgenommen,  Einzelfälle  durch  Anträge  und  schriftliche  Eingaben 
unterstützt. 

Der  Leiter  des  Rassepolitischen  Amtes  Dr.  Groß,  Berlin,  hat  uns 
auf  Befragen  erklärt,  daß  für  Volk  und  Staat  selbstverständlich  die 
Verpflichtung  bestehe,  den  Blinden  nach  Maßgabe  seiner  Kräfte  in 
die  Leistungsgemeinschaft  der  Nation  einzubauen.  Die  Anwendung 
von  Mitteln,  um  eine  entsprechende  Ausbildung  herbeizuführen,  sei 
nicht  nur  menschlich,  sondern  bestimmt  auch  volkswirtschaftlich  voll 
berechtigt.  Er  sehe  dieses  Problem  nicht  allein  unter  dem  Gesichts¬ 
punkt  der  Achtung  vor  dem  sterilisierten  Blinden  und  seiner  mensch¬ 
lichen  Gleichberechtigung,  sondern  erblicke  eine  sozialistische  und 
volkswirtschaftliche  Verpflichtung  darin,  bei  dem  erheblichen  Mangel 
an  qualifizierten  Arbeitskräften  jedem  vorhandenen  Volksgenossen 
die  Möglichkeit  zum  geeigneten  Einsatz  im  Dienste  der  Gesamtheit 
zu  verschaffen. 

In  Sachen  Steuernachlaß  und  Rundfunkgebührenbefreiung  für 
Blinde  waren  wir  weiter  erfolgreich  tätig. 

Die  „Beiträge  zum  Blindenbildungswesen“  werden  gegen  Zahlung 
des  Jahresbeitrages  von  5  RM.  an  alle  blinden  Mitglieder  kostenlos 
abgegeben,  ln  Punktdruck  erscheint  die  Zeitschrift  monatlich,  in 
Schwarzdruck  vierteljährlich  nachträglich.  Die  Auflagenhöhe  beträgt 
in  Punktdruck  380  monatlich,  in  Schwarzdruck  490  vierteljährlich. 
Nichtmitglieder  müssen  jährlich  4  RM.  für  die  Punktschrift-,  6  RM. 
für  die  Schwarzschriftausgabe  bezahlen.  Im  Verlage  der  Blinden¬ 
hochschulbücherei  erscheinen  weiter  die  „Marburger  Umschau“,  Zeit¬ 
schrift  zur  Belehrung  in  Fragen  der  Wissenschaft,  Kunst,  Literatur, 
Wirtschaft  und  Politik  in  einer  Auflagenhöhe  von  210  Stück,  Bezugs¬ 
preis  5  RM.  jährlich,  mit  einer  1937  beigefügten  Gratis-Sonderbeilage 
„Der  Kampf  um  Nordchina“  von  Menz;  die  „Marburger  Schachzei¬ 
tung“  mit  einer  Beilage  „Schachstrategie“.  Die  Auflagenziffer  ist  70, 
Bezugspreis  jährlich  2  RM.  Auch  ein  kombiniertes  Schach-,  Dame- 
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und  Mühlespiel  eigenen  Entwurfs,  außerordentlich  handlich  und  ge¬ 
fällig,  ist  durch  die  Blindenstudienanstalt  zu  beziehen.  * 

Durch  die  Zugehörigkeit  der  Verbandsmitglieder  zu  der  jeweiligen 
berufsständischen  Organisation  bestehen  Beziehungen  des  VBAD.  zu 
dem  NS.Juristenbund,  dem  NS.Lehrerbund,  der  NSKOV.,  der  Reichs¬ 
kultur-,  der  Reichsmusik-,  Reichspresse-,  Reichsschrifttumskammer, 
ferner  über  das  Hauptamt  für  Volkswohlfahrt  zur  NSDAP.  Auf  unsern 
Antrag  hat  der  NS.Juristenbund  den  Beitrag  für  blinde  Mitglieder 
auf  die  Hälfte  herabgesetzt.  Die  Reichskulturkammer  ist  ebenso  ver¬ 
fahren.  In  der  DAF.  zahlen  die  Blinden  einen  Beitrag  in  der  nächst¬ 
tieferen  Stufe. 

Mit  dem  Reichsdeutschen  Blindenverband  arbeitet  der  Verein  der 
blinden  Akademiker  in  allen  gemeinsamen  Belangen  freundschaft¬ 
lich  zusammen. 

Die  zwischenstaatliche  Arbeit  auf  unserem  Fachgebiet  wurde  wie¬ 
der  aufgenommen.  An  den  vom  23. — 26.  Juli  1937  in  Paris  stattge¬ 
fundenen  Besprechungen  der  „Federation  Internationale  des  Aveugles“ 
(FI.)  nahm  der  Unterzeichnete  als  Direktor  der  Blindenstudienanstalt 
und  als  Vertreter  der  deutschen  blinden  Geistesarbeiter  teil.  Für  das 
Jahr  1938  ist  eine  weitere  Zusammenkunft  in  Mailand  geplant.  Der 
Unterzeichnete  wurde  in  den  vorbereitenden  Ausschuß  für  diese 
Tagung  und  als  deutscher  Vertreter  in  den  Ausschuß  zur  Errichtung 
eines  würdigen  Denkmals  für  Louis  Braille  zu  Paris  berufen.  Durch 
diese  zwischenstaatlichen  Besprechungen  sollen  Anregungen  zu  ar¬ 
beitsfürsorgerischen  Maßnahmen  vermittelt  werden. 

Allen  Mitgliedern  des  Vorstandes,  des  Arbeitsausschusses,  den 
Gruppen-  und  Ortsobleuten  sowie  denen,  die  durch  Anregungen  und 
Vorschläge  an  der  Weiterführung  und  am  Ausbau  unserer  Vereins¬ 
arbeit  mitgeholfen  haben,  sage  ich  an  dieser  Stelle  herzlichen  Dank. 
Besonderer  Dank  gebührt  allen  öffentlichen  und  privaten  Stellen,  so 
auch  den  fördernden  Mitgliedern,  die  durch  finanzielle  Unterstützung 
und  Beratung  es  dem  Verein  ermöglicht  haben,  den  blinden  Aka¬ 
demikern  und  Geistesarbeitern  kulturelle,  wirtschaftliche  und  soziale 
Hilfe  in  ihrem  schweren  Daseinskampf  zu  leisten. 

C.  Strehl 


Zum  Gedächtnis  Louis  Brailles 

1837—1937 

Von  Dr.  C.  Strehl 

Louis  Braille  wurde  am  4.  Januar  1809  zu  Coupvray,  Departement 
Seine  et  Marne,  als  Sohn  des  Simon  Rene  Braille  und  der  Monica  Baron 
geboren.  Er  war  der  Jüngste  der  Familie,  zart  von  Gesundheit  und  beweg¬ 
lich  von  Geist.  Mit  3  Jahren  verletzte  er  sich  mit  einem  Arbeitsmesser  des 
Vaters  ein  Auge.  Es  trat  sympathische  Ophthalmie  ein,  wodurch  er  sein 
Augenlicht  vollständig  verlor.  Zuerst  besuchte  er  die  Dorfschule  seines 
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Heimatortes.  Dort  fiel  er  als  sanfter  und  geweckter  Schüler  auf.  Während 
seiner  Freizeit  half  er  seinem  Vater  in  der  Riemerei  durch  Knüpfen  von 
Schafwollfransen  u.  a.  mehr  zur  Zierde  des  Riemzeuges.  Der  Vater,  der 
einsehen  mußte,  daß  das  Augenlicht  seines  Sohnes  unrettbar  verloren  war, 
beantragte  bei  der  Direktion  des  Kgl.  Blindeninstitutes  zu  Paris  die  Auf¬ 
nahme  seines  blinden  Sohnes.  Die  Genehmigung  erfolgte  am  15.  Januar  1819 
und  die  Aufnahme  am  15.  Februar  desselben  Jahres.  Bevor  der  Vater  im 
Jahre  1831  starb,  ließ  er  durch  seinen  ältesten  Sohn  einen  Brief  an  den 
Direktor  des  Nationalinstitutes  schreiben,  in  dem  er  diesen  bat,  sich  seines 
jüngsten  Sohnes  Louis  besonders  liebevoll  anzunehmen  und  ihm  in  der 
Anstalt  eine  zweite  Heimat  zu  bereiten. 

Louis  Braille  durchlief  die  Schule  mit  Erfolg.  Er  zeigte  besondere  Be¬ 
gabung  für  die  Musik  und  wissenschaftliche  Fächer.  Neben  seiner  Tätigkeit 
als  Aufsichtslehrer  im  Institut  für  die  kleineren  Zöglinge  versah  er  Orga¬ 
nistendienste  in  verschiedenen  Kirchen  von  Paris,  denn  er  war  selbst  im 
Klavierspiel,  in  der  Baßgeige  und  im  Orgelspiel  ausgebildet  worden.  Im 
Jahre  1828  wurde  er  ordentlicher  Blindenlehrer  am  Pariser  Nationalinstitut 
für  Blinde.  Seine  Lehrerfolge  wurden  günstig  beurteilt:  „Die  Disziplin  in 
seiner  Klasse  war  musterhaft,  denn  er  behandelte  seine  Schüler  wohl¬ 
wollend  und  mit  gütiger  Strenge.  Den  Unterricht  suchte  er  durch  Herstellung 
verschiedener  Behelfe  leicht  faßlich  zu  gestalten ;  er  schrieb  Auszüge  aus  der 
Geschichte  und  aus  anderen  Gegenständen,  die  sich  als  sehr  genaue  knappe 
Arbeiten  darstellen;  denn  er  sagte,  daß  die  Bücher  für  Blinde  mit  wenig 
Worten  viel  sagen  müßten,  da  der  Raum  nur  sparsam  zu  benützen  sei“.1) 
Im  Jahre  1819  hatte  der  französische  Arlilleriehauptmann  a.  D.  Charles 
(Josef  Julius)  Barbier  seine  „Expeditive  frangaise“  der  Akademie  der  Wissen¬ 
schaften  vorgelegt.  Das  Nationalinstitut  bezeichnete  diese  aus  12  Punkten  — 
2  neben  —  und  je  6  untereinander  —  bestehende  Geheimschrift  als  „Ecriture 
nocturne“  (1821)  und  stellte  eine  Reihe  fruchtloser  Versuche  damit  an,  um 
durch  sie  den  Antiqua-Hochdruck  Valentin  Haüy’s  vom  Jahre  1784  zu  er¬ 
setzen.  Louis  Braille  beschäftigte  sich  gründlich  mit  diesem  Problem,  und  es 
gelang  ihm  im  Jahre  1825,  nach  längeren  und  kostspieligen  Experimenten, 
die  Schrift  herauszubringen,  die  heute  als  Braille-Schrift  weltberühmt  ge¬ 
worden  ist  und  sich  als  einzig  brauchbare  Blindenschrift  durchgesetzt  hat. 
Sie  besteht  aus  den  uns  allen  bekannten  2  Punkten  neben-  und  je  3  Punkten 
untereinander.  Leider  machte  sich  im  Jahre  1829  bereits  bei  Braille,  der 
immer  zart  von  Gesundheit  war,  ein  schweres  Brustleiden  bemerkbar,  das 
trotz  aller  Pflege  und  vielfacher  Ausspannung  zu  langsamem  Siechtum  führte. 
Zufolge  seines  schlechten  Gesundheitszustandes  wurde  er  von  seinem  Klas- 
senunterricht  entlastet;  er  gab  in  der  Hauptsache  leichten  Musikunterricht 
und  lebte  im  übrigen  nach  Möglichkeit  seiner  Gesundheit.  Er  kehrte  auch 
öfter  in  seine  Heimat  zurück,  wo  auch  nach  dem  Tode  seines  Vaters  seine 
Mutter  mit  den  übrigen  Geschwistern  wohnte.  1851  verschlimmerte  sich  sein 
Zustand  derart,  daß  er  das  Krankenlager  nicht  mehr  verlassen  konnte.  Er 
machte  bald  darauf  sein  Testament,  in  dem  er  seine  Mutter  als  General¬ 
erbin  einsetzte  und  seinen  Freunden  und  Kollegen  im  Nationalinstitut  als 
Geschenk  seine  Pariser  Habseligkeiten,  insbesondere  seine  selbst  angefer¬ 
tigten  Bücher  und  Schriften  überließ.  Am  6.  Januar  1852  verstarb  er  im 
Nationalinstitut. 


i)  Mell,  Alexander:  Encyklopädisches  Handbuch  des  Blindenwesens  1900.  S.  124. 
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Die  in  der  Jugend  durch  Unfall  erworbene  Blindheit  hat  zwar  sein 
Leben  stark  beschattet,  ihn  aber  innerlich  reifer  und  zum  Wohltäter  seiner 
gesamten  Schicksalsgefährten  gemacht. 

Das  Jahr  1937  ist  für  die  internationale  Blindenwelt  bedeutungsvoll. 
Vor  100  Jahren  erschien  das  1.  größere  Werk  in  Braillescher  Blindenschrift. 
In  der  Zeitschrift  „Le  Louis  Braille“  Nr.  8  u.  9  schreibt  M.  F.  Le  Guevel 
unter  der  Ueberschrift  „Ein  Jahrhundert  Brailleschrift“  einen  interessanten 
Bericht,  den  ich  hier  fast  wortgetreu  wiedergeben  möchte: 

„Ein  Jahrhundert  ist  vergangen,  daß  im  Pariser  königl.  Nationalinstitut 
für  junge  Blinde  das  1.  Buch  in  Braille-Schrift  gedruckt  erschien.  Versuche 
gleicher  und  ähnlicher  Art  waren  auch  schon  anderwärts  gemacht  worden; 
aber  der  erste  wirklich  gelungene  Druckversuch  eines  größeren  Werkes  in 
Braille-Schrift  ist  auf  das  Jahr  1837  zurückzuführen.  Wie  alle  tastbaren 
Schriften,  so  eignete  sich  auch  die  Braille-Punktschrift  ausgezeichnet  für 
den  Hochdruck.  Bekanntlich  hatte  Valentin  Haüy  schon  seit  1784  den  Re- 
lief(hoch)druck  für  Blinde  geschaffen.  Er  ließ  Druckschriftzeichen  (Lettern) 
aus  Metall  gießen,  von  denen  ein  jedes  einen  gewöhnlichen  Buchstaben  in 
Antiqua  darstellte.  Diese  Schriftzeichen  treten  stark  ausgeprägt  hervor  und 
bilden  ein  Relief,  welches  unschwer  durch  eine  Druckpresse  in  haltbares 
Papier,  das  vorher  genäßt  wurde,  fühlbar  eingeprägt  werden  konnte.  Zweifel¬ 
los  sind  auch  unter  Zuhilfenahme  solcher  Reliefbuchstaben  die  wenigen  vor¬ 
handenen  Stücke  der  „ecriture  nocturne“  hergestellt  worden,  von  denen  noch 
einige  in  Paris  im  Museum  des  Nat.-Inst.  aufbewahrt  sind.  So  auch  die  der 
Punktstenographie  von  Charles  Barbier  vom  Jahre  1819,  die  Braille  als  Vor¬ 
lage  für  seine  Untersuchungen  benutzte.  Griff  man  doch  selbst  auf  die 
Setzbuchstaben  zurück,  als  im  Jahre  1829  die  1.  Ausgabe  des  „Procede  de 
Braille“  erschien,  in  dem  die  Beispiele  in  erhabenen  Punkten  ausgeführt, 
während  der  erklärende  Text  in  linienförmigen  Druckbuchstaben  dargestellt 
wurden.  So  hat  es  wenigstens  den  Anschein.  Jedenfalls  trägt  das  älteste 
Braille-Buch,  das  wir  gedruckt  besitzen,  eine  „Geographie  de  l’Asie“,  ver¬ 
öffentlicht  im  Jahre  1832  in  alter  Kurzschrift  von  einem  Mitschüler  Braille’s, 
dem  Engländer  Hayter,  den  Vermerk:  „imprimerie  mobile“  (d.  h.  Druckerei 
beweglicher  Lettern,  wie  man  sie  damals  auch  für  Schwarzdruckzwecke 
kannte  und  verwandte). 

Im  Jahre  1834  stellte  das  Nat.-Inst.  im  Rahmen  einer  Industrieerzeu¬ 
gungsschau  die  erste  Ausgabe  des  „Procede  de  Braille“  aus,  und  zwar  ein 
Buch,  das  nach  diesem  System  geschrieben,  und  ebenso  eines,  das  in  Punk¬ 
ten  gedruckt  war;  denn  man  hatte  Lettern  zur  Herstellung  eines  solchen 
Drucksatzes  gießen  lassen.  Zudem  erwies  sich  die  Herstellung  des  erforder¬ 
lichen  Setzmaterials,  auch  wenn  es  auf  nur  34  Setztypen  herabgemindert 
wurde,  da  man  viele  Typen  jeweils  durch  Umkehrung  beim  Satz  doppelt 
gebrauchen  kann,  als  außerordentlich  kostspielig.  Weiter  erschwerend  kam 
hinzu,  daß  das  königl.  Nat.-Inst.  zu  Paris,  als  es  sich  zur  1.  Blindendruck¬ 
ausgabe  des  „Precis  d’histoire  de  France“  (eines  Abrisses  der  Geschichte 
Frankreichs)  entschloß,  zu  einem  mehr  als  umständlichen,  allerdings  wohl 
bereits  verwendeten  Mittel  des  Druckverfahrens  griff,  welches  die  Druck¬ 
legung  wesentlich  erschwerte  und  verteuerte.  Sie  ließ  nicht  die  verschie¬ 
denen  Symbole  der  Punktschrift,  sondern  Grundlettern,  6  Punkttypen,  gießen, 
die  man  einfach  aneinandersetzte.  Dann  ging  man  daran,  alle  überflüssigen 
Punkte  mit  einem  kleinen  Stichel  (Meißel)  zu  entfernen,  bis  man  den  ge- 
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wünschten  Buchstabensatz  hatte.  Eine  so  langsame  und  ermüdende  Methode 
mußte  naturgemäß  auch  die,  die  besten  Willens  und  voller  Hoffnungen 
waren,  entmutigen,  und  es  ist  wohl  auf  diesen  Umstand  zurückzuführen, 
daß  zwischen  1837  bis  1849  das  National-Institut  nur  noch  Notenwerke  in 
Braille-Schrift  herausgab.  In  diesen  Musikalien  wurden  der  Text,  soweit  sich 
solcher  überhaupt  darin  befand,  und  die  Ziffern  des  Fingersatzes  in  linien¬ 
förmigen  Antiqualettern  wiedergegeben.  Einmal  hatte  die  Braille-Schrift 
damals  aufgehört  sich  zu  bewähren,  während  überall  Blindenbücher  dringend 
benötigt  wurden;  zum  anderen  hatte  man  nicht  die  notwendigen  Mittel  zur 
Anschaffung  des  erforderlichen  Typensetzmaterials.  Aber  die  Not  macht 
erfinderisch!  Ein  Studienaufseher  im  National-Institut,  M.  V.  Lass  d’Aguen, 
kam  im  Jahre  1849  auf  den  genialen  Einfall,  den  Drucktext  mittels  einer 
soliden  Metallschablone  zu  schreiben.  Dies  tat  er  mit  einem  Stahlstift  und 
einem  kleinen  Hammer  in  dünne  Kupferplatten,  die,  wenn  einmal  mit 
Punkten  bedruckt,  Klischees  (Druckstöcke)  darstellten,  die  man  ohne  wei¬ 
teres  in  eine  Presse  legen  und  wie  gesetzten  Buchstabentext  abziehen  konnte. 
Aber  diese  Stanzarbeit  war  ebenso  wie  die  Ausmeißelung  der  überflüssigen 
Punkte  des  Verfahrens  vom  Jahre  1830  recht  langsam  und  noch  ermüdender 
und  kniffliger.  Auch  wünschte  man  im  National-Institut  den  Ersatz  der 
Braille-Schrift  durch  den  gewöhnlichen  Typensatz  (was  vom  Standpunkt 
des  sehenden  Blindenlehrers  durchaus  zu  verstehen  ist). 

Die  zur  Herstellung  von  Blindendrucken  erforderlichen  Hilfsmittel  blieben 
nach  wie  vor  aus.  Solche  standen  erst  zur  Verfügung,  als  der  Kaiser  von 
Brasilien  in  Rio  de  Janeiro  eine  Blindenschule  errichten  und  diese  mit 
Braille-Büchern  ausstatten  wollte.  Den  Druck  dieser  Werke  gab  er  im  Jahre 
1854  dem  Pariser  National-Institut  in  Auftrag.  Er  verpflichtete  sich,  die  ge¬ 
samten  Kosten  der  zur  Drucklegung  erforderlichen  Materialien  zu  über¬ 
nehmen.  Aus  diesem  Grunde  wurden  auch  die  mit  dem  ersten  neuen  Druck¬ 
gerät  angefertigten  Lehrbücher  nicht  in  französischer,  sondern  in  portu- 
gischer  Sprache  herausgebracht.  Ab  jetzt  beginnt  für  den  Braille-Druck  ein 
goldenes  Zeitalter.  Vom  National-Institut  Paris  ausgehend  fand  die  Braille- 
Methode  schnell  in  allen  in  Frankreich  eingerichteten  Druckereien  Eingang. 
So  auch  in  den  übrigen  romanischen  Ländern  während  der  folgenden 
4  Jahrzehnte.  Gleichwohl  setzte  sich  ungefähr  gegen  Ende  des  Jahres  1875 
das  Blindenschriftplattenpunzierverfahren  neben  dem  Blindenschriftbuch¬ 
stabensetzverfahren  nach  und  nach  immer  mehr  durch,  sodaß  es  in  den 
angelsächsischen  und  germanischen  Ländern  fast  ausschließlich  eingeführt 
und  angewandt  wurde. 

Schon  im  Jahre  1867  gelang  es  Levitte,  das  Braille-Druckverfahren  auf 
Zwischenlinien(zeilen)-  und  im  Jahre  1888  Ballu,  es  sogar  auf  Zwischen¬ 
punktdruck  umzustellen.  Aber  das  Stanzen  der  Platten  und  das  Abziehen 
der  Klischees  nahmen  zu  viel  Zeit  in  Anspruch  im  Vergleich  zu  denselben 
Arbeiten  im  Normaldruck.  Ad.  Balquei,  ein  Setzer  der  Druckerei  des  National- 
Instituts,  suchte  nach  einem  Verfahren,  den  Braille-Typendruck  ebenso 
schnell  und  sparsam  wie  den  Prägedrucksatz  herzustellen,  was  ihm  unter 
Anwendung  des  Zwischenpunktdrucksatzes  und  durch  Ausnutzung  der 
Rückseite  des  Papiers  ohne  jeden  Verlust  gelingen  mußte.  Im  Jahre  1893 
fand  er  endlich  den  Weg,  so  zu  drucken,  indem  er  Lettern  konstruierte, 
von  denen  ein  jeder  neben  den  zugehörigen  Punkten  6  Grübchen  enthielt, 
die  dazu  bestimmt  waren,  die  Punkte  des  Gegendrucks  aufzunehmen.  Die 
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Buchstaben  der  Vorder-  und  diejenigen  der  Rückseite  wurden  derart  gegen¬ 
einander  versetzt,  daß  die  Punkte  der  einen  jeweils  in  die  Grübchen  der 
anderen  und  umgekehrt  druckten.  Aber  das  neue  Verfahren  verlangte 
doppelte  Platten  und  eignete  sich  nicht  zum  Abziehen  auf  den  Handpressen, 
die  man  bisher  für  den  Braille-Druck  benutzt  hatte.  Und  so  ist  es  ver¬ 
ständlich,  daß  erst  im  Jahre  1899  die  erste  Setzbuchstaben-Zwischenpunkt- 
druckausgabe  erschien.  Während  dieser  Zeit  wurden  die  ersten  Blinden- 
schriftpunziermaschinen  nach  dem  Vorbild  der  im  Jahre  1892  von  Hall, 
Chikago,  konstruierten  Braille-Schreibmaschinen  auf  den  Markt  gebracht. 
Sie  ermöglichten  ein  mindestens  doppelt  so  schnelles  Prägen  der  Platten 
als  das  des  Setzens.  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  in  der  späteren  Folge  die 
meisten  aller  Blindendruckereien,  die  bereits  bestanden  oder  gegründet 
wurden,  solche  Blindenschriftpunziermaschinen  auf  dem  schnellsten  Weg 
erwarben  und  in  den  Dienst  des  Blindendruckes  stellten.  Schnell  verbreitete 
sich  der  Maschinenprägedruck  über  die  romanischen  Länder.  In  Frankreich, 
wo  im  Jahre  1931  aus  finanzpolitischen  Gründen  die  Druckerei  des  National- 
Institutes  stillgelegt  wurde,  wird  das  Blindenschriftsetzverfahren  praktisch 
nur  noch  in  der  Druckerei  der  blinden  Schwestern  von  St.  Paul  angewandt. 
Selbst  die  Zeitschriften,  bei  denen  das  Setzverfahren  besonders  praktisch 
erschien,  werden  heute  alle  auf  maschinellem  Wege  geprägt.  Zufolge  der  Ver¬ 
vollkommnung  der  Abzugspressen  wurde  das  Abzugsverfahren  schneller, 
als  die  Bedürfnisse  es  verlangten;  denn  man  zog  immer  nur  die  erforder¬ 
liche  Anzahl  ab  (und  bei  den  Blindendrucken  handelt  es  sich  fast  nur  um 
kleine  Auflagen).  Uebrigens  ist  der  doppelseitige  Druck  einfacher  in  Punkt¬ 
als  in  Schwarzschrift;  denn  er  ist  durch  einen  einzigen  Pressehub  durch¬ 
zuführen.  Aber  die  Unkosten  der  Anschaffung  und  Unterhaltung  einer 
Handsetzerei  oder  einer  Druckerei  mit  Blindenschriftprägemaschinen  sind 
außerordentlich  hoch.  Mehrere  Erfinder  versuchten  das  Druckverfahren  ein¬ 
facher  zu  gestalten  oder  nach  Möglichkeit  die  Durchführung  der  Blinden¬ 
drucke  freiwilligen  Helfern  zu  übertragen.  Die  Verwirklichung  dieses  Ge¬ 
dankens  führte  zur  Erfindung  der  „Petite  imprimerie“  im  Jahre  1907  durch 
Ernest  Vaughan,  den  Direktor  der  „Quinze-Vingts“.  Die  Lettern  trugen  auf 
dem  einen  Ende  den  Braille-,  auf  dem  anderen  den  entsprechenden  Antiqua¬ 
buchstaben.  Demzufolge  war  man  in  der  Lage,  den  Satz  herzustellen,  ohne 
die  Braille-Schrift  zu  erlernen.  Jedoch  ein  jeder  kennt  den  Wert  der  so 
geleisteten  und  erhaltenen  Arbeit!  Was  nun  die  Vereinfachung  des  Hand¬ 
satzes  anbetraf,  so  lag  dies  schon  seit  langem  in  der  Luft.  Seit  1863  be¬ 
nutzte  die  Blindenschule  zu  St.  Louis  im  Staate  Missouri  in  den  USA.  ein 
Setzmaterial,  das  nur  aus  5  Lettern  bestand,  nämlich  aus  den  Buchstaben 
a,  b,  k,  1,  Komma,  die  miteinander  kombiniert  alle  Kombinationen  des  Braille- 
Alphabetes  herzustellen  gestatteten;  von  hier  bis  zur  völligen  Auflösung 
des  Urzeichens  des  Systems  in  seine  Elemente,  die  einzelnen  Punkte,  war 
nur  ein  Schritt.  Und  von  da  ein  weiterer  zur  Herstellung  des  Drucksatzes 
durch  bewegliche  Stifte,  die  in  eine  durchlöcherte  Platte  eingesetzt  wurden, 
die  alsdann  als  Druckstock  diente.  Aber  die  Langsamkeit  der  Arbeit  gab 
dem  Verfahren  einen  rückschrittlichen  Charakter.  Im  Jahre  1915  gelang  es 
Garin,  Comte  und  Balquet,  den  Gedanken  in  die  Tat  umzusetzen,  den 
Drucksatz  durch  bewegliche  Stifte  ebenso  schnell  wie  die  Braille-Schrift 
selbst  auf  Papier  geschrieben  herzustellen.  Neben  dieser  Vereinfachung  des 
Handsetzverfahrens  faßte  Maurice  Garin  auch  noch  eine  solche  ins  Auge, 
die  sich  auf  das  Maschinensetzverfahren  bezog.  Im  Jahre  1919  gelang  es 
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ihm,  ausreichende  Setztafeln  dadurch  zu  erhalten,  daß  man  einen  nur  mit 
paraffiniertem  Papier  beschriebenen  Text  als  Klischee  benutzte.  Dies  ge¬ 
schah,  indem  man  die  Löcher  der  Rückseite  der  Punkte  mit  einer  Mischung 
von  Gips,  Wasser  und  festem  Leim  ausschmierte. 

Seitdem  man  Hochdrucke  anfertigt,  sind  alle  Arten  von  Prägepressen  des 
Schwarzdrucks  hierfür  verwendet  worden.  Angefangen  hat  man  mit  den 
alten  Handhebelpressen,  schweren  und  langsamen,  wovon  die  alte  Büro¬ 
kopiermaschine  eine  ungefähre  Vorstellung  gibt.  Man  ist  heute  zu  den 
modernen  Rotationspressen  gelangt,  wobei  man  bei  Anwendung  des  Zwi¬ 
schenpunktdrucks  bis  zu  12  000  Seiten  inquarto  pro  Stunde  anfertigen  kann. 

Um  die  Braille-Bücher  zu  illustrieren,  ist  man  von  dem  üblichen  Ver¬ 
fahren  abgekommen,  das  man  für  die  Anfertigung  der  Zeichnungen  für 
Sehende  verwandte.  Man  ersetzte  die  gegossenen  Klischees  und  die  Gravüre 
(den  Kupferstich)  durch  einfachere  technische  Methoden,  die  sich  mehr  dem 
Geist  des  Hochdruckes  anpaßten,  nämlich  der  Prägung  und  der  Matrize. 
Demgemäß  hat  der  Blindendruck  gleichzeitig  an  allen  Vervollkommnungen 
des  Normaldruckes  und  ebenso  an  allen  Verbesserungen,  die  das  Braille- 
Schriftverfahren  selbst  mit  sich  brachte,  teilgenommen.  Es  ist  aus  dem 
Uebergang  dieser  Schrift  von  Papier  auf  Metall  ein  universelles  Verfahren 
hervorgegangen,  das  heute  überall  zur  Herstellung  erhabener  Punkte,  näm¬ 
lich  die  maschinelle  Punktprägung  oder  die  Stereotypie  führte.  Wenn  dieses 
Verfahren  bei  uns  den  Handsatz  verdrängt  hat,  so  ist  das  auf  die  Tatsache 
zurückzuführen,  daß  es  keine  Unterlage  (Negativ)  benötigt,  wie  das  beim 
Normaldruck  der  Fall  ist.  Aber  die  Anfertigung  des  Drucksatzes  ist  und 
bleibt  eine  knifflige  Angelegenheit;  denn  ein  auf  Zinkplatten  punzierter 
Text  ist  kaum  zu  korrigieren,  wenigstens  nur  in  beschränktem  Umfang. 
Durch  Handsatz  läßt  sich  zufolge  seiner  Beweglichkeit  vorteilhafter  eine 
Erstauflage  hersteilen,  von  der  man  ohne  jede  Schwierigkeit  einen  pun- 
zierten  Drucksatz  für  weitere  Auflagen  hersteilen  kann.  Wie  dem  auch  sei, 
wenn  nicht  eine  Revolution,  immerhin  möglich,  aber  kaum  anzunehmen, 
kommt,  die  die  technischen  Methoden  der  Buchdruckerkunst  völlig  umwirft, 
dann  kann  man  etwa  seit  15  Jahren  das  Zeitalter  der  Untersuchungen  und 
der  Verbesserungen  des  Punktdrucks  als  abgeschlossen  betrachten.  Die 
Jahrhundertfeier  des  Braille-Drucks  fällt  zusammen  mit  dem  höchst  erreich¬ 
baren  Stand  der  Produktionsmittel.  Trotz  aller  Bemühungen  bleiben  diese 
jedoch  kostspielig.  Denn  die  Unkosten  einer  Blindenschriftausgabe  verteilen 
sich  angesichts  der  wenigen  Benutzer  auf  eine  so  beschränkte  Zahl  von 
Exemplaren,  daß  man  gezwungen  ist,  um  den  Verkaufspreis  im  Einklang 
mit  den  Einnahmen  der  Käufer  zu  bringen,  sie  unter  Selbstkostenpreis  ab¬ 
zugeben,  wenn  man  sie  nicht  völlig  kostenlos  verteilen  will.  Es  ist  wirklich 
bewunderungswürdig,  mit  welchen  Opfern  sich  die  Blindenfürsorge  dem 
Braille-Druck  widmet;  denn  sie  hat  es  trotz  der  Wirtschaftskrise  dank  der 
Wohltätigkeit  ihrer  Geber  ermöglicht,  die  Blindendruckausgaben  zu  erhöhen 
und  zu  verbessern.  Zweifellos:  alle  Wünsche  können  nicht  auf  einmal  er¬ 
füllt  werden.  Aber  welch  abgrundtiefer  Unterschied  besteht  zwischen  der 
verhältnismäßigen  Ueberfülle,  an  der  wir  uns  heute  erfreuen,  und  dem 
völligen  Mangel  an  Blindenbüchern,  der  seiner  Zeit  das  Erscheinen  des 
Abrisses  der  französischen  Geschichte  im  National-Institut  zu  Paris  als  be¬ 
sonderes  Ereignis  begrüßen  ließ.“ 

Die  von  Le  Guevel  genannten  Verbesserungen  des  Blindendruckver¬ 
fahrens  sind  von  nationaler  Warte  aus  gesehen.  Uns  allen  ist  bekannt,  daß 
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Männer  wie  Kuli  und  Hinze  in  Deutschland  bahnbrechend  durch  ihre  Setz¬ 
apparate  und  Punziermaschinen  für  die  ganze  Welt  gewirkt  haben. 

„Emil  Kuli,  Direktor  der  städtischen  Blindenanstalt  in  Berlin,  geboren 
am  15.  Februar  1854  zu  Wangerin  in  Pommern  als  Sohn  eines  Drechsler¬ 
meisters;  er  ward  zum  Lehramte  bestimmt,  machte  demnach  die  Präparanden- 
anstalt  zu  Plathe  und  von  April  1871  bis  1874  das  Lehrerseminar  in  Pölitz 
durch.  Sodann  kam  Kuli  als  Lehrer  an  die  Blindenanstalt  nach  Stettin- 
Neu-Torney.  Nach  Ablegung  der  zweiten  Prüfung  im  Jahre  1876,  und  weil 
eine  feste  Anstellung  an  der  Blindenanstalt  kaum  zu  erwarten  war,  ging 
Kuli  nach  Berlin  als  Lehrer  an  eine  Privatschule  und  trat  später  in  städtische 
Dienste  als  Lehrer  des  Waisenhauses  zu  Rummelsburg  bei  Berlin.  Hier 
interessierte  sich  für  ihn  als  früheren  Blindenlehrer  der  Stadtschulrat  Dr. 
Bertram  und  berief  ihn  bei  Gründung  der  städtischen  Blindenanstalt  1878 
zum  Leiter  derselben,  wo  er  sodann  den  Titel  Rektor  und  später  Direktor 
erhielt.“ *) 

Er  beschäftigte  sich  schon  früh  mit  der  Frage  des  Blindendrucks,  ver¬ 
folgte  den  ausländischen  eifrig  und  konstruierte  verschiedene  Verfahren. 

Eine  Beschreibung,  wie  man  doppelte  Blechplatten  mit  einer  Rillentafel, 
einem  Prägestift  und  einem  Hammer  für  Druckwerke  herstellt,  befindet  sich 
in:  „Blindenfreund“,  Jg.  2,  1882,  S.  204. 

Das  nächste  uns  von  ihm  bekanntgegebene  Blindenschriftdruckgerät 
bringt  Jg.  19,  1899,  S.  125  des  „Blindenfreund“.  Dort  setzt  Kuli  Blinden¬ 
schriftlettern  in  Zeilen  und  prägt  diese  dann  in  doppelte  Zinkblechplatten 
ein,  um  Matrize  und  Patrize  zu  erhalten.  Es  handelt  sich  bereits  hier  um 
Zwischenpunktdruck. 

Um  1890  ließ  er  bei  der  Firma  Wiggert  in  Berlin  seine  Punziermaschine 
bauen.  Gefalzte  Metallplatten  wurden  in  einen  eisernen  Rahmen  gelegt,  der 
den  Zeilentransport  bewirkte.  Die  Buchstaben  wurden  mit  einem  von  Form 
zu  Form  verstellbaren,  mechanisch  geführten  Punzierstift  von  oben  nach 
unten  in  die  doppelten  Platten  gestanzt.  Doch  mußte  jeder  Punkt  einzeln 
wie  bei  einer  Schreibtafel  angesetzt  und  geprägt  werden.  Das  Verfahren 
war  negativ  und  durch  die  Schreibung  der  einzelnen  Punkte  umständlich 
für  einseitigen  und  doppeltseitigen  Zwischenzeilen-  und  Punktdruck.  Im 
Jahre  1895  wurde  die  Kullsche  Punziermaschine  durch  die  Hinze-Punzier- 
maschine  ersetzt  und  verdrängt. 

Er  kam  auf  den  einfachen  aber  genialen  Gedanken,  die  von  Hall  und 
später  von  Picht  bei  der  Blindenschriftschreibmaschine  angewandte  Methode 
auf  die  Blindendrucksetzmaschine  anzuwenden,  sodaß  jedes  der  63  Symbole 
des  Braille’schen  Alphabetes  durch  einen  Fingersatz  niedergedrückt  und 
auf  der  Maschine  in  doppelte  Blechplatten  geprägt  wurde.  Gleichzeitig  war 
die  Maschine  so  eingerichtet,  daß  sie  nicht  negativ  nach  KulPscher  Art, 
sondern  positiv  prägte,  sodaß  der  Setzer  das  von  ihm  Punzierte  sofort  nach¬ 
prüfen  konnte.  Die  Maschine  ist  für  einseitigen,  doppelseitigen,  Zwischen¬ 
linien-  und  Zwischenpunktdruck  eingerichtet.  Weiter  gibt  es  drei  Schrift¬ 
arten:  Groß-  (Normal),  Mittel-  und  Kleindrucksatz.  Der  erstere  wird  im 
allgemeinen  für  Bücher,  insbesondere  Lehrbücher  und  wissenschaftliche 
Werke,  der  zweite  für  Zeitschriften,  der  dritte  nur  selten  für  Nachschlage- 

i)  Mell,  Alexander:  Eneyklopädisches  Handbuch  des  Blindenwesens.  1900. 
S.  434/35. 
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werke,  bei  denen  es  sich  nicht  um  ein  flüssiges  Lesen  handelt,  angewandt. 
Sowohl  die  Zeilen-  als  auch  die  Formverschiebung  werden  automatisch 
durch  Verrücken  des  Setzrahmens  bewirkt.  England,  die  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  und  nach  dem  Kriege  die  American  Braille  Press  in 
Paris  haben  von  der  Hinze-Punziermaschine  abweichende  Blindenschrift- 
prägemaschinen  herausgebracht,  bei  welcher  die  zu  beprägende  Platte  nicht 
horizontal  auf  der  Tischplatte  liegt,  sondern  vertikal  vor  dem  Gesicht  des 
Setzers  hängt.  Die  Ansichten  darüber,  welche  Methode  zweckmäßiger  ist, 
gehen  auseinander.  Die  Marburger  Blindenstudienanstalt  hat  im  Jahre  1925 
die  Hinze-Maschine,  die  nur  mit  Fußhebelbetrieb  hergestellt  wurde,  elek¬ 
trifiziert.  Bis  zum  Jahre  1935  wurde  diese  Maschine  bei  der  Firma  Auerbach 
in  Berlin  hergestellt,  dann  ging  die  Fabrikation  an  die  Firma  Hammer  und 
Söhne  in  Aschersleben  über,  bis  sie  im  Jahre  1936  mit  allen  Patent-  und 
Fabrikationsrechten  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  übertragen  wurde. 

Im  Jahre  1912/13  gab  der  Blinde  Haake  sein  Stiftesetz verfahren  be¬ 
kannt.  Er  hatte  eine  Metallplatte  mit  Löchern  konstruiert,  in  die  man  Setz¬ 
stifte  nach  Belieben  einsetzen  und  herausnehmen  konnte.  Der  fertige  Druck¬ 
satz  wurde  mit  Papier  bedeckt,  dieses  wurde  durch  eine  wringmaschinen¬ 
ähnliche  Presse  gedreht,  und  man  erhielt  den  Abzug.  Auf  dieses  Verfahren 
gehen  die  im  Jahre  1917  von  Toni  Mahler,  Leipzig,  und  die  im  Jahre  1921 
von  Carl  Strehl  zum  Patent  angemeldeten  plattenlosen  Braille-Druckver¬ 
fahren  zurück.  Das  erstere  wird  noch  heute  im  Leipziger  Blindendruck¬ 
verlag  angewandt;  es  hat  sich  jedoch  nicht  bewährt,  da  jede  Neuauflage 
mit  der  Anfertigung  eines  neuen  Drucksatzes  und  somit  einer  neuen  Kor¬ 
rektur  verbunden  ist.  Das  letztere  wird  lediglich  für  Rückenschildprägungen 
benutzt.  Neuerdings  haben  die  Gebr.  Buhs  in  Hamburg  ein  Verfahren 
ersonnen,  das,  wenn  es  nicht  so  kompliziert  und  kostspielig  wäre,  vielleicht 
Zukunft  hätte.  Sie  kehren  zum  Setzverfahren  zurück,  doch  setzen  sie  nicht 
Lettern  mit  den  positiven  Schriftzeichen,  sondern  Schablonen  mit  Löchern. 
Der  so  gesetzte  Satz,  der  evtl,  mittelst  Setzmaschine  angefertigt  und  ge¬ 
schlossen  werden  kann,  wird  dann  Zeile  um  Zeile  an  einer  Zeile  von  40 
Formen  zu  je  6  Punkten  vorübergeführt  und  angepreßt.  Die  Stifte  sind 
beweglich.  Wo  Löcher  sind,  stoßen  sie  durch  und  prägen  sich  auf  das  durch 
eine  Gummiwalze  angepreßte  Papier  ein.  Wo  keine  Löcher  sind,  findet 
keine  Prägung  statt.  Wenn  auch  dieses  Verfahren  maschinell  durchgeführt 
wird,  so  kann  man  beliebig  hohe  Auflagen  in  relativ  kurzer  Zeit  bewerk¬ 
stelligen.  Aber  auch  diese  neue  Erfindung  hat  wie  die  alte  Blindenschrift- 
typographie,  angefangen  beim  Haüy’schen  bis  zum  Vaughan’schen  und 
Kull’schen  Verfahren,  den  Nachteil,  den  auch  das  Leipziger  Verfahren  mit 
ihnen  teilt,  daß  bei  Neuauflagen  jeweils  ein  neuer  Drucksatz  angefertigt 
werden  muß.  Dieser  Umstand  ist  nicht  geeignet,  die  Blindenschrift  zu  ver¬ 
billigen  oder  zu  verbessern.  Ich  möchte  an  dieser  Stelle  nicht  von  den 
unzähligen  anderen  Verfahren  sprechen,  die  in  den  letzten  Jahrzehnten 
Mittel  und  Wege  suchten,  die  Braille-Schrift  zu  verdrängen  oder  die  Druck¬ 
schrift  mechanisch  in  Braille-Schrift  umzusetzen.  Etwas  besseres  als  das, 
was  Louis  Braille  uns  im  Jahre  1825  gab,  wird  man  nach  menschlichem 
Ermessen  für  den  Blinden,  um  ihm  die  Kulturschätze  der  Welt  zugängig 
zu  machen,  kaum  finden.  Radio,  Film,  sprechendes  Buch  u.  a.  mehr  sind 
nur  Nebenbehelfe,  aber  keine  Ersatzmittel.  Selbst  das  vorgelesene  Wort 
kann  die  Braille-Schrift  nie  verdrängen.  Aber  wir  wünschen  und  hoffen, 
daß  es  gelingen  möge,  ein  Mittel  zu  finden,  das  den  Braille-Druck  noch 
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schöner  und  noch  billiger  herstellt.  Die  6  Punkte  an  sich  sind  und  bleiben 
für  die  Blinden  der  Welt  das  Ideal,  nachdem  selbst  die  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas  im  Jahre  1932  endgültig  zum-  Braille-System  übergegangen 
sind  und  das  bis  dahin  noch  teilweise  abweichende  Wait’sche  System  oder 
den  New-York-Point  aufgegeben  haben. 

Zurückblickend  und  zusammenfassend  möchte  ich  behaupten,  daß  Louis 
Braille  für  die  Blinden  das  bedeutet,  was  Guten berg  für  die  Sehenden  ge¬ 
wesen  ist.  Louis  Braille  ist  der  geniale  Erfinder  und  Wohltäter,  der  uns 
das  Studium  der  gesamten  sprachlichen  und  musikalischen  Kulturschätze 
erschließt,  ohne  daß  wir  dabei  auf  fremde  Hilfe  angewiesen  sind.  Er  hat 
als  Blinder  den  Blinden  durch  diese  6  Punkte  die  dunkeln  Schatten  ihres 
Lebens  verscheucht,  ihnen  die  geistige  Freiheit  und  Unabhängigkeit  wieder¬ 
gegeben  und  dadurch  Licht  und  Sonne  in  unser  irdisches  Dasein  gebracht. 

Mögen  diese  Ausführungen  dazu  beitragen,  Louis  Braille  im  Jahre  der 
hundertjährigen  Wiederkehr  des  ersten  Druckes  uns  im  richtigen  Lichte 
erscheinen  zu  lassen.  In  der  Geschichte  des  Blindenwesens  wird  er  neben 
den  Namen  Valentin  Haüy,  Johann  Wilhelm  Klein  und  Dr.  August  Zeune 
die  hervorragendste  Stellung  einnehmen,  und  die  gesamte  internationale 
Blindenwelt  wird  sich  seiner  in  steter  Dankbarkeit  erinnern. 

Im  Laufe  dieses  Jahres  ist  in  Paris  ein  Ausschuß  gegründet  worden, 
der  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  Mittel  zu  *  sammeln,  um  in  abseh¬ 
barer  Zeit  an  einem  geeigneten  Platze  in  Paris  ein  der  Größe  der  Persön¬ 
lichkeit  Louis  Braille’s  und  der  Bedeutung  seiner  Erfindung  für  die  Blinden 
würdiges  Denkmal  zu  schaffen.  Möge  es  uns  vergönnt  sein,  hier  einen  Teil 
unseres  Dankes  unserem  Wohltäter  abzustatten. 


Der  Blinde  als  Büroangestellter 

Von  Dr.  C.  Strehl 

Unsere  heutige  Zeit  ist  bemüht,  jeden  einzelnen  Volksgenossen  nach 
Maßgabe  seiner  Fähigkeiten  in  den  allgemeinen  Arbeitsprozeß  einzureihen. 
Je  mehr  Personen  in  diesen  Kreis  der  Schaffenden  einbezogen  werden, 
desto  geringer  wird  die  Last  der  öffentlichen  Fürsorge,  sodaß  es  im  eigenen 
Interesse  des  Staates  liegt,  möglichst  vielen  einen  Arbeitsplatz  zuzuweisen. 
So  ist  man  auch  ernsthaft  bemüht,  die  Gebrechlichen,  insbesondere  die 
Blinden,  erwerbsfähig  zu  machen  und  sie  au  solcher  Stelle  unterzubringen, 
wo  sie  vollwertige  Arbeit  zu  leisten  vermögen.  Ein  großer  Prozentsatz  unter 
ihnen  ist  imstande,  den  fehlenden  Sinn  durch  verstärkten  Einsatz  der  ver¬ 
bliebenen  Sinne  auszugleichen  und  dadurch  zu  einer  ganzen  Reihe  von 
Berufen  befähigt  zu  werden.  Wir  finden  den  Blinden  nicht  nur  in  manueller 
Beschäftigung  in  Handwerk  und  Industrie,  sondern  viele  in  geistigen  Be¬ 
rufen,  wo  sie  als  durchaus  leistungsfähig  sich  bewährt  haben  und  aner¬ 
kannt  sind.  Es  gibt  eine  ganze  Reihe  von  Blinden,  die  zu  rein  manueller 
Arbeit  von  Haus  aus  nicht  veranlagt,  denen  aber  Gelegenheit  oder  beson¬ 
dere  Begabung  zur  Ausbildung  für  einen  akademischen  Beruf  versagt  sind. 
Hier  bieten  sich  verschiedene  andere  Erwerbsmöglichkeiten,  unter  denen 
der  Beruf  des  Maschinenschreibers,  Stenographen,  Stenotypisten  und  Kor¬ 
respondenten  besondere  Beachtung  verdient. 

Ursprünglich  war  die  Schreibmaschine  nur  die  Brücke  des  schriftlichen 
Verkehrs  Blinder  mit  Sehenden.  Vor  allem  gab  man  den  Blinden  durch 
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Zuteilung  einer  Maschine  Gelegenheit  zur  schriftlichen  Mitteilung  an  andere. 
Bald  aber  kam  man  auf  den  Gedanken,  die  erworbene  Fertigkeit  beruflich 
zu  verwerten.  Es  gelang,  anfänglich  bestehende  Bedenken  bei  Behörden 
und  privaten  Arbeitgebern  zu  zerstreuen  und  einige  Blinde  als  Maschinen¬ 
schreiber  unterzubringen.  Durch  Einzelerfolge  ermutigt,  ging  man  dazu 
über,  Gruppen  systematisch  für  diesen  Beruf  vorzubereiten  und  das  Berufs¬ 
feld  zu  erweitern. 

Wie  aber  bei  der  übermäßigen  Fülle  von  Bewerbern  in  jeder  Berufsart 
von  jedem  einzelnen  ein  Höchstmaß  von  Leistungsfähigkeit  verlangt  wird, 
um  sich  im  Wettbewerb  durchsetzen  zu  können,  so  stellt  auch  die  Tätigkeit 
des  Büroarbeiters  Anforderungen,  denen  der  Blinde  unbedingt  gewachsen 
sein  muß.  Als  notwendigste  Grundlage  hierzu  ist  eine  gediegene  Allgemein¬ 
bildung  erforderlich,  ohne  die  eine  wirklich  erfolgreiche  Arbeit  auf  die 
Dauer  nicht  zu  erzielen  ist.  Ebenso  bietet  sie  dem  künftigen  Büroange¬ 
stellten  die  beste  Gelegenheit,  sich  später  zu  gehobeneren  Posten  empor¬ 
zuarbeiten,  die  im  Bereich  der  für  ihn  bestehenden  Möglichkeiten  liegen. 

Der  Erlaß  des  Herrn  Reichs-  und  Preußischen  Erziehungsministers  vom 
22.  2.  37  —  E  III  e  420  E  II  a,  E  II  e,  M  (a)  — ,  abgedruckt  im  RMinAmtsbl- 
DtschWiss.  1937  S.  91,  gibt  auch  körperlich  sonst  gesunden,  charakterlich 
einwandfreien  und  geistig  begabten  blinden  Schülern(innen)  die  Möglich¬ 
keit,  schon  nach  dem  6.  Blindenanstaltsjahr  die  Oberschule  für  Blinde  und 
Sehschwache  in  Aufbauform  bei  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  zu 
besuchen.  Nach  Ablegung  der  Obersekundareife,  also  nach  dem  9.  Schul¬ 
jahr,  können  sie  dann  ein  weiteres  Jahr  die  1  jährige  höhere  Handelsschule 
bei  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  durchmachen.  Schüler(innen),  die 
die  8  klassige  Blindenschule  durchmachen,  sich  aber  ihrer  ganzen  Veran¬ 
lagung  nach  für  den  Bürodienst  eignen,  können  die  Handelsschule  für 
Blinde  bei  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  in  2  Jahren  durchlaufen. 
In  beiden  Fällen  sind  insgesamt  nur  10  Ausbildungsjahre  erforderlich,  wäh¬ 
rend  eine  handwerkliche  Ausbildung  mit  Gesellenabschluß  in  der  Regel 
11 — 12  Jahre  bedingt. 

Die  Marburger  Blindenstudienanstalt  hat  ihrer  Oberschule  für  Blinde 
und  Sehschwache  in  Aufbauform  seit  1926  eine  2  jährige  Handels-  und  im 
Jahre  1931  eine  1  jährige  höhere  Handelsschule  angegliedert,  die  durch 
Erlaß  des  Herrn  Reichs-  und  Preußischen  Erziehungsministers  vom  6.  8.  37 
—  E  IV  Nr.  9629  —  genehmigt  worden  sind  und  eine  sorgfältige  theoretische 
und  praktische  Ausbildung  gewährleisten.  Schüler(innen),  die  mindestens 
die  Schulschlußprüfung  (Obersekundareife)  oder  eine  gleichwertige  Vor¬ 
bildung  besitzen,  gute  Kenntnisse  der  Blindenkurzschrift  sowie  der  Hand¬ 
habung  der  Normalschreibmaschine  nachweisen  können,  werden  in  der 
Regel  nach  einem  einjährigen  Besuch  den  Abschluß  der  höheren  Handels¬ 
schule  machen  können.  Treffen  diese  Voraussetzungen  nicht  zu,  sind  zum 
Abschluß  der  Handelsschulreife  2  Jahre  erforderlich,  da  ihnen  die  sonst 
bei  Sehenden  übliche  3  jährige  Lehrzeit  mit  gleichzeitiger  Berufsschul¬ 
pflicht  mangelt. 

In  den  Handelsschulabteilungen  der  Marburger  Blindenstudienanstalt 
vermitteln  besonders  ausgewählte  Fachlehrkräfte,  die  im  Unterricht  Blinder 
bewährt  und  erprobt  sind,  die  handelswissenschaftlichen  und  handelstech¬ 
nischen  Kenntnisse.  Diese  Schulstunden  sind  zwar  getrennt  von  dem  übrigen 
Unterricht;  aber  die  Teilnehmer  erweitern  und  vertiefen  ihre  schulischen 
Kenntnisse  durch  Besuch  der  obligatorischen  Unterrichtsfächer,  die,  soweit 
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angängig,  mit  dem  Unterricht  der  Oberschule  kombiniert  sind.  Es  kann  nicht 
oft  genug  betont  werden,  daß  nur  die  allerbeste,  sorgfältigste  Ausbildung 
Aussicht  auf  spätere  Erfolge  bietet.  Der  Besuch  der  Normalhandelsschule 
oder  reiner  Maschinenschreibkurse  kann  naturgemäß  den  Unterricht  von 
ausgebauten  Handelsschulen  für  Blinde,  wie  sie  die  Marburger  Blinden¬ 
studienanstalt  besitzt,  nicht  ersetzen.  Solche  Schüler(innen)  laufen  Gefahr, 
bei  Ueberangebot  an  guten  Kräften  auf  dem  Arbeitsmarkt  zurückzubleiben. 

Die  Kosten  für  den  Besuch  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  be¬ 
tragen  pro  Jahr  für  das  Schulgeld,  Ergänzung  der  Lehrmittel,  Wohnung. 
Beköstigung  und  kleinere  Ausgaben  1  080  RM.,  monatlich  90  RM.  Eine 
Normal-Standard-Büromaschine,  eine  Blindenschrift-  und  eine  Stenographier¬ 
maschine  werden  zum  Gesamtpreis  von  etwa  430  RM.  vermittelt.  Diese 
Lehrmittel  sind  nicht  nur  während  des  Studiums  unbedingt  erforderlich, 
sondern  bilden  auch  später  das  Rüstzeug  für  den  berufstätigen  blinden  Steno- 
typisten.  Die  Maschinen  können  auch  leihweise  gegen  Entgelt  gestellt  wer¬ 
den,  und  zwar  Normalschreibmaschinen  monatlich  für  10  RM.,  Blinden¬ 
schriftmaschinen  monatlich  für  2  RM. 

Die  Lehrpläne  der  Handels-  und  1  jährigen  höheren  Handelsschule  für 
Blinde  sind  laut  Erlaß  des  Herrn  Reichs-  und  Preußischen  Erziehungs¬ 
ministers  vom  13.  11.  37  —  E  IV  Nr.  14359  —  genehmigt  worden.  Sie  um¬ 
fassen  folgende  Fächer: 

Betriebswirtschaftslehre  und  Schriftverkehr 
Buchhaltung 

Kaufmännisches  Rechnen 
Englisch 

Staatsbürgerkunde  und  Volkswirtschaftslehre 

Wirtschaftserdkunde 

Deutsch 

Schnellschrift 

Maschinenschreiben 

Bürodienst 

Da  der  Unterricht  dem  Schüler  eine  Lehrzeit  ersetzen  muß,  liegt  das 
Schwergewicht  auf  fortgesetzten  praktischen  Uebungen  an  der  Stenographier¬ 
und  Schreibmaschine  (Methode  des  Arbeitsunterrichts).  Theoretische  Er¬ 
örterungen  treten  mehr  ergänzend  hinzu. 

Als  Zusatzfach  wird  der  Tachotyp  (Schnellschreiber)  gelehrt.  Blinde 
können  während  ihrer  Schulzeit  in  der  Handhabung  dieser  neuen  Maschine 
soweit  ausgebildet  werden,  daß  sie  es  zu  einer  hohen  Schreibgeschwindig¬ 
keit  bringen.  Da  der  Tachotyp  das  Niedergeschriebene  nicht  stenographiert, 
sondern  ungekürzt  in  Antiqualettern  niederschreibt,  so  kann  diese  Diktat¬ 
oder  Berichtaufnahme  von  jeder  sehenden  Maschinenschreibkraft  ohne  steno¬ 
graphische  Kenntnisse  übertragen  werden.  Der  mit  dem  Tachotypen  ausge¬ 
bildete  Blinde  ist  somit  nicht  nur  als  Maschinenschreiber  oder  Stenotypist, 
sondern  als  reiner  Stenograph  zu  verwerten.  Durch  unsere  Vermittlung 
kostet  der  Tachotyp  160  RM. 

Die  Verwendung  des  blinden  Büroangestellten  ist  mannigfaltig  trotz 
ihrer  Beschränkung.  Er  kann  als  reiner  Maschinenschreiber,  als  reiner 
Stenograph  oder  kombiniert  als  Stenotypist,  nach  einigen  Jahren  der 
Eingewöhnung  auch  als  Korrespondent  verwendet  werden.  Die  in  Mar¬ 
burg  vermittelte  Ausbildung  gibt  den  Betriebsführern  die  Gewähr  für 
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eine  größtmögliche  Vielfältigkeit  in  der  Verwertung.  So  kann  auch  der 
Blinde  Rechnungen  ausstellen,  Formulare  ausfüllen  und  längere  und  kom¬ 
pliziertere  Aufstellungen,  Worte  und  Zahlen  kombiniert,  machen.  Dabei 
ist  charakteristisch,  daß  die  von  ihm  angefertigten  Arbeiten  in  der  Regel 
einwandfrei  sind,  sodaß  Rasuren  oder  Verbesserungen  nicht  in  Frage 
kommen.  Die  Durchschnittsstenographiergeschwindigkeit  unserer  blinden 
Absolventen  liegt  zwischen  150 — 180  Silben,  die  Durchschnittsanschlag¬ 
geschwindigkeit  zwischen  240 — 300  Anschlägen  in  der  Minute.  Das  in 
Blindenschrift  aufgenommene  Stenogramm  liest  der  Blinde  flott  und  über¬ 
trägt  es  mit  seiner  Normalschreibmaschine  in  die  Reinschrift.  Die  mit 
dem  Tachotypen  (Schnellschreiber)  erzielten  Geschwindigkeiten  sind  indi¬ 
viduell.  Sie  werden  durchschnittlich  150 — 180  Silben  in  der  Minute  beim 
Abgang  des  Schülers  betragen,  sind  aber  im  Laufe  der  Zeit  auf  240  Silben 
und  mehr  zu  steigern. 

Eine  moderne,  zur  Bedienung  durch  Blinde  von  der  Firma  Siemens 
&  Halske  herausgebrachte  halbautomatische  Lehr-Telefonzentrale  steht  zur 
Verfügung,  an  der  der  blinde  Handelsschüler  im  Laufe  des  Kursus  theore¬ 
tisch  ausgebildet  wird,  um  in  Betrieben,  die  Telefonvermittlung  als  Neben¬ 
arbeit  fordern,  mit  Erfolg  verwendet  zu  werden. 

Bestimmte  Voraussetzungen  müssen  allerdings  bei  dem  Blinden,  der 
die  Handelsschulabteilungen  der  Blindenstudienanstalt  besucht,  vorhanden 
sein.  Es  sind  erforderlich  eine  gewisse  Schnelligkeit  und  Gewandtheit  in 
der  Auffassung,  ferner  trockene  und  geschickte  Hände.  Vor  allem  aber  muß 
der  Blinde  eine  widerstandsfähige  Gesundheit  besitzen;  denn  der  Beruf 
des  Maschinenschreibers,  Stenographen,  Stenotypisten  oder  Korrespondenten 
verlangt  einen  überaus  hohen  Einsatz  von  Nervenkraft  und  Konzentration. 
Sein  Auftreten  muß  einwandfrei,  seine  Haltung  korrekt,  sein  Aeußeres  ge¬ 
pflegt  sein. 

Der  mit  guten  Kenntnissen  und  technischen  Fertigkeiten  ausgerüstete 
blinde  Büroarbeiter  ist  in  jedem  größeren  behördlichen  oder  privaten  Be¬ 
triebe  verwendbar.  Voraussetzung  ist,  daß  sich  der  Arbeitgeber,  Bürochef 
und  die  sehenden  Mitarbeiter,  vornehmlich  in  der  ersten  Zeit,  seiner  an¬ 
nehmen  und  ihm  mit  kleinen  technischen  und  mechanischen  Hilfeleistungen 
zur  Hand  gehen.  Zweckmäßig  wird  es  sein,  ihm  einen  Arbeitsplatz  einzu¬ 
räumen,  an  dem  er  ungestört  arbeiten  kann,  und  der  es  ihm  ermöglicht, 
seine  technischen  Behelfe  unterzubringen,  sowie  im  Bedarfsfälle  die  Hilfe 
eines  Sehenden  in  Anspruch  zu  nehmen.  Ist  der  Blinde  erst  einmal  ein¬ 
gewöhnt,  dann  wird  er  genau  wie  der  sehende  Stenotypist  arbeiten.  Sollte 
den  Chef  das  leise  Geräusch  der  Blindenstenographiermaschine  beim  Diktat 
stören,  ist  es  empfehlenswert,  dasselbe  fernmündlich  zu  vermitteln,  wie  dies 
in  größeren  Betrieben  bereits  üblich  ist,  soweit  der  Arbeitgeber  es  nicht 
vorzieht,  mit  dem  Diktaphon  zu  arbeiten.  Es  besteht  auch  die  Möglichkeit, 
daß  der  Chef  das  Stenogramm  spricht,  der  Blinde  es  in  die  Diktiermaschine 
wiederholt  und  dann  die  Uebertragung  von  der  Walze  auf  die  Maschine 
vornimmt.  Den  Gepflogenheiten  des  Arbeitgebers  wird  sich  der  blinde  Ma¬ 
schinenschreiber,  Stenograph,  Stenotypist  und  Korrespondent  durchaus  an¬ 
passen.  Für  die  Uebergangszeit  ist  eine  gewisse  Nachsicht  erforderlich,  damit 
die  bei  der  Ausübung  des  Berufes  durch  die  Blindheit  gegebenen  Hem¬ 
mungen  und  Hindernisse  überwunden  werden  und  der  Blinde  sich  in  sein 
Tätigkeitsfeld  einarbeiten  kann.  Sind  einmal  die  ersten  Schwierigkeiten  und 
Hindernisse  beseitigt,  dann  wird  der  Blinde  seinen  Mann  stehen  und  durch 
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Arbeitseifer,  Betriebstreue  und  Kameradschaft  die  Nachteile  des  Gebrechens 
auszugleichen  bemüht  sein. 

Nach  Abschluß  der  theoretischen  und  praktischen  Ausbildung  der  blin¬ 
den  Handelsschüler(innen)  ist  die  Blindenstudienanstalt  stets  bemüht,  sie 
in  geeigneten  Stellen  unterzubringen.  Seit  dem  22.  6.  36  sind  wir  für  das 
Gebiet  des  deutschen  Reiches  als  nichtgewerbsmäßige  Arbeitsvermittlung 
und  Berufsberatung  für  blinde  Geistesarbeiter  anerkannt,  insbesondere  für 
solche,  die  die  Marburger  Blindenstudienanstalt  besucht  haben.  Durch  schrift¬ 
liche  Eingaben,  Referenzen,  Gutachten,  sowie  durch  persönliche  Fühlung¬ 
nahme  in  Unterredungen  und  Besprechungen  werden  behördliche  und  private 
Betriebe  mit  der  Verwendungsmöglichkeit  Blinder  als  Maschinenschreiber, 
Stenographen,  Stenotypisten  oder  Korrespondenten  bekannt  gemacht. 

Von  den  bisherigen  92  ausgebildeten  Handelsschülern(innen)  sind,  so¬ 
weit  sie  die  vorschriftsmäßigen  Lehrgänge  beendet  haben,  80°/o  in  fremde 
Betriebe  vermittelt.  Die  restlichen  20°/o  sind  selbständige  Kaufleute  gewor¬ 
den  oder  haben  sich  dem  Studium  zugewandt,  wobei  ihnen  die  erworbenen 
Kenntnisse  gute  Dienste  leisten.  10  besuchen  z.  Zt.  die  einjährige  höhere, 
8  die  zweijährige  Handelsschule. 

Behörden,  Anstalten,  Blinde  oder  deren  Eltern  weisen  wir  ausdrücklich  auf 
diese  Handelsschulabteilungen  für  blinde  Maschinenschreiber,  Stenographen, 
Stenotypisten  und  Korrespondenten  hin.  Auskünfte  erteilt  die  Direktion  der 
Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11,  Fernruf  2771. 


Neue  Vergünstigungen  für  Blinde 
bei  der  Bürgersteuer 

Von  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Bei  der  Neufassung  des  Bürgersteuergesetzes  vom  20.  11.  37  (RGBl.  I 
S.  1261)  sind  die  Vorschriften  über  die  Besteuerung  Blinder  geändert  wor¬ 
den.  Die  Vergünstigungen  werden  nach  wie  vor  nur  auf  Antrag  gewährt. 
Jeder  berufstätige  Blinde  muß  daher  sofort  einen  entsprechenden  Antrag 
stellen,  u.  zw.  an  sein  zuständiges  kommunales  Steueramt,  nicht  an  das 
Finanzamt.  » 

I.  Bemessungsjahr 

Besteuerungsgrundlage  ist  grundsätzlich  das  Einkommen,  nur  in  Aus¬ 
nahmefällen,  die  für  Blinde  kaum  praktisch  werden  dürften,  das  Vermögen. 
Und  zwar  kommt  das  Einkommen  in  dem  sogenannten  Bemessungsjahr 
in  Frage. 

Bemessungsjahr  ist  gemäß  §  6  Abs.  1  Ziffer  1  des  Gesetzes  das  vor 
dem  Stichtag  abgelaufene  Kalenderjahr.  Stichtag  ist  nach  §  3  der  10.  10. 
des  dem  Erhebungsjahr  vorangegangenen  Kalenderjahrs  (Stichtagsjahr). 

Für  die  jetzige  Erhebung  der  Bürgersteuer  ist  demnach  Erhebungsjahr 
das  Jahr  1938,  Stichtagsjahr  das  Jahr  1937  und  Bemessungsjahr  das  Jahr 
1936.  Die  Bürgersteuer  wird  also  nach  dem  Einkommen  im  Jahre  1936 
bemessen. 

II.  Lohn-  und  Gehaltsempfänger 

Die  Vergünstigungen  sind  verschieden,  je  nachdem,  ob  der  Steuer¬ 
pflichtige  einen  selbständigen  Beruf  betreibt  oder  als  Lohn-  und  Gehalts- 
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empfänger  tätig  ist.  Die  grundlegende  Bestimmung  findet  sich  in  §  17  Abs.  1 
Ziff.  3  des  Gesetzes. 

Diese  Vorschrift  bringt  eine  neue  Vergünstigung  für  Arbeitnehmer,  die 
nicht  veranlagt  werden,  sondern  eine  Steuerkarte  besitzen.  Und  zwar  gilt 
die  Vergünstigung  für  Kriegsbeschädigte  und  gleichgestellte  Personen.  Zu 
den  gleichgestellten  Personen  gehören  die  Friedensblinden. 

Das  Gesetz  selbst  spricht  nicht  von  Friedensblinden,  sondern  nur  von 
Kriegsbeschädigten  und  gleichgestellten  Personen.  Wer  zu  dem  Kreis  der 
Gleichgestellten  gehört,  ergibt  sich  aus  Ziffer  21  des  Runderlasses  vom 
20.  11.  37  (Reichssteuerblatt  S.  1196).  Diese  Vorschrift  enthält  einen  aus¬ 
drücklichen  Hinweis  auf  §  26  der  Lohnsteuerdurchführungsverordnung 
und  Abschnitt  IV  2  und  3  der  Lohnsteuerrichtlinien  (Reichssteuerblatt  1937 
S.  281).  §  26  der  Lohnsteuerdurchführungsverordnung  stellt  im  Buchstaben  e 
ausdrücklich  alle  Blinden  mit  den  Kriegsbeschädigten  mit  Pflegezulage  gleich. 
Diese  Gleichstellung  findet  sich  auch  noch  im  §  26  der  zweiten  Lohnsteuer¬ 
durchführungsverordnung  vom  6.  2.  38  (RGBl.  I  S.  149). 

So  ergibt  also  der  angeführte  Runderlaß  vom  20.  11.  37,  daß  die  Ver¬ 
günstigung  sowohl  kriegsblinden  als  auch  friedensblinden  Lohn-  und  Ge¬ 
haltsempfängern  gewährt  wird. 

Die  Vergünstigung  hat  folgenden  Inhalt:  Grundsätzlich  ist  Bemessungs¬ 
grundlage  für  die  Höhe  der  Bürgersteuer  das  Einkommen  des  Steuerpflich¬ 
tigen  im  Bemessungsjahr.  Bei  dem  genannten  Personenkreis  sind  jedoch 
vom  Einkommen  zwei  Beträge  abzuziehen,  nämlich  erstens  ein  Betrag  von 
500  RM.  und  zweitens  der  auf  der  Steuerkarte  des  Bemessungsjahres  ver¬ 
merkte  steuerfreie  Betrag. 

Dies  sei  an  einem  Beispiel  erläutert:  Nehmen  wir  an,  daß  ein  Erblin¬ 
deter  im  Jahre  1936  ein  monatliches  Gehalt  von  600  RM.  bezog,  und  daß 
auf  seiner  Steuerkarte  ein  steuerfreier  Betrag  von  400  RM.  monatlich  ver¬ 
merkt  ist.  Dann  betrug  sein  Roheinkommen  im  Jahre  1936  7  200  RM.  Von 
diesem  Roheinkommen  sind  abzuziehen  erstens  500  RM.  und  zweitens 
12x400  =  4  800  RM.  Grundlage  für  die  Bemessung  der  Bürgersteuer  im 
Jahre  1938  ist  also  lediglich  ein  Betrag  von  1  900  RM. 

III.  Selbständige  Berufe 

Die  gesetzliche  Regelung  bezieht  sich  nur  auf  Lohn-  und  Gehalts¬ 
empfänger.  Sie  wird  aber  ausdrücklich  durch  die  bereits  erwähnte  Ziffer  21 
des  Runderlasses  vom  20.  11.  37  auf  selbständige  Berufe  erweitert.  Hier 
heißt  es:  „§  17  Abs.  1  Ziffer  3  BStG.  ist  sinngemäß  auch  auf  Kriegsbe¬ 
schädigte  und  Gleichgestellte  anzuwenden,  die  zur  Einkommensteuer  ver¬ 
anlagt  werden  (Hinweis  auf  Abschnitt  EV.  der  Veranlagungsrichtlinien, 
Reichssteuerblatt  1937  S.  217).“ 

Die  Veranlagungsrichtlinien,  auf  die  hier  hingewiesen  wird,  gewähren 
den  selbständigen  Kriegs-  und  Friedensblinden  bekanntlich  einen  Freibetrag 
von  3  000  RM.  Die  sinngemäße  Anwendung  des  §  17  Abs.  1  Ziffer  3  BStG. 
würde  also  bedeuten,  daß  vom  Einkommen  im  Bemessungsjahr  ein  Betrag 
von  3  500  RM.  abzuziehen  ist. 

Beispiel:  Hatte  ein  selbständiger  Blinder  im  Jahre  1936  ein  Einkommen 
von  5  000  RM.,  und  ist  ihm  bei  der  Bemessung  der  Einkommensteuer  ein 
Freibetrag  von  3  000  RM.  gewährt  worden,  so  ist  Grundlage  für  die  Bürger¬ 
steuer  1938  ein  Betrag  von  1  500  RM. 
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IV.  Wirkungen  der  besprochenen  Vorschriften 

Die  Wirkungen  der  besprochenen  Vorschriften  sind  mannigfacher  Art. 

Hat  das  Einkommen  im  Bemessungsjahr  den  Freibetrag  nicht  über¬ 
stiegen,  so  ist  der  Betreffende  bürgersteuerfrei. 

Uebersteigt  das  Einkommen  im  Bemessungsjahr  den  Freibetrag,  so  hat 
die  Vergünstigung  regelmäßig  zur  Folge,  daß  die  Besteuerungsgrundlage 
sich  in  einem  Maße  ermäßigt,  daß  er  in  eine  niedrigere  Stufe  kommt. 

Knüpfen  wir  an  die  obigen  Beispiele  an.  Bei  einem  Gehalt  von  7  200 
RM.  beträgt  der  Steuermeßbetrag  gemäß  §  8  des  Gesetze^  12  RM.  Da  bei 
den  blinden  Gehaltsempfängern  die  Besteuerungsgrund’  J  e  ücht  das  tat¬ 
sächliche  Gehalt  von  7  200  RM.,  sondern,  wie  oben  eri  ein  Betrag 

von  1  900  RM.  ist,  so  beträgt  bei  ihnen  der  Steuermeßbetn.^  ^!so  nur  6  RM. 
In  diesem  Fall  beträgt  also  die  Bürgersteuer  des  Erblindeten  die  Hälfte 
dessen,  was  ein  Sehender  mit  gleichem  Gehalt  entrichten  muß. 

Entsprechend  ist  die  Wirkung  in  dem  obigen  Beispiel  des  selbständigen 
Berufs.  Bei  einem  Einkommen  von  5  000  RM.  im  Bemessungsjahr  beträgt 
der  Steuermeßbetrag  9  RM.  Bei  den  Blinden  ermäßigt  sich  die  Besteuerungs¬ 
grundlage  auf  1  500  RM.  Der  Steuerm  ßbetrag  beträgt  also  nur  6  RM. 

Schließlich  ist  noch  die  Wirkung  auf  die  Kinderermäßigung  gemäß  §  9 
des  Gesetzes  zu  erwähnen.  Gemäß  der  mehrfach  erwähnten  Ziffer  21  des 
Runderlasses  vom  20.  11.  37  sind  die  Kinderermäßigungen  gemäß  §  9  des 
Gesetzes  entsprechend  dem  niedrigeren  Einkommen  zu  gewähren. 

Nach  §  9  Absatz  3  des  Gesetzes  ist  nämlich  die  Kinderermäßigung  ver¬ 
schieden,  je  nachdem  das  Einkommen  im  Bemessungsjahr  2  400  RM.  über¬ 
steigt  oder  nicht. 

Beträgt  das  Einkommen  nicht  mehr  als  2  400  RM.,  so  ermäßigt  sich  der 
Steuermeßbetrag  um  je  2  RM.  für  das  zweite  und  jedes  weitere  Kind.  Ist 
das  Einkommen  höher,  so  ermäßigt  sich  der  Steuermeßbetrag  für  das  zweite 
und  dritte  Kind  nur  um  1  RM.,  erst  vom  vierten  Kind  ab  um  je  2  RM. 

Es  wird  also  sehr  häufig  sein,  daß  infolge  der  Vorschrift  des  §  17 
Abs.  1  Ziffer  3  des  Gesetzes  der  Blinde  hinsichtlich  der  Kinderermäßigung 
in  die  günstigere  Stufe  einrücken  wird.  Fassen  wir  noch  einmal  den  oben 
erwähnten  blinden  Lohn-  und  Gehaltsempfänger  mit  einem  jährlichen  Ein¬ 
kommen  von  7  200  RM.  ins  Auge.  Besteuerungsgrundlage  ist  bei  ihm  nur 
ein  Betrag  von  1  900  RM.  Sein  Steuermeßbetrag  ist  also,  wenn  er  3  Kinder 
hat,  um  4  RM.  zu  ermäßigen,  während  die  Ermäßigung  bei  einem  Sehenden 
mit  gleichem  Einkommen  nur  2  RM.  beträgt. 

Hat  er  gar  4  Kinder,  so  braucht  er  überhaupt  keine  Bürgersteuer  zu 
zahlen.  Zunächst  ermäßigt  sich  gemäß  §  8  sein  Steuermeßbetrag  von  12  RM. 
auf  6  RM.,  und  dann  tritt  eine  nochmalige  Ermäßigung  von  6  RM.  ein, 
sodaß  keinerlei  Bürgersteuer  zu  zahlen  ist. 
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bei  der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  Postscheck¬ 
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Vergangene  und  fremde  Rechtszustände 

Aus:  das  deutsche  Blindenrecht,  IV.  Abschnitt 
Von  Dr.  R.  Kraemer,  Heidelberg 
(Fortsetzung) 

28.  Stück.  Das  römische  Zwölftafelgesetz  und  seine  griechischen  Vorbilder 

Bei  den  meisten  Völkern  bestand  zu  Beginn  ihrer  Geschichte  offenbar 
der  Brauch,  sich  der  verkrüppelten  und  schwächlichen  Kind«,”  ^fesurfders 
aber  der  lebensuntüchtigen  Knaben  durch  Aussetzung  z\Äitledigen.  Das 
war  nicht  Grausamkeit,  sondern  Notwendigkeit,  denn  erlauf  Viehzucht 
und  Seefahrt,  auf  Jagd  und  Krieg  gestellte  Leben  der  lyier  verlangte 
kräftige  Glieder  und  gesunde  Sinne.  Bei  dem  starken  Geöurtenüberschuß, 
den  jugendliche  Völker  aufzuweisen  pflegen,  steht  das  Leben  des  Neu¬ 
geborenen  ohnehin  nicht  so  hoch  im  Wert  wie  das  des  Erwachsenen  und 
genießt  demgemäß  schwächeren  Rechtsschutz.  Vielfach  erlangt  das  Kind 
erst  dadurch  Rechtsfähigkeit,  daß  es  vom  Familienoberhaupt  durch  förm¬ 
liche  Handlung  anerkannt  wird.  So  wurde  bei  den  alten  Germanen  das 
Neugeborene  dem  Vater  zu  Füßen  gelegt,  damit  dieser  es  aufhebe  und 
dadurch  feierlich  in  den  Rechtsschutz  der  Sippe  aufnehme. 

Dieser  Sachlage  entspricht  die  Vorschrift  des  römischen  Zwölftafel¬ 
gesetzes  aus  dem  Jahr  451  v.  Chr.,  daß  der  Vater  einen  auffallend  miß¬ 
gestalteten  Knaben  sogleich  —  d.  h.  wohl  gleich  nach  der  Geburt  — 
töten  solle. 

Aehnliche  Sitten  sollen  nach  K.  Schwarz1 2)  in  den  altgriechischen  Stadt¬ 
staaten  geherrscht  haben,  deren  Rechtsordnungen  nach  der  Ueberlieferung 
die  Vorbilder  für  das  römische  Gesetz  gewesen  sind.  Nur  in  Theben  war 
die  Kindsaussetzung  bei  Todesstrafe  verboten3).  Dagegen  soll  sie  auch 
bei  Arabern,  Chinesen,  Indern,  Aegyptern  und  Germanen  in  früherer  Zeit 
in  Uebung  gestanden  haben  sowie  bei  den  meisten  Naturvölkern4). 

Ob  unter  den  wegen  ihrer  Mißgestalt  zu  tötenden  Kindern  im  Sinne 
des  Zwölftafelgesetzes  auch  Blinde  zu  verstehen  sind,  läßt  sich  nicht  sicher 
feststellen,  ist  aber  mit  großer  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,  zumal  bei 
solchen,  die  ohne  Augen  oder  mit  verunstalteten  Augen  geboren  wurden. 

Mehr  als  achthundert  Jahre  mußten  vergehen,  bis  die  letzten  Reste 
jener  altrömischen  Rechtsauffassung  überwunden  waren,  nach  der  dem 
Familienvater  die  Gewalt  über  Leben  und  Tod  seiner  Kinder  zustand5) 
als  Ausfluß  der  väterlichen  Gewalt  (patria  potestas)  und  damit  auch  das 
Aussetzungsrecht  (ius  exponendi).  Erst  seit  Valentinian  I.  374  n.  Chr.6) 
wurde  die  vom  Vater  verübte  Tötung  unmündiger  Kinder  wie  eine  andere 
Tötung  bestraft. 

Das  Blindenrecht  Roms  stand  also  in  der  ältesten  Zeit  wie  anderswo 
unverkennbar  auf  der  ersten  Entwicklungsstufe. 


1)  Bruns  S.  22  Tabula  IV,  1 :  „(Cicero  de  leg.  III,  8,  19)  cito  necatus  tamquam 
ex  XII  tabulis  insignis  ad  deformitatem  puer“. 

2)  S.  1. 

3)  K.  Schwarz  S.  1. 

4)  Bücher  S.  1. 

5)  ius  vitae  ac  necis. 

6)  Liszt  S.  318. 
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29.  Stück.  Corpus  Juris  Civilis 

Im  Corpus  iuris  civilis  des  oströmischen  Kaisers  Justinianus  aus  dem 
Jahr  533/34  n.  Chr.  tritt  uns  ein  vollkommen  ausgestaltetes  Gesetzesrecht 
entgegen,  auf  dem  bekanntlich  auch  unser  deutsches  Privatrecht  bis  1900 
zu  einem  großen  Teil  beruht  hat.  Man  ist  daher  zu  der  Erwartung  be¬ 
rechtigt,  daß  dieses  einflußreichste  Gesetzbuch  der  abendländischen  Welt 
auch  eingehende  blindenrechtliche  Bestimmungen  enthalte.  Und  so  ist  es. 
Die  hauptsächlichsten  Fragen  des  Blindenrechts,  wie  sie  auch  heute  noch 
im  Privatrecht  auftauchen,  sind  dort  geregelt:  die  Gebrechlichkeitspflegschaft, 
die  Zulassung  zum  Vormundschaftsamt,  das  Blindentestament,  die  Kauf¬ 
anfechtung  wegen  Irrtums. 

A.  Das  Vormundschaftsrecht 

Das  römische  Recht  unterscheidet  zwei  Arten  von  Bevormundung *) : 
die  tutela  und  die  cura.  Tutela  ist  Vormundschaft  über  Kinder;  cura  ist 
entweder  Vormundschaft  über  Erwachsene  —  Geisteskranke,  Verschwender, 
jüngere  Leute  —  oder  aber  Pflegschaft  zwecks  Vermögensverwaltung  (gestio) 
z.  B.  für  Gebrechliche  (cura  debilium  personarum)  oder  für  einen  Abwesen¬ 
den  oder  für  die  Leibesfrucht.  Der  wesentliche  Unterschied  ist  von  den 
römischen  Juristen  auf  die  klare  Formel  gebracht  worden:  Der  Tutor  wird 
für  die  Person,  der  Curator  für  das  Vermögen  bestellt  (tutor  personae, 
curator  rei  datur). 

In  vorteilhaftem  Gegensatz  zum  deutschen  BGB  (§  1910)  findet  sich 
im  Corpus  iuris  eine  Gebrechlichkeitspflegschaft  (cura  debilium  personarum) 
nur  über  Geisteskranke,  Taube,  Stumme  und  dauernd  Kranke1  2),  nicht  aber 
über  Blinde.  Einer  der  größten  römischen  Rechtsgelehrten,  Julius  Paulus, 
aus  dem  3.  Jahrhundert  n.  Chr.  schließt  sogar  die  Pflegschaft  über  den 
Blinden  ausdrücklich  aus,  weil  sich  dieser  selbst  einen  Geschäftsführer  er¬ 
nennen  könne3).  Gegenüber  den  Verfassern  unseres  Bürgerlichen  Gesetz¬ 
buches  zeigt  sich  in  diesem  Punkte  ein  deutliches  Ueberlegensein  der 
klassischen  römischen  Rechtswissenschaft  an  Lebensklugheit  wie  an  Folge¬ 
richtigkeit. 

Wie  nach  heutigem  Recht,  so  war  auch  nach  dem  Corpus  iuris  Ge¬ 
brechlichkeit  ein  zureichender  Grund,  die  Uebernahme  einer  tutela  oder 
cura  abzulehnen4)  (excusatio  voluntaria)  und  eine  bereits  übernommene 
tutela  niederzulegen  5). 

Als  curator  wurde  ein  Blinder  nicht  zugelassen6),  dagegen  als  tutor, 
was  sich  daraus  ergibt,  daß  keine  Gesetzesstelle  seine  Zulassung  zur  tutela 
verbietet.  Nach  L  17  D  26,1  mußte  ein  geisteskranker,  tauber  oder  stummer 
tutor  durch  einen  anderen  ersetzt  werden  (excusatio  necessaria),  nicht  aber 
ein  blinder.  L  16  D  26,8  stellt  außerdem  ausdrücklich  fest,  daß  der  tutor 
auch  nach  erfolgter  Erblindung  für  seinen  Mündel  handeln  kann. 

Zunächst  überrascht  die  erleichterte  Zulassung  zur  tutela,  die  doch 
mehr  Umsicht  und  Verantwortung  erfordert  haben  muß  als  die  cura.  Die 

1)  Sohm  S.  624. 

2)  §  4  Inst.  I  23;  L  8,  §  3  D  26,5 ;  vergl.  auch  L  3  §  3  D  3,1 ;  L  19  L  20  D  42,5. 

3)  Paulus  sententiarum  Lib.  IV,  12,9.  „caeco  curator  dari  non  potest  quia  ipse 
sibi  procuratorem  instituere  potest“.  Collectio  Bd.  II  S.  106. 

4)  C  5,  68  (67). 

5)  L  40  pr.  D  27,1. 

6)  L  3  C  5,34. 
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Erklärung  findet  sich  wohl  in  dem  Wesen  der  tutela,  wie  es  durch  ihren 
geschichtlichen  Ursprung  bedingt  ist.  Sie  war  zuerst  weniger  eine  Fürsorge¬ 
einrichtung  für  den  Mündel1)  als  vielmehr  eine  Maßnahme  zur  Erhaltung 
des  Vermögens  zugunsten  des  nächsten  Erben,  dem  auch  die  tutela  als  ein 
Bestandteil  der  Erbschaft  zufiel.  Demgemäß  mag  wohl  im  Corpus  iuris  die 
Auffassung  nachgewirkt  haben,  daß  für  die  Vergebung  der  tutela  nicht  das 
Wohl  des  Mündels  den  Ausschlag  geben  soll,  sondern  die  Interessen  des¬ 
jenigen,  der  durch  Verwandtschaft  den  ersten  Anspruch  auf  Uebertragung 
dieses  Amtes  hatte. 

B.  Das  Blindentestament2) 

L  3  C  6,22  bringt  zunächst  den  allgemeinen  Grundsatz:  sehr  alten  Leuten 
und  den  Gebrechlichen  ist  es  unbenommen,  ein  Testament  zu  errichten, 
sofern  sie  bei  völlig  klarem  Verstände  sind.  Schon  Paulus  hatte  die  Testier¬ 
fähigkeit  der  Blinden  ausdrücklich  festgestellt,  weil  sie  imstande  seien, 
„Zeugen  herbeizurufen  und  die  ihnen  vorgetragene  Zeugenaussage  zu 
hören“3).  Durch  einen  ins  Corpus  iuris  aufgenommenen  sehr  ausführlichen 
Erlaß  aus  Konstantinopel  vom  1.  Juni  521  hat  dann  Justinian  die  Form¬ 
erfordernisse  des  Blindentestaments  genau  geregelt.  Rechtspolitisch  handelte 
es  sich  dabei  um  die  doppelte  Aufgabe,  den  Blinden,  die  ja  weder  lesen 
noch  schreiben  konnten,  gegenüber  der  immer  mehr  aufkommenden  schrift¬ 
lichen  Testamentsform  die  Möglichkeit  der  Testamentserrichtung  zu  erhalten 
und  die  Gefahr  von  Betrug  und  Fälschung  tunlichst  einzudämmen.  Ange¬ 
sichts  der  Tatsache,  daß  sich  die  Spuren  dieses  Erlasses  der  Rechtsentwick¬ 
lung  von  fast  anderthalb  Jahrtausenden  unverwischt  eingedrückt  haben, 
möge  er  hier  im  Wesentlichen  wiedergegeben  sein;  L  8  C  6,22:  nach  reif¬ 
licher  Erwägung  bestimmen  wir,  daß  Blinde  ihren  letzten  Willen  nur  münd¬ 
lich  errichten  können  und  zwar  in  Gegenwart  der  auch  sonst  gesetzlich 
vorgeschriebenen  sieben  Zeugen  und  eines  Notars  (tabularius).  Diesen  Zeugen 
muß  der  Blinde  zunächst  eröffnen,  daß  sie  zu  ihm  gerufen  sind,  weil  er 
mündlich  testieren  wolle.  Sodann  muß  der  Blinde  Namen  und  Stand  der 
Erben  genau  angeben,  damit  kein  Zweifel  entstehe,  sowie  die  Erbteile  und 
Vermächtnisse  deutlich  bestimmen.  Ist  dies  alles  von  dem  Notar  eigen¬ 
händig  in  Gegenwart  der  sieben  Zeugen  niedergeschrieben,  von  den  Zeugen 
eigenhändig  unterzeichnet  und  von  ihnen  wie  vom  Notar  untersiegelt,  so 
soll  ein  solches  Testament  völlig  zu  Recht  bestehen;  ebenso,  wenn  die  letzt¬ 
willige  Verfügung  inhaltlich  nur  wie  ein  Codizill  ausgestaltet  ist.  Da  sich 
jedoch  der  menschliche  Geist,  zumal  wenn  er  durch  den  Gedanken  an  den 
Tod  beunruhigt  wird,  nicht  alles  sofort  ins  Gedächtnis  zurückrufen  kann, 
so  soll  es  den  Blinden  frei  stehen,  ihren  letzten  Willen  aufschreiben  zu 
lassen,  von  wem  sie  wollen.  Diese  Schrift  muß  sodann  von  dem  Notar  dem 
Erblasser  samt  sämtlichen  Zeugen  laut  vorgelesen  werden,  hierauf  ist  von 
dem  Blinden  laut  zu  erklären,  daß  er  die  Schrift  als  seinen  letzten  Willen 
anerkenne  und  daß  das  Vorgelesene  seine  Willensmeinung  wiedergebe. 
Schließlich  muß  die  Schrift  von  allen  Zeugen  unterschrieben  und  wie  oben 
erwähnt  von  den  Zeugen  und  dem  Notar  untersiegelt  werden.  Weil  aber 
nicht  überall  ein  Notar  zu  Gebote  steht,  so  verordnen  wir,  daß  da,  wo 
keiner  zu  haben  ist,  ein  achter  Zeuge  zugezogen  werde,  der  die  Obliegen- 

1)  Sohm  S.  624  ff. 

2)  Vergl.  Kipp,  Erbrecht  S.  37. 

3)  Paulus  III.  Buch  IV  a  §  4.  Collectio  S.  82. 
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heiten  des  Notars  zu  erfüllen  hat.  Das  so  errichtete  Testament  kann  einem 
beliebigen  Zeugen  zur  Aufbewahrung  übergeben  werden. 

Das  Codizill,  eine  erleichterte  Form  der  schriftlichen  letztwilligen  Ver¬ 
fügung,  die  nur  Vermächtnisse  und  Auflagen  enthalten  durfte,  war  den 
Blinden  als  solches  nicht  zugänglich.  Gegenüber  dem  ordentlichen  schrift¬ 
lichen  Testament  hatte  das  Blindentestament  den  Nachteil,  daß  sein  Inhalt 
nicht  geheim  gehalten  werden  konnte.  Denn  daß  7  oder  8  Zeugen  ohne  amt¬ 
liche  Verpflichtung  Stillschweigen  bewahren,  ist  höchst  unwahrscheinlich. 

Gemäß  einem  Senatsbeschluß  vom  Jahre  61  n.  Chr.1)  wurde  das  Testa¬ 
ment  meist  auf  Wachstafeln  geschrieben,  d.  h.  in  den  Wachsüberzug  mit 
einem  Metallgriffel  eingeritzt.  Einem  Blinden  wird  wohl  diese  Art  zu  schrei¬ 
ben  ganz  unmöglich  gewesen  sein.  Je  zwei  dergestalt  beschriebene  Tafeln 
wurden  sodann  mit  der  beschriebenen  Seite  nach  innen  aufeinander  gelegt 
und  mit  einem  Faden  zugeschnürt,  an  dem  die  7  oder  8  Zeugen  ihre  Siegel 
anzubringen  hatten.  Nach  §  12  Inst.  2,10  konnte  auch  Pergament  oder 
Papier  benützt  werden. 

Als  Testamentszeugen  waren  Blinde  selbstverständlich  nicht  zugelas¬ 
sen2),  weil  es  hier  ja  darauf  ankam,  zu  sehen,  was  und  von  wem  geschrie¬ 
ben  und  unterschrieben  wurde.  §  6  Inst.  2,10  zählt  zwar  unter  den  Zeugen¬ 
unfähigen  nur  Weiber,  Sklaven,  Unmündige,  Wahnsinnige  und  Taubstumme 
namentlich  auf,  dagegen  nicht  Blinde.  Diese  sind  jedoch,  wie  Puchta3)  ein¬ 
leuchtend  ausführt,  in  der  Aufzählung  nicht  deshalb  weggelassen,  weil  man 
sie  als  zeugnisfähig  anerkennen  wollte,  sondern  vielmehr  aus  dem  Grunde, 
weil  ihre  Zeugnisunfähigkeit  den  römischen  Rechtsgelehrten  eine  Selbst¬ 
verständlichkeit  war. 

C.  Erbfähigkeit 

L  1  §  2  D  37,8  bestimmt,  daß  auch  ein  Stummer,  Tauber  oder  Blinder 
den  Nachlaßbesitz  erlangen  kann,  sofern  er  die  erforderliche  Einsicht  be¬ 
sitzt.  Dieser  Besitz  wurde  in  der  Regel  dadurch  erlangt4),  daß  der  Prätor 
den  Berechtigten  auf  seinen  Antrag  in  den  Besitz  einwies.  In  der  Ein¬ 
weisung  lag  zugleich  eine  Entscheidung  über  das  Erbrecht.  Somit  bringt 
die  erwähnte  Gesetzesstelle  zum  Ausdruck,  daß  die  Blindheit  keinerlei  Be¬ 
einträchtigung  in  der  Erbfähigkeit  zur  Folge  habe. 

D.  Geschäftsanfechtung  wegen  Irrtums  oder  Sachmangels 

In  Anlehnung  an  Ulpian,  einen  Juristen  von  maßgeblichstem  Einfluß 
auf  die  Digesten,  wirft  L.  11  D  18,1  die  Frage  auf:  wie,  wenn  der  Käufer 
blind  war?  Kann  man  Uebereinstimmung  über  den  Kaufgegenstand  auch 
dann  annehmen,  wenn  er  von  einer  Partei  nicht  gesehen  worden  ist?  Nach 
Ulpian  wird  folgendermaßen  entschieden:  Wenn  sich  der  Irrtum  auf  eine 
nebensächliche  Eigenschaft  des  Kaufgegenstandes  bezieht,  so  soll  er  der 
Gültigkeit  unschädlich  sein.  Bezieht  er  sich  aber  auf  eine  wesentliche  Eigen¬ 
schaft,  so  ist  der  Kauf  nichtig.  L  11  §  1  D  18,1:  „wenn  ich  eine  Jungfrau 
zu  kaufen  glaubte  und  diese  bereits  Frau  ist,  so  wird  der  Kauf  gültig  sein; 
denn  es  waltete  in  dem  Geschlecht  kein  Irrtum  ob.  Wenn  ich  dagegen  ein 
Weib  verkauft  habe,  Du  aber  einen  Sklavenknaben  zu  kaufen  glaubtest, 

1)  Rabel  S.  522  ff. 

2)  Sohm  S.  693,15;  Leonhard  bei  Birkmeyer  S.  172. 

3)  Anm.  zu  §  465. 

4)  Sohm  S.  658  ff. 


33 


so  ist  das  Geschäft  nichtig,  weil  ein  Irrtum  im  Geschlecht  Vorgelegen  hat“. 
Man  vergleiche  dazu  §  119  Abs.  2  unseres  BGB,  wo  diese  Frage  im  gleichen 
Sinne  geregelt  ist.  • 

Verkaufte  jemand  einen  blinden  Sklaven,  ohne  den  Käufer  auf  das 
Gebrechen  aufmerksam  zu  machen,  so  konnte  er  trotzdem  nach  L  14  §  10 
D  21,1  wegen  dieses  Mangels  nicht  in  Anspruch  genommen  werden,  weil 
man  annahm,  daß  ein  solcher  Fehler  für  den  Käufer  ohne  weiteres  erkenn¬ 
bar  sei,  also  keinen  heimlichen  oder  verheimlichten  Sachmangel  darstelle. 
Die  Tatsache,  daß  sich  die  römischen  Juristen  über  derartige  Rechtsfälle 
die  Köpfe  zerbrochen  haben,  läßt  wohl  den  Schluß  zu,  daß  zu  jener  Zeit 
tatsächlich  blinde  Sklaven  umgesetzt  worden  sind,  woraus  sich  eine  Aner¬ 
kennung  des  Blinden  als  wirtschaftlich  bewertete  Arbeitskraft  ergeben  würde. 

E.  Kinder-  und  Kranken  schütz 

Gegen  die  damals  offenbar  verbreitete  Unsitte,  Neugeborene  in  Kirchen 
oder  auf  Straßen  auszusetzen,  wendet  sich  eine  stark  entrüstete  Verordnung 
Justinians  vom  13.  Dez.  541,  die  als  Novelle  153  ins  Corpus  iuris  aufge¬ 
nommen  ist.  Sie  bestimmt,  daß  derart  ausgesetzte  Kinder  aus  der  Sklaverei 
befreit  sein  sollen,  auch  wenn  sie  ursprünglich  einem  Herrn  unwiderleglich 
zu  eigen  gehört  hatten. 

Ebenso  sollte  der  Sklave  frei  sein,  der  von  seinem  Eigentümer  wegen 
anscheinend  hoffnungsloser  Erkrankung  im  Stich  gelassen  worden  war. 
Unter  den  Begriff  der  Krankheit  fiel  nach  L  1  §  7  D  21,1  auch  die  Blindheit. 

Außerdem  wird  die  Kinderaussetzung  als  ein  Verbrechen  des  Mordes 
mit  den  schwersten  Strafen  bedroht. 

Wir  sehen  hier  deutliche  Ansätze  eines  staatlichen  Schutzes  für  Kranke 
und  Schwache,  wie  ihn  der  christliche  Staat  unter  dem  gewaltigen  Einfluß 
der  christlichen  Gedankenwelt  mit  innerer  Notwendigkeit  ausbilden  mußte. 

F.  Amtszulassung 

Zweimal  wird  im  Corpus  iuris  ausgesprochen,  daß  ein  Blinder  das 
Richteramt  verwalten  könne1).  Ebenso  war  ihm  der  Senatorenrang  zugäng¬ 
lich2).  Dagegen  wurde  er  als  Prozeß  Vertreter  (nach  heutigem  Sprachgebrauch 
Rechtsanwalt)  nicht  zugelassen,  weil  er,  wie  es  in  L  1  §  5  D  3,1  heißt,  die 
Hoheitszeichen  der  Obrigkeit  nicht  sehen  und  deshalb  die  vorgeschriebene 
Ehrenbezeugung  nicht  machen  könne.  So  sei  es  einmal  vorgekommen,  daß 
ein  Blinder  namens  Publilius  von  seinem  Führer  Brutus  verkehrt,  d.  h.  mit 
dem  Rücken  gegen  den  Richterstuhl  gesteltl  wurde,  als  er  einen  Antrag 
Vorbringen  wollte.  Dem  äußerst  strengen  Formensinn  des  Römers  war  offen¬ 
bar  die  Möglichkeit  solcher  Verstöße  so  peinlich,  daß  man  die  Blinden  tun¬ 
lichst  vom  Auftreten  vor  Gericht  fernzuhalten  suchte.  Immerhin  weist  der 
Wortlaut  des  betreffenden  Gesetzes  darauf  hin,  daß  ihnen  wenigstens  das 
Erscheinen  in  eigner  Sache  gestattet  war3). 

Ein  Amt  der  Staatsregierung  sollte  dem  Inhaber  auch  nach  erfolgter 
Erblindung  erhalten  bleiben.  Dagegen  sollte  die  Bewerbung  um  ein  neues 
Amt  für  Blinde  unbedingt  ausgeschlossen  sein4). 


1)  L  1  §  5  D  3,1;  L  6  D  5,1. 

2)  L  1  §  5  D  3,1. 

3)  L  1  §  5  D  3,1  in  Verbindung  mit  L  1  §  1  D  3,1. 

4)  L  1  §  5  D  3,1. 
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30.  Stück.  Altdeutsches  Recht 

In  den  frühesten  Zeiten  der  uns  bekannten  germanischen  Rechtsbildung, 
etwa  in  den  Jahrhunderten  der  Völkerwanderung,  war  die  Waffenfähigkeit 
unerläßliche  Voraussetzung  der  vollen  Rechtsfähigkeit.  Mit  dem  Schwert 
stand  oder  fiel  der  freie  Mann  für  sein  Recht.  Es  gab  weder  Zwangsvoll¬ 
streckung  noch  Pfandnahme  mit  obrigkeitlicher  Hilfe1).  Der  Berechtigte  war 
gegenüber  einer  widerstrebenden  Gegenpartei  darauf  angewiesen,  das  er¬ 
strittene  Urteil  durch  Waffengewalt  im  Wege  der  Fehde  selber  zu  ver¬ 
wirklichen. 

Im  Rechtsgang  war  der  rechtsförmliche  Zweikampf  vor  Gericht  vielfach 
einziges  oder  wenigstens  letztes  Beweismittel,  wenn  der  Beweis  auf  andere 
Weise  nicht  erbracht  werden  konnte.  Wollte  sich  der  Beklagte  durch  einen 
Eid  mit  Eideshelfern  von  der  Klage  losschwören,  so  war  der  Kläger  be¬ 
rechtigt,  ihm  diesen  Ausweg  durch  eine  Herausforderung  zum  Zweikampf 
abzuschneiden2).  Auch  die  Urteilsschelte,  eine  Art  Berufung,  wurde  durch 
einen  gerichtlichen  Waffengang  entschieden3):  wer  das  erste  Urteil  nicht 
anerkennen  wollte,  konnte  es  mit  einer  gegen  den  Urteilsfinder  gerichteten 
Klage  anfechten,  die  im  Zweikampf  vor  Gericht  ausgetragen  wurde.  Ferner 
war  es  zulässig,  gegen  den  Zeugen  der  Gegenpartei  mit  einer  kampfbedürf¬ 
tigen  Meineidsklage  vorzugehen.  Noch  in  der  fränkischen  Zeit,  im  6. — 9. 
Jahrhundert  entschieden  die  Zeugen  mit  der  Waffe  über  eine  etwaige 
Zwiespältigkeit  ihrer  Aussagen4),  und  als  Beweismittel  kommt  der  Zwei¬ 
kampf  auch  noch  im  späten  Mittelalter  vor5).  Wurde  die  Echtheit  einer 
Urkunde  angefochten,  so  mußten  nach  salischem  Recht  die  Zeugen,  nach 
ribuarischem  auch  der  Schreiber  im  Zweikampf  dafür  einstehen. 

Die  Anwendung  von  Waffengewalt  zur  rechtlichen  Selbsthilfe  hat  sich 
in  der  Ritterschaft  als  Fehderecht  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  erhalten. 
Noch  länger  lebte  in  gewissen  Ständen  der  geregelte  Zweikampf  fort  als 
anerkannte  Form  zum  Austrag  bestimmter  Rechtsstreitigkeiten. 

In  seiner  reckenhaften  Kampffreudigkeit  faßte  der  germanische  Volks¬ 
geist  den  Ausgang  des  Kampfes  als  Gottesurteil  auf:  wer  das  bessere  Recht, 
wer  die  Wahrheit  auf  seiner  Seite  hat,  dem  werden  die  Götter  oder  später 
der  Christengott  den  Sieg  schenken6). 

Da  nun  der  Gebrechliche  kampfunfähig  war,  mußte  er  mit  Notwendig¬ 
keit  auch  prozeßunfähig  sein.  Eine  Stellvertretung  des  mündigen  Mannes 
im  Rechtsstreit  gab  es  nicht.  Dem  Lahmen,  der  damit  seine  Mündigkeit 
einbüßte,  wurde  ein  „Kampfvormund“  bestellt7).  Die  Vermutung  liegt  nahe, 
daß  man  auch  dem  Blinden  einen  solchen  Kampfvormund  gegeben  hat8). 
Eine  quellenmäßige  Bestätigung  dafür  konnte  jedoch  nicht  gefunden  werden. 

Wie  Edgar  Loening  —  leider  ohne  Quellenangabe  —  mitteilt9),  wurden 
die  Blinden  nach  altfriesischem  Recht  bei  lebendigem  Leibe  beerbt,  waren 

1)  Brunner  S.  20. 

2)  Brunner  S.  22. 

3)  Brunner  S.  22;  vergl.  auch  Fehr  S.  10. 

4)  Brunner  S.  80. 

5)  Brunner  S.  166. 

6)  Vergl.  Fehr  S.  8. 

7)  Brunner  S.  166. 

8)  Vergl.  Stobbe  Bd.  IV  S.  613  N.  2. 

9)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  III.  Band  S.  86. 
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aber  durch  einen  Anspruch  auf  lebenslänglichen  Unterhalt  geschützt,  genau 
wie  im  Gesetzbuch  des  Yajnavalkya  (140). 

Noch  ungünstiger  als  die  Kampfsitten  der  ältesten  Zeit  wirkte  auf  die 
Rechtsstellung  der  Blinden  eine  Neubildung  ein,  die  auf  Gesellschaft  und 
Recht  des  Mittelalters  einen  weithin  gestaltenden  Einfluß  gehabt  hat:  das 
Lehen.  Um  sich  eine  große  und  kampfgeübte  Reiterei  zu  schaffen,  ver¬ 
liehen  die  fränkischen  Könige  und  die  Großen  des  Reichs  Grundbesitz  an 
geeignete  Dienstmannen,  die  dafür  die  Pflicht  zur  Heerfahrt  übernahmen, 
d.  h.  die  Verpflichtung,  ihrem  Lehensherrn  in  Fehde  und  Krieg  zu  Pferd 
zu  folgen. 

Bald  wurde  das  Anrecht  auf  die  Belehnung  erblich1),  und  damit  ent¬ 
stand  die  Frage,  ob  ein  Lehen  auch  auf  einen  gebrechlichen,  also  dienst¬ 
untauglichen  Erben  übergehen  solle.  Die  älteren  Rechte  verneinen,  wenn 
es  sich  um  angeborene  Gebrechen  handelt,  wollen  aber  im  übrigen  den 
Lehensmann  in  seinem  Besitze  lassen,  wenn  die  Gebrechlichkeit  erst  nach 
erfolgter  Belehnung  eingetreten  ist.  So  das  langobardische  Lehnrecht  Lib.  II 
Tit.  36.  Ebenso  bestimmt  der  um  1230  entsandene  Sachsenspiegel  in  seinem 
Landrechtsbuch  Art.  4:  „wirt  ok  ein  kint  geboren  stum  oder  handelos  oder 
votelos  oder  blint,  das  is  wol  erve  to  lantrechte  unde  nicht  len  erve.  Hevet 
aber  he  len  untfangen,  er  he  wurde  alsüs:  dat  verlusete  darmede  nicht“. 
(Kommt  ein  Kind  stumm,  ohne  Hände,  ohne  Füße  oder  blind  zur  Welt,  so 
erbt  es  zwar  nach  Landrecht,  nicht  aber  nach  Lehnrecht.  Hat  jedoch  der 
Betroffene  das  Lehen  empfangen  vor  Eintritt  der  Gebrechlichkeit,  so  ver¬ 
liert  er  es  dieserhalb  nicht).  Genau  dieselbe  Vorschrift  findet  sich  im  Lehn¬ 
rechtsbuch  des  Sachsenspiegels,  das  dem  gleichen  Verfasser  zugeschrieben 
wird  wie  der  Sachsenspiegel  selbst:  man  soll  niemanden  sein  Lehen  deshalb 
nehmen,  weil  er  blind  ist  oder  weil  er  erblindet2).  Wenn  auch  hiernach 
der  erblindende  Lehensträger  in  seinem  Besitz  belassen  wurde,  so  lag  doch 
in  der  Beschränkung  des  aus  ritterlichem  Geblüt  entstammten  Frühblinden 
auf  die  landrechtliche  Erbfolge  eine  überaus  schwere  Benachteiligung.  Denn 
in  aller  Regel  wird  gerade  der  Anspruch  auf  die  Uebertragung  des  Lehens 
den  eigentlichen  Wert  der  Erbschaft  dargestellt  haben.  Ganz  allgemein  ver¬ 
langt  der  Sachsenspiegel  (1.  Buch  Art.  52  §  2)  ein  gewisses  Maß  körper¬ 
licher  Rüstigkeit  als  unerläßliche  Voraussetzung  für  die  privatrechtliche 
Verfügungsfähigkeit  des  männlichen  Familienoberhauptes.  Wer  mit  Schild 
und  Schwert  gegürtet  ein  Roß  zu  besteigen  vermag  von  einem  Stein  oder 
Stumpf  aus  nicht  höher  als  eine  Daumenelle  ohne  fremde  Hilfe,  außer  daß 
ihm  Pferd  und  Steigbügel  gehalten  werden,  nur  der  soll  das  Recht  haben, 
seine  bewegliche  Habe  zu  veräußern,  zu  verleihen  oder  zu  behalten,  ohne 
daß  es  der  Zustimmung  der  Erben  bedarf.  Ist  er  dazu  nicht  mehr  imstande, 
dann  darf  er  auch  über  sein  Gut  nicht  mehr  verfügen,  auf  daß  es  den 
Erben  nicht  entzogen  werde.  Diese  Vorschrift  war  wohl  in  erster  Linie 
gedacht  als  Schutzwall  gegen  unlautere  Bestrebungen,  die  sich  das  Siechtum 
oder  die  Altersschwäche  des  Familienvaters  zunutze  machen  könnten,  um 
allerhand  Vorteile  zu  erschleichen  —  man  erinnere  sich  an  den  von  seinem 
Sohn  Jakob  betrogenen  Isaak  im  alten  Testament3).  —  Die  Spiegelstelle 
kann  aber  auch  zu  Auslegungen  in  der  Richtung  gedient  haben,  daß  durch 

!)  Brunner  S.  69. 

2)  Sachs.  Lehnrecht  Art.  36  §  2. 

3)  S.  o.  25.  Stück. 
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sie  den  körperlich  stark  behinderten  Männern  die  Verfügungsfähigkeit  ent¬ 
zogen  sei.  Nach  einer  Glosse  zu  Art.  52  §  2 *)  sollte  ein  Bürger  über  seine 
Habe  verfügen  können,  solange  er  ohne  fremde  Hilfe  auf  Wegen  und 
Straßen  zu  gehen  und  an  der  Gerichtsstätte  über  die  Dauer  der  Verhand¬ 
lung  zu  stehen  vermochte.  Der  Bauer  dagegen  war  verfügungsfähig,  so¬ 
lange  er  noch  einen  Morgen  Landes  umpflügen  konnte. 

Die  Verletzung  der  Augen  wird  nach  dem  Sachsenspiegel  II.  Buch  Art.  16 
§  5  mit  dem  halben  Wehrgeld  gesühnt,  d.  h.  mit  der  Hälfte  der  Summe, 
die  im  Falle  der  Tötung  zu  zahlen  war. 

Der  vermehrte  Sachsenspiegel  um  1400,  auch  Rechtsbuch  nach  Distinc- 
tionen  genannt,  bringt  in  Buch  I  Kap.  5  distinctio  X  eine  ausführliche  Er¬ 
läuterung  zu  jenem  Rechtssatz  über  die  Erbunfähigkeit  der  Geburtsgebrech¬ 
lichen.  Darnach  besteht  diese  Rechtsregel  sowohl  nach  kaiserlichem  Recht 
als  auch  nach  Landrecht  und  Stadtrecht  (Weichbild).  Zur  Pflege  und  Unter¬ 
haltsgewährung  war  in  erster  Linie  der  nächste  väterliche  Verwandte  ver¬ 
pflichtet  nach  Maßgabe  der  Mittel,  die  das  Erbgut  des  Gebrechlichen  ge¬ 
währte.  Dabei  war  es  ausdrücklich  untersagt,  das  Erbe  oder  das  sonstige 
Vermögen  des  Pfleglings  dem  genannten  Zwecke  auf  irgend  eine  Weise 
zu  entfremden;  denn  es  sollte  ja  zum  Unterhalt  für  die  ganze  Lebensdauer 
ausreichen.  Mit  dem  Tode  des  Gebrechlichen  fiel  dann  sein  Erbgut,  soweit 
es  noch  vorhanden  war,  den  nächsten  Verwandten  zu.  Weigerte  sich  der 
in  erster  Linie  Berufene,  Pflege  und  Unterhaltsgewährung  zu  übernehmen, 
dann  ging  diese  Verpflichtung  auf  den  darnach  Nächstverwandten  über, 
der  damit  die  Anwartschaft  auf  das  Erbgut  des  Pfleglings  nach  dessen  Tode 
erwarb.  Durch  die  Entziehung  dieser  Anwartschaft  sollte  so  der  Erstver- 
pflichtete  für  seine  Weigerung  gestraft  werden.  Uebernahm  die  Mutter  an 
Stelle  der  väterlichen  Verwandten  die  Unterhaltsgewährung  aus  dem 
Erbgut,  so  fiel  folgerichtig  die  Erbanwartschaft  ihr  zu.  Diese  Regeln  er¬ 
streckten  sich  in  gleicher  Weise  auf  Eigentum,  Erbgut  und  Lehen.  Damit 
geht  das  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  über  den  ursprünglichen  Sachsen¬ 
spiegel  hinaus,  der  die  Erbunfähigkeit  der  Gebrechlichen  auf  die  Lehens¬ 
folge  beschränkt  hatte.  Bei  nicht  angeborener,  also  erworbener  Gebrech¬ 
lichkeit  behielten  die  Betroffenen  nach  dem  vermehrten  Sachsenspiegel  die 
Befugnis,  über  ihr  Vermögen  selber  zu  verfügen,  soweit  es  die  Bedürfnisse 
des  Lebensunterhalts  erforderten.  Darüber  hinaus  aber  sollten  sie  ihren 
dereinstigen  Erben  nichts  entziehen1 2).  Ganz  frei  waren  sie  nur  in  der  Ver¬ 
fügung  über  solches  Gut,  das  sie  erworben,  nicht  ererbt  hatten. 

Der  Zweck  aller  dieser  Vorschriften  war  offenbar  ein  doppelter:  einer¬ 
seits  war  man  bestrebt,  dem  Gebrechlichen  Pflege  und  Unterhalt  dadurch 
zu  sichern,  daß  man  sein  Vermögen,  insbesondere  sein  Erbgut,  in  erster 
Linie  diesem  Zwecke  widmete  und  daß  man  seine  Verwandten  durch  die 
Belohnung  mit  der  Erbanwartschaft  zur  Uebernahme  der  Pflegeschaft  zu 
bestimmen  suchte.  Auf  der  anderen  Seite  sollte  vermieden  werden,  daß  der 
Gebrechliche  die  Sippe  in  ihrem  Besitz  über  das  unbedingt  erforderliche 
Maß  hinaus  schädige  oder  durch  ein  freies  Verfügungsrecht  gefährde.  Darin 
tritt  jene  genossenschaftliche  Eigentumsauffassung  zutage,  wie  sie  dem 
altgermanischen  Volksgeist  in  seiner  Einstellung  auf  die  Sippe  eigen  ge¬ 
wesen  ist. 


1)  Abgedruckt  bei  Grimm  S.  97. 

2)  I.  Buch  Kap.  5  Dist.  X. 
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Nach  Buch  I  Kap.  8  Dist.  II  erbte  der  älteste  Sohn  das  „hergewete“ 
(Heergeräte)  seines  Vaters  —  das  beste  Pferd  mit  Sattel  und  Zaumzeug, 
die  Waffen  und  den  Harnisch  — .  Zugleich  fiel  ihm  die  Vormundschaft 
über  seine  unmündigen  Geschwister  zu.  War  der  älteste  Sohn  aber  ein 
Krüppel,  stumm,  blind  oder  aussätzig,  so  sollte  all  das  dem  ältesten  nächsten 
väterlichen  Verwandten  (Schwertmagen)  zufallen. 

Zum  Amt  des  Vormunds  läßt  der  vermehrte  Sachsenspiegel  auch  ab¬ 
gesehen  von  dem  eben  besprochenen  Fall  die  Gebrechlichen  grundsätzlich 
nicht  zu  (I.  Buch  Kap.  49  Dist.  VII). 

Der  Schwabenspiegel,  der  um  1275  entstanden  sein  soll1),  nimmt  in 
der  Frage  der  Belehnung  den  gleichen  Standpunkt  ein  wie  der  Sachsen¬ 
spiegel:  ein  Herr  soll  seinem  Lehensmann  das  Lehen  nicht  deshalb  weg¬ 
nehmen,  weil  dieser  blind  ist  (Lehnrechtsbuch  §  59). 

Zum  Nachweis  der  für  die  Verfügungsfähigkeit  erforderlichen  Rüstigkeit 
verlangt  der  Schwabenspiegel  eine  etwas  erweiterte  Kraftprobe  (Landrechts¬ 
buch  §  52):  der  noch  verfügungsfähige  Mann  muß  hiernach  nicht  nur  be¬ 
waffnet  zu  Pferd  steigen,  sondern  auch  eine  Meile  reiten  können.  Es  ist 
natürlich  keineswegs  ausgeschlossen,  daß  auch  ein  Blinder  imstande  war, 
mit  einem  ruhigen  Tier  auf  einer  diesem  wohlbekannten  Straße  die  ver¬ 
langte  Probe  abzulegen.  Trotzdem  wird  wohl  auch  diese  Vorschrift  über¬ 
wiegend  im  Sinne  einer  Verfügungsbeschränkung  für  Blinde  aufgefaßt 
worden  sein. 

Nach  dem  Landrechtsbuch  des  Schwabenspiegels  §  59  sind  nur  die 
Jugendlichen,  die  Unverständigen  und  die  Gemütskranken  vom  Amt  des 
Pflegers  und  Vogts  ausgeschlossen,  nicht  aber  die  körperlich  Gebrechlichen. 
Denn  die  Worte  „und  hat  er  nicht  guter  sinne“  weisen  nur  auf  Gemüts¬ 
erkrankung,  nicht  auf  Sinnesfehler  hin2). 

Eine  Pflegschaft  schreibt  das  genannte  Gesetzbuch  in  §  348  für  Ver¬ 
schwender,  Unverständige  und  Verrückte  vor,  jedoch  nicht  für  körperlich 
Gebrechliche. 

An  Justinians  Novelle  zum  Schutze  der  kranken  Sklaven  werden  wir 
durch  §  71  erinnert:  gerät  ein  Leibeigener  im  Dienste  seines  Herrn  in 
Siechtum  und  vertreibt  ihn  der  Herr  von  seinem  Hause,  ohne  ihm  des 
Lebens  Notdurft  zu  gewähren  oder  sonst  zu  helfen,  obwohl  er  ihm  hätte 
helfen  können,  so  soll  der  Hörige,  nachdem  er  wieder  gesundet  ist,  von 
dieser  Zeit  an  frei  sein. 

Als  Zeugen  sind  die  Blinden  im  Schwabenspiegel  durch  §  13  des  Land¬ 
rechtsbuchs  ausgeschlossen. 

Unter  den  Verstümmelungsstrafen  (detruncatio-sematio)  des  stark  ver¬ 
rohten  mittelalterlichen  Strafrechts  kommt  die  Blendung  in  verschiedenen 
Formen  vor3):  ausschneiden,  ausreißen,  ausstechen  der  Augen.  Aus  der 
gottesdienstlichen  Tötung  geschichtlich  hervorgegangen,  wird  die  Blendung 
während  des  ganzen  Mittelalters  entweder  in  Verbindung  mit  der  Todes¬ 
strafe  oder  als  selbständiges  Strafmittel  angewandt.  Im  Jahr  988  wurde 
Papst  Johann  XVI.  wegen  seiner  Mitwirkung  bei  einem  Staatsstreich  gegen 
die  Kaisermacht  von  Otto  III.  geblendet  und  abgesetzt. 

1)  Brunner  S.  107. 

2)  Vergl.  Gengier. 

3)  Schwerin  S.  165;  vergl.  auch  Kretschmar  V  2. 
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Die  goldene  Bulle  Kaiser  Karls  IV.  von  1356,  das  Staatsgrundgesetz  des 
damaligen  Heiligen  Römischen  Reichs  Deutscher  Nation  bestimmt  in  Ka¬ 
pitel  25,  daß  zur  Kurwürde  nicht  zugelassen  werden  soll,  wer  an  einem 
anrüchigen  oder  auffallenden  Fehler  leidet,  der  dem  Betroffenen  die  Aus¬ 
übung  der  Herrschergewalt  unmöglich  macht.  Zu  solchen  Fehlern  zählt 
Loening1)  auch  die  Blindheit. 

Die  Dürftigkeit  und  erschwerte  Zugänglichkeit  der  Rechtsquellen  sowie 
die  Verschiedenartigkeit  der  einzelnen  Rechte  machen  es  unmöglich,  zu 
einem  sicheren  Urteil  über  das  Blindenrecht  der  alten  Germanen  und  des 
deutschen  Mittelalters  auf  Grund  klarer  Erkenntnisse  zu  gelangen. 

31.  Stück.  Das  gemeine  Recht  und  die  Carolina 

Um  die  Wende  von  Mittelalter  und  Neuzeit  wurde  in  Deutschland  das 
Corpus  iuris  civilis  Justinians  in  wenig  veränderter  Form  als  „gemeines 
(d.  h.  allgemeines)  Recht“  aufgenommen  und  mit  ihm  die  darin  enthaltenen 
blindenrechtlichen  Bestimmungen.  Streitig  war  hier,  ob  die  römische  Ge¬ 
brechlichkeitspflegschaft  (cura  debilium  personarum)  auch  auf  die  Blinden 
auszudehnen  sei.  Die  Frage  wird  bejaht2)  von  Sintenis3),  der  dabei  auf  die 
Unfähigkeit  zur  Besorgung  der  eigenen  Angelegenheiten  abstellt,  wie  sie 
vom  Corpus  iuris  in  §  4  und  5  Inst.  I,  234)  als  Grund  für  die  Pflegschafts¬ 
bestellung  bei  Taubstummen  und  dauernd  Kranken  angegeben  wird.  In  diesem 
Punkte,  meint  Sintenis,  sei  der  taubstumm  wie  der  blind  Geborene  dem 
Geisteskranken  gleich  zu  achten.  Mit  erheblich  größerer  Ueberzeugungskraft 
dagegen  lehnt  Windscheid5)  wenn  auch  nicht  ausdrücklich  eine  solche  Aus¬ 
dehnung  der  Pflegschaft  ab  unter  Hinweis  auf  Paulus6)  und  die  einschlagen¬ 
den  römischen  Gesetzesstellen7).  Ganz  unverändert  wurde  Justinians  Blin¬ 
dentestament  übernommen8)  und  mit  einer  Gründlichkeit,  der  nichts  Mensch¬ 
liches  fremd  ist,  in  der  Notariatsordnung  des  Kaisers  Maximilian  I.  vom 
Jahr  1512  beschrieben:  II  §  9  und  §  1,  II  §  II  der  Notariatsordnung  schreibt 
die  Förmlichkeiten  des  Blindentestaments  auch  für  die  Codizille  und  son¬ 
stigen  letztwilligen  Verfügungen  der  Blinden  vor.  Hiernach  gab  es  für  diese 
zwei  Möglichkeiten,  letztwillig  zu  verfügen,  nämlich  1.  die  rein  mündliche 
Form,  2.  die  durch  Schriftverlesung  ersetzte  mündliche  Form.  Beide  hatten 
gegenüber  dem  schriftlichen  Testament  des  Sehenden  denselben  Nachteil, 
daß  der  Inhalt  des  Testamentes  nicht  geheim  gehalten  werden  konnte.  Das 
gemeine  Recht  kannte  außerdem  noch  die  Testamentserrichtung  vor  Gericht 
in  zweierlei  Gestalt:  1.  durch  mündliche  Erklärung  des  letzten  Willens  vor 
Gericht9),  2.  durch  Uebergabe  der  Testamentsurkunde,  die  nicht  unter¬ 
schrieben  zu  sein  brauchte,  an  das  Gericht  mit  der  Erklärung,  daß  diese 
den  letzten  Willen  enthalte.  Wollte  ein  Blinder  in  der  letztgenannten  Weise 


1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Bd.  III  S.  86. 

2)  So  auch  Stautner  S.  4. 

3)  Bd.  III  S.  304. 

4)  Vergl.  oben  29.  Stück  A. 

5)  Bd.  III  S.  176  Anm.  6  zu  §  446. 

6)  S.  oben  29.  Stück  A. 

7)  §  4  Inst.  I,  23;  L  3  §  3  D  3,1;  L  8  §  3  D  26,5;  L  19  L  20  D  42,5. 

8)  Vergl.  oben  29.  Stück  B. 

9)  Windscheid  Bd  III  §  545. 
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testieren,  so  mußte  ihm  die  übergebene  Urkunde  vor  Gericht  vorgelesen 
und  das  Vorgelesene  von  ihm  ausdrücklich  genehmigt  werden,  damit  es 
nicht  „an  der  Gewißheit  des  letzten  Willens“  fehle1). 

Vor  allem  die  Frage  scheint  den  Pandektisten  Kopfzerbrechen  gemacht 
zu  haben,  ob  ein  Blinder  als  Förmlichkeitszeuge  bei  Testamentserrichtungen 
zugelassen  sei.  Einerseits  stand  im  Corpus  iuris  civilis  nichts  von  einer 
Zeugnisunfähigkeit  Blinder,  andererseits  aber  sprachen  Wesen  und  Zweck 
der  Zeugenschaft  für  die  Ausschließung.  So  bildeten  sich  drei  Meinungen: 
die  einen  lehnen  den  Blinden  als  Testamentszeugen  völlig  ab2),  gestützt  auf 
den  Sinn  des  Gesetzes,  die  anderen  lassen  ihn  unbeschränkt  zu3),  gestützt 
auf  den  Wortlaut  des  Corpus  iuris.  Eine  vermittelnde  Meinung  endlich  geht 
dahin,  daß  die  Blinden  zwar  bei  der  mündlichen  Testamentserrichtung 
Zeugen  sein  können,  nicht  aber  bei  derjenigen,  die  sich  durch  Uebergabe 
oder  Bezeichnung  einer  Urkunde  vollzieht.  Die  letzte,  vor  allem  von  Wind¬ 
scheid  vertretene  Auffassung4)  ist  wohl  die  am  meisten  einleuchtende. 

Nach  Dernburg5)  hat  namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  das  gericht¬ 
liche  Testament  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  die  größte  Verbreitung 
gefunden,  wogegen  sich  die  Formen  des  Privattestaments  nur  wenig  ein¬ 
bürgern  konnten. 

Zusammenfassend  wird  man  sagen  können,  daß  das  gemeine  Recht 
gegenüber  den  mittelalterlichen  Rechtsordnungen  einen  gewaltigen  Fort¬ 
schritt  auf  dem  Wege  zur  Gleichberechtigung  des  Blinden  mit  dem  Sehen¬ 
den  darstellt,  daß  es  den  Blinden  nahezu  vollkommene  Rechts-  und  Ge¬ 
schäftsfähigkeit  gebracht  hat.  Auch  die  lehensrechtlichen  Beschränkungen 
der  alten  Zeit  waren  mehr  und  mehr  weggefallen,  als  für  den  Lehensmann 
allmählich  die  Möglichkeit  aufkam,  einen  Vertreter  zur  Ausübung  der  Dienst¬ 
pflicht  zu  stellen6). 

Das  Strafgesetzbuch  der  anbrechenden  Neuzeit  ist  die  „peinliche  Ge¬ 
richtsordnung  Kaiser  Karls  V.“  (constitutio  criminalis  carolina)  vom 
Jahr  1532.  In  ihr  kommt  noch  die  Blendungsstrafe,  gewissermaßen  als  Ersatz 
oder  als  abgemilderte  Form  der  Todesstrafe,  vor:  In  159.  wird  der  Ein¬ 
steige-  und  Einbruchsdiebstahl  mit  Ausstechen  der  Augen  bedroht,  ebenso 
der  bewaffnete  Dieb.  Ohne  eine  bestimmte  Strafe  zu  nennen,  ordnet  die 
peinliche  Gerichtsordnung  in  132.  an,  daß  eine  Mutter,  die  ihr  Kind  aus¬ 
setzt,  „nach  dem  Rate  der  Verstendigen“  (Rechtskundigen)  bestraft  werden 
solle.  Hatte  die  Aussetzung  den  Tod  des  Kindes  zur  Folge,  so  soll  die 
Mutter  „am  Leip  oder  Leben“  gestraft  werden. 

In  den  Rechtsauffassungen  dieser  Zeit  war  also  nichts  mehr  von  jener 
•alten  Sitte  spürbar,  die  es  den  Eltern  erlaubte,  sich  der  gebrechlichen  Neu¬ 
geborenen  durch  Aussetzung  zu  entledigen. 

32.  Stück.  Preußisches  Landesrecht 

Das  „Allgemeine  Landrecht  für  die  preußischen  Staaten“  (abgekürzt 
ALR.)  vom  Jahr  1794  hat  für  sein  Gebiet  unter  Verdrängung  des  römisch- 

1)  Windscheid  Bd.  III  Anm.  2  zu  §  545. 

2)  Puchta  §  465,  Leonhard  in  Birkmeyers  Enzyklopädie  S.  173  u.  a. 

3)  Dernburg,  Pandekten  Bd.  III  §  70  Anm.  5. 

4)  Bd.  III  Anm.  6  zu  §  542. 

5)  Erbrecht  S.  68. 

6)  K.  Schwarz  S.  218/19. 
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gemeinen  Rechts  eine  allumfassende  neue  Rechtsordnung  gebracht,  in  der 
allenthalben  das  Bestreben  ersichtlich  ist,  dem  beschränkten  Untertanen¬ 
verstand  mit  väterlichen  Belehrungen  durch  eine  wohlweise  Obrigkeit  zu 
Hilfe  zu  kommen.  Das  mußte  im  Umkreis  des  Blindenrechts  mit  Notwen¬ 
digkeit  zu  bevormundender  Einschränkung  führen. 

Die  privatrechtlichen  Bestimmungen  des  preußischen  Landesrechts  wie 
diejenigen  der  anderen  deutschen  Länder  sind  durch  Art.  55  mit  Art.  1  des 
Einführungsgesetzes  zum  deutschen  Bürgerlichen  Gesetzbuch  mit  Wirkung 
vom  1.  Januar  1900  aufgehoben.  Jedoch  ist  ein  vor  diesem  Zeitpunkt  er¬ 
richtetes  Testament  gemäß  Art.  214  EG  zum  BGB  noch  nach  dem  alten 
Recht  zu  beurteilen. 

A.  Geschäftsfähigkeit 

ALR  I,  5  §  171  schreibt  vor:  „Blinde  und  Taubstumme  müssen  ihre 
schriftlichen  Verträge  gerichtlich  auf  nehmen  lassen“.  Das  galt  nach  einer 
Entscheidung  des  Reichsoberhandelsgerichts1)  auch  für  die  Ausstellung  von 
Wechseln.  Nach  ALR  I,  5  §  131  mußten  alle  Verträge  über  Gegenstände  im 
Wert  von  50  Talern  und  darüber  schriftlich  abgeschlossen  werden,  ebenso 
nach  ALR  1,5  §  133  die  einseitig  und  zukünftig  verpflichtenden  Rechts¬ 
geschäfte  über  Gegenstände  im  gleichen  Wert.  Wollte  sich  also  ein  Blinder 
etwas  kaufen,  das  50  Taler  oder  mehr  kostete,  so  war  er  gezwungen,  zwecks 
Abschluß  des  Kaufvertrages  vor  Gericht  zu  gehen.  Aber  auch  das  genügte 
noch  nicht,  denn  die  „Allgemeine  Gerichtsordnung  für  die  preußischen 
Staaten“  (abgekürzt)  AGO)  von  1793  verlangt  in  II,  3  §  8,  daß  dem  vor  Ge¬ 
richt  vertragschließenden  Blinden  stets  ein  „Beistand“  beigeordnet  werde, 
der  ihm  das  aufgenommene  Protokoll  vorlesen  und  es  für  ihn  unterzeichnen 
mußte.  Außerdem  weist  der  erwähnte  Paragraph  den  Richter  umständlich 
an,  „sich  besonders  davon  hinlänglich  zu  überzeugen“,  daß  sich  der  Blinde 
in  der  Person  der  Gegenpartei  sowie  bezüglich  des  Vertragsgegenstandes 
nicht  im  Irrtum  befinde2):  „.  .  .  .  der  Richter  muß,  wenn  Gegenstände  Vor¬ 
kommen,  die  gewöhnlich  nur  durch  den  Sinn  des  Gesichts  erkannt  werden, 
sich  versichern,  daß  und  auf  welchem  anderen  Wege  der  Blinde  davon  die 
zu  einer  gewissen  Willenserklärung  nötige  Kenntnis  erlangt  habe,  und  wie 
dies  geschehen,  ebenfalls  niederschreiben  lassen“.  In  ALR  I,  5  §  24  wird 
zwar  die  Vertragsfähigkeit  der  Blinden  anerkannt,  jedoch  mit  der  Ein¬ 
schränkung:  „soweit  sie  ihren  Willen  deutlich  und  mit  Zuverlässigkeit  zu 
äußern  vermögen“.  Leicht  konnte  es  da  geschehen,  daß  eine  ängstliche 
oder  übermäßig  gewissenhafte  Gegenpartei  durch  diese  Gesetzesstelle  in 
Verbindung  mit  AGO  II,  3  §  8  zu  schweren  Zweifeln  über  die  Zuverlässig¬ 
keit  der  Willensäußerung  veranlaßt,  den  Geschäftsabschluß  mit  dem  Blin¬ 
den  ablehnte.  Ein  Reskript  des  Justizministeriums  vom  11.  April  18413)  er¬ 
klärt  die  Taubblinden  auf  Grund  des  ALR  I,  5  §  24  für  vertragsunfähig, 
was  u.  a.  damit  begründet  wird,  „daß  durch  das  Gefühl  aber  nur  auf  eine 
unzuverlässige  Weise  —  etwa  vermittelst  erhöhter  Buchstaben  —  der  Wille 
des  anderen  vernommen  werden  kann“.  Der  preußische  Justizminister 
scheint  also  zu  der  damaligen  Tastschrift,  die  aus  erhabenen  lateinischen 
Großbuchstaben  bestand,  kein  allzu  festes  Vertrauen  gehabt  zu  haben.  Die  be¬ 
sprochenen  Bestimmungen  enthalten  zwar  keine  eigentliche  Einschränkung 

L  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichts  Bd.  17,  S.  283. 

2)  AGO  II,  3  §  8. 

3)  Koch,  Anm.  28  zu  ALR  I,  5  §  24. 
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der  Geschäftsfähigkeit,  abgesehen  von  den  Möglichkeiten  des  ALR  I,  5  §  24, 
sie  müssen  aber  eine  so  gewaltige  Einengung  der  Verkehrsfähigkeit  be¬ 
wirkt  haben,  daß  es  ganz  unvorstellbar  ist,  wie  es  den  Blinden  in  den 
Fesseln  solcher  Gesetze  noch  möglich  gewesen  sein  soll,  einen  Erwerb, 
etwa  ein  Handelsgeschäft,  zu  betreiben.  Man  kann  nur  annehmen,  daß  sich 
auch  hier  der  Verkehr  durch  Nichtbeachtung  der  Gesetzesvorschriften  selber 
geholfen  hat,  wie  das  ja  fast  immer  zur  Abwehr  gegen  eine  überspannte 
oder  unverständige  Gesetzgebung  zu  geschehen  pflegt. 

Eine  unmittelbare  Bedrohung  der  Geschäftsfähigkeit  lag  dagegen  in 
folgender  Einrichtung: 

B.  Vormundschaft  über  Blinde 

Nach  ALR  II,  18,  §§  15  u.  16  wurden  zwar  nur  die  Taubstummen  unter 
Vormundschaft  gestellt,  nach  der  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875 
§  81  aber,  durch  die  das  alte  Vormundschaftsrecht  des  ALR  erheblich  um¬ 
gestaltet  worden  ist,  erhielten  großjährige  Blinde  einen  Vormund,  wenn  sie 
durch  ihr  Gebrechen  „an  der  Besorgung  ihrer  Rechtsangelegenheiten  ge¬ 
hindert“  waren.  Entscheidend  war  das  Ermessen  der  Vormundschaftsbe¬ 
hörde1),  die  auch  gegen  den  Widerspruch  des  Blinden  die  Vormundschaft 
anordnen,  oder  umgekehrt  seinen  Antrag  auf  Vormundschaftsbestellung 
ablehnen  konnte2).  Der  so  entmündigte  Blinde  stand  nach  ALR  I,  5  §  25 
dem  Blödsinnigen  gleich,  d.  h.  er  war  geschäftsunfähig  gemäß  ALR  I,  4  §  26, 
einerlei,  ob  er  seinen  Willen  zuverlässig  äußern  konnte  oder  nicht3).  Somit 
war  die  Geschäftsfähigkeit  für  die  Blinden  unter  der  Herrschaft  der  Vor¬ 
mundschaftsordnung  rechtlich  ein  ganz  unsicherer  Besitz,  der  lediglich  von 
der  obrigkeitlichen  Meinung  abhing.  Tatsächlich  wird  ja  wohl  die  Vormund¬ 
schaftsbehörde  keinen  sehr  häufigen  Gebrauch  von  ihrer  Entmündigungs¬ 
befugnis  den  Blinden  gegenüber  gemacht  haben. 

§  90  der  Vormundschaftsordnung  bestimmt,  daß  Personen,  „welche 
selbst  zu  handeln  außerstande  sind,  .  .  .  für  einzelne  Angelegenheiten  oder 
für  einen  bestimmten  Kreis  von  Angelegenheiten  einen  Pfleger  erhalten 
können.“  Hier  sehen  wir  die  Ueberleitung  zu  unserem  jetzt  geltenden  Recht, 
das  zwar  die  preußische  Gebrechlichkeitspflegschaft  in  §  1910  BGB  über¬ 
nommen  hat. 

Nach  §  23  Z.  4  der  Vormundschaftsordnung  war  „eine  die  ordnungs¬ 
mäßige  Führung  der  Vormundschaft  hindernde  Krankheit“  ausreichender 
Grund,  die  Uebernahme  abzulehnen.  Darunter  fiel  auch  die  Blindheit4). 

C.  Die  Beistandschaft 

ALR  II,  18  §  51  Z.  3  bestimmt,  daß  Blinde  „gewisse  Angelegenheiten 
nur  mit  Zuziehung  eines  Beistandes  vornehmen  können“.  Nach  ALR  II,  18 
§  54  mußte  der  Beistand  entweder  von  dem  Blinden  selber  gewählt  wer¬ 
den  oder  von  dem  Richter,  falls  jener  nicht  wählen  konnte  oder  wollte. 
Wählbar  war  jeder  unbeschränkt  geschäftsfähige  Mann  (§  53).  Die  Beiord¬ 
nung  eines  Beistandes  war  also  eine  zwangsmäßige,  unabhängig  ebenso 
von  den  tatsächlichen  Bedürfnissen  wie  von  dem  richterlichen  Ermessen. 


1)  Koch,  Anm.  16  zu  §  81  Vormundschaftsordnung. 

2)  Dernburg,  Vormundschaftsrecht  S.  391. 

3)  Koch  zu  ALR  I,  5  §  25. 

4)  Koch,  Anm.  93  zu  §  23  Vormundschaftsordnung. 
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Sie  ließ  zwar  die  Geschäftsfähigkeit  unberührt,  bedeutete  aber  für  die 
Blinden  zweifellos  eine  äußerst  lästige  Hemmung. 

D.  Das  Blindentestament 

Wie  im  gemeinen  Recht,  so  gab  es  auch  nach  dem  ALR  ein  gericht¬ 
liches  Blindentestament  in  zweierlei  Gestalt:  erstens  die  rein  mündliche 
Form  durch  Erklärung  des  letzten  Willens  vor  Gericht  (ALR  I,  12  §  113), 
zweitens  die  durch  richterliche  Schriftverlesung  ersetzte  mündliche  Form 
(ALR  I,  12  §  114),  dagegen  wurde  das  gemeinrechtliche  Privattestament  vor 
7  bzw.  8  Zeugen  vom  preußischen  Recht  übernommen.  Für  jede  der  beiden 
erwähnten  Testamentsformen  können  wir  drei  Fälle  unterscheiden,  je  nach¬ 
dem  der  blinde  Erblasser  eine  Namensunterschrift  zu  leisten  vermochte  oder 
bloß  ein  Handzeichen  oder  auch  dieses  nicht. 

Erfolgte  die  Testamentserrichtung  durch  mündliche  Erklärung  des  letzten 
Willens  vor  Gericht,  so  wurde  über  diese  Erklärung  ein  gerichtliches  Pro¬ 
tokoll  aufgenommen,  womit  sich  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  folgende 
3  Möglichkeiten  ergaben  (ALR  I,  12  §  113): 

1.  Wenn  der  Blinde  eine  Namensunterschrift  leisten  konnte,  so  hatte 
er  das  gerichtliche  Protokoll  zu  unterzeichnen,  ohne  daß  weitere  Förmlich¬ 
keiten  erforderlich  waren.  (ALR  I,  12  §  105). 

2.  Falls  der  Blinde  nur  ein  Handzeichen  machen  konnte,  mußte  er  ein 
solches  in  Gegenwart  von  zwei  zugezogenen  männlichen  Zeugen  unter  das 
Protokoll  setzen.  (ALR  I,  12  §  115). 

3.  Konnte  der  Blinde  weder  eine  Namensunterschrift  noch  ein  Hand¬ 
zeichen  leisten,  so  brauchte  er  nur  in  Gegenwart  der  zwei  Zeugen  zu  er¬ 
klären,  daß  das  Protokoll  ihm  vorgelesen  und  von  ihm  genehmigt  worden 
sei.  (ALR  I,  12  §  116  u.  122). 

Erfolgte  die  Testamentserrichtung  in  der  Weise,  daß  der  Blinde  ein 
schriftliches  Testament  dem  Gericht  offen  übergab,  so  mußte  es  der  Richter 
ihm  vorlesen,  ein  Protokoll  über  den  ganzen  Hergang  aufnehmen  und 
schließlich  Testament  und  Protokoll  zusammen  versiegeln  (ALR  I,  12  §  114). 
Dabei  ergaben  sich  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  wiederum  drei  Mög¬ 
lichkeiten: 

1.  Wenn  der  Blinde  eine  Namensunterschrift  leisten  konnte,  dann  mußte 
die  übergebene  Testamentsurkunde  von  ihm  unterschrieben  sein  oder  vor 
Gericht  unterschrieben  werden  (ALR  I,  12  §  114  m.  108),  ebenso  das  Pro¬ 
tokoll  (ALR  I,  12  §  103). 

2.  Falls  der  Blinde  nur  ein  Handzeichen  machen  konnte,  war  von  ihm 
ein  solches  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  unter  das  Protokoll  zu  setzen 
(ALR  I,  12  §  115),  ohne  daß  es  einer  Unterzeichnung  der  Testamentsurkunde 
bedurfte1). 

3.  Vermochte  der  Blinde  weder  eine  Namensunterschrift  noch  ein  Hand¬ 
zeichen  zu  leisten,  so  genügte  es,  wenn  er  in  Gegenwart  der  zwei  Zeugen 
erklärte,  daß  das  Protokoll  ihm  vorgelesen  und  von  ihm  genehmigt  worden 
sei.  (ALR  I,  12  §§  116  u.  122). 

Die  damalige  Rechtsprechung2)  hat  die  Bestimmungen  des  ALR  über 
das  Blindentestament  einschränkend  dahin  ausgelegt,  daß  der  Unterschrift 

0  RGZ.  Bd.  39,  S.  348. 

2)  Vergl.  Reichsgerichtsentscheidung  v.  3.  12.  1891  in  Gruchots  Beiträge  Bd.  36, 
S.  1002  ff. 
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eines  Blinden  unter  dem  Geriehtsprotokoll  keine  Rechtswirksamkeit  zu¬ 
komme  und  daß  demzufolge  bei  der  Testamentserrichtung  durch  einen 
Blinden  stets  nach  ALR  I,  12  §  115,  116  —  Zuziehung  zweier  Zeugen  — 
zu  verfahren  sei,  auch  wenn  dieser  seinen  Namen  schreiben  könne,  denn 
die  Unterschrift  des  Blinden  habe  nicht  die  „Bedeutung  einer  Bekräftigung 
und  Genehmigung  des  Niedergeschriebenen“1),  weil  ja  der  Blinde  außer¬ 
stande  sei,  „dem  Vorgang  bei  Aufnahme  des  Protokolls  mit  den  Augen  zu 
folgen  und  zu  erkennen,  was  er  unterschreibt“. 

Die  Mitwirkung  eines  Beistandes  war  in  keinem  Falle  erforderlich2). 

E.  Zeugnisfähigkeit 

Nach  AGO  I,  10  §  227  Z.  2  waren  Blinde  als  Urkundszeugen  und  damit 
auch  als  Testamentszeugen  nicht  zulässig. 

F.  Lehensfähigkeit 

ALR  I,  18  §  179  bestimmt:  ein  körperliches  Gebrechen  schließt  die  Nach¬ 
folge  in  das  Lehen  niemals  aus,  berechtigt  aber  den  Lehensherrn  zu  dem 
Verlangen,  daß  zur  Erfüllung  der  dem  Gebrechlichen  unmöglichen  Pflichten 
ein  Vertreter  bestellt  werde. 

G.  Staatliche  Armenpflege 

In  ALR  II,  19  heißt  es:  §  1.  „Dem  Staate  kommt  es  zu,  für  die  Er¬ 
nährung  und  Verpflegung  derjenigen  Bürger  zu  sorgen,  die  sich  ihren  Unter¬ 
halt  nicht  selbst  verschaffen  ....  oder  von  anderen  erhalten  können“; 
§  2.  „Denjenigen,  welchen  es  nur  ...  an  Gelegenheit  zu  verdienen  er¬ 
mangelt,  sollen  Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  gemäß  sind, 
angewiesen  werden.“  Es  ist  also  hier  schon  vor  140  Jahren  nicht  allein  die 
Pflicht  des  Staates  ausgesprochen  worden,  jedem  im  Unvermögensfall  Unter¬ 
halt  zu  gewähren,  sondern  auch  der  Grundsatz  der  sogenannten  produk¬ 
tiven  Erwerbslosenfürsorge.  Ganz  ähnliche  Dinge  konnte  man  in  der  Wei¬ 
marer  Reichsverfassung  lesen.  Art.  163  Abs.  2  und  Art.  151  Satz  1.  Weder 
hier  noch  dort  haben  aber  diese  schönen  Worte  für  den  einzelnen  Erwerbs¬ 
losen  einen  Rechtsanspruch3)  gegen  den  Staat  auf  Arbeitsversorgung  be¬ 
gründet,  und  das  alte  Preußen  ist,  wie  das  Reich,  nicht  in  der  Lage  ge¬ 
wesen,  seine  gesetzlichen  Versprechungen  insbesondere  den  Staatsbürgern 
mit  geminderter  Arbeitsfähigkeit  gegenüber  zu  erfüllen,  die  im  wesentlichen 
auf  Fürsorge  angewiesen  blieben.  (Schluß  folgt) 


Soziale  Blindenhilfe 

Von  Dehillotte 

Uebersetzt  und  kommentiert  durch  C.  Strehl 
s.  „Le  Louis  Braille“.  Jg.  1938,  H.  2  ff. 

Wie  weit  sind  wir  mit  Bezug  auf  die  Blindenfürsorge  in  Frankreich? 
Die  schwindelnde  Höhe  der  Lebenskosten,  die  in  manchen  Orten  damit 
parallel  gehende  Verringerung  der  ausgezahlten  Unterstüzungen,  die  über¬ 
triebene  Strenge  gewisser  Ausschüsse,  beauftragt  mit  der  Entscheidung  der 

1)  Gruchot,  Bd.  36,  S.  1004. 

2)  RGZ,  Bd.  18,  S.  108. 

3)  Ebenso  Mittelstaedt,  S.  31. 
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Fürsorgeanträge,  welche  trotz  der  wiederholten  ministeriellen  Vorschriften 
sich  an  die  engste  Auslegung  des  Gesetzestextes  halten,  das  Ende  des  Nicht- 
entgegennehmens  durch  stillschweigende  Opposition,  so  hat  es  wenigstens 
den  Anschein  der  Wünsche  des  beratenden  Ausschusses,  dessen  Schöpfung 
unter  den  Blinden  berechtigte  Hoffnungen  erweckt  hatte  —  so  sieht  es  in 
Wirklichkeit  aus.  Wir  beschränken  uns  nicht  darauf,  diese  Tatsache  fest¬ 
zustellen,  wir  schreien  es  ohne  Umschweife  in  die  Welt  hinaus.  Wir  wer¬ 
den  alle  Hebel  im  Rahmen  der  uns  gegebenen  Handlungsmöglichkeiten  in 
Bewegung  setzen,  um  im  Maße  des  Möglichen  und  in  der  kürzesten  Frist 
diesem  Zustande  abzuhelfen.  Was  haben  wir  jedoch  bei  der  gegenwärtigen 
Lage  der  Dinge  zu  erwarten?  Ich  möchte  weder  eine  bereits  düstere  Lage 
schwärzer  malen,  noch  selbstgefällig  meine  Freunde  in  gefährlichen  Illu¬ 
sionen  wiegen.  Die  große  Schwierigkeit,  die  man  uns  stets  entgegenhält, 
und  es  ist  nicht  die  einzige,  ist  der  Mangel  an  öffentlichen  Mitteln.  Dieser 
Mangel  ist  unleugbar,  das  müssen  wir  zugeben.  Aber  die  Not  der  hilfs¬ 
bedürftigen  Gebrechlichen,  harte  Entbehrungen,  die  sich  so  vielen  Familien 
aufdrängen,  die  Unzulänglichkeit  der  handwerklichen  Betätigungen,  die  die 
berufliche  Ausbildung  unseren  Blinden  an  die  Hand  gegeben  hat,  und  die 
besonderen  Belastungen,  die  die  Blindheit  ihnen  auferlegt,  all  das  entgeht 
keineswegs  jenen  da  oben,  und  jedes  Jahr  anläßlich  der  Haushaltsberatungen 
erheben  sich  Wünsche  zu  Gunsten  der  Angleichung  der  Fürsorgegesetze 
an  die  normalen  Bedürfnisse  des  Lebens.  Niemand  denkt  daran,  durch  ge¬ 
eignete  Maßnahmen  die  Einbeziehung  der  Alters-  und  Invalidenrenten  in 
die  allgemeine  Gesetzgebung  vorzuschlagen  und  gewisse  Verbesserungen  in 
das  System  der  Fürsorge  hineinzubringen.  Mögen  der  Ausarbeitung  des 
vorgeschlagenen  Gesetzes  keine  unbegrenzten  Fesseln  durch  die  Zeitum¬ 
stände  erstehen,  möge  die  Fürsorge  bald  Gegenstand  von  Abänderungen 
sein,  wie  wir  sie  so  lange  schon  erwarten!  Ein  wenig  rumort  übrigens 
überall  die  Frage  des  sozialen  Blindenschutzes;  eine  Anzahl  von  Ländern 
haben  bereits  zu  Gunsten  der  Blinden  Sondermaßnahmen  erlassen.  Viel¬ 
leicht  ist  es  nicht  uninteressant,  unseren  Lesern  die  Grundzüge  dieser  Maß¬ 
nahmen  und  sogleich  noch  die  Auffassungen  der  Blindenorganisationen 
verschiedener  Länder  über  die  Form  bekannt  zu  geben,  wie  ihrer  Ansicht 
nach  dieser  soziale  Blindenschutz  aussehen  muß. 

Drei  Veröffentlichungen  vom  Jahre  1936,  auf  die  leider  aus  Platzmangel 
früher  nicht  eingegangen  werden  konnte,  welche  aber  von  ihrer  Zeitgemäß¬ 
heit  nichts  eingebüßt  haben,  bringen  rückhaltlos  zum  Ausdruck  sowohl  die 
Bedürfnisse  der  Blinden,  als  auch  die  Vorstellung  und  die  Erwartungen  mit 
Bezug  auf  die  soziale  Hilfe  für  eine  gewisse  Anzahl  von  ihnen. 

Die  erste  Veröffentlichung  ist  ein  Vortrag,  gehalten  in  Marburg  im 
Dezember  1935  von  Professor  Dr.  Schultz  (blind)  über  das  Thema:  „Die 
öffentliche  Wohlfahrtspflege  im  dritten  Reich“.  Die  zweite,  eine  Denkschrift, 
überreicht  durch  die  „Vereinigung  der  blinden  Arbeiter  Großbritanniens“, 
betitelt:  „Das  englische  Blindengesetz“.  Die  dritte  endlich  ist  ein  Bericht 
des  belgischen  beratenden  Ausschusses  zur  Verbesserung  des  Loses  der 
Blinden  über  die  „Möglichkeit  der  Einführung  einer  gesetzlichen  Ausgleichs¬ 
rente  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Blindheitsfolgen“.  Nachdem  diese 
drei  Denkschriften  zergliedert  sind,  wird  es  zweckmäßig  sein,  die  An¬ 
regungen,  welche  sie  enthalten,  mit  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Blinden¬ 
fürsorge  in  Frankreich  zu  vergleichen,  und  es  ist  zu  hoffen,  daß  aus  dieser 
bescheidenen  Studie  sich  einige  Belehrungen  ergeben. 
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Dr.  Schultz  schildert  einleitend  die  Gestaltung  der  Wohlfahrtspflege  der 
Systemzeit,  deren  Grundsätze  mit  den  Auffassungen  des  Nationalsozialismus 
in  schärfstem  Widerspruch  stehen.  Die  Wohlfahrtspflege  der  Vergangenheit, 
so  sagt  er,  sorgte  zuerst  für  die  Minderwertigen  und  Asozialen.  Mit  Rück¬ 
sicht  auf  den  Staat  bildete  eine  derart  aufgefaßte  Wohlfahrtspflege  Unzu¬ 
friedene  heran,  und  sie  ging  sogar  so  weit,  daß  sie  Forderungen  ohne 
Gegenleistung  aufstellte.  Die  Auffassung  des  Nationalsozialismus  ist  ganz 
anders  ausgerichtet.-  Seiner  Lehre  entsprechend  soll  dieser  seine  Hilfe  in 
erster  Linie  denen  zukommen  lassen,  welche  vollwertige  Glieder  der  Volks¬ 
gemeinschaft  sind,  oder  solchen  Volksgenossen,  die  gewillt  sind,  es  im  In¬ 
teresse  des  Gemeinwohls  zu  werden.  Nach  Ausspruch  des  Führers  (Ham¬ 
burger  Rede)  „könne  man  vom  Staate  niemals  mehr  fordern,  als  man  ihm 
gebe.  Der  Einzelne  muß  sich  seiner  Pflicht  der  Volksgemeinschaft  gegen¬ 
über  bewußt  sein“.  Schultz  fordert  restlose  Bejahung  der  nationalsozialisti¬ 
schen  Weltanschauung  durch  die  Blinden  und  ihren  heißen  Wunsch,  der 
Volksgemeinschaft  zu  dienen.  Er  erinnert  daran,  daß  in  früheren  Zeiten 
die  Blinden  auch  ihrerseits  sich  unter  den  Fordernden  und  Unzufriedenen 
dem  Staate  und  den  Gemeinden  gegenüber  befanden.  Heute  betrachten  sie 
es  jedoch  als  ihre  vornehmste  Pflicht,  den  Beweis  zu  liefern,  daß  auch  sie 
einen  Wert  für  die  Volksgemeinschaft  darstellen,  und  daß  sie  nur  nach 
Erbringung  dieses  Beweises  Anspruch  auf  Hilfe  erwarten  können,  nicht  um 
ihrer  selbstwillen,  sondern  wegen  ihres  Wertes  für  die  Volksgemeinschaft. 

Er  teilt  die  Blinden  in  4  Kategorien  ein. 

1.  Die  Kriegsblinden,  die  zufolge  ihrer  geleisteten  Kriegsdienste  ohne  wei¬ 
teres  als  vollwertige  Volksgenossen  gewertet  werden  müssen. 

2.  Die  Altersblinden,  die  bereits  der  Volksgemeinschaft  gedient  und  somit 
ein  Anrecht  auf  gemeinschaftliche  Hilfe  haben. 

3.  Die  Unfallblinden,  unter  denen  2  Gruppen  unterschieden  werden  müssen: 
die,  die  ihr  Augenlicht  im  Dienste  der  Gemeinschaft  verloren  haben,  und 
die,  die  selbst  an  ihrem  Unglück  schuld  sind.  Im  Interesse  der  Unfall¬ 
blinden  empfiehlt  er  erhöhte  Verhütungs-  und  Unfallversicherungs-Maß¬ 
nahmen.  Was  nun  endlich  die 

4.  Kategorie,  die  Geburtsblinden,  anbetrifft,  von  denen  viele  unter  die  Un¬ 
fallblinden  eingereiht  werden  können,  so  äußert  sich  Schultz  wie  folgt: 
Was  die  Erbblinden  anbetrifft,  wenige  an  Zahl  unter  den  jetzt  Lebenden, 
und  mit  denen  die  Fürsorge  noch  rechnen  muß,  so  ist  es  erforderlich, 
daß  das  Gesetz  zur  Verhütung  erbkranken  Nachwuchses  auf  sie  Anwen¬ 
dung  finde,  damit  sie  sich  nicht  hemmungslos  vermehren.  Soweit  sie 
keine  asozialen  Veranlagungen  zeigen,  möge  der  Staat  mit  allen  zu  Ge¬ 
bote  stehenden  Mitteln  ihnen  helfen,  die  Schwierigkeiten  zu  überwinden, 
für  die  sie  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  können. 

Kurz  zusammengefaßt  lauten  die  Schultzschen  Grundsätze  wie  folgt: 
Ablehnung  der  reinen  Wohlfahrtspflege,  gesellschaftliche  Eingliederung  des 
Gebrechlichen,  sodaß  er  im  Stande  ist,  zum  öffentlichen  Gemeinwohl  bei¬ 
zutragen,  Sonderschutz  für  die  Kriegs-  und  Unfallblinden  mit  Rücksicht 
auf  die  der  Volksgemeinschaft  geleisteten  Dienste,  Herabsetzung  der  not¬ 
wendigen  Fürsorgeaufwendungen  auf  ein  Minimum  für  die  erbbiologisch 
Minderwertigen  und  Bekämpfung  der  Erbblindheit. 

Dies  sind  die  Auffassungen  des  Nationalsozialismus  mit  Bezug  auf  die 
Fürsorge  für  die  Gebrechlichen  im  allgemeinen  und  somit  auch  für  die 
Blinden. 
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Es  ist  bekannt,  daß  das  englische  Blindenfürsorgegesetz  dem  hilfs¬ 
bedürftigen  Blinden  eine  Rente  gewährt.  Diese  erhält  er  nach  einer  neueren 
Verordnung  bereits  mit  dem  40.  Lebensjahre,  während  die  Rente  früher 
nur  dem  Hilfsbedürftigen  nach  Vollendung  des  70.  Lebensjahres  gesetzlich 
zustand.  Darüber  hinaus  verpflichtet  dieses  Sondergesetz  die  Kommunal¬ 
behörden,  die  Blinden  zu  unterstützen,  einerseits,  indem  es  Wohlfahrts¬ 
einrichtungen  für  Blinde  schafft,  wie  Werkstätten,  Heime  usw.;  anderer¬ 
seits,  indem  es  in  abgegrenztem  Umfange  Unterstützungen  an  Einrichtungen 
zahlt,  bei  denen  die  Aufwendungen  in  einem  gewissen  Verhältnis  zu  den 
beschäftigten  Blinden  stehen.  Die  Arbeit  dieser  Einrichtungen  wird  von  der 
öffentlichen  Hand  kontrolliert.  Letztlich  führt  das  Gesundheitsministerium 
eine  Statistik  aller  Blinden  des  Landes.  Die  „Vereinigung  der  blinden  Ar¬ 
beiter  Großbritanniens“  will  keineswegs  die  Bemühungen  unterschätzen, 
die  das  vereinigte  Königreich  zu  Gunsten  der  Blinden  durchgeführt  hat; 
aber  man  ist  der  Ansicht,  daß  der  durch  Zufall  eingeschlagene  Weg  nicht 
den  erwarteten  Erfolg  gehabt  hat.  Man  glaubt,  daß  diese  Maßnahmen  von 
der  öffentlichen  Hand  durchgeführt  und  ausschließlich  Aufgabe  der  Be¬ 
hörden  sein  müßten.  Von  allen  für  die  gesamte  Blindenfürsorge  erforder¬ 
lichen  Aufwendungen  müßten  75°/o  der  Staat,  25°/o  die  Kommunen  auf¬ 
bringen.  Dies  ist  der  Leitsatz  der  Forderungen,  die  soeben  die  „Vereinigung 
der  blinden  Arbeiter  Großbritanniens“  in  einem  Aufruf  zum  Ausdruck 
bringt,  in  dem  sie  bekannt  gibt,  daß  die  62000  Blinden  Englands  weder 
Gefühlsduselei  noch  Mitleid  erwarten.  Sie  verlangen  außer  den  Vorteilen, 
die  ihnen  bereits  zustehen,  vor  allem  Verbesserung  des  Lohnzuschlagsystems 
für  die  Arbeitenden,  Zuschüsse  für  die  Arbeitsunfähigen  und  die  Arbeits¬ 
losen  in  Form  von  Renten,  die  denen  der  Kriegsblinden  entsprechen. 

Der  belgische  Bericht  über  die  Untersuchung  der  Einführung  einer  ge¬ 
setzlichen  Rente  zum  Ausgleich  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen 
der  Blindheit  bringt  eine  Fülle  von  Beweisgründen  zu  Gunsten  einer  solchen 
Ausgleichsrente.  Die  Berichterstatter,  die  ihrer  Bewunderung  für  das  Ganze 
der  belgischen  Sozialgesetzgebung  Ausdruck  verleihen,  bedauern  das  Nicht¬ 
vorhandensein  von  gesetzlichen  Handhaben  zur  Durchführung  einer  sozialen 
Ausgleichsrente  für  Blinde  im  Rahmen  des  Gesetzeswerkes.  Sie  bringen  den 
Nachweis,  daß  der  gutgeschulte  und  für  das  Leben  ausgebildete  Blinde  ein 
nützliches  Glied  der  Volksgemeinschaft  werden  und  seinerseits  einer  men¬ 
schenwürdigen  Aufgabe  gerecht  werden  kann.  Jedoch  welcher  Lebensauf¬ 
gabe  er  sich  später  auch  zu  wende,  beziehungsweise  welchen  Beruf  er  aus¬ 
übe,  die  Hemmungen  der  Blindheit  drängen  sich  ihm  stets  in  zusätzlichen 
Belastungen  auf.  Diese  Belastungen  sind  nicht  nur  eine  schwere  Behin¬ 
derung  für  die  Arbeitenden,  sondern  für  die  Gesamtheit  der  Blinden,  die 
eine  Unterstützung  zum  Ausgleich  dieser  Sonderlasten  dringend  nötig  haben. 
Die  Berichterstatter  sind  der  Ansicht,  daß  der  gesetzliche  Ausgleich  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen  der  Blindheit  ganz  klar  von  der  öffent¬ 
lichen  Wohlfahrt  unterschieden  werden  müsse,  und  sie  bemühen  sich,  ihre 
These  zu  rechtfertigen:  Das  Ziel  der  Ausgleichsrente  sei  der  Triumph  über 
die  Folgen  der  Blindheit,  die  sich  den  Blinden  in  Form  von  Hemmungen 
entgegenstellen,  sowohl  bei  seiner  beruflichen  Betätigung,  als  auch  in  vielen 
andern  Fällen  des  Lebens.  Sie  hat  sich  klar  von  dem  Mitleid  oder  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  zu  unterscheiden,  deren  Aufgabe  es  ist,  Hilfsbedürf¬ 
tigkeit  zu  beseitigen.  Am  Schlüsse  der  ausführlichen  Begründungen  kommt 
der  belgische  Ausschuß  zu  der  Folgerung:  allen  Blinden  ist  eine  regelmäßig 
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wiederkehrende  Rente  zu  gewähren,  die  sich  auf  der  Grundrente  derer 
aufbaut,  die  ihr  Augenlicht  zufolge  eines  Berufsunfalls  verloren  haben.  Die 
gegenwärtige  Höhe  dieser  Grundrente  ist  3600  Francs.  Sie  wird  nicht  als 
Teilbetrag  des  Existenzminimums  betrachtet;  denn  sie  wird  gegenwärtig 
selbst  den  Lehrlingen  zugestanden,  die  ihr  Augenlicht  bei  der  Arbeit  ver¬ 
lieren.  Es  ist  ein  Ausgleich  für  die  vom  Schicksal  Gezeichneten;  sie  soll 
den  Blinden  ganz  allgemein  zukommen,  das  heißt:  sowohl  denen,  die  keinen 
Lichtschimmer  mehr  haben,  als  auch  denen,  die  nicht  mehr  genügend 
Augenlicht  besitzen,  um  sich  selbständig  zu  führen  und  einen  gewöhnlichen 
bürgerlichen  Beruf  auszuüben.  Diejenigen  unter  ihnen,  die  ohne  Begleitung 
gehen,  aber  nicht  genügend  Augenlicht  besitzen,  um  eine  Arbeit  zu  ver¬ 
richten,  die  das  Augenlicht  verlangt  (die  praktisch  Blinden),  haben  ein  An¬ 
recht  auf  die  Ausgleichsrente  in  Höhe  von  50°/o.  Von  diesem  Gesetz  sind 
lediglich  auszuschließen  die  Minderjährigen,  bzw.  Nichtvollgeschäftsfähigen, 
die  Empfänger  der  Sonderrente  für  Krüppel,  die  Empfänger  einer  Invaliden¬ 
rente  und  die,  die  in  dem  Besitz  eines  größeren,  eigenen  Vermögens  sind. 
Letztlich  die  Ausländer,  es  sei  denn,  daß  ihr  Ursprungsland  gleichfalls  Aus¬ 
ländern  dieselben  Rechte  gewährt. 

Dieses  sind  die  Auffassungen  und  Wünsche  gewisser  Blindenkreise  mit 
Bezug  auf  eine  soziale  Blindenrente. 

Wo  sind  nun  diese  Forderungen  bereits  verwirklicht?  In  Massachusetts 
wurde  schon  im  Jahre  1920  eine  gesetzliche  geldliche  Zuwendung  für  Blinde 
eingeführt.  Diesem  Beispiele  folgten  zuerst  der  Staat  Ohio  und  nach  und 
nach  ca.  30  von  den  insgesamt  48  Staaten  der  USA.  Die  Zubilligung  der 
Rente  ist  von  3  Erfordernissen  abhängig:  Blindheit,  Bedürftigkeit  und  Wohn¬ 
sitz  in  dem  Lande,  das  die  Rente  gewährt.  Das  Einkommen,  das  aus  Arbeit 
oder  einer  anderen  Quelle  herrührt,  variierend  zwischen  3 — 600  Dollar  in 
den  verschiedensten  Staaten,  ist  der  Rente  hinzuzurechnen,  deren  Höchst¬ 
betrag  den  wirtschaftlichen  Schwankungen  jeweils  anzupassen  ist.  Jedoch 
der  gleichzeitige  Bezug  der  Blindenrente  mit  einer  anderen  öffentlichen 
Unterstützung  ist  nicht  gestattet.  Die  gesetzliche  Zuwendung  soll  die  Blin¬ 
denehe  nicht  fördern.  In  Ohio  beträgt  die  einer  Blindenehe  zugebilligte 
Rente  das  Anderthalbfache  dessen,  was  einem  Ledigen  zusteht.  In  New 
Jersey  ist  eine  Blindenehe  von  dem  Bezug  der  Rente  ausgeschlossen,  soweit 
die  Verehelichung  nicht  vor  Inkrafttreten  des  Gesetzes  lag.  Liegt  das  In¬ 
krafttreten  des  Gesetzes  vor  der  Verehelichung,  so  wird  sie  jedoch  nur  dem 
einen  der  beiden  Verehelichten  bewilligt.  In  New  York  ist  der  Ausschluß 
der  Rente  vollständig,  falls  die  Erblindung  bereits  vor  der  Eheschließung 
eingetreten  ist. 

Wie  dem  auch  sei,  die  öffentliche  Hand  erfüllt  in  den  Vereinigten 
Staaten  weitherzig  ihre  Aufgabe,  ohne  daß  die  Betätigung  der  freien  Wohl¬ 
fahrtspflege  beeinträchtigt  wird.  Man  gibt  für  die  Blinden  ungeheure  Sum¬ 
men  aus,  die  in  gewissen  Orten  durch  Sondereinnahmen  aufgebracht  wer¬ 
den,  nämlich  eine  Art  von  Versicherung  gegen  Blindheitsunfallgefahr. 

Möchte  man  nun  annehmen,  daß  dort  alles  vollkommen  sei?  Die  Ver¬ 
teilung  der  Renten  ist  Beamten  übertragen,  deren  Benehmen  von  den 
Blinden  oft  als  taktlos  empfunden  wird,  und  deren  Methoden  oft  nicht 
einwandfrei  sind,  da  sie  die  Mittel  ungerecht,  ja  sogar  verschwenderisch 
verausgaben. 
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Kanada  seinerseits  hat  soeben  eine  Jahreshöchstrente  von  240  Dollar 
für  Blinde  in  Kraft  gesetzt,  die  jedoch  in  gewissen  Fällen  durch  Einkünfte 
um  200  Dollar  erhöht  werden  können.  In  Südafrika,  Australien  und  Neu¬ 
seeland  finden  wir  eine  der  englischen  Blindengesetzgebung  mehr  oder 
weniger  angepaßte  gesetzliche  Fürsorge  für  Blinde. 

In  Europa  sind,  dem  Beispiel  Großbritanniens  folgend,  Dänemark  und 
Schweden  den  andern  Ländern  vorausgegangen. 

In  Dänemark  empfangen  90°/o  der  Blinden  nach  vollendetem  40.  Lebens¬ 
jahre  die  Invalidenrente,  eine  jährliche  Beihilfe  von  800  Kronen  =  5000  fran¬ 
zösische  Franken  =  500  RM.,  wenn  ihr  Einkommen  1800  Kronen  =  12  000 
französische  Franken  =  1  200  RM.  nicht  übersteigt. 

Weiter  hat  das  schwedische  Parlament  ein  Gesetz  verabschiedet,  das 
einen  Staatszuschuß  als  Ausgleichsrente  für  hilfsbedürftige  Blinde  in  Höhe 
von  500  Kronen  jährlich  angeordnet,  der  erhöht  werden  soll.  Um  in  den  Ge¬ 
nuß  der  Rente  zu  gelangen,  muß  der  Anwärter  zu  blind  sein,  um  sich  nicht 
selbst  an  unbekannten  Orten  führen,  oder  die  Finger  einer  ausgespreizten 
Hand  auf  dunklem  Hintergrund  auf  zwei  Meter  Entfernung  zählen  zu 
können.  Von  dem  Genuß  der  Sonderrente  sind  ausgenommen  die  Blinden, 
die  kostenlos  unterrichtet  werden  können,  oder  solche,  die  in  einer  kosten¬ 
freien  Ausbildung  stehen,  die  das  Augenlicht  nach  dem  60.  Lebensjahr  ver¬ 
loren  haben  und  somit  Zeit  und  Möglichkeit  gehabt  hätten,  sich  auf  ihre 
alten  Tage  zu  versichern,  oder  solche,  welche  durch  eigene  Schuld  erblindet 
sind,  weiter  die,  für  die  die  beste  Fürsorge  die  Anstaltsunterbringung  ist,  und 
letztlich  solche,  welche  nachgewiesenermaßen  ein  genügend  hohes  Einkom¬ 
men  besitzen.  Man  zählt  mindestens  2  200  Unterstützte  von  4800  Blinden. 

Die  Arten  der  Fürsorge,  mit  denen  wir  uns  soeben  auseinandergesetzt 
haben,  gehen  sie  in  ihrer  Auswirkung  weit  genug?  Entsprechen  sie  voll¬ 
kommen  den  Erwartungen  ihrer  Empfänger?  Welche  Vervollkommnung 
wäre  wünschenswert?  Wir  Franzosen  teilen  die  Bestrebungen  der  deutschen 
Blinden  mit  Bezug  auf  die  Möglichkeit  und  die  Ehre,  ein  nützliches  Glied  der 
Gesellschaft  zu  sein;  wir  wissen,  daß  der  Kampf  gegen  die  gesellschaftlichen 
Geiseln  sich  uns  aufdrängt;  wir  glauben  jedoch,  daß  der  Staat  verpflichtet 
ist,  für  das  Individuum  zu  sorgen  und  für  dasselbe  einzutreten,  ganz  gleich, 
wer  es  sei,  und  wie  die  Art  des  Schutzes  sei,  dessen  es  bedarf.  Dr.  Schultz 
hat  es  zweifellos  in  seinen  Ausführungen  ausgezeichnet  verstanden,  den 
Bedürfnissen  der  Menschenpflicht  und  den  Grundsätzen  des  dritten  Reiches 
gerecht  zu  werden.  Voraussetzend,  daß  in  absehbarer  Zeit  die  Zahl  der 
Erbkranken  stark  herabgemindert  werden  wird,  spricht  er  den  Erbuntüch¬ 
tigen  unter  den  Gebrechlichen  durchaus  das  Recht  der  Versorgung  und 
Fürsorge  zu,  auch  wenn  sie  infolge  ihres  Gebrechens  nicht  in  der  Lage 
sind,  als  werteschaffendes  Glied  der  Volksgemeinschaft  zu  dienen.  Es  muß 
jedoch  hinzugefügt  werden,  daß  trotz  der  oben  formulierten  Grundsätze  es 
in  Deutschland  noch  Anhänger  für  eine  öffentlich-rechtliche  Blindenrente 
gibt  —  und  nun  zitiert  Dehillotte  einen  alten  Beschluß  des  Königsberger 
Blindenwohlfahrtskongresses  vom  Jahre  1927,  der  natürlich  mit  der  Auf¬ 
fassung  des  Nationalsozialismus  und  den  heute  geltenden  Grundsätzen  der 
öffentlichen  und  freien  Wohlfahrtspflege  kaum  in  Einklang  zu  bringen  ist 
—  wonach  „die  Vertreter  der  verschiedenen  Blinden-  und  Blindenfürsorge¬ 
organisationen“,  die  in  Königsberg  versammelt  waren,  der  Blindenrenten¬ 
kommission  den  Auftrag  erteilt  haben,  alle  notwendigen  Maßnahmen  zur 
Verwirklichung  eines  in  diesem  Sinne  ausgearbeiteten  Entwurfes  zu  treffen. 
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Die  Forderungen  „des  Verbandes  der  blinden  Arbeiter  Großbritanniens“ 
wollen  ihrerseits  weder  Gefühlsduselei  noch  Mitleid;  aber  wenn  dieser  die 
Gleichstellung  der  arbeitsunfähigen  und  erwerbslosen  Zivilblinden  mit  den 
Kriegsblinden  verlangt,  so  scheint  er  sich  wohl  kaum  der  Tragweite  seiner 
Forderung  und  der  Tatsache  bewußt  zu  sein,  daß  der  Blinde  auch  seiner¬ 
seits  die  Pflicht  hat,  der  Gesellschaft  zum  Ausgleich  für  die  ihm  gewährte 
Hilfe  etwas  zu  leisten,  und  daß  in  den  Augen  vieler  seine  Forderungen 
ein  wenig  übertrieben  erscheinen.  Und  trotz  dieser  Gründe,  die  sie  sich 
bemühen  ins  Feld  zu  führen,  scheinen  uns  die  Erwartungen  unserer  bel¬ 
gischen  Freunde,  stark  beeinflußt  durch  die  englische  Denkschrift,  dem  Vor¬ 
wurfe  der  Uebertreibung  nicht  ganz  zu  entgehen.  Zur  Stunde,  da  ich, 
Dehillotte,  diese  Zeilen  schreibe,  stellt  die  belgische  Regierung  den  Plan 
der  Schaffung  eines  Gesetzes  zu  Gunsten  der  Blinden  in  Aussicht,  aber 
die  von  ihnen  gestellten  Forderungen  sind  erheblich  herabgesetzt  worden. 
Das  ist,  so  wird  man  sagen,  kein  Grund,  um  zu  verzichten.  Nun,  wir  wollen 
den  Mut  haben,  unseren  belgischen  Schicksalsgefährten  gegenüber  zu  ge¬ 
stehen,  daß  unserer  Ansicht  nach  einige  der  von  ihnen  aufgeführten  Be¬ 
hauptungen  zu  Gunsten  der  „Wirtschaftlichen  und  sozialen  Rente  zum  Aus¬ 
gleich  der  Hemmungen  der  Blindheit“  unschwer  widerlegt  werden  könnten. 
„Mögen  die  Blinden“,  so  schreibt  unser  verstorbener  Freund  Villey,  „weise 
bleiben  und  nicht  einem  Phantom  nachjagen,  das  ihnen  lediglich  die  Sym¬ 
pathie  ihrer  Volksgenossen  einbringt!“ 

Zweifellos,  die  Blindenfürsorge  kann  nicht  einzig  und  allein  den  An¬ 
hängern  der  freien  Wohlfahrtspflege  überlassen  werden,  denn  die  private 
Initiative,  auf  sich  selbst  angewiesen,  bleibt  angesichts  der  gegenwärtigen 
wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  und  gesellschaftlichen  Entwicklung  unvoll¬ 
kommen.  Sollen  wir  aber  deshalb  ihre  Mitarbeit  zurückstoßen?  Ist  sie  nicht 
seit  einem  halben  Jahrhundert  die  Bevorrechtigte  und  der  Ursprung  aller 
bisher  auf  dem  Gebiete  der  Blindenfürsorge  erreichten  Fortschritte  ge¬ 
wesen?  Das  Mißtrauen  einiger  mit  Bezug  auf  sie,  dürfte  es  nicht  auf  ge- 
•  wisse  Vorurteile  zurückzuführen  sein?  Die  freie  Wohlfahrtspflege  ‘beab¬ 
sichtigt,  nicht  nur  jeden  hilfsbedürftigen  Blinden,  wie  überhaupt  jeden 
irgendwie  leidenden  Volksgenossen  zu  unterstützen,  sondern  sie  hilft  auch 
dem  an  Körper  und  Geist  gesunden  Blinden,  um  seine  Unabhängigkeit  zu 
erkämpfen  und  zu  erhalten.  Sie  kann,  da  sie  nicht  an  die  starren  Richt¬ 
linien  einer  öffentlichen  Verwaltung  gebunden  ist,  wesentlich  wirksamer 
arbeiten  als  diese.  Sie  kann  mit  Rücksicht  auf  die  Würde  des  Blinden,  der 
würdig  bleiben  will,  die  Form  der  Fürsorge  den  Bedürfnissen  und  Um¬ 
ständen  besser  anpassen  und  sich  leichter  als  eine  öffentliche  Körperschaft 
den  Versuchen  widmen,  die  die  Suche  nach  neuen  Arbeitsmöglichkeiten 
heute  dringend  erfordert.  Ihr  Wirkungskreis,  so  weit  wie  notwendig  beauf¬ 
sichtigt  und  kräftig  unterstützt  durch  die  öffentliche  Hand,  müßte  sich  mit 
den  Bestrebungen  der  öffentlichen  Fürsorge  verbinden  und  diese  vervoll¬ 
ständigen.  Wie  die  private  Fürsorge,  so  sollte  und  müßte  auch  die  gemein¬ 
schaftliche  Selbsthilfe  sich  in  den  verschiedensten  Formen  auswirken:  Wenn 
es  sich  um  ein  bildungsfähiges  Kind  handelt,  so  müßte  die  Ausbildungs¬ 
fürsorge  voll  und  ganz  in  den  Vordergrund  treten,  zum  wenigsten  soweit 
die  Eltern  nicht  in  der  Lage  sind,  den  normalen  Bedürfnissen  des  Kindes 
Rechnung  zu  tragen,  denn  sehr  oft  liegt  es  nicht  im  Interesse  des  jungen 
Blinden,  seine  Eltern  von  ihrer  Unterhaltspflicht  ihm  gegenüber  vollständig 
auszuschließen.  Denn  ausgebildet  in  einem  Handwerk  durch  eine  Sonder- 

50 


berufsschule,  mit  Werkzeugen  ausgerüstet,  eingerichtet  und  unterstützt  durch 
die  private  Fürsorge,  bemüht  sich  der  vorschriftsmäßig  ausgebildete  Blinde 
zu  arbeiten;  wenn  auch  in  beschränktem  Umfange,  so  bleibt  er  dennoch 
Gegenstand  der  sozialen  Hilfe.  Der  hochbegabte  Blinde  kann  als  Geistes¬ 
arbeiter  seine  Laufbahn  verfolgen,  oft  mit  Erfolg,  und  er  legt  dann  seinen 
ganzen  Ehrgeiz  darein,  seine  Verpflichtungen  dem  normalen  Leben  gegen¬ 
über  zu  erfüllen,  ohne  die  finanzielle  Hilfe  der  Gemeinschaft  in  Anspruch 
zu  nehmen.  Jedoch  die  durch  sein  Gebrechen  bedingten  Lasten  erhöhen 
die  Schwierigkeiten:  Warum  sollen  wir  nicht  wünschen  —  ohne  einen 
Pfennig  auszugeben  —  daß  die  Gemeinschaft  die  Lasten  derer  verringere, 
die  keinen  Anspruch  auf  Unterstützung  erheben  und  die  besonders  tapfer 
für  die  Erfüllung  der  ihnen  auferlegten  individuellen,  familiären  und  ge¬ 
sellschaftlichen  Aufgabe  kämpfen?  Warum  sollen  wir  nicht  fordern,  daß 
ihnen  die  Arbeiten,  die  Tätigkeiten  anvertraut  werden,  die  ihren  Veran¬ 
lagungen  und  Neigungen  entsprechen?  Was  den  Arbeiter  der  Faust  anbe¬ 
trifft,  der  zur  Zeit  an  Zahl  überwiegt,  so  reicht  seine  Erzeugung  zum  Lebens¬ 
unterhalt  nicht  aus.  Es  ist  dringend  notwendig,  daß  die  gesellschaftliche 
Hilfe  hier  eingreift.  Dies  nicht,  um  seine  Schwungkraft  zu  lähmen  und  ihn 
zum  Müßiggänger  zu  machen,  sondern  um  ihn  zu  begeistern  und  ihm  die 
Möglichkeit  zu  geben,  zum  Wohle  des  heimischen  Herdes  beizutragen,  um 
seine  Fähigkeiten  zu  entwickeln  und  um  ihm  endlich  die  Aengste  eines 
unfreiwilligen  Feierns  oder  die  Erkenntnis  der  unvermeidlichen  Unzuläng¬ 
lichkeiten  seines  Arbeitsertrages  zu  ersparen.  Und  dann  sind  noch  da  die 
Erwerbslosen,  die  zahlreichsten  unter  ihnen:  Hier  können  wir  uns  nur  auf 
die  Hilfe  berufen,  die  ihnen  im  Namen  der  Gemeinschaftszugehörigkeit  die 
Gesamtheit  schuldet:  Wir  wollen  nur  wünschen,  daß  diese  Hilfe  stets  dem 
Zustande  der  Betroffenen  und  den  Bedürfnissen  der  Stunde  entspricht! 

Dieser  bereits  etwas  lang  gewordene  Aufsatz  hat  noch  lange  nicht  die 
Möglichkeit  der  schwierigen  Fragen  der  sozialen  Blindenfürsorge  erschöpft, 
aber  man  muß  sich  beschränken.  Ich  hoffe,  hiermit  gezeigt  zu  haben,  daß 
trotz  gewisser  Verschiedenheiten  der  Form  die  meisten  der  berührten  Auf¬ 
fassungen  mit  Bezug  auf  die  soziale  Blindenhilfe  sich  in  vielen  Punkten 
treffen:  Das,  was  wir  mit  allen  Kräften  anstreben,  ist  die  soziale  Hebung 
des  Blinden  durch  seine  Arbeit,  wenn  er  dazu  fähig  ist.  Dies  gibt  ihm  die 
Möglichkeit,  trotz  vielfacher  Unzulänglichkeit  seines  Einkommens  mit  den 
Seinen  am  eigenen  Herd  zu  leben,  den  er  sich  gegründet  hat.  Das  nennt 
man  Bruderhilfe  zum  Ausgleich  seines  Unglücks,  da  das  Gebrechen  seine 
Gesundheit  ruiniert  und  ihn  zu  Boden  geworfen  hat,  ihm  in  seinem  Alter 
eine  Last  aufbürdet,  der  er  allein  nicht  mehr  gewachsen  ist.  Für  dieses 
Werk  der  Wohlfahrt  und  der  Liebe  wollen  wir  alles  tun,  um  das  öffent¬ 
liche  Gemeinschaftsempfinden  und  die  private  Wohltätigkeit  miteinander 
zu  verbinden.  Möge  sich  zwischen  die  Blinden  und  die  Werke,  die  sich 
ihnen  widmen,  keine  Schranke  schieben,  denn  ohne  das  Vertrauen  der 
einen  und  die  umfassende  Aufklärung  der  anderen  wird  die  notwendige 
Unterstützung  der  öffentlichen  Hand  unwirksam  bleiben. 


Dehillotte  ist  seit  dem  Tode  Villey’s  Generalsekretär  der  Association 
Valentin  Haüy,  der  größten  Blindenfürsorgeorganisation  Frankreichs.  Es  ist 
erstaunlich,  mit  welchem  Feinsinn  er  den  drei  genannten  Abhandlungen 
gerade  das  entnommen  hat,  was  zum  Aufbau  einer  sozialen  Blindenhilfe 
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in  Frankreich  notwendig  erscheint.  Dort  ist  vor  mehr  als  einem  Jahr  ein 
sogenannter  beratender  ministerieller  Ausschuß  eingesetzt  worden,  der  in 
Zusammenarbeit  mit  den  zuständigen  Ministerien,  denen  die  Blindenbildung 
und  -fürsorge  untersteht,  den  Blindenbildnern  und  den  Blinden  Vorschläge 
zur  Verbesserung  der  gesamten  Blindengesetzgebung  Frankreichs  unter¬ 
breiten  soll.  Wir  kennen  diese  Ausschüsse  und  ihre  Arbeiten  zur  Genüge 
aus  der  Nachkriegszeit.  In  Frankreich  scheint  es  nicht  anders  zu  gehen, 
als  es  bei  uns  damals  der  Fall  war.  Es  werden  große  Gesetzentwürfe  ein¬ 
gereicht.  Das  Parlament  und  die  Regierungsstellen  werden  mit  Anträgen 
überhäuft,  aber  nichts  erfolgt.  Die  Sehnsucht  nach  der  sozialen  Blinden¬ 
hilfe,  wie  der  Schreiber  sie  sucht,  ist,  soweit  dies  möglich  ist,  in  Deutsch¬ 
land  heute  Wirklichkeit.  Wir  haben  die  öffentliche  Fürsorge,  die  dem  ar¬ 
beitsunfähigen  Späterblindeten  die  gehobene  Fürsorge  auf  Grund  der  Reichs¬ 
fürsorgepflichtverordnung  und  der  dazu  erlassenen  Reichsgrundsätze  vom 
Jahre  1924  gewährt.  Wenn  auch  kein  Rechtsanspruch  besteht,  so  ist  dieser 
de  facto  doch  vorhanden.  Seit  den  neunziger  Jahren  haben  wir  unsere 
Sozialversicherung.  Wer  heute  nach  einem  arbeitsreichen  Leben  erblindet, 
dem  steht  in  den  meisten  Fällen  eine  Invaliden-,  Angestellten-,  in  beson¬ 
deren  Fällen  auch  eine  Unfallrente  zu.  Auf  Grund  der  staatlichen  Beschu¬ 
lungsgesetze  für  Blinde  gehören  Unterricht,  Erziehung  und  Berufsausbildung 
bei  Gebrechlichen  und  somit  auch  bei  Blinden  mit  zu  den  öffentlichen 
Aufgaben.  In  Verbindung  mit  der  Reichsfürsorgepflichtverordnung  und  §  6 
der  Reichsgrundsätze  vom  Jahre  1924  steht  eine  solche  Umschulung  auch 
später  Erblindeten  zu.  Im  Rahmen  dieser  Verordnung  wird  auch  bei  Be¬ 
dürftigkeit  für  freie  oder  geschlossene  Unterbringung  auf  Grund  öffent¬ 
licher  Mittel  gesorgt,  wenn  der  Betreffende  arbeitsunfähig  ist,  keinen  An¬ 
spruch  auf  eine  Rente  hat,  und  niemand  da  ist,  der  sonst  für  seinen  not¬ 
wendigen  Lebensbedarf  aufzukommen  hat.  Diese  öffentliche  und  gehobene 
Fürsorge  für  Blinde  wird  durch  die  freie  Wohlfahrtspflege  ergänzt.  Wir 
haben  neben  dem  großen  Winterhilfswerk  des  deutschen  Volkes  heute  die 
NS.-Volkswohlfahrt,  die  auch  mit  der  freien  Blindenfürsorge  und  Blinden¬ 
selbsthilfe  Hand  in  Hand  arbeitet  und  dort  helfend  und  ergänzend  eintritt, 
wo  die  öffentliche  Fürsorge  mangels  Zuständigkeit  nicht  eingreifen  kann. 
Ueber  allem  aber  steht  die  Arbeitsfürsorge,  in  Verbindung  mit  dem  Schwer¬ 
beschädigtengesetz  vom  Jahre  1921/23,  und  wenn  vor  nunmehr  10 — 12 
Jahren  die  Blindenverbände  von  einem  reinen  Rententaumel  befallen  waren, 
so  hat  sich  ihnen  heute  klar  gezeigt,  daß  unseren  Blinden,  soweit  sie  über¬ 
haupt  bildungs-  und  arbeitsfähig  sind,  nur  durch  eine  sachlich  einwandfreie 
Berufsberatung  und  Arbeitsvermittlung  gedient  ist.  Es  ist  Tatsache,  daß  in 
Deutschland  ein  arbeitsfähiger  und  arbeitswilliger  Blinder  heute  kaum  zu 
den  Arbeitslosen  zählt.  Dies  mag  in  einzelnen  Berufszweigen  noch  der  Fall 
sein,  es  bedarf  eben  hier  in  Zukunft  einer  stärkeren  Auslese  und  einer 
entsprechenden  Planung.  Was  wir  zuviel  an  blinden  Musikern  und  Ar¬ 
beitern  des  typischen  Blindenhandwerks  haben,  sucht  man  heute  in  andere 
Berufe  abzudrängen.  Man  sollte  nicht  in  den  Fehler  verfallen,  jeden  zum 
Stenotypisten  oder  zum  Industriearbeiter  von  vorneherein  auserlesen  zu 
halten,  weil  gerade  diese  beiden  Berufszweige  zur  Zeit  günstige  Unter¬ 
bringungsmöglichkeiten  bieten.  Eins  steht  aber  fest,  und  das  müssen  wir 
unseren  französischen  Schicksalsgefährten  zurufen:  „Nicht  in  der  Rente, 
sondern  in  der  Arbeitsfürsorge  sucht  euer  Heil!“ 

Dehillotte,  der  selbst  blind  ist,  hat  diese  Notwendigkeit  erkannt  und 
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sie  am  Schluß  seiner  Ausführungen  in  den  Vordergrund  gestellt.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  die  gesamte  soziale  Gesetzgebung,  die  uns  Deutschen 
seit  Jahrzehnten  geläufig  ist,  in  Frankreich  vollkommen  fehlte,  und  in  an¬ 
deren  Ländern  auch  erst  seit  ein  oder  anderthalb  Dezennien  eingeführt  ist, 
dann  kann  man  diese  Sucht  nach  einer  Ausgleichsrente,  die  ja  letzten 
Endes  kaum  mehr  ist  als  unsere  Sozialrente  bzw.  gehobene  Fürsorge,  ver¬ 
stehen. 

Möge  sich  die  Wirtschaft  Frankreichs  erholen,  möge  es  diesem  Volke 
vergönnt  sein,  unter  autoritärer  Führung  ruhigen  und  geordneten  Verhält¬ 
nissen  entgegenzugehen,  dann  wird,  dessen  bin  ich  überzeugt,  die  Blinden¬ 
berufs-  und  Blindheitsausgleichsfrage  sich  von  selbst  lösen. 


Neuordnung  des  höheren  Schulwesens 

dnb.  Berlin,  11.  Febr.  Der  Reichserziehungsminister  veröffentlicht 
einen  Erlaß  über  Erziehung  und  Unterricht  in  der  höheren  Schule  vom 
29.  Januar  1938  —  E  III  a  245/38  a  —  (abgedruckt  im  RMinAmtsblDtschWiss. 
1938,  S.  46  ff.),  in  dessen  Eingang  es  heißt:  „Durch  eine  Reihe  von  Erlassen 
habe  ich  seit  dem  Jahre  1933  die  äußere  und  innere  Umgestaltung  des 
höheren  Schulwesens  eingeleitet  und  vorbereitet.  Nachdem  ich  Ostern  1937 
die  Vereinfachung  der  zahlreichen  Schulformen  begonnen  und  durch  den 
Erlaß  vom  20.  März  1937  der  höheren  Schule  neue  Gestalt  gegeben  habe, 
weise  ich  nunmehr  mit  den  nachstehenden  Bestimmungen  über  Erziehung 
in  der  höheren  Schule  ihrer  gesamten  Arbeit  Ziel  und  Weg. 

Ich  lege  damit  in  die  Hand  des  Erziehers  eine  verantwortungsvolle 
Aufgabe.  Sie  kann  nur  dann  erfüllt  werden,  wenn  die  Lehrerschaft  der 
höheren  Schule  aus  den  neuen  Bestimmungen  Ansporn  und  Verpflichtung 
für  ihren  Dienst  an  der  deutschen  Jugend  entnimmt  und  im  rechten  Geist 
den  nationalsozialistischen  Erziehungswillen  in  die  Tat  umsetzt.  Ich  erwarte 
voller  Vertrauen  auf  die  Einsatzbereitschaft  des  deutschen  Erziehers,  daß 
er  die  ihm  gestellte  Aufgabe  arbeitsfreudig  in  Angriff  nimmt  und  zum 
guten  Ziele  führt.“ 

Nur  Leistungsfähige  für  höhere  Schule 

Im  einzelnen  wird  in  dem  Erlaß  auf  folgendes  besonders  hingewiesen: 
Aus  wichtigen  bevölkerungspolitischen  Gründen  ist  die  neunjährige 
höhere  Schule  auf  acht  Jahre  verkürzt.  Hierdurch  darf  jedoch  die 
Bildungshöhe  der  höheren  Schule  nicht  herabgemindert  werden.  Schüler, 
die  leistungsunfähig  sind  oder  offenkundige  Willens-  oder  Charakterschwä¬ 
chen  besitzen,  sind  von  der  höheren  Schule  fernzuhalten. 

Die  höheren  Schulen  sind  grundsätzlich  Vollschulen,  die  an  das 
vierte  oder  sechste  Volksschuljahr  anschließen.  Um  jedoch  für  die  leistungs¬ 
fähige  ländliche  Jugend  den  Zugang  zur  höheren  Schule  im  weiten 
Rahmen  sicherzustellen,  bleiben  nicht  vol lausgebaute  Schulen  als  Zubringer¬ 
schulen  bestehen,  die  mit  Klasse  I  beginnen  und  zwei  bis  fünf  Jahrgänge 
umfassen.  Sie  werden  an  eine  benachbarte  Vollschule  angeschlossen. 

Da  eine  gemeinsame  Schulerziehung  der  Geschlechter  nationalsoziali¬ 
stischem  Erziehungsgeist  widerspricht,  sind  für  Jungen  und  Mädchen  grund¬ 
sätzlich  getrennte  Schulen  eingerichtet;  die  neue  hauswirtschaftliche 
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Form  der  Oberschule  für  Mädchen  steht  dabei  in  ganz  besonderem  Maße 
im  Dienst  der  Forderungen,  die  das  Leben  an  die  deutsche  Frau  und 
Mutter  in  Familie,  Beruf  und  Volksgemeinschaft  stellt. 

Den  besonderen  Begabungsrichtungen  und  Berufsneigungen  der  männ¬ 
lichen  Jugend  entsprechend,  wird  der  Unterricht  der  Klassen  VI  bis  VIII 
in  der  Oberschule  für  Jungen  in  einen  naturwissenschaftlich-mathematischen 
und  einen  sprachlichen  Zweig  gegabelt,  wobei  im  Hauptteil  der  Unter¬ 
richt  beider  Zweige  gemeinsam  ist,  um  die  einheitliche  Grundlegung  des 
Unterrichts  durch  die  Fächer  der  deutschkundlichen  Gruppe,  die  Biologie 
und  die  Leibeserziehung  zu  gewährleisten.  Mit  der  Gabelung  eng  verbunden 
sind  die  sprachlichen  und  naturwissenschaftlich-mathematischen  Arbeits¬ 
gemeinschaften,  die  die  Leistungshöhe  der  Schulen  steigern  sollen.  Für 
das  Gymnasium  ist  bedeutungsvoll,  daß  Griechisch  in  der  Klasse  III  beginnt 
und  bis  zur  obersten  Klasse  mit  fünf  Wochenstunden  durchgeführt  wird. 
Die  dritte  Fremdsprache  ist  das  Englische,  das  mit  Klasse  V  beginnt.  Außer¬ 
dem  haben  die  Schüler  der  Klasse  VI  bis  VIII  Gelegenheit,  außerhalb  des 
lehrplanmäßigen  Unterrichts  Französisch  mit  zwei  Wochenstunden  zu  be¬ 
treiben. 

Der  äußere  Aufbau  der  höheren  Schule  stellt  sich  wie  folgt  dar: 

A.  Hauptform 

I.  Oberschule  für  Jungen: 

1.  grundständig,  mit  den  Klassen  I  bis  VIII.  Die  Oberstufe  (Klasse 
VI  bis  VIII)  jeder  Schule  ist  grundsätzlich  gegabelt:  a)  Naturwissenschaft- 
Mathematischer  Zweig,  b)  Sprachlicher  Zweig.  Dazu  kommen  Arbeitsge¬ 
meinschaften:  a)  in  Naturwissenschaften  und  Mathematik,  b)  in  einer 
lebenden  Fremdsprache. 

2.  Aufbauform  mit  den  Klassen  III  bis  VIII  (Aufbauschule).  Die  Ober¬ 
stufe  ist  nicht  gegabelt.  Pflichtsprachen:  Englisch,  Latein. 

II.  Oberschule  für  Mädchen: 

1.  grundständig,  mit  den  Klassen  I  bis  VIII.  Die  Oberstufe  hat  zwei 
Formen:  a)  hauswirtschaftliche  Form,  b)  sprachliche  Form.  Pflichtsprache: 
bei  a)  Englisch,  bei  b)  Englisch  und  Latein  oder  eine  weitere  lebende  Fremd¬ 
sprache.  Wahlsprachen:  bei  a)  keine,  bei  b)  eine  lebende  Fremdsprache 
oder  Latein. 

2.  Aufbauform  mit  den  Klassen  III  bis  VIII  (Aufbauschule).  Die  Ober¬ 
stufe  hat  die  hauswirtschaftliche  Form. 

B.  Sonderform 

Gymnasium  für  Jungen,  grundständig,  mit  den  Klassen  I  bis  VIII. 
Die  Oberstufe  ist  nicht  gegabelt.  Pflichtsprachen:  Latein,  Griechisch,  Englisch. 

Zur  Sicherung  der  Leistungshöhe  dürfen  fortan  die  Klassen  der  Unter¬ 
stufe  (I.  und  II.  Klasse)  nicht  mehr  als  40,  die  der  Mittelstufe  (III.  bis  V. 
Klasse)  nicht  über  35  und  die  der  Oberstufe  (VI.  bis  VIII.  Klasse)  nicht 
mehr  als  25  Schülerinnen  bzw.  Schüler  umfassen.  An  der  grundständigen 
Oberschule  für  Jungen  müssen  auf  der  Oberstufe  grundsätzlich  beide  Gabe¬ 
lungszweige  vorhanden  sein,  während  die  Oberstufe  für  Mädchen  zwischen 
beiden  Formen  wählen  oder  beide  einrichten  kann.  Die  Oberschule  in  Auf¬ 
bauform  (Aufbauschule)  soll  in  ländlicher  Umgebung  körperlich  leistungs¬ 
fähige,  begabte  und  charakterlich  wertvolle  Jugendliche  aus  allen  Schichten 
unseres  Volkes  zusammenfassen  und  zur  Reife  führen.  Damit  öffnet  sich 
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vor  allem  auch  den  Kindern  der  an  das  Land  gebundenen  Volksgenossen 
der  Weg  zur  höheren  Schule,  der  ihnen  sonst  erschwert  würde.  Die  dadurch 
erforderliche  gemeinsame  Unterbringung  der  Schüler  in  Verbindung 
mit  der  Schule  auf  der  Grundlage  nationalsozialistischer  Gemeinschafts¬ 
erziehung  bestimmt  in  hohem  Maße  Lebensform,  Arbeitsweise  und  Unter¬ 
richt  und  gewährleistet  einen  nachhaltigen  Erziehungserfolg. 

Fünf  Stunden  Leibeserziehung 

Der  Erlaß  bringt  dann  weiter  die  genauen  Stundentafeln  für  die 
einzelnen  Schulformen,  während  die  Lehrpläne  für  die  einzelnen  Fächer 
demnächst  in  Buchform  herauskommen  werden.  Im  einzelnen  ist  von  den 
Stundentafeln  hervorzuheben,  daß  sämtliche  höheren  Schulen  für  Jungen 
wöchentlich  fünf  Stunden  Leibeserziehung  haben  werden. 

Die  Oberschule  für  Mädchen  hat  in  den  Klassen  I  bis  V  ebenfalls 
fünf  wöchentliche  Stunden  Leibeserziehung,  die  sich  in  den  letzten  drei 
Klassen  in  der  hauswirtschaftlichen  Form  und  der  Aufbauform  auf  zwei, 
in  der  sprachlichen  auf  vier  verringern.  Hervorzuheben  ist  die  erhöhte 
Stundenzahl  der  deutschkundlichen  Fächer,  also  Deutsch,  Geschichte  und 
Erdkunde  bei  allen  Schulformen. 

In  einer  grundlegenden  Einführung  behandelt  der  Erlaß  den  Standort 
unserer  höheren  Schulen  im  nationalsozialistischen  Staat.  Es  heißt  hierin 
eingangs:  Die  deutsche  Schule  ist  ein  Teil  der  nationalsozialistischen  Er¬ 
ziehungsordnung.  Sie  hat  die  Aufgabe,  im  Verein  mit  den  anderen  Erziehungs¬ 
mächten  des  Volkes,  aber  mit  den  ihr  eigentümlichen  Erziehungsmitteln, 
den  nationalsozialistischen  Menschen  zu  formen.  Alle  echte  Bildung  stammt 
aus  dem  Leben,  und  Leben  kann  nur  durch  Leben  entzündet  werden. 
Wenn  der  Nationalsozialismus  den  Vorrang  des  Lebens  und  der  Tat  vor 
allen  Systemen  der  Erziehung  und  Bildung  behauptet,  dann  spricht  er  das 
Gesetz  der  Entwicklung  jeder  großen  Kultur  aus.  Politisches  Handeln  ist 
die  Stiftung  einer  neuen  Ordnung.  Bevor  von  einer  neuen  Erziehung 
die  Rede  sein  kann,  muß  die  Ordnung,  der  überzeugende  Kraft  innewohnt, 
geschaffen  sein.  Der  Staat  Adolf  Hitlers  ist  darum  zum  Erziehungsstaat  ge¬ 
worden,  weil  der  Führer  durch  die  Schöpfung  seines  Reiches  die  Kraft 
seines  Volkes  in  einem  einzigen  politischen  Willen,  in  einer  einzigen  alle 
durchdringenden  Weltanschauung  zusammenfaßte  und  damit  wieder  große 
und  sinnvolle  Erziehung  möglich  machte. 

* 

Die  Forderung,  die  Schule  in  den  Dienst  deutscher  Nationalerziehung 
zu  stellen,  ist  schon  sehr  alt.  Doch  alle  früheren  Bestrebungen,  die  von 
Beginn  an  unklar  blieben,  haben  nicht  weit  geführt,  da  der  Hauptfehler 
in  der  Verfechtung  des  überholten  individualistischen  Bildungsideals  des 
19.  Jahrhunderts  bestand. 

Zu  Beginn  der  nationalsozialistischen  Staatsführung  fehlte  es  an  Lehrern, 
die  zur  Erziehung  im  neuen  Geist  geeignet  waren.  Inzwischen  wurden 
jedoch  Millionen  geschult,  so  daß  der  Uebergang  von  äußeren  Reformmaß¬ 
nahmen  zu  innerem  Neuaufbau  jetzt  möglich  ist.  In  der  neuen  „Erziehungs¬ 
schule“  wird  die  frühzeitige  Gestaltung  des  deutschen  Menschen  durch  die 
Ausbildung  im  harmonischen  Dreiklang:  Charakter,  Geist  und  Körper  vor- 
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genommen.  Die  tragende  Idee  jeder  Erziehungsarbeit,  selbstverständlich 
auch  an  der  höheren  Schule,  ist  und  bleibt  die  nationalsozialistische  Welt¬ 
anschauung. 


Auf  Grund  dieser  Neuordnung  können  blinde  und  sehschwache  Kinder, 
die  das  6.  Volks-  oder  Blindenanstaltsschuljahr  mit  Erfolg  durchlaufen  haben, 
in  die  3.  (unterste)  Klasse  der  „anerkannten  Oberschule  für  Blinde  und 
Sehschwache  in  Aufbauform“  bei  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  ein- 
treten.  Nach  3  Jahren  ergibt  sich  die  Möglichkeit  der  Ablegung  der  mitt¬ 
leren,  nach  6  Jahren  die  der  Abiturientenreife.  Wenn  die  Kinder  nach  Ab¬ 
schluß  des  12.  Lebensjahres  in  die  3.  Klasse  der  Oberschule  der  Blinden¬ 
studienanstalt  eintreten,  können  sie  mit  16  Jahren  bereits  die  mittlere  Reife 
ablegen,  nach  einem  weiteren  Besuch  der  einjährigen  höheren  Handels¬ 
schule  für  Blinde,  also  mit  17  Jahren,  berufsfähig  sein.  Blinde  und  seh¬ 
schwache  Schüler,  die  die  8klassige  Volksschule  oder  Blindenanstalt  normal 
durchlaufen,  können  mit  dem  14.  Lebensjahr  in  die  2  jährige  Handelsschule 
für  Blinde  in  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  eintreten  und  mit  16  Jah¬ 
ren  ihren  Abschluß  machen.  Naturgemäß  ist  in  Anbetracht  der  hohen 
Leistungen,  die  an  einen  blinden  Büroangestellten  bei  behördlichen  und 
privaten  Betrieben  gestellt  werden,  die  höhere  schulische  Vorbildung  mit 
anschließender  höherer  Handelsschulreife  das  Ratsamste.  Da  unsere  blinden 
Schüler(innen)  nur  in  den  seltensten  Fällen  Gelegenheit  haben,  ihre  prak¬ 
tische  Bürozeit  in  einem  Betriebe  abzuleisten,  ist  es  keinesfalls  ratsam,  die 
vorgeschriebene  Ausbildungszeit  zu  verkürzen.  Was  heute  von  einem  sehen¬ 
den  Handelsschüler  verlangt  wird,  muß  man  mindestens  einem  blinden 
Handelsschüler  zugestehen.  Eine  nur  technische  Vorbildung  in  sogenannten 
„Kursen  für  Maschinenschreiber  und  Stenotypisten“,  wie  sie  auch  früher 
Sehenden  mit  Vorliebe  vermittelt  wurde,  reicht  für  die  Vorbildung  unserer 
blinden  Büroangestellten  in  der  Regel  nicht  aus.  Die  beste  theoretische  und 
praktische  Grundlage  dürfte  für  ihn  gerade  gut  genug  sein,  auch  wenn 
sie  einen  etwas  höheren  finanziellen  Aufwand  erfordert.  Diesem  Ziel  müssen 
nicht  nur  die  Lehrkörper  der  deutschen  Blindenanstalten  und  die  Blinden¬ 
fürsorger,  sondern  in  erster  Linie  die  Blinden  selbst  und  ihre  Angehörigen 
bzw.  gesetzlichen  Vertreter  zustreben.  Denn  nur  eine  gründliche  Ausbildung 
in  allen  Bürofächern  gibt  dem  Blinden  bzw.  Sehschwachen  in  späteren 
Jahren  die  Möglichkeit,  von  einer  rein  mechanischen  zu  einer  gehobenen 
Tätigkeit  aufzurücken  und  selbständiger  zu  werden.  Strehl 


tlnfere  Aufgabe:  ©teuft  am  £eben! 
©iene  mit  tuerbe  SDtifglieb  ber  9Z0Q3. 
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Das  deutsche  Blindenrecht 

II.  Teil:  Privatrecht 

Von  Dr.  R.  Kraeraer,  Heidelberg 

II.  Abschnitt.  Letzwillige  Verfügungen 
47.  Stück.  Die  drei  Arten  des  ordentlichen  Testaments 

Das  Wort  Testament  hat  einen  doppelten  Sinn,  einmal  bezeichnet  man 
damit  die  Verfügung,  die  jemand  für  den  Fall  seines  Todes  rechtsförmlich 
über  sein  Vermögen  trifft;  zum  andern  nennt  man  so  die  Urkunde,  in  der 
diese  Verfügung  niedergeschrieben  ist.  Der  Verfügende  heißt  in  der  Rechts¬ 
sprache  Erblasser  oder  Testator.  Das  Testament  gehört  zu  den  bedeutungs¬ 
vollsten  Geschäften,  die  es  im  Bereich  des  Privatrechts  gibt,  umso  schwer¬ 
wiegender,  als  die  getroffene  Verfügung  nach  dem  Tode  des  Erblassers 
unabänderlich  fortwirkt,  ohne  daß  die  Möglichkeit  besteht,  etwaige  Unklar¬ 
heiten  und  Zweifel  durch  Einholung  der  erblasserischen  Willensmeinung 
zu  beheben.  Deshalb  ist  die  Testamentserrichtung  vom  Gesetzgeber  unter 
eine  Reihe  von  Sonderregeln  gestellt  worden,  die  erheblich  über  das  hinaus¬ 
gehen,  was  sonst  für  die  Anfertigung  von  Urkunden  vorgeschrieben  ist.  Diese 
besonderen  Bestimmungen  sollen  möglichste  Sicherheit  dafür  geben,  daß 
das  Testament  auch  wirklich  von  dem  Erblasser  herrührt  und  daß  es  seinen 
letzten  Willen  unverfälscht  enthält.  Sie  sind  als  Formvorschriften  zwingen¬ 
den  Rechts.  Wird  gegen  sie  verstoßen,  dann  ist  die  letztwillige  Verfügung 
gemäß  §  125  BGB.  nichtig.  Der  Erblasser  kann  sein  Testament  immer  nur 
in  eigener  Person  errichten,  eine  Stellvertretung  ist  hier  wie  auch  beim 
Abschluß  eines  Erbvertrags  ausgeschlossen  (§§  2264,  2274  BGB.). 

Nach  BGB.  §§  2231  und  2238  gibt  es  drei  Arten  der  ordentlichen  Testa¬ 
mentserrichtung:  die  öffentlichrmündliche,  die  öffentlich-schriftliche  und  die 
eigenhändige.  Die  beiden  ersten  Arten  werden  zusammengefaßt  unter  dem 
Namen  „gerichtliches  oder  notarielles“  Testament,  weil  hier  das  Testament 
vor  einem  Richter  oder  vor  einem  Notar  errichtet  wird,  also  unter  der  Mit¬ 
wirkung  eines  Beamten,  wodurch  der  Vorgang  öffentliches  Gepräge  be¬ 
kommt.  Den  Gegensatz  dazu  bildet  das  eigenhändige  Testament,  das  ohne 
Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Verwaltung  als  reines  Privatgeschäft  des 
Erblassers  entsteht. 

Ueber  keinen  Gegenstand  des  Blindenrechts  ist  von  den  sehenden 
Juristen  soviel  geschrieben  worden  wie  über  die  Frage,  ob  und  in  welcher 
Form  Blinde  testieren  können.  Dabei  hat  sich  ein  Wust  von  verworrenen 
und  widersprechenden  Meinungen  gebildet,  die  nicht  maßgeblich  sein  kön¬ 
nen,  weil  ihnen  die  richtige  Kenntnis  der  wesentlichen  Voraussetzungen 
abgeht.  Und  doch  ist,  wie  die  folgenden  Stücke  zeigen  werden,  die  Ent¬ 
scheidung  der  aufgeworfenen  Rechtsfragen  unendlich  einfach  —  fast  möchte 
man  sagen  selbstverständlich  —  wenn  dabei  der  Zweck  des  Gesetzes  und 
die  vorliegenden  Tatsachen  voll  berücksichtigt  werden. 

Wer  zum  richtigen  Ergebnis  kommen  will,  muß  zweierlei  bedenken: 
erstlich,  daß  es  zwei  Klassen  von  Blinden  gibt,  die  Punktschriftleser  und 
die  Nichtleser,  die  scharf  voneinander  zu  trennen  und  gesondert  zu  be- 
ur^pilen  sind.  Betrachtet  man  dagegen,  wie  dies  meist  geschieht,  die  Blin¬ 
den  als  eine  gleichförmige  Masse,  dann  muß  mit  Notwendigkeit  ein  nach 
der  einen  oder  anderen  Seite  falsches  Urteil  herauskommen.  Zum  zweiten 
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ist  davon  auszugehen,  daß  sämtliche  Arten  der  Blindenschrift,  wie  im  vorigen 
Abschnitt  dargetan1),  kein  persönliches  Gepräge  haben  und  deshalb  den 
Nachweis  der  Selbigkeit  im  Wege  der  Schriftvergleichung  gar  nicht  oder 
doch  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen  zulassen. 

Die  vielen  schiefen  Auffassungen  über  die  rechtliche  Fähigkeit  der 
Blinden,  ein  Testament  zu  errichten,  erklären  sich  zum  großen  Teil  daraus, 
daß  die  betreffenden  Schriftsteller  von  der  Blindenschrift  nichts  gewußt 
oder  nicht  an  sie  gedacht  haben.  Das  trifft  insbesondere  auf  die  älteren 
Verfasser  zu,  die  sich  noch  stark  auf  das  gemeinrechtliche  Schrifttum  vor 
1890  stützen,  wo  ja  das  erste  Geschlecht  der  Punktschriftleser  noch  nicht 
herangewachsen  war  und  folglich  noch  nicht  damit  gerechnet  werden  konnte, 
daß  die  Punktschrift  von  der  Rechtswissenschaft  beachtet  würde.  So  schlep¬ 
pen  sich  bis  in  unsere  Zeit  von  Kommentar  zu  Kommentar  die  zur  festen 
Formel  erstarrten  Worte  fort:  „Personen,  die  Geschriebenes  nicht  zu  lesen 
vermögen,  also  namentlich  Blinde“. 

Eine  andere  Gruppe  von  sehenden  Rechtswissenschaftlern  hat  vom 
Wesen  der  Punktschrift  eine  verkehrte  Vorstellung,  indem  sie  ihr  persön¬ 
liches  Gepräge  zuschreibt.  Demzufolge  sind  die  Meinungen  der  sehenden 
Juristen  für  die  Klärung  der  hier  vorliegenden  Fragen  ziemlich  belanglos, 
und  es  lohnt  sich  eigentlich  kaum,  die  einzelnen  Schriftsteller  mit  ihren 
unmaßgeblichen  Ansichten  stellenmäßig  zu  erwähnen  und  zu  berichtigen. 

Mit  den  im  vorigen  Abschnitt  gewonnenen  Erkenntnissen  über  das 
Lesen  und  Schreiben  der  Blinden  haben  wir  einer  befriedigenden  Lösung 
der  mit  dem  Blindentestament  zusammenhängenden  Rechtsfragen  das  meiste 
vorgearbeitet.  Wir  werden  uns  daher  hier  mit  erheblich’  kürzeren  Erörte¬ 
rungen  begnügen  können. 

48.  Stück.  Das  öffentlich-mündliche  Testament 
A.  Die  Förmlichkeiten 

Die  öffentlich- mündliche  Testamentserrichtung  geschieht  folgender¬ 
maßen:  Der  Erblasser  erklärt  seinen  letzten  Willen  mündlich  vor  einem 
Richter  oder  einem  Notar,  der  darüber  einen  amtlichen  Bericht,  ein  Pro¬ 
tokoll  aufnimmt  (§§  2231  Z.  1,  2238,  2240,  2241  BGB.).  Dieses  Protokoll  muß 
vorgelesen,  vom  Erblasser  genehmigt  und  eigenhändig  von  ihm  unterschrie¬ 
ben  werden  (§  2242  Abs.  1  BGB.).  Ausdrücklich  ist  darin  festzustellen,  daß 
dies  geschehen  sei.  Erklärt  der  Erblasser,  nicht  schreiben  zu  können,  so 
wird  seine  Unterschrift  durch  die  Aufnahme  dieser  Erklärung  ins  Protokoll 
ersetzt  (§  2242  Abs.  2  BGB.).  In  jedem  Falle,  einerlei,  ob  der  Erblasser  sieht 
oder  nicht  sieht,  muß  der  Richter  einen  Gerichtsschreiber  (jetzt  Urkunds¬ 
beamter)  oder  zwei  Zeugen,  der  Notar  einen  zweiten  Notar  oder  ebenfalls 
zwei  Zeugen  zu  der  ganzen  Verhandlung  zuziehen  (§§  2233,  2239  BGB.). 
Als  Urkundsperson,  d.  h.  als  Richter,  Notar,  Gerichtsschreiber  oder  Zeuge 
darf  nicht  mitwirken,  wer  mit  dem  Erblasser  verheiratet,  nahe  verwandt 
oder  verschwägert  ist  oder  wer  in  dem  zu  errichtenden  Testament  bedacht 
wird  oder  zu  einem  Bedachten  in  einem  Verhältnis  der  gekennzeichneten 
Art  steht  (§§  2234,  2235  BGB.). 

Nach  Maßgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  haben  wir  es  hier  mit 
einem  gesetzlich  ausgezeichneten  Fall  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Be¬ 
urkundung  zu  tun.  Die  Sonderregeln,  die  das  BGB.  in  Anbetracht  der  Wich- 


i)  Vergl.  das  41.  Stück. 
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tigkeit  der  zu  beurkundenden  Erklärung  für  die  öffentlich-mündliche  Te- 
stamentserrichtung  aufstellt,  enthalten  im  wesentlichen  dasselbe,  was  das 
Gesetz  über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  für  den  Fall  vorschreibt,  daß 
der  Erklärende  (der  Beteiligte)  blind  ist.  Deshalb  brauchten  im  Bürgerlichen 
Gesetzbuch  auch  keine  Sonderbestimmungen  über  das  öffentlich-mündliche 
Testieren  der  Blinden  getroffen  zu  werden. 

Für  die  Testamentserrichtung  sind  die  gleichen  Behörden  zuständig  wie 
für  die  Beurkundung  sonstiger  Rechtsgeschäfte,  also  in  Bayern  und  Baden 
nur  die  Notare,  in  Preußen,  Sachsen  und  Württemberg  die  Amtsgerichte 
und  die  Notare1). 

B.  Streitfragen 

Die  aufgezählten  Vorschriften  haben  nun  zu  den  gleichen  drei  Fragen 
geführt,  die  uns  bei  der  amtlichen  Beurkundung  begegnet  sind2): 

1.  Kann  der  Blinde  überhaupt  ein  Testamentsprotokoll  rechtswirksam 
unterschreiben? 

2.  Muß  der  blinde  Erblasser  unterschreiben,  falls  er  die  Fähigkeit  dazu 
besitzt? 

3.  Liegt  in  der  Erklärung,  blind  zu  sein,  diejenige  des  Schreibunver¬ 
mögens  eingeschlossen? 

Eine  breite  wissenschaftliche  Erörterung  hierüber  wurde  veranlaßt  durch 
den  im  vorigen  Abschnitt  besprochenen  Prozeß3)  über  die  Gültigkeit  dreier 
Testamente,  die  der  blinde  Kaufmann  F.  M.  aus  Potsdam  mündlich  vor 
einem  Notar  errichtet  hatte,  ohne  zu  unterschreiben.  Anstatt  der  vorge¬ 
schriebenen  Erklärung  des  Erblassers,  daß  er  nicht  schreiben  könne,  ent¬ 
hielten  die  Testamente  nur  den  Vermerk4):  „Herr  M.  ist  blind  und  erklärt 
auch,  blind  zu  sein“. 

Danz,  der  sich  am  eingehendsten  mit  dem  Fall  beschäftigt  hat5),  geht 
von  der  Annahme  aus,  daß  die  Blinden  vom  schriftlichen  Testieren  ausge¬ 
schlossen  und  durch  §  2238  Abs.  2  BGB.  auf  das  mündliche  Testament  be¬ 
schränkt  seien,  das  also  als  das  vom  Gesetz  bestimmte  „Blindentestament“ 
zu  gelten  habe.  Die  Vorschrift  des  §  2242  BGB.,  daß  das  Protokoll  vom 
Erblasser  unterschrieben  weiden  muß,  sei  aber  für  das  Blindentestament 
sinnlos  und  unanwendbar,  denn  ein  Blinder  könne  überhaupt  nicht  rechts¬ 
wirksam  unterzeichnen,  da  er  ja  nicht  nachzuprüfen  vermöge,  was  und  wie 
er  unterschreibe.  Es  liege  hier  also  eine  Lücke  im  Gesetz  vor,  die  von  der 
Wissenschaft  mit  dem  Satz  ausgefüllt  werden  müsse,  daß  bei  Blinden  eine 
Ausnahme  von  der  Regel  gestattet  und  demzufolge  die  Unterschrift  nicht 
erforderlich  sei.  Denselben  Standpunkt  mit  denselben  Gründen  vertritt 
Lehmann6).  Der  gleichen  Meinung  sind  ferner  Schulze-Görlitz7)  und  Pignol8). 
Die  Mehrzahl  der  Rechtswissenschaftler  aber  zeigt  die  entgegengesetzte 
Auffassung,  nämlich  die,  daß  der  Blinde,  falls  er  dazu  imstande  ist,  das 

1)  EG.  z.  BGB.  Art.  141;  FGG.  §  167;  bayer.  AG.  z.  BGB.  Art.  167  u.  bayer. 
Notariatsgesetz  Art.  1;  wiirtt.  AG.  z.  BGB.  Art.  105,  79,  123;  bad.  Rechtspolizeiges. 
§§  34,  35;  preuß.  FGG.  Art.  31;  sächs.  AG.  z.  den  Nebengesetzen  des  BGB.  §  37. 

2)  Siehe  oben  43.  Stück  B. 

3)  Siehe  oben  43.  Stück  B. 

4)  RGZ.  Bd.  86,  S.  385  ff. 

•5)  Jur.  Wochenschrift  1914,  S.  385  ff. 

6)  Jur.  Wochenschrift  1914,  S.  1057  ff. 

7)  Kommentar  z.  FGG.  §  177,  3  a. 

8)  Deutsche  Juristenzeitung  1904,  S.  337/38. 
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Protokoll  unterschreiben  inuß,  so:  Leonhard1),  Staudingers  Kommentar2), 
Weißler3),  Goldmann4),  Jastrow5),  Josef6),  Kipp7),  Zeitschrift  des  deutschen 
Notarvereins8)  und  das  Kammergericht9).  Aus  dieser  Stellungnahme  der 
einzelnen  Schriftsteller  ergibt  sich  meist  auch  ihr  Standpunkt  gegenüber 
der  dritten  Frage,  ob  die  Erklärung,  blind  zu  sein,  diejenige  des  Schreib¬ 
unvermögens  in  sich  schließt  und  infolgedessen  zur  Wahrung  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Form  genügt.  Während  Danz10),  Lehmann11)  und  Schulze- 
Görlitz12)  bejahen,  sind  Goldmann13),  Josef14)  und  das  Kammergericht15)  der 
Meinung,  daß  die  Aussage,  blind  zu  sein,  nicht  als  Ersatz  für  die  im  Gesetz 
verlangte  Erklärung  des  Schreibunvermögens  gelten  könne. 

Unsere  Antwort  auf  die  obigen  drei  Fragen  muß  natürlich  auf  Grund 
der  gleichen  Rechtslage  die  nämliche  sein,  die  wir  bei  der  amtlichen  Be¬ 
urkundung  gefunden  haben.  Sie  lautet: 

1.  Der  Blinde  kann  das  Testamentsprotokoll  mit  voller  Rechtswirksam¬ 
keit  unterschreiben,  dies  allerdings  nur  mit  dem  in  eigenhändiger  Sehschrift 
geschriebenen  Namen.  Die  Unterzeichnung  mit  einem  Handzeichen  ist  hier 
nicht  zulässig16).  Der  Einwand  der  mangelnden  Wahrnehmungsfähigkeit 
kann,  wie  im  43.  Stück  unter  B  nachgewiesen  wurde,  gegen  die  Unter¬ 
zeichnung  durch  Blinde  nicht  zu  Recht  bestehen,  weil  das  Beurkundungs¬ 
verfahren  mit  zwingendem  Recht  auf  gehörmäßiges  und  nicht  auf  gesichts¬ 
mäßiges  Erfassen  des  Protokollinhalts  eingestellt  ist. 

2.  Falls  der  blinde  Erblasser  seinen  Namen  eigenhändig  in  Sehschrift 
schreiben  kann,  hat  er  das  Protokoll  zu  unterschreiben.  Andernfalls  muß 
er  ausdrücklich  erklären,  daß  er  nicht  schreiben  könne.  Die  Erklärung, 
nicht  schreiben  zu  wollen,  genügt  nicht17).  Ebensowenig  reicht  es  aus,  wenn 
der  Vermerk  über  die  Schreibunfähigkeit  als  eine  vom  Urkundsbeamten 
gemachte  Feststellung  sich  darstellt18).  Der  Vermerk  muß  vielmehr  stets  als 
Aussage  des  Erblassers  gefaßt  werden19).  Blinde,  die  ihren  Namen  in  Seh¬ 
schrift  nicht  zu  schreiben  vermögen,  müssen  daher  sehr  darauf  achten,  daß 
in  das  Protokoll  die  dem  gesetzlichen  Erfordernis  aus  §  2242  BGB.  ent- 

1)  Kommentar  zum  BGB.  §  2242  III  b. 

2)  Zu  BGB.  §  2242  III,  3. 

3)  S.  281,  Nr.  178. 

4)  Formularbuch  S.  853,  Anm.  3. 

5)  S.  263,  Nr.  151  a  1. 

6)  Zeitschrift  des  deutschen  Notarvereins  5.  Jahrg.,  S.  224  ff. 

7)  Enneccerus-Kipp-Wolff  Bd.  II,  Abt.  3,  §  15  I.  Anm.  1. 

8)  5.  Jahrg.,  S.  224  ff. 

9)  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte  Bd.  30,  S.  213/14. 

10)  Jur.  Wochenschrift  1914,  S.  385  ff. 

11)  Jur.  Wochenschrift  1914,  S.  1057  ff. 

12)  Zentralbl.  f.  freiwill.  Gerichtsbarkeit  7.  Jahrg.  S.  468  ff. ;  Kommentar  zum 
FGG.  §  177,  3  a. 

13)  A.a.O. 

14)  A.a.O. 

15)  Rechtsprechung  der  Oberlandesgerichte  Bd.  30,  S.  213/14. 

16)  RGZ.  Bd.  65,  S.  372;  Bd.  69,  S.  79;  Staudinger  zu  §  2242  III,  3;  Kommentar 
von  Reichsgerichtsräten  zu  §  2242,  4. 

17)  Staudinger  zu  §  2242  III,  3;  Komm.  v.  Relchsgerichtsr.  zu  §  2242,  4  a. 

18)  Leonhard  zu  §  2242,  II  B  2;  Komm.  v.  Reichsgerichtsr.  zu  §  2242,  4;  Stau¬ 
dinger  zu  §  2242,  III,  3;  Fischer-Henle  zu  §  2242‘  9. 

19)  RGZ.  Bd.  69,  S.  80. 
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sprechenden  Worte  aufgenommen  werden:  „N.  N.  erklärt,  daß  er  nicht 
schreiben  könne“.  Für  die  rechtliche  Gültigkeit  belanglos  und  deshalb  von 
dem  Urkundsbeamten  nicht  nachzuprüfen  ist  der  Umstand,  ob  die  auf 
Schreibunfähigkeit  lautende  Behauptung  des  Erblassers  der  Wahrheit  ent¬ 
spricht.  Ein  Testament  kann  daher  nicht  mit  dem  Einwand  angefochten 
werden,  die  im  Protokoll  festgestellte  Aussage  des  Erblassers,  nicht  schrei¬ 
ben  zu  können,  sei  nachweislich  falsch1).  Der  Grund,  weshalb  der  Erblasser 
am  Schreiben  verhindert  ist,  braucht  nicht  angegeben  zu  werden2). 

3.  Die  Erklärung,  blind  zu  sein,  ersetzt  nicht  die  vom  Gesetz  gefor¬ 
derte  Erklärung,  nicht  schreiben  zu  können.  Denn  blind  und  schreibunfähig 
ist  keineswegs  dasselbe.  Dieser  Satz  ergibt  sich  als  zwingende  und  selbst¬ 
verständliche  Folgerung  aus  der  Erkenntnis,  daß  schreibkundige  Blinde  mit 
voller  Rechtswirksamkeit  öffentliche  Urkunden  unterzeichnen  können3). 

Für  diejenigen  Blinden,  die  nicht  Punktschrift  zu  lesen  vermögen,  also 
für  dreiviertel  der  Gesamtzahl  stellt  die  mündliche  Testamentserrichtung 
vor  einem  Richter  oder  Notar  in  der  Tat  die  einzige  Möglichkeit  dar,  ihren 
letzten  Willen  rechtsgültig  zu  bestimmen. 

C.  Muster 

Bei  solchen  Blinden,  die  ihren  Namen  eigenhändig  in  Sehschrift  schrei¬ 
ben  können  und  das  Testamentsprotokoll  auch  so  unterzeichnen,  sind 
keinerlei  Besonderheiten  erforderlich.  Es  soll  daher  hier  nur  ein  Muster  für 
das  Protokoll  über  die  öffentlich-mündliche  Testamentserrichtung  durch 
einen  schreibensunkundigen  Blinden  gebracht  werden. 

Heidelberg,  den  28.  Juli  1924 

Vor  dem  Unterzeichneten  Notar  für  den  Notariatsbezirk  I  Heidelberg, 
Dr.  Erich  Kornach,  erschien  heute: 

der  dem  Notar  persönlich  bekannte 

Dr.  Winfried  Kornelius, 

Professor  für  neuere  Geschichte  an  der  Universität  Heidelberg, 
wohnhaft  in  Heidelberg,  Bergstraße  77, 
um  ein  Testament  zu  errichten. 

Als  Zeugen  wurden  zugezogen: 

der  Kraftwagenführer  Karl  Sicherer,  wohnhaft  in  Heidelberg,  Bergstraße  77, 
und  der  Schuhmacher  Anton  Kirchner,  wohnhaft  in  Heidelberg,  Pfaffengasse  9. 

Professor  Kornelius  erklärt  vor  dem  Notar,  ein  Testament  mündlich 
errichten  zu  wollen,  und  gab  als  seinen  letzten  Willen  folgendes  an: 

(es  folgen  die  letztwilligen  Anordnungen). 

Professor  Kornelius,  der  blind  ist,  erklärte  ferner,  daß  er  nicht  schrei¬ 
ben  könne. 

Das  Protokoll  wurde  vorgelesen  und  von  dem  Erblasser  genehmigt. 

Karl  Sicherer 

Anton  Kirchner 

Dr.  Erich  Kornach 
Notar 

1)  Staudinger  zu  §  2242,  III,  3;  Komm.  v.  Reichsgerichtsr.  zu  §  2242,  4;  Fischer- 
Henle  zu  §  2242,  8;  RGZ.  Bd.  69,  S.  81. 

2)  Motive  zum  BGB.  Bd.  V,  S.  273. 

3)  Wegen  Begründung  der  drei  Antworten  s.  43.  Stück  B. 
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49.  Stück.  Das  öffentlich-schriftliche  Testament 

A.  Förmlichkeiten 

Die  Öffentlich-schriftliche  Testamentserrichtung  geschieht  folgender¬ 
maßen:  der  Erblasser  übergibt  dem  Richter  oder  Notar  ein  Schriftstück,  in 
dem  sein  Testament  aufgezeichnet  ist  und  erklärt  dabei  mündlich,  daß  die 
überreichte  Urkunde  seinen  letzten  Willen  enthalte  (§  2231  Z.  1  mit  §  2238 
Abs.  1  BGB.).  Ueber  diese  Erklärung  und  über  die  erfolgte  Uebergabe  nimmt 
der  Urkundsbeamte  ein  Protokoll  auf  (§  2240  BGB.).  Hierfür  sowie  für  die 
Zuziehung  der  weiteren  Urkundspersonen  gelten  dieselben,  im  vorigen  Stück 
besprochenen  Vorschriften  wie  bei  der  öffentlich-mündlichen  Testaments¬ 
errichtung  (§§  2233 — 2242  BGB.).  Die  Testamentsurkunde  kann  offen  oder 
verschlossen  übergeben  werden;  sie  kann  von  dem  Erblasser  selbst  oder 
von  jemand  anderem  geschrieben  sein  (§  2238  Abs.  1  BGB.). 

Da  über  die  Art  der  zu  verwendenden  Schriftzeichen  im  Gesetz  nichts 
bestimmt  ist,  steht  es  dem  Erblasser  frei,  jede  beliebige  Schriftart  zu  wählen: 
Handschrift  oder  Maschinenschrift,  Sehschrift  oder  Blindenschrift,  Druck¬ 
schrift  oder  ein  sonstiges  Vervielfältigungsverfahren,  deutsche  oder  fremde 
Buchstaben  —  auch  solche  einer  toten  Sprache  —  Vollschrift,  Kurzschrift 
oder  Geschwindschrift1),  nur  muß  selbstverständlich  beim  Gebrauch  einer 
außergewöhnlichen  Schrift  die  sichere  Möglichkeit  bestehen,  daß  auch  an¬ 
dere  Personen  als  der  Erblasser  die  Zeichen  zweifelsfrei  entziffern  können; 
jedoch  genügt  es,  wenn  dazu  nicht  jedermann  imstande  ist,  sondern  nur 
gewisse  Sachverständige.  Der  Erblasser  ist  daher  nicht  gebunden,  eine 
Schriftart  zu  wählen,  die  gerade  von  den  Erben  oder  vom  Nachlaßrichter 
gelesen  werden  kann. 

Die  übergebene  Testamentsurkunde  braucht  nicht  vom  Erblasser  unter¬ 
schrieben  zu  sein2).  Das  verschlossen  überreichte  Testament  darf  der  Ur¬ 
kundsbeamte  nicht  öffnen,  das  offen  überreichte  nicht  gegen  den  Willen  des 
Erblassers  einsehen3).  Minderjährige  und  Personen,  die  „Geschriebenes  nicht 
zu  lesen“  vermögen,  sind  durch  §  2238  Abs.  2  BGB.  von  der  öffentlich¬ 
schriftlichen  Testamentserrichtung  ausgeschlossen  und  auf  das  mündliche 
Testament  beschränkt.  Der  Zweck  dieser  Vorschrift  ist  den  beiden  Gruppen 
gegenüber  ein  verschiedener,  in  beiden  Fällen  aber  sehr  einleuchtend  und 
vernünftig.  Die  noch  nicht  volljährigen,  zwischen  dem  17.  und  21.  Lebens¬ 
jahr  stehenden  Erblasser  sollen  deshalb  zum  mündlichen  Testieren  gezwun¬ 
gen  werden,  damit  der  Urkundsbeamte  Gelegenheit  bekommt,  sie  auf  etwaige 
aus  jugendlicher  Unerfahrenheit  entspringende  Unstimmigkeiten  in  ihren 
letztwilligen  Verfügungen  aufmerksam  zu  machen.  Für  den  Ausschluß  der 
Leseunkundigen  vom  schriftlichen  Testieren  ist  folgende  Absicht  maßgebend: 
es  soll  dadurch  verhütet  werden,  daß  ein  Erblasser  eine  Testamentsurkunde 
übergibt,  die  er  nicht  selber  lesen,  von  der  er  also  nicht  mit  unbedingter 
Sicherheit  wissen  kann,  was  sie  enthält. 

1)  Kommentar  v.  Reichsgerichtsräten  zu  BGB.  §  2238,  3;  Leonhard  zu  BGB. 
§  2238  III  d;  Staudinger  zu  BGB.  §  2238,  2. 

2)  Kommentar  v.  Reichsgerichtsräten  zu  BGB.  §  2238,  3;  Staudinger  zu  BGB. 
§  2238,  2;  Fischer-Henle  zu  BGB.  §  2238,  5. 

3)  Kommentar  von  Reichsgerichtsräten  zu  BGB.  §  2238,  4. 
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B.  Streitfragen 

Die  dargestellten  Gesetzesvorschriften  über  das  öffentlich-schriftliche 
Testament  haben  in  Ansehung  der  Blinden  zu  folgenden  Streitfragen  An¬ 
laß  gegeben: 

1.  Ist  es  zulässig,  daß  der  Erblasser  die  von  ihm  zu  überreichende 
Testamentsurkunde  in  Blindenschrift  anfertigt? 

2.  Gehören  die  Blinden  allgemein  zu  den  Personen,  die  im  Sinne  des 
Gesetzes  „Geschriebenes“  nicht  lesen  können  und  damit  vom  öffentlich¬ 
schriftlichen  Testament  ausgeschlossen  sind? 

3.  Ist  die  vom  Gesetz  verlangte  Lesefähigkeit  eine  allgemeine,  auf  die 
Sehschrift  bezügliche,  oder  bezieht  sie  sich  nur  auf  die  vom  Erblasser  ver¬ 
wendete  Schriftart? 

Zur  ersten  Frage:  Alle  Bedenken,  die  gegen  den  Gebrauch  der  Blin¬ 
denschrift  beim  rechtsförmlichen  Unterschreiben  mit  Recht  erhoben  wer¬ 
den,  kommen  beim  öffentlich-schriftlichen  Testament  nicht  in  Betracht.  Der 
Selbigkeitsnaehweis  durch  Schriftvergleichung  ist  hier  überflüssig,  weil  ja 
die  Person  des  Erblassers  als  der  durch  die  überreichte  Urkunde  Verfügende 
mit  vollkommener  Sicherheit  durch  das  Protokoll  nachgewiesen  wird.  Des¬ 
halb  kann  das  Gesetz  hier  auf  das  persönliche  Gepräge  der  Schriftzeichen 
verzichten.  In  §  2238  Abs.  1,  Satz  3  BGB.  heißt  es  denn  auch:  die  Testa¬ 
mentsurkunde  „kann  von  dem  Erblasser  oder  von  einer  anderen  Person 
geschrieben  sein“.  Ueberall  und  ausnahmslos  wird  daher  zugegeben,  daß 
unpersönliche  Schriftarten  wie  Maschinen-  und  Druckschrift  durchaus  zu¬ 
lässig  sind  und  daß  es  einer  Unterzeichnung  der  überreichten  Urkunde 
durch  den  Erblasser  nicht  bedarf. 

Damit  ist  die  Zulässigkeit  der  Blindenschrift  für  das  öffentlich-schrift¬ 
liche  Testament  unbezweifelbar  und  endgültig  bewiesen.  Alle  Rechtswissen¬ 
schaftler,  die  sich  überhaupt  mit  dieser  Frage  beschäftigt  haben,  stellen 
daher  auch  die  Verwendbarkeit  der  Blindenschrift  einstimmig  und  aus¬ 
drücklich  fest,  so  Endemann1),  Crome2),  Leonhard3),  Planck4),  Wilke5), 
Kretzschmar6),  K.  Schwarz7),  Spahr8)  und  das  ehemalige  Reichsjustizamt  in 
seiner  gutachtlichen  Aeußerung  vom  6.  Oktober  19099).  Es  heißt  also  offene 
Türen  einrennen,  wenn  man  sich  bemüht,  die  Eignung  der  Blindenschrift 
für  das  öffentlich-schriftliche  Testament  umständlich  darzutun. 

Zur  zweiten  Frage:  Damit,  daß  man  die  Zulässigkeit  der  Blindenschrift 
erwiesen  hat,  ist  es  aber  noch  nicht  getan,  denn  nun  kommt  der  Einwand: 
die  Blinden  gehören  zu  den  Personen,  die  im  Rechtssinne  „Geschriebenes 
nicht  zu  lesen“  vermögen,  sind  also  durch  §  2238  Abs.  2  BGB.  vom  schrift¬ 
lichen  Testieren  ausgeschlossen.  K.  Schwarz10)  versteigt  sich  sogar  zu  der 
Behauptung,  das  sei  die  herrschende  Lehre.  In  der  Tat  finden  sich  in  den 
Kommentaren  und  im  sonstigen  Schrifttum  vielfach  Aeußerungen,  die  diese 

1)  III.  Bd.  S.  304  N.  2. 

2)  S.  73  §  650,  3  a  Anm.  68. 

3)  Zu  BGB.  §  2238  III  e. 

4)  Zu  BGB.  §  2238,  5  B. 

5)  Zu  BGB.  §  2238,  1. 

6)  S.  80. 

7)  S.  268. 

8)  S.  83. 

9)  Abgedruckt  bei  Luthmer  S.  102  ff. 

1°)  S.  268. 
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Auffassung  zu  bestätigen  scheinen,  so  im  Kommentar  der  Reichsgerichts¬ 
räte1),  in  dem  von  Staudinger2)  und  von  Fischer-Henle3),  bei  Heinsheimer4), 
Matthiaß5),  Peiser6),  Lehmann7),  Köhler8),  Weißler9),  Goldmann10),  Jastrow11), 
Danz12).  In  Wirklichkeit  aber  haben  die  erwähnten  Schriftsteller  bei  den  in 
Frage  stehenden  Vermerken  vom  Vorhandensein  einer  Blindenschrift  ent¬ 
weder  nichts  gewußt  oder  nicht  an  sie  gedacht,  so  daß  sich  die  abgegebene 
Meinung  nur  auf  das  Testieren  in  Sehschrift  und  nur  auf  die  drei  Viertel 
aller  Blinden  bezieht,  die  Punktschrift  nicht  lesen  können.  Für  die  Gruppe 
der  Blindenschriftunkundigen  trifft  das  Ausschlußurteil  allerdings  vollkom¬ 
men  zu.  Ihnen  bleibt  in  der  Tat  nur  die  Möglichkeit  des  mündlichen  Te- 
stierens,  weil  sie  ja  Geschriebenes  in  keinerlei  Gestalt  zu  lesen  vermögen, 
weder  in  Sehschrift  noch  in  Blindenschrift.  Selbstverständlich  kommt  dabei 
die  Tatsache  nicht  in  Betracht,  daß  die  Späterblindeten  rein  geistig,  vor¬ 
stellungsmäßig  die  Fähigkeit  besitzen,  Sehschrift  zu  lesen.  Denn  das  Blind¬ 
sein  hindert  sie  ja  daran,  von  dieser  Fähigkeit  Gebrauch  zu  machen. 

Ganz  falsch  ist  es,  wenn  man,  wie  dies  K.  Schwarz13)  getan  hat,  den 
willkürlichen  Schluß  zieht,  daß  den  Blinden  wegen  ihrer  Leseunfähigkeit 
in  Bezug  auf  Sehschrift  allgemein  und  grundsätzlich  die  Möglichkeit  des 
schriftlichen  Testierens  von  denjenigen  Schriftstellern  abgesprochen  werde, 
die  ohne  nähere  Erklärung  den  Satz  aufstellen:  Blinde  gehören  zu  den  Per¬ 
sonen,  die  Geschriebenes  nicht  lesen  können.  Die  Verkehrtheit  einer  solchen 
Schlußfolgerung  läßt  sich  zwingend  nachweisen  an  dem  Beispiel  von  Ende¬ 
mann,  den  K.  Schwarz14)  zu  den  Vertretern  der  Auffassung  von  der  grund¬ 
sätzlichen  Leseunfähigkeit  der  Blinden  zählt.  Allerdings  findet  sich  bei 
Endemann  an  einer  Stelle  seines  Lehrbuchs  über  bürgerliches  Recht15)  die 
Bemerkung:  „dahin  (zu  den  Leseunfähigen)  gehört  auch  der  Blinde“.  An 
einer  anderen  Stelle16)  des  nämlichen  Buches  aber  wird  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  daß  blindenschriftkundige  Blinde  eine  in  dieser  Schrift  her¬ 
gestellte  Testamentsurkunde  übergeben  können.  Damit  ist  doch  sicher  be¬ 
wiesen,  daß  Endemann  mit  der  erstgenannten  Anmerkung  nur  die  punkt¬ 
schriftunkundigen  Blinden  und  nur  das  Testieren  in  Sehschrift  im  Auge 
gehabt  hat,  keineswegs  aber  behaupten  wollte,  alle  Blinden  seien  von  der 
öffentlich-schriftlichen  Testamentserrichtung  ausgeschlossen.  Ebenso  oder 
ähnlich  liegt  der  Fall  bei  Kretzschmar17)  und  dürfte  er  bei  den  übrigen  An¬ 
hängern  jener  angeblichen  Meinung  liegen. 

1)  Zu  BGB.  §  2238,  6  u.  zu  §  2243,  5. 

2)  Zu  BGB.  §  2238,  4. 

3)  Zu  BGB.  §  2238,  6. 

4)  S.  592/93. 

5)  S.  681  I  C  4. 

6)  S.  278. 

7)  Jur.  Wochenschrift  1910  S.  1057. 

8)  S.  178. 

9)  S.  281  Nr.  178. 

10)  Formularbuch  S.  853,  Anm.  3. 

ü)  S.  263  Nr.  151  a. 

!2)  Jur.  Wochenschrift  1914  S.  385. 

!3)  S.  268. 

14)  A.  a.  O. 

!5)  III.  Bd.  S.  110,  Note  19.  7.  Aufl. 

10)  III.  Bd.  S.  126,  Note  6.  7.  Aufl. 

17)  S.  80. 
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Außerdem  ist  zu  bedenken,  daß  namentlich  bei  den  Kommentatoren 
die  Neigung  bestellt,  von  ihren  Vorgängern  die  Ansichten  zu  übernehmen, 
denen  niemand  widersnrochen  hat.  Noch  aus  den  Zeiten  des  gemeinrecht¬ 
lichen  Schrifttums  vor  1890,  wo  ja  die  Punktschrift  in  Deutschland  noch 
nicht  eingeführt  oder  eben  erst  in  der  Einführung  begriffen  war,  hat  sich 
in  die  Kommentare  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  die  Gewohnheit  hinüber¬ 
geschleppt,  die  Blinden  schlechthin  als  Schulbeispiel  für  die  Leseunfähigen 
aufzuführen.  Dies  war  umso  eher  möglich,  als  eine  einleuchtende  und  sach¬ 
kundige  Richtigstellung  dieser  in  ihrer  unbedingten  Fassung  falschen  Aus¬ 
sage  an  beachtlicher  Stelle  bis  heute  noch  nicht  erfolgt  ist. 

Jene  Auffassung  von  der  grundsätzlichen  Unfähigkeit  aller  Blinden, 
öffentlich-schriftlich  zu  testieren,  würde  zu  folgendem  höchst  widersinnigen 
Ergebnis  führen:  ein  punktschriftkundiger  Sehender  —  etwa  ein  Blinden¬ 
lehrer  oder  ein  Bücherabschreiber  —  könnte  sein  Testament  in  Blinden¬ 
schrift  schreiben  oder  einem  Blinden  diktieren  und  die  so  entstandene 
Urkunde  mit  unbezweifelbarer  Rechtswirksamkeit  dem  Urkundsbeamten 
übergeben.  Demselben  Blinden  aber,  der  die  Urkunde  angefertigt  hat,  wäre 
es  dann  verwehrt,  sein  eigenes  Testament  auf  die  gleiche  Weise  gültig  zu 
errichten. 

Nach  dem  Gesagten  kann  also  keine  Rede  davon  sein,  daß  von  der 
herrschenden  Meinung  den  Blinden  schlechthin  die  rechtliche  Möglichkeit 
abgesprochen  werde,  durch  Uebergabe  einer  Schrift  nach  §  2238  BGB.  rechts¬ 
förmlich  zu  testieren.  Im  Gegenteil:  wie  oben  dargetan,  wird  nicht  bloß 
von  einer  sogenannten  herrschenden  Lehre,  sondern  von  allen  sich  dazu 
äußernden  Rechtswissenschaftlern  einhellig  festgestellt,  daß  die  Blinden, 
sofern  sie  Blindenschrift  lesen,  rechtlich  befugt  sind,  dem  Richter  oder  Notar 
eine  in  Blindenschrift  hergestellte  Testamentsurkunde  zu  übergeben. 

Vollends  unrichtig  ist  die  von  Czyperrek1)  geäußerte  Meinung,  daß  die 
Blinden  vom  schriftlichen  Testieren  durch  die  Rechtsprechung  ausgeschlossen 
seien.  In  Wirklichkeit  ist  eine  gerichtliche  Entscheidung  über  diese  Frage 
bis  jetzt  noch  nicht  ergangen,  zum  mindesten  nirgends  veröffentlicht  wor¬ 
den.  Aus  eben  dieser  Tatsache  hat  man  den  bangen  Zweifel  geschöpft,  ob 
wohl  die  Gerichte  im  Streitfall  die  Gültigkeit  eines  öffentlich  errichteten 
Punktschrifttestaments  anerkennen  würden.  Nach  meiner  Ueberzeugung  sind 
solche  Befürchtungen  unbegründet,  denn  ich  kann  mir  nicht  vorstellen,  daß 
ein  deutsches  Obergericht,  voran  das  Reichsgericht  in  dieser  Sache  eine 
Entscheidung  fällen  würde  entgegen  dem  Sinn  und  Wortlaut  des  Gesetzes, 
entgegen  der  Stimme  von  Vernunft  und  Wissenschaft. 

Wenn  wir  als  Zweck  der  über  das  Testament  gegebenen  Gesetzesvor¬ 
schriften  die  sichere  und  unverfälschte  Uebermittlung  des  letzten  Willens 
an  die  Erben  erkannt  haben,  daun  können  aus  dieser  gesetzgeberischen 
Absicht  nicht  die  geringsten  Bedenken  gegen  das  öffentlich-schriftliche  Te¬ 
stieren  Blinder  hergeleitet  werden,  denn  hier  besteht  doch  gar  keine  Gefahr 
nach  der  Richtung,  daß  etwa  dem  blinden  Erblasser  betrügerisch  eine  falsche 
Testamentsurkunde  unterschoben  oder  die  bereits  überreichte  verfälscht 
werden  könnte.  Der  Blinde  kennt  und  erkennt  tastmäßig  das  zu  über¬ 
gebende  Schriftstück.  Dies  umso  mehr,  wenn  er,  was  das  übliche  sein  wird, 
die  Testamentsurkunde  selber  angefertigt  hat.  Irrtum  und  Betrug  sind  also 
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i)  Blindenfreund  1917,  S.  212. 


bei  der  Uebergabe  ebenso  unmöglich  wie  bei  sehenden  Erblassern.  Da  das 
überreichte  Schriftstück  nach  §  2246  BGB.  mit  dem  Protokoll  zusammen 
von  dem  Urkundsbeamten  vor  den  Augen  der  Zeugen  versiegelt  und  in 
amtliche  Verwahrung  genommen  wird,  ist  eine  weitere  Gefährdung  aus¬ 
geschlossen. 

Zur  dritten  Frage:  Die  ganze  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  des 
öffentlich-blindenschrifllichen  Testaments  hängt  letztlich  von  der  Bedeutung 
ab,  die  man  dem  Wort  „Geschriebenes“  in  §  2238  Abs.  2  BGB.  beilegt. 
Versteht  man  darunter  die  gewöhnliche  Sehschrift  und  nur  diese,  dann  sind 
natürlich  alle  Blinden  wegen  Leseunfähigkeit  von  der  öffentlich-schriftlichen 
Testamentserrichtung  ausgeschlossen.  Bezieht  sich  aber  die  vom  Gesetz  ver¬ 
langte  Lesefähigkeit  des  Erblassers  nur  und  gerade  auf  die  Schriftart,  die 
dieser  bei  Herstellung  seines  Testaments  verwendet  hat,  dann  können  die 
blinden  Punktschriftleser  durch  Uebergabe  einer  Blindenschrifturkunde  ohne 
jeden  Zweifel  gültig  testieren. 

Zweck  und  Wortlaut  des  Gesetzes,  Rechtsprechung,  Schrifttum  und 
Vernunft,  alles  spricht  auch  hier  einhellig  für  die  gleiche  Auslegung  im 
Sinne  des  auf  das  Testament  bezüglichen  (konkreten)  Lesevermögens  und 
nicht  für  die  allgemeine  (abstrakte)  Fähigkeit,  Sehschrift  zu  lesen.  Schon 
die  Motive  zum  BGB.1)  stellen  den  Grundsatz  auf:  „wer  eine  Schrift  als 
Trägerin  seines  letzten  Willens  überreichen  will,  muß  unzweifelhafte  Kunde 
von  dem  Inhalte  der  Schrift  zu  haben  wenigstens  in  der  Lage  sein  .  .  .  . 
Besondere  Vorschriften  in  Ansehung  der  Testamentserrichtung  durch  Blinde 
sind  für  den  Entwurf  entbehrlich,  der  §  1922  (jetzt  §  2238)  genügt.  Die 
soeben  hervorgehobenen  Erwägungen  treffen  auch  in  Ansehung  der  Blin¬ 
den  zu“.  Damit  ist  gesagt,  daß  einerseits  das  Testieren  Blinder  in  Sehschrift 
nicht  zugelassen  werden  soll,  daß  aber  bezügliche  (konkrete)  Lesefähigkeit 
des  Erblassers  ausreicht. 

Genau  auf  demselben  Standpunkt  steht  das  Reichsgericht,  was  am  ent¬ 
schiedensten  in  dem  Urteil  vom  30.  März  19112)  zum  Ausdruck  kommt. 
Zwar  wird  dort  „abstraktes“  Lesevermögen  des  Erblassers  gefordert.  Das 
Reichsgericht  versteht  aber  darunter  keineswegs  Lesefähigkeit  für  Sehschrift 
schlechthin,  sondern  Lesefähigkeit  bezüglich  der  benützten  Schriftart,  was 
sich  aus  folgenden  Ausführungen  ergibt:  „Lesen  können  heißt  den  Sinn 
des  Geschriebenen  erfassen  können.  Die  vom  Gesetz  geforderte  Möglich¬ 
keit,  sich  über  den  Inhalt  des  übergebenen  Schriftstücks  zu  vergewissern 
.  .  .  .  wird  immer  als  vorhanden  angenommen,  wenn  der  Erblasser  nur  im 
allgemeinen  Geschriebenes  dieser  Art  zu  lesen  vermag“. 

Auch  die  Kommentare  fassen  einstimmig  die  Lesefähigkeit  als  eine 
bezügliche  (konkrete)  auf,  so  der  Kommentar  der  Reichsgerichtsräte3), 
Staudinger4),  Leonhard5),  Planck6)  und  Fischer-Henle7),  der  zwar  „abstraktes“ 
Lesevermögen  verlangt,  aber  „konkretes“  meint.  Dieselbe  Auffassung  wird 

1)  Bd.  V,  S.  277. 

2)  RGZ.  Bd.  76,  S.  94  ff. 

3)  Zu  BGB.  §  2238,  6. 

4)  Zu  BGB.  §  2238,  4. 

5)  Zu  BGB.  §  2238,  III,  e,  2. 

6)  Zu  BGB.  §  2238,  5,  b. 

7)  Zu  BGB.  §  2238,  5. 
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auch  von  den  sonstigen  Schriftstellern  vertreten,  so  von  Endemann1), 
Heinsheimer2),  Peiser3),  Eichhorn4)  und  Kipp5),  der  Lesefähigkeit  schlechthin 
fordert,  worunter  er  aber  nur  das  Lesenkönnen  hinsichtlich  der  benützten 
Schriftart  versteht,  was  aus  seiner  Berufung  auf  das  Reichsgericht  hervor¬ 
geht.  Kaum  einer  Widerlegung  wert  ist  der  von  Peiser6)  und  Weißler7) 
geäußerte  Unsinn,  Blindenschriftlesen  sei  kein  Lesen,  sondern  nur  ein 
Tasten8).  Angesichts  dieser  Sachlage  muß  man  sich  wundern,  wie  Unkennt¬ 
nis  und  Unverstand  es  fertig  bringen  konnten,  in  das  Schrifttum  des 
Blindenwesens  die  gänzlich  unbegründete  und  falsche  Meinung  hinein¬ 
zutragen9),  als  seien  die  blinden  Punktschriftleser  wegen  ihres  Leseunver¬ 
mögens  gegenüber  der  Sehschrift  von  der  öffentlich-schriftlichen  Testaments¬ 
errichtung  ausgeschlossen.  Davon  allerdings  kann  keine  Rede  sein,  daß 
die  Blinden,  wie  Czyperrek10)  will,  auch  in  Sehschrift  sollen  testieren 
können,  weil  sie  ja  durch  ihre  Bewegungsempfindungen  zuverlässige  Kennt¬ 
nis  von  den  ausgeführten  Schreibbewegungen  hätten,  also  sehr  wohl 
wüßten,  was  sie  auf  das  zu  übergebende  Blatt  geschrieben  haben.  Diese 
Erkenntnismöglichkeit  besteht  zwar  unstreitig,  aber  es  fehlt  eben  doch 
die  hier  äußerst  wesentliche  Fähigkeit,  durch  eigenes  Nachlesen  nachzu¬ 
prüfen.  Würde  sich  der  blinde  Erblasser  dadurch  Gewißheit  verschaffen, 
daß  er  sich  die  von  ihm  geschriebene  Urkunde  von  einem  Sehenden  vor¬ 
lesen  ließe,  dann  wäre  der  eigentliche  Zweck  des  schriftlichen  Testierens, 
die  Geheimhaltung,  durchbrochen,  und  es  wäre  dann  nicht  einzusehen, 
warum  das  Testament  nicht  gleich  mündlich  errichtet  würde.  Auch  wenn 
dies  rechtlich  zulässig  wäre,  würde  ich  es  für  meine  Person  ablehnen,  mein 
Testament  in  Sehschrift  —  von  Hand  oder  mit  der  Maschine —  zu  schreiben 
und  die  so  entstandene  Urkunde  ohne  Nachprüfung  durch  ein  sehendes 
Auge  in  die  amtliche  Verwahrung  zu  geben. 

Schließlich  steht  der  von  Czyperrek  aufgestellten  Forderung  auf  Zu¬ 
lassung  der  Sehschrift  der  klare  Wortlaut  des  Gesetzes  entgegen.  Denn 
wenn  auch  der  Blinde  mit  fast  völliger  Sicherheit  weiß,  was  er  in  Seh¬ 
schrift  geschrieben  hat,  so  wird  man  doch  niemals  behaupten  können, 
daß  er  imstande  sei,  das  von  ihm  Geschriebene  zu  lesen,  und  eben  darauf 
kommt  es  an.  Auch  würde  den  Blinden  mit  der  rechtlichen  Anerkennung 
der  Sehschrift  für  ihre  Testamente  sicherlich  kein  Gefallen  erwiesen,  denn 
es  müßte  bei  ihnen  doch  immer  ein  quälendes  Gefühl  der  Unsicherheit 
Zurückbleiben,  ob  nicht  durch  irgendeinen  Zufall  —  durch  ein  Versagen 
der  Maschine,  durch  einen  Fehlgriff,  durch  ein  Versehen  beim  Umwenden  — 
sinnstörende  Fehler  entstanden  oder  die  Schrift  unleserlich  geworden  wäre. 

1)  III.  Bd.  S.  304. 

2)  S.  592/93. 

3)  S.  278. 

4)  S.  32. 

5)  S.  49. 

6)  S.  316.  Anm.  44. 

7)  S.  151. 

8)  Vergl.  das  12.  Stück. 

9)  Czyperrek  i.  Blindenfreimd  1917  S.  212;  Luthmer,  die  rechtliche  Stellung 
der  Blinden  im  Deutschen  Reich  i.  Blindenfreimd  26.  Jahrg.  1906;  Grah 
S.  57;  H.  Müller  in  Kartenauskunftei  des  Fürsorgewesens,  Karte:  Blinden¬ 
fürsorge  2.  cc. 

10)  Blindenfreimd  1917  S.  220. 
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Einige  Schriftsteller  halten  es  für  geboten,  daß  sich  der  Urkundsbe¬ 
amte  gegebenenfalls  darüber  vergewissert,  ob  der  blinde  Erblasser  auch 
wirklich  seiner  Behauptung  gemäß  Blindenschrift  lesen  kann1).  Die  Er¬ 
bringung  des  Beweises  würde  aber  nach  Meinung  dieser  Schriftsteller  auf 
große  Schwierigkeiten  stoßen.  Das  ist  nicht  richtig.  Sollte  der  Urkunds¬ 
beamte  ein  Bedürfnis  nach  Vergewisserung  haben,  so  könnte  er  auf  folgende 
Weise  höchst  einfach  zufriedengestellt  werden:  der  Blinde  bringt  zur 
Testamentserrichtung  eine  Reichsverfassung  oder  ein  anderes  Reichsgesetz 
in  Blindenschrift  mit,  von  denen  ja  anzunehmen  ist,  daß  sie  der  Notar  in 
Sehdruck  besitzt.  Dann  kann  der  Blinde  seine  Lesefähigkeit  unzweifel¬ 
haft  dadurch  nachweisen,  daß  er  dem  Notar  bestimmte  Paragraphen  oder 
Artikel  vorliest,  die  ihm  dieser  benennt.  (Fortsetzung  folgt.) 


Selbsthilfe  und  Fürsorge  im  Blindenwesen 

Von  A.  Gottwald,  Berlin 

Zum  Problem  der  Selbsthilfe  im  Blindenwesen  hat  Direktor  Dr.  Kiihn- 
Kiel  in  einem  Aufsatz:  „Ein  Wort  zur  Abgrenzung  des  Begriffs  „Selbst¬ 
hilfe“  im  Blindenwesen“  Stellung  genommen,  der  in  Heft  12  des  56.  Jahr¬ 
gangs  der  Zeitschrift  „Deutsche  Blindenfürsorge  (Der  Blindenfreund)“  ab¬ 
gedruckt  ist.  Die  Ausführungen  Kühns  können  vom  Standpunkt  der  berufs¬ 
tätigen  blinden  Geistesarbeiter  nicht  unwidersprochen  bleiben. 

*  ‘  I. 

Selbsthilfe  und  Mittelbeschaffung 

Schon  die  Auffassung,  auf  der  Kühn  seine  Ausführungen  aufbaut,  ist 
abzulehnen.  Er  stellt  sich  nämlich  auf  den  Standpunkt,  daß  die  Selbst¬ 
hilfeverbände  der  Blinden  keine  wahre  Selbsthilfe  seien,  weil  sie  nicht  nur 
mit  eigenen  Mitteln  arbeiten,  sondern  zum  Teil  Geldmittel  von  dritter  Seite 
erhalten.  Als  reine  Selbsthilfeorganisationen  seien  nur  solche  anzusehen, 
die  ihre  Tätigkeit  lediglich  aus  Mitgliedsbeiträgen  finanzieren.  Daher  seien  die 
Selbsthilfeverbände  der  Blinden  streng  genommen  gar  keine  „Selbsthilfe“. 

Mit  diesen  Ausführungen  wiederholt  Kühn  das,  was  von  Seiten  der 
Vertreter  der  Blindenfürsorge  schon  mehrfach  zum  Ausdruck  gebracht  wor¬ 
den  ist.  Ich  habe  bereits  in  meinem  in  den  Beiträgen  zum  Blindenbildungs¬ 
wesen  (Schwarzdruckausgabe  Oktober — Dezember  1936)  veröffentlichten 
Aufsatz  „Blindenbetreuung  keine  Wohlfahrtspflege“  gegen  diesen  Geld¬ 
standpunkt  energisch  Stellung  genommen. 

Selbsthilfe  im  Blindenwesen  ist  eine  Tätigkeit,  die  Blinde  für  Blinde 
ausführen.  Es  kann  nur  darauf  ankommen,  wer  diese  Arbeit  leistet,  und 
nicht  darauf,  wer  sie  finanziert. 

In  dieser  Richtung  habe  ich  bereits  in  meinem  genannten  Artikel  aus¬ 
geführt:  „Die  Finanzierungsart  kann  niemals  den  inhaltlichen  Charakter 
der  finanzierten  Tätigkeit  ändern.  Betreibt  eine  Innung  eine  Fachschule,  und 
erhält  sie  zum  Betrieb  dieser  Fachschule  von  der  Stadtgemeinde  und  son¬ 
stigen  behördlichen  Stellen  Zuschüsse,  so  wird  diese  ihre  Tätigkeit  durch 
die  Zuschüsse  nicht  plötzlich  zur  Wohlfahrtspflege.“ 

!)  Endemann  III.  Bd.  S.  126  N.  6;  Crome  S.  73,  §  650,  3a;  Planck  zu  BGB. 

§  2238,  5,  b. 
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Der  Standpunkt,  daß  die  Finanzierung  das  Wesen  einer  Maßnahme 
ausmache,  ist  im  nationalsozialistischen  Staate  vollkommen  unmöglich.  Nicht 
das  Kapital,  sondern  die  Arbeit  ist  das  Entscheidende.  Woher  sich  der  Ar¬ 
beitende  die  Geldmittel  beschafft,  um  die  Arbeit  durchführen  zu  können, 
kann  für  das  Wesen  dieser  Arbeit  nicht  maßgebend  sein. 

Die  Selbsthilfe  im  Blindenwesen  besteht  in  einer  Arbeit  Blinder  für 
Blinde,  nicht  in  einer  bloßen  Geldzahlung.  Die  Selbsthilfeverbände  treiben 
Blindenbetreuung  im  Sinne  eines  Ausgleichs  der  Blindheitsfolgen,  nicht  im 
Sinne  einer  Unterstützung  Hilfsbedürftiger.  Wir  erstreben  die  Verwirk¬ 
lichung  des  vom  Führer  verkündeten  Rechts  auf  Arbeit  für  die  Blinden. 
Wir  kämpfen  um  unsere  völlige  Gleichstellung  und  um  die  Anerkennung 
unseres  sozialen  Wertes.  Dieser  Kampf  ist  es,  der  das  Wesen  der  Selbst¬ 
hilfe  ausmacht.  Von  welcher  Seite  das  Geld  für  die  Durchführung  des 
Kampfes  beschafft  wird,  ist  dabei  gleichgültig. 

Mit  Recht  hat  der  Vertreter  der  NSDAP,  bei  der  Feier  des  25 jährigen 
Bestehens  des  RBV.  betont,  daß  der  kämpferische  Geist,  der  die  NSDAP, 
groß  und  stark  gemacht  hat,  auch  in  den  Selbsthilfeverbänden  herrschen 
muß,  wenn  sie  ihre  Ziele  erreichen  wollen.  Wir  kämpfen  um  Recht  und 
Ehre,  nicht  um  Wohltätigkeit.  Wer  daher  unsere  Tätigkeit  von  anderen 
Erscheinungen  nach  der  Finanzierungsart  abgrenzen  will,  hat  das  Wesen 
der  Selbsthilfe  noch  gar  nicht  erfaßt. 

IL  .  • 

Kritik  der  Kühn’schen  Beweisführung 

Nachdem  ich  im  Vorstehenden  meine  Auffassung  vom  Wesen  der  Selbst¬ 
hilfe  herausgestellt  habe,  will  ich  mich  nun  mit  den  Gründen  beschäftigen, 
die  Kühn  für  die  seinige  anführt.  Diese  bestehen,  wenn  man  von  der  Schil¬ 
derung  der  Tätigkeit  der  Fürsorgeeinrichtungen  absieht,  ausschließlich  in 
folgenden  Beispielen: 

„Ein  Straßengänger,  den  im  Augenblick  der  Gefahr  ein  geistesgegen¬ 
wärtiger  Mitmensch  vor  einem  herannahenden  Auto  zurückreißt,  hilft  sich 
nicht  selbst,  trotzdem  er  nicht  unbeteiligt  bleibt  und  aktiviert  wird,  und 
ein  Nichtschwimmer,  der  sich  in  der  Gefahr  des  Ertrinkens  befindet  und 
nun  durch  das  Eingreifen  seiner  Mitmenschen  gerettet  wird,  ebensowenig. 
Erst  wenn  der  Mensch  selbst  schwimmen  kann,  wird  er  zu  seiner  eigenen 
Rettung  beitragen  und  beitragen  können,  ohne  daß  er  oft  imstande  ist,  sie 
allein  und  völlig  durchzuführen.  Er  wird  aber  nur  dann  wirklich  und  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes  von  Selbsthilfe  reden  dürfen,  wenn  er  tat¬ 
sächlich  von  sich  aus  und  aus  eigener  Kraft  das  rettende  Land  erreicht 
und  sein  Leben  gesichert  hat.  Umgekehrt  wird  etwa  die  „Deutsche  Gesell¬ 
schaft  zur  Rettung  Schiffbrüchiger“  damit  noch  keine  Selbsthilfeorganisation, 
daß  manche  der  aus  Wind  und  Wetter  geretteten  Seeleute  und  Kapitäne 
oder  ihre  Reedereien  ihr  angehören.“ 

Man  sieht  auf  den  ersten  Blick,  daß  diese  Beispiele  nicht  passen.  Denn 
es  fehlt  die  soziale  Gruppe,  die  durch  die  intensive  Arbeit  ihrer  Vertreter 
Selbsthilfe  treibt.  Selbstverständlich  hilft  sich  der  einzelne  Blinde  nicht 
selbst,  wenn  er  von  seinem  Selbsthilfeverband  betreut  wird.  Es  handelt  sich 
ja  auch  gar  nicht  um  eine  Einzel-,  sondern  um  eine  Gruppenselbsthilfe,  wie 
es  Althaus  in  seiner  „Nationalsozialistischen  Volkswohlfahrt“  bezeichnet. 
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Durch  die  Selbsthilfeverbände  betreut  die  Gruppe  ihre  Angehörigen,  wobei 
sich  in  der  historischen  Entwicklung  die  organische  Gliederung  in  RBV. 
als  Selbsthilfeverband  für  die  Arbeiter  der  Faust  und  VBAD.  als  Selbsthilfe¬ 
verband  für  die  Arbeiter  der  Stirn  herausgebildet  hat. 

III. 

Die  Zusammenarbeit  von  Selbsthilfe  und  Fürsorge 

Selbstverständlich  ist  im  nationalsozialistischen  Staate,  daß  Selbsthilfe 
und  Fürsorge  nicht  gegeneinander  arbeiten  dürfen,  sondern  sich  ergänzen 
müssen.  Es  kann  beispielsweise  gar  keine  Rede  davon  sein,  was  Kühn 
offensichtlich  befürchtet,  daß  jetzt  plötzlich  die  von  den  Fürsorgeverbänden 
geschaffenen  segensreichen  Einrichtungen  ohne  weiteres  von  den  Selbst¬ 
hilfeverbänden  zu  übernehmen  seien.  Wie  überall,  so  wäre  auch  hier  jeder 
unorganische  Eingriff  in  die  natürliche  Entwicklung  von  Uebel. 

Auch  ist  leider  für  die  Erblindeten  das  Recht  auf  Arbeit  noch  nicht 
in  einem  solchen  Maße  verwirklicht,  daß  wir  des  fürsorgerischen  Momentes 
in  der  Praxis  bereits  ganz  entbehren  könnten.  Ein  besonderes  Blinden¬ 
warenzeichen  und  besondere  Blindenkonzerte  sind  leider  noch  notwendig. 
Die  Selbsthilfe  bedarf  zu  ihrer  Ergänzung  notwendigerweise  noch  der  Für¬ 
sorge.  Aber  es  wäre  falsch  zu  behaupten,  daß  dies  immer  so  sein  müßte. 
Im  Gegenteil:  Die  Selbsthilfe  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  der  Blinde  dem 
Sehenden  in  allen  Dingen  des  Lebens  gleichgestellt  wird  und  Arbeit  und 
Brot  erhält,  und  daß  dadurch  die  Fürsorge  bei  den  berufstätigen  Blinden 
mehr  und  mehr  überflüssig  wird  und  sich  mit  ganzer  Kraft  der  Linderung 
des  schweren  Schicksals  der  berufsunfähigen  Blinden  zuwenden  kann.  Nur 
wenn  die  berufstätigen  Blinden  als  Ganzes,  als  Schicksalsgemeinschaft,  als 
soziale  Gruppe  zu  diesem  Kampfe  antreten,  sind  sie  wert,  in  einem  national¬ 
sozialistischen  Staate  zu  leben  und  als  vollwertige  Glieder  dieses  Staates 
anerkannt  zu  weiden. 

Daher  können  wir  nicht  anders,  als  mit  freudigem  Herzen  und  starkem 
Willen  in  den  von  Althaus  in  seiner  „Nationalsozialistischen  Volkswohl¬ 
fahrt“  ausgestoßenen  Ruf  einzustimmen:  „Selbsthilfe  geht  vor  Fremdhilfe!“ 


25  Jahre  Blindengenossenschaft  Heilbronn, 

ein  Werk  Karl  Anspachs 

Das  „Heilbronner  Tagblatt“  vom  23.  Mai  1938  berichtet  über  dieses 
Jubiläum  wie  folgt: 

„Am  Sonntag  den  22.  Mai  feierte  die  Blindengenossenschaft  Heilbronn 
den  Tag  ihres  25jährigen  Bestehens.  Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrates, 
Prokurist  Hahn,  Heilbronn,  konnte  zu  dieser  Feier  Vertreter  der  Partei, 
der  staatlichen  und  städtischen  Behörden  sowie  eine  große  Anzahl  von 
Freunden  der  Blindenarbeit  begrüßen,  außerdem  Mitglieder  der  Blinden¬ 
genossenschaft  aus  Stadt  und  Land,  die  sich  mit  ihren  Begleitern  einge¬ 
funden  hatten. 

Nach  von  Blinden  meisterhaft  vorgetragenen  musikalischen  und  ge¬ 
sanglichen  Darbietungen  schilderte  der  Vorsitzende  den  Werdegang  der 
Genossenschaft,  die  sich  aus  kleinen  Anfängen  heraus  und  unter  Ueber- 
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Windung  der  Schwierigkeiten,  die  Krieg  und  Inflation  brachten  und  noch 
lange  Zeit  nach  wirkten,  zu  solcher  Größe  entwickeln  konnte. 

Die  Blindengenossenschaft  Heilbronn  war  die  erste  Einrichtung  dieser 
Art  in  Deutschland  und  ist  noch  heute  als  größte  unter  den  deutschen  Blinden¬ 
genossenschaften  beispielgebend.  Warme  Worte  fand  er  vor  allem  für  den 
derzeitigen  kaufmännischen  Leiter,  den  Schicksalsgenossen  und  Direktor 
Anspach,  der  nunmehr  23  Jahre  mit  zielbewußter  Hand,  unermüdlicher 
Schaffensfreude  und  schöpferischem  Streben  die  Geschicke  der  Genossen¬ 
schaft  entscheidet.  Die  Blindengenossenschaft  hat  sich  unter  seiner  Führung 
und  unter  Mitarbeit  seines  technischen  Leiters,  Herrn  Prappacher,  stets 
zur  Aufgabe  gemacht,  Qualitätsware  zu  liefern,  die  zu  80  Prozent  von 
Blinden  gefertigt  werden. 

Als  erster  der  Gratulanten  dankte  Dr.  Ba llarin  vom  Hauptamt  für 
Volkswohlfahrt  Berlin  für  die  vorbidliche  Arbeit  der  Genossenschaft,  welche 
die  Richtlinien  der  Sozialfürsorge  im  nationalsozialistischen  Staate  sich  von 
jeher  zum  Grundsätze  gemacht  hatte.  Sie  verdiene  volle  Anerkennung  dafür, 
daß  sie  sich  von  dem  Gedanken  der  Fürsorge  loslöste  und  ihren  Schick¬ 
salsgenossen  durch  Arbeitsbeschaffung  eine  Stütze  in  wirtschaftlichen 
und  seelischen  Nöten  geboten  hat. 

Der  Vorsitzende  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes,  Herr  von  Gers- 
dorff,  ein  Vertreter  des  Reichsverbandes  für  das  Blindenhandwerk,  Dr. 
Claessens,  ferner  Herr  Schnaitmann  von  der-  Selbsthilfe  Württember- 
gischer  Kriegsblinder  sowie  der  Unterzeichnete  von  der  Blindenstudien¬ 
anstalt  Marburg,  hoben  als  Schicksalsgenossen  die  richtunggebenden  Ar¬ 
beiten  der  Blindengenossenschaft  hervor  und  wußten  vor  allem  der  Ge¬ 
nossenschaftsleitung,  die  sich  ja  auch  außerhalb  der  Genossenschaft  im 
deutschen  Blindenwesen  als  treuer  Berater  betätigt,  tiefempfundenen  Dank 
abzustatten. 

Der  Vertreter  der  Stadt  Heilbronn,  Oberbürgermeister  Gültig,  würdigte 
in  seinen  vortrefflichen  Ausführungen  die  ganz  aus  eigenen  Kräften  ent¬ 
standene  Organisation.  Sein  Dank  galt  besonders  der  Leitung  für  den  in 
die  Tat  umgesetzten,  der  Genossenschaft  zu  Grunde  liegenden  Gedanken: 
„Gebt  den  Blinden  Arbeit,  dann  gebt  ihr  ihnen  Licht“!  Er  gab  weiterhin 
seiner  Freude  dahingehend  Ausdruck,  daß  die  Wiege  der  ersten  deutschen 
Blindengenossenschaft  in  der  von  ihm  betreuten  Stadt  gestanden  hat. 

Zwei  der  Blindengenossenschaft  sehr  nahestehende  Damen  würzten  die 
Reden  auf  humorvolle  frauliche  Art. 

Der  Vertreter  von  der  Zentralleitung  für  das  Stiftungs-  und  Anstalts¬ 
wesen  in  Württemberg,  Oberregierungsrat  Löbich,  hatte  in  ursch wäbischer 
Art  zugleich  auch  als  Vorsitzender  des  Württembergischen  Blindenvereins 
der  Genossenschaft  und  seiner  Leitung  seinen  Dank  abgestattet  und  seine 
Glückwünsche  entboten.  Er  wies  darauf  hin,  daß  er  die  Arbeiten  der  Ge¬ 
nossenschaft  von  Anfang  an  verfolgte,  und  daß  vor  allem  die  von  ihm  ver¬ 
tretene  Behörde  besonders  dafür  dankbar  sei,  daß  sich  die  Mitglieder  der 
Blindengenossenschaft  von  dem  Gedanken  der  Fürsorge  loslösten  und  durch 
eigene  Arbeit  ihr  Schicksal  selbst  in  die  Hand  genommen  haben. 

Der  Vertreter  des  Revisionsverbandes  Württembergischer  Genossen¬ 
schaften  stellte  vor  allem  die  Tatsache  heraus,  daß  sich  die  Blinden  in 
ihrer  Genossenschaft  eine  Einrichtung  geschaffen  haben,  die  im  Laufe  der 
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Jahre  auf  ein  gesundes  Fundament  gestellt  worden  ist.  Er  teilte  voll  und 
ganz  die  Genugtuung  der  Genossenschaftsführung,  daß  es  möglich  war, 
in  einem  Vierteljahrhundert  etwa  IV2  Millionen  Reichsmark  Löhne  an  die 
Blinden  auszuzahlen  und  ihnen  damit  den  Lebenskampf  erleichtert  zu 
haben.  Die  Vermögenslage  der  Genossenschaft  sei  gesund  und  müsse  alle 
Beurteiler  mit  Achtung  erfüllen. 

Die  sehr  weihevoll  verlaufene  Feier  schloß  mit  einem  Chor,  den  Mit¬ 
glieder  und  Gefolgschaft  stellten.  In  seinem  Schlußwort  stattete  der  Vor¬ 
sitzende  den  tiefempfundenen  Dank  der  Genossenschaft  dem  Führer  und 
Reichskanzler  ab,  dessen  Maßnahmen  auch  ihrer  Einrichtung  zum  Segen 
gereichten.  Durch  ein  dreifaches  „Sieg-Heil“,  dem  sich  das  Deutschland- 
und  Horst-Wessel-Lied  anschloß,  endigte  die  Feier. 

Die  Leitung  der  Genossenschaft  wird  immer  der  Gedanke  mit  Genug¬ 
tuung  erfüllen,  ohne  irgendwelche  Fürsorge  die  blinden  Schicksalsgenossen 
durch  wertschaffende  Arbeit  in  die  menschliche  Gesellschaft  einge¬ 
gliedert  zu  haben  nach  dem  Führerwort:  „Das  höchste  Glück,  das  einem 
geschenkt  werden  kann,  ist  die  Ueberzeugung,  durch  eigene  Arbeit  etwas 
geschaffen  zu  haben“. 

* 

Persönlich  interessiert  uns  aus  dem  Bericht,  den  Karl  Anspach  unter 
dem  Titel:  „25  Jahre  Blindengenossenschaft  Heilbronn  1913 — 1938“  heraus¬ 
gegeben  hat,  folgendes:  „Wenn  wir  Blinde  uns  gegenseitig  als  Schicksals¬ 
genossen  bezeichnen,  so  wollen  wir  damit  zunächst  die  schicksalsmäßige 
Verbundenheit  zum  Ausdruck  bringen,  wir  wollen  darüber  hinaus  aber 
auch  bekunden,  daß  wir  uns  nicht  nur  als  durch  das  gleiche  Schicksal 
zufällig  zusammengeführt  ansehen,  sondern  daß  wir  auch  bestrebt  sein 
wollen,  unsere  Schicksalsgemeinschaft  untereinander  und  nach  außen  hin 
zu  erweisen“. 

Ludwig  Siegel,  ein  Mitglied  des  Württembergischen  Blindenvereins,  gab 
im  Jahre  1911/12  den  ersten  Anstoß  zur  Gründung  einer  „Arbeitsgemein¬ 
schaft  der  Blinden  in  Württemberg“.  Der  Württembergische  Blindenverein 
selbst  war  bereits  im  Jahre  1909  durch  den  uns  bekannten  Dr.  phil.  et  jur. 
Rudolf  Kraemer,  jetzt  wohnhaft  in  Heidelberg,  begründet  worden.  Er  pro¬ 
pagierte  den  Genossenschaftsgedanken  unter  den  Mitgliedern  und  führte 
in  der  Mitgliederversammlung  vom  19.  Mai  1912  aus:  „Er  erhoffe  sich  von 
der  Gründung  einer  Blindengenossenschaft  eine  günstige  Einwirkung  auf 
die  Mitglieder  in  sittlicher  und  sachlicher  Beziehung  sowie  auf  deren  Fleiß 
und  Sparsamkeit.  Ferner  eine  Stärke  des  Zusammengehörigkeitsgefühles 
und  eine  wirksame  Vertretung  der  Standesinteressen“. 

Am  18.  Mai  1913  erfolgte  die  Gründung  der  Blindengenossenschaft  als 
„Ein-  u.  Verkaufsgenossenschaft  blinder  Gewerbetreibender  Württembergs“. 
Die  37  Genossenschaftsgründer  übernahmen  50  Geschäftsanteile  zu  je 
20. —  RM  mit  der  Haftsumme  von  40. —  RM.  Den  Vorsitz  des  Aufsichts¬ 
rates  übernahm  R.  Kraemer,  später  der  1936  verstorbene  Direktor  Mück, 
zur  Zeit  führt  ihn  der  Bankprokurist  Hahn.  Zuerst  wurde  das  frühere 
Treudler’sche  Anwesen  in  Heilbronn  renoviert  und  gemietet.  Man  begann 
mit  6  blinden  Bürstenmachern  und  Bürstenmacherinnen  und  dem  be¬ 
scheidenen  Betriebskapital  von  rund  3000  RM.  In  den  ersten  Jahren  wurde 
ein  Umsatz  von  je  6000  RM  erzielt,  bei  einer  jährlichen  Lohnzahlung  für 
die  blinden  Arbeiter  von  2000  RM. 
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Die  Entwicklung  stagnierte,  und  so  entschloß  man  sich,  einen  kauf¬ 
männischen  Leiter  von  auswärts  zu  gewinnen,  der  in  Karl  Anspach  am 
1.  Juli  1915  in  den  Vorstand  der  Genossenschaft  berufen  und  dem  die  ge¬ 
schäftliche  Leitung  des  jungen  Unternehmens  übertragen  wurde.  Es  würde 
zu  weit  führen,  die  23  Entwicklungsjahre  der  Württembergischen  Blinden¬ 
genossenschaft  hier  zu  schildern.  Interessante  Einzelheiten  bietet  der 
Anspach'sche  Bericht.  Er  zeigt  einem  jeden,  welch  mühevoller  Weg,  welche 
Arbeitskraft  und  Arbeitsfreudigkeit,  welche  Umsicht  und  Vorsorge  erforder¬ 
lich  waren,  ein  Unternehmen,  das  auf  gemeinnütziger  Basis  wohlfahrts¬ 
pflegerisch  und  dennoch  gewerblich  arbeitet,  zu  entwickeln  und  so  weit 
zu  bringen,  daß  es  den  blinden  Volksgenossen  nicht  nur  eine  Beschäftigung, 
sondern  Arbeit  und  ihr  tägliches  Brot  gibt. 

Die  Kriegs-  und  Inflationsjahre  haben  zweifellos  auch  die  Genossen¬ 
schaft  und  ihre  Genossen  nicht  unberührt  gelassen;  aber  durch  Geschick 
und  stete  Einsatzbereitschaft  hat  die  Leitung  es  verstanden,  auch  über  diese 
schweren  Zeiten  hinaus  die  einmal  erarbeitete  Substanz  zu  erhalten  und 
6  kriegsblinde  Soldaten  sowie  20  andere  Blinde  im  Blindenhandwerk 
auszubilden. 

Die  Rettung  aus  den  Schwierigkeiten  der  Jahre  1927/28,  in  denen  der 
maschinelle  Großbetrieb  dem  handwerklichen  Unternehmen  in  schärfster 
Konkurrenz  gegenüberstand,  brachte  die  Umstellung  der  Verkaufsorgani¬ 
sation  und  zwar  vom  ausschließlichen  Engrosgeschäft  zum  organisierten 
Detailvertrieb.  Diese  Verkaufsmethode  hat  sich  als  gut  bewährt  und  ist 
heute  Gemeingut  vieler  Blindenbetriebe  Deutschlands  geworden.  Mit  Erfolg 
hat  sich  die  Genossenschaft  bemüht,  die  Produktion  der  Blindengenossen 
zu  steigern  und  den  Prozentsatz  der  Zusatzware  weitgehend  einzuschränken. 
Dies  ist  im  Verhältnis  von  80  zu  20  Prozent  gelungen.  Während  im  Jahre 
1915  die  Blindengenossen  nur  etwa  50  verschiedene  Artikel  selbst  fertigten, 
sind  es  heute  etwa  600  verschiedenartige  Erzeugnisse  geworden. 

Den  Bemühungen  Anspaclrs  ist  es  gelungen,  nicht  nur  den  blinden 
Handwerkern  -innen  Württembergs,  sondern  auch  den  Arbeiterinnen,  die 
in  der  „Handarbeitszentrale  blinder  Frauen  Deutschlands“  zusammenge¬ 
schlossen  sind,  Absatz-  und  Verdienstmöglichkeiten  zu  schaffen.  Es  wurden 
in  den  letzten  Jahren  pro  Jahr  an  Hand-  und  Strickarbeiten  mindestens 
35000  RM  umgesetzt,  wovon  13000  RM  auf  die  Löhne  entfallen. 

1918  wurde  das  Grundstück  in  der  Achtungstraße  käuflich  erworben. 
Zehn  Jahre  später  kam  ein  großer  Anbau  hinzu.  Der  Württembergische 
Blindenverein  leistete  durch  ein  hypothekarisches  Darlehen  die  erforderliche 
Unterstützung.  10000  RM  wurden  unterdessen  zurückgezahlt,  40000  RM 
Restschuld  werden  landesüblich  verzinst.  Bei  dem  ansteigenden  Geschäfts¬ 
betrieb  der  Genossenschaft  konnten  die  vorhandenen  Räume  auf  die  Dauer 
nicht  genügen,  und  so  erfolgte  Anfang  Januar  1935  alsdann  die  Verlegung 
des  Fertigwarenlagers,  der  Versandabteilung  und  der  kaufmännischen  Büros 
in  das  neue  Gebäude,  während  das  Gebäude  Achtungstraße  fortan  der 
Unterbringung  des  Rohstofflagers  zu  dienen  hat  und  die  verschiedenen 
Werkstatt-  und  nebenbetrieblichen  Räume  enthält. 

Außer  dem  Grundsatz,  Blinde  durch  Arbeit  mit  einem  auskömmlichen 
Lohn  zu  versorgen  und  sie  so  von  der  Wohlfahrt  frei  zu  bekommen,  hat  die 
Heilbronner  Genossenschaft  ihre  Hauptaufgabe  darin  gesehen,  auch  die 
sozialen  Einrichtungen  des  Werkes  weiter  auszubauen.  Es  steht  der  Gefolg- 
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schaft  —  ob  blind  oder  sehend  —  eine  Genossenschaftsküche  zur  Ver¬ 
fügung,  die  ihr  ein  vollwertiges,  billiges  Mittagessen  bietet,  weiter  wurden 
Lohnprämien  bis  zu  15  Prozent  der  alljährlich  verdienten  Arbeitslöhne 
ausgezahlt.  Insgesamt  hat  die  Genossenschaft  seit  ihrem  Bestehen  rund 
1,5  Millionen  Reichsmark  an  Arbeitslöhnen  an  die  blinden  Gefolgschafts- 
mitglieder  auswerfen  können,  ein  schlagender  Beweis  für  die  Wirksamkeit 
und  die  Zielstrebigkeit  dieser  Einrichtungen.  Daneben  stehen  allen  blinden 
Werksangehörigen  eine  Blindenschriftbücherei  mit  etwa  600  Bänden,  ein 
Bad  und  Aufenthaltsräume  zur  Verfügung,  die  modernen  hygienischen  An¬ 
schauungen  und  der  Forderung  der  Schönheit  der  Arbeit  in  vollem  Um¬ 
fange  gerecht  werden.  Bis  zum  Jahre  1928  beschränkte  sich  die  Heilbronner 
Genossenschaft  auf  Württemberg.  Der  Weitblick  Karl  Anspach’s  und  die 
Forderungen  der  Zeit  stellten  ihm  Aufgaben  über  die  Grenzen  Württem¬ 
bergs  hinaus  auch  für  Baden,  Hessen,  Hessen-Nassau  und  Bayern,  Produk¬ 
tions-  und  Absatzmöglichkeiten  zu  schaffen.  Der  größte  Teil  der  in  diesen 
Bezirken  arbeitenden  Blindenselbsthilfe-  und  -Fürsorgeeinrichtungen  ist 
heute  in  der  „Arbeitsgemeinschaft  süddeutscher  Blindenbetriebe“  mit  dem 
Sitz  in  Heilbronn  zusammengeschlossen.  Alles  ist  weitgehend  normalisiert 
und  typisiert,  die  Verkaufs-  und  Einkaufsbedingungen  sind  vereinheitlicht, 
die  Arbeitslöhne  allerorts  einander  angepaßt  worden.  Dadurch  ist  auch 
eine  Planung  in  der  Warenherstellung  und  dem  Absatzmarkt  erzielt  worden. 
Darüberhinaus  wurde  auch  die  Berliner  Arbeitsfürsorge  des  Reichsdeutschen 
Blindenverbandes  von  ihm  organisiert  und  in  wenigen  Jahren  soweit  ge¬ 
bracht,  daß  sie  selbständig  und  auf  eigene  Rechnung  Weiterarbeiten  kann. 
Ueber  diese  süddeutsche  Arbeitsgemeinschaft  hinaus  vertritt  Heilbronn  den 
Standpunkt  einer  freundschaftlichen  Zusammenarbeit  mit  allen  blindenge¬ 
werblichen  Betrieben  im  deutschen  Reich,  um  so  auf  dem  Wege  freund¬ 
schaftlicher  Vereinbarungen  und  der  Wahrung  möglichster  Selbständigkeit 
allen  Betrieben  die  größtmögliche  Produktions-  und-  Absatzsteigerung  zu 
schaffen.  Der  von  Anspach  aufgestellte  Grundsatz  bezweckt,  jeden  blinden 
Handwerker  unabhängig  von  der  Wohlfahrt  zu  machen  und  ihm  durch 
seine  Arbeit  die  Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  sich  sein  Leben  lebenswert 
zu  gestalten. 

Nun  noch  einige  Zahlen  über  das  Jahr  1937.  Der  Umsatz  betrug  im 
letzten  Geschäftsjahr  1050216. —  RM,  die  Lohnzahlungen  260967. —  RM. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Genossenschaft  beträgt  heute  333,  die  Zahl 
der  blinden  Gefolgschaftsmitglieder  im  Jahre  1937  323,  darunter  in 
der  Werkstatt  50,  Hausgewerbetreibende  246,  Packerinnen  18,  sehende 
Hilfskräfte  9. 

Aber  Anspach  beschränkte  sich  nicht  darauf,  die  Heilbronner  Genossen¬ 
schaft  auf  eine  gesunde  Grundlage  zu  stellen  und  auszubauen.  Als  Mitglied 
zahlreicher  Verbände  und  Kommissionen  ist  er  stets  anregend  für  die 
Belange  seiner  Schicksalsgefährten  durch  Vorträge  auf  Kongressen,  durch 
Aufsätze  und  durch  Schriften  eingetreten.  Ich  erinnere  an  die  auf  dem 
1.  Blindenwohlfahrtskongress  zu  Stuttgart  herausgebrachte  Schrift:  „Denk¬ 
schrift  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes  e.  V.  über  den  derzeitigen 
Stand  der  Blindengewerbe  und  über  Vorschläge  zur  Besserung  des  Loses 
unserer  Handwerker“  1924.  Seit  dem  gleichen  Jahr  gibt  er  für  den  Reichs¬ 
deutschen  Blindenverband  „Das  Blindenhandwerk“,  seit  1934  unter  dem 
Titel  „Handwerk  und  Handel“  heraus. 
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Die  Krönung  seiner  arbeitsfürsorgerischen  Bemühungen  ist  eine  Zu¬ 
sammenstellung  und  Bearbeitung,  eine  Fülle  wertvollen  Materials,  das  er 
im  Aufträge  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes  zum  Jubiläum  heraus- 
gebracht  hat.  Der  Titel  der  Broschüre,  die  191  Seiten  umfaßt,  lautet: 
„Der  Blinde  in  Betrieben  der  Wirtschaft  und  Verwaltung“,  Berlin:  Selbst¬ 
verlag  des  RBV.  Es  ist  ihm  nicht  nur  gelungen,  bewährte  Fachleute  für 
die  Mitarbeit  für  die  einschlägigen  Gebiete  zu  finden  und  das  Material  nach 
bestimmten  Gesichtspunkten  zu  gliedern,  sondern  er  hat  in  vorbildlicher 
Auswahl  eine  Berufskunde  und  ein  Nachschlagewerk  der  Arbeitsvermittlung 
zusammengestellt,  das  jedem  behördlichen  Vertreter  und  Blindenberufsfür¬ 
sorger  eine  wertvolle  Handhabe  zur  Unterbringung  Blinder  bietet.  Das 
Inhaltsverzeichnis  zeigt  folgende  Gliederung: 

I.  Allgemeine  fachliche  Darlegungen 

Zum  Geleit 

Vorwort 

Aeußerungen  des  Kaiser-Wilhelm-Instituts  für  Arbeitsphysiologie  Dortmund- 
Münster 

Was  ist  Blindheit? 

Die  Beschäftigung  der  Blinden  in  der  Industrie 
Der  Blinde  als  Stenotypist 
Der  Blinde  als  Büroangestellter 

Stenotypistenausbildung  im  Heim  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes 
e.  V.,  Wernigerode  a.  Harz 
Die  blinde  Frau  in  Werkraum  und  Büro 

Gesetzliche  Regelung  der  Blindenbeschäftigung  in  der  Industrie 


II.  Arbeitsberichte,  Gutachten  und  Zeugnisse 

Bezirk  Baden  Bezirk 

»  Bayern 

„  Berlin  (Groß-Berlin)  „ 

„  Braunschweig  „ 

„  Bremen  „ 

„  Hamburg  (Groß-Hainburg)  „ 

„  Hannover  „ 

„  Hessen  und  Hessen-Nassau  „ 

„  Kurmark  „ 

„  Mecklenburg  „ 

„  Oldenburg  „ 


Ostpreußen 

Pommern 

Rheinland 

Saar-Pfalz 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schlesien 

Schleswig-Holstein 

Thüringen 

Westfalen 

Württemberg 


III.  Arbeitsplätze,  Arbeitsmöglichkeiten  und  statistische  Angaben 

Zusammenstellung  von  Firmen  und  Behörden,  die  blinde  Industrie-  und 
Büroarbeiter  beschäftigen 

Arbeitsmöglichkeiten  für  Blinde  in  der  freien  Wirtschaft  und  bei  Behörden 
Zusammenfassung  der  blinden  Industrie-  und  Büroarbeiter,  gegliedert  nach 
Bezirken 

Gesamtübersicht  über  die  in  den  verschiedenen  Berufszweigen  der  freien 
Wirtschaft  und  der  Behörden  beschäftigten  blinden  Arbeitskräfte. 

Bisher  war  uns  wohlbekannt,  daß  in  den  verschiedenen  Betrieben  der 
öffentlichen  Hand  und  privater  Unternehmen  Blinde  als  Büroangestellte, 
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Stenotypisten,  Telefonisten,  Aktenhefter  und  als  Industriearbeiter  tätig 
waren.  Aber  es  fehlte  uns  eine  systematische  Zusammenstellung,  nach 
Ländern,  Bezirken,  Behörden  uijd  Industriezweigen  geordnet,  dazu  eine 
Aufstellung  und  Charakterisierung  der  als  Berufsausbildungsstätten  in  Frage 
kommenden  Einrichtungen,  weiter  gutachtliche  Aeußerungen  der  öffentlichen 
und  privaten  Betriebe,  die  Kriegs-  und  Friedensblinde  seit  Jahren  in  den 
verschiedensten  Berufszweigen  beschäftigt  und  durch  die  Beschäftigung 
dieser  Schwerbeschädigten  Erfahrungen  gesammelt  hatten,  die  Wegweiser 
für  die  Zukunft  sind.  Die  Leiter  der  amtlichen  Hauptfürsorgestellen,  die 
Blindenanstaltsdirektoren  und  die  Leiter  der  Fachschulen  haben  in  kurzen, 
knappen  Aufzeichnungen  ihrer  Meinung  über  die  in  den  eigenen  Bezirken 
und  Gauen  bedingten  Möglichkeiten  und  Grenzen  der  Berufsausbildung 
und  Arbeitsfürsorge  Blinder  Ausdruck  und  somit  allen,  die  auf  dem  Gebiete 
der  Unterbringung  Blinder  arbeiten,  wertvolle  Winke  und  Hinweise  ge¬ 
geben.  Diese  Ausführungen  werden  sicher  dazu  beitragen,  weitere  Schick¬ 
salsgefährten  in  gleichen  und  ähnlichen  Berufsgruppen  unterzubringen. 
Was  in  industriell  und  berufsorganisatorisch  günstig  gegliederten  Ländern 
bereits  möglich  war,  wird  sich  mit  der  Zeit  auch  in  anderen  Gauen  durch¬ 
führen  lassen,  wenn  die  amtlichen  Stellen  mit  der  nichtgewerblichen  Berufs¬ 
beratung  und  Arbeitsvermittlung  Hand  in  Hand  arbeiten  und  gemeinsam 
bei  den  in  Frage  kommenden  Betriebsleitungen  für  die  Beschäftigung 
Blinder  in  den  verschiedenen  Berufen  eintreten.  In  den  Gutachten  der 
Betriebsführer  und  der  Arbeitnehmer  sind  vielfach  Hinweise  gegeben 
worden,  die  den  Berufsfürsorgern  die  Arbeit  erleichtern.  Dazu  bringt  die 
Broschüre  klare  Ausführungen  bekannter  Fachleute,  wie  Prof.  Dr.  med. 
Otto  Graf,  Dr.  Kraemer  u.  a.,  die  sowohl  über  die  theoretisch-wissenschaft¬ 
liche  Arbeitsphysiologie,  als  auch  über  den  gesetzlichen  Gesundheitsschutz 
der  Blinden  in  den  Betrieben  der  Wirtschaft  und  Verwaltung  aufklären. 
Es  steckt  eine  ungeheure  Fülle  von  Arbeit  in  der  Sammlung,  der  Durch¬ 
sicht,  der  Bearbeitung,  Verarbeitung  und  statistischen  Zusammenstellung 
der  Unterlagen,  die  mit  zahlreichen  Bilddarstellungen  durchsetzt  sind. 
Anspach  hat  hier. wieder  einmal  gezeigt,  daß  er  vorbildliche  Arbeit  zu 
leisten  vermag,  die  für  das  nächste  Jahrzehnt  bei  anhaltender  günstiger 
Wirtschaftslage  die  Berufsausbildung  und  Unterbringung  der  heranwachsen- 
den  blinden  Jugend  stark  beeinflussen  wird. 

Geniale  Naturen  sind  selten.  Ihr  Prozentsatz  ist  unter  den  Normal¬ 
sinnigen  gering,  unter  den  Blinden  gibt  es  nur  wenige,  die  das  deutsche 
und  das  gesamte  zwischenstaatliche  Blindenwesen  fruchtbringend  beein¬ 
flußt  haben.  Anspach  ist  einer  von  ihnen,  bescheiden,  zurückhaltend,  oft 
wortkarg,  im  Handeln  klar,  energisch  und  zielbewußt.  Wenn  er  einmal 
eine  Sache  als  richtig  erkannt  hat,  dann  geht  er  ihr  bis  auf  den  Grund 
und  arbeitet  zäh  an  ihrer  Durchführung  und  ihrem  Ausbau.  Bisher  war 
ihm  und  seinem  Wirken  nur  Erfolg  beschieden.  Er  hat  die  größte  Blinden¬ 
genossenschaft  der  Welt  aufgebaut.  Er  hat  das  gesamte  Blindengewerbe 
Deutschlands,  die  Herstellung  und  den  Absatz  organisatorisch  beeinflußt. 
Er  hat  wortführend  und  schriftstellerisch  gearbeitet,  nichts  für  sich,  alles 
für  seine  blinden  Schicksalsgefährten  und  dennoch  sich  als  Persönlichkeit 
und  Führernatur  unbewußt  in  den  Vordergrund  stellend.  So  spiegeln  sich 
uns  der  Mann  und  sein  Werk.  Mögen  ihm  und  seiner  Arbeit  noch  Jahr¬ 
zehnte  segensreichen  Wirkens  beschieden  sein.  Strehl 
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Präsident  Dr.  Aurelio  Nicolodi,  Florenz 

Im  Corriere  dei  Ciechi  von  Oktober  1937  widmet  G.  Valiani  einen  aus¬ 
führlichen  Aufsatz  dem  Leben  Aurelio  Nicolodis,  den  er  als  den  Vater  der 
Blinden  Italiens  bezeichnet.  Nicolodi  ist  Kriegsblinder.  Nachdem  er  die  Folgen 
der  Blindheit  persönlich  überwunden  hatte,  fühlte  er  in  sich  die  Berufung, 
das  Studium  der  mannigfaltigen  Probleme  aufzunehmen,  die  die  Blindheit 
für  alle,  die  von  ihr  betroffen  werden,  mit  sich  bringt.  Er  wurde  so  zu 
einer  markanten  Persönlichkeit,  die  weit  über  die  Grenzen  Italiens  hinaus 
auch  bei  uns  nicht  mehr  unbekannt  ist.  Im  Jahre  1917  wurde  er  zum  Prä¬ 
sidenten  des  Florenzer  Ausschusses  der  Kriegsblinden  ernannt.  Er  unter¬ 
nahm  es,  die  Kriegs-  und  Friedensblinden  Italiens  zu  vereinigen,  ein  Unter¬ 
nehmen,  aus  dem  im  Jahre  1920  der  italienische  Blindenverband  entstand. 
Dieser  Verband  ist  das  einzige  Vorbild  geistiger  Verschmelzung  aller  Blin- 
denvereine  eines  Landes.  Im  Jahre  1923  gründete  Nicolodi  in  Florenz  das 
Nationalinstitut  für  erwachsene  Blinde,  dessen  Seele  er  ist.  Dieses  Unter¬ 
nehmen  wurde  im  Jahre  1930  in  ein  schönes  Gebäude  verpflanzt,  es  um¬ 
faßt  die  ehemalige  Blinden-Unterrichtsanstalt  der  Stadt  Florenz.  1925  schuf 
er  die  National-Braille-Druckerei,  die  bis  zum  heutigen  Tage  mehr  als 
100000  Bände  herausgebracht  hat,  Literatur,  die  einigen  30  Schulen  des 
Landes  zugute  kommt.  1927  wurde  Nicolodi  zum  Kommissar  des  Margherita- 
heims  für  Blinde  zu  Rom  ernannt.  Dort  eröffnete  er  ein  Seminar  für  Blin¬ 
denlehrer,  und  im  Jahre  1928  errichtete  er  in  Genua  die  National-Braille- 
Bibliothek.  Drei  Jahre  später,  1931,  rief  er  anläßlich  des  New  Yorker  Blin- 
denwohlfahrts- Kongresses  mit  einigen  anderen  Schicksalsgefährten  den 
Internationalen  Blindenverband  der  nationalen  Blindenorganisationen  ins 
Leben.  Die  Geschäftsstelle  des  Verbandes  ist  bekanntlich  in  Paris,  während 
er  sein  Präsident  ist.  Das  Hauptziel  der  Tätigkeit  Nicolodis  war  und  bleibt, 
neue  Arbeit  für  Blinde  zu  finden  und  diese  Arbeit  zu  organisieren.  Seine 
Bemühungen  sind  bereits  mit  Erfolg  gekrönt  worden,  und  seine  Pläne  sind, 
dank  der  Mithilfe  des  Staates,  auf  dem  besten  Wege,  verwirklicht  zu  wer¬ 
den.  Nicolodi  beschäftigt  sich  nicht  nur  mit  den  Blinden,  er  ist  auch  Mit¬ 
glied  des  Führerrates  der  Kriegsbeschädigten  und  -hinterbliebenen  Italiens. 
Er  ist  der  Organisator  eines  großen  Verbandes  der  Schwerbeschädigten  in 
Florenz  und  hat  den  Plan  zur  Errichtung  einer  beträchtlichen  Anzahl  von 
billigen  Siedlungshäusern  für  seine  Kameraden  ins  Leben  gerufen.  Er  ist, 
das  sieht  man,  ein  ausgesprochener  Organisator.  Unter  seinen  energischen 
Impulsen  treten  Werke  ins  Leben  und  kommen  zur  Durchführung,  die 
mit  seiner  Person  auf  das  Engste  verbunden  sind.  In  ihm  haben  die 
Blinden  Italiens  einen  sicheren  Führer  gefunden,  der  unaufhörlich  be¬ 
müht  ist,  ihr  Schicksal  zu  verbessern.  Die  erfreulichen  Ergebnisse,  die 
auf  seine  nierastende  Tätigkeit  zurückzuführen  sind,  und  die  bereits 
unter  seiner  Führung  erzielten  Erfolge  rechtfertigen  vollauf  das  Ver¬ 
trauen,  das  die  italienische  Blindenschaft  in  ihn  setzt.  Ende  September 
vorigen  Jahres  wurde  zwischen  ihm,  M.  Guinot,  dem  .Generalsekretär 
des  internationalen  Verbandes,  Herrn  von  Gersdorff  und  mir  auf  dem 
Kniebis  für  den  Herbst  dieses  Jahres  eine  neue  zwischenstaatliche 
Besprechung  der  Blindenselbsthilfeverbände  vereinbart.  Obwohl  die  Richt¬ 
linien  dieser  Tagung  noch  nicht  .festliegen,  ist  anzunehmen,  daß  nur 
wenige  Abgeordnete  der  Länder  daran  teilnehmen,  in  denen  die  Blin- 
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denselbsthilfe  weitgehend  organisiert  und  anerkannt  ist.  Die  Versammlung 
soll  in  Mailand  stattfinden.  Im  Anschluß  an  die  fachlichen  Aussprachen 
soll  eine  Besichtigung  der  wichtigsten  italienischen  Einrichtungen  auf  dem 
Gebiete  des  Blindenwesens  in  Italien,  ausgehend  von  Mailand,  über  Rom 
ins  Auge  gefaßt  werden.  Da  die  Blindenselbsthilfe  in  Italien  unter  straffer 
autoritärer  Führung  mustergültig  organisiert  ist,  dürften  die  Teilnehmer 
manche  wertvolle  Anregung  von  diesem  Besuche  Italiens  mit  nach  Hause 
bringen.  Strehl 


Meine  Erfahrungen  als  Leihbibliothekar 

Von  Dr.  Willy  Wittrock,  Freiburg  i.  Brg. 

Als  ich  vor  anderthalb  Jahren  eine  Leihbücherei  übernahm,  sahen  fast 
alle  meine  sehenden,  ja  zum  Teil  auch  meine  nichtsehenden  Bekannten  die¬ 
sem  Unterfangen  mit  großen  Bedenken  entgegen.  Immer  und  immer  wieder 
wurde  ich  gefragt,  wie  ich  denn  mit  der  Kundenbedienung  fertig  werden 
wolle.  Es  sei  doch  ganz  und  gar  ausgeschlossen,  daß  ein  Blinder  Bücher 
vorlegen  und  entgegennehmen  könne,  vor  allem  aber  sei  das  Ueberwachen 
der  Kasse  vollständig  unmöglich. 

Ich  gestehe,  daß  ich  damals  die  Antworten  auf  alle  diese  Fragen  keines¬ 
wegs  genau  wußte;  und  so  war  es  recht;  denn  sonst  hätte  ich  vielleicht 
doch  den  Mut  zu  diesem  Unternehmen  verloren.  Die  Schwierigkeiten  sind 
in  der  Tat  größer,  als  es  zunächst  den  Anschein  hat;  aber  unüberwindlich 
sind  sie  nicht. 

Seit  1933  ist  die  Neugründung  von  Leihbüchereien  untersagt.  Meine 
erste  Aufgabe  bestand  daher  darin,  eine  Leihbücherei  zu  finden,  die  ver¬ 
käuflich  war  und  gleichzeitig  meinen  Ansprüchen  in  Bezug  auf  Buch¬ 
bestand  und  -Umsatz  entsprach. 

Ich  hatte  Glück!  Das  erste  Angebot  auf  ein  entsprechendes  Inserat  in 
der  Fachzeitschrift  war  gerade  das  Rechte.  Nun  brauchte  ich  nur  noch  die 
Erlaubnis  der  Reichsschrifttumskammer  einzuholen.  Diese  wurde  mir  sofort 
erteilt,  da  durch  mein  Philologiestudium  und  eine  Volontärzeit  in  der  Blin¬ 
denhochschulbücherei  in  Marburg  die  erforderlichen  Vorbedingungen  erfüllt 
waren.  Normalerweise  wird  heute  eine  längere  Lehrzeit  in  einer  Leih¬ 
bücherei  vorausgesetzt.  Diese  Lehrzeit  kann  ein  Blinder  unmöglich  durch¬ 
führen,  weil  er  eine  zu  große  Belastung  für  den  Betrieb  darstellt,  selbst 
dann,  wenn  er  eine  eigene  Hilfskraft  hat.  Man  darf  nämlich  nicht  ver¬ 
gessen,  daß  eine  Leihbücherei  selten  über  viel  Personal  und  große  Räum¬ 
lichkeiten  verfügt. 

Die  ersten  Schwierigkeiten  erwuchsen  mir  daraus,  daß  ich  eine  fertig 
eingerichtete  Leihbücherei  übernahm.  Hätte  ich  selbst  eine  Leihbücherei 
einrichten  können,  so  wäre  es  leicht  gewesen,  mich  ohne  große  Schwierig¬ 
keiten  in  den  Betrieb  einzuschalten.  Eine  Buchkartei  in  Punktschrift  hätte 
ich  ohne  große  Mühe  anlegen  können.  Die  Beschriftung  der  Bücher  hätte 
ebenfalls  wenig  Zeit  in  Anspruch  genommen,  da  man  ja  nie  mit  einem 
allzugroßen  Grundbestand  anfangen  kann. 

Ich  sah  mich  jedoch  einem  fertigen,  bereits  mehrere  Jahre  bestehenden 
Betrieb  mit  umfangreichen  Karteien  und  einem  ziemlich  großen  Buchbe¬ 
stand  gegenübergestellt.  Wollte  ich  mitarbeiten,  so  mußten  entsprechende 
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Punktschriftkarteien  angelegt  und  die  Bücher  durch  Punktschriftschildchen 
kenntlich  gemacht  werden.  Desgleichen  mußte  ich  in  kurzer  Zeit  einen 
Einblick  in  den  Buchbestand  gewinnen. 

Solange  die  Bücher  nicht  kenntlich  gemacht  sind,  schaltet  ein  Blinder 
bei  der  Kundenbedienung  sozusagen  aus.  Ich  habe  versucht,  mir  von  meiner 
Hilfskraft  Bücher  vorlegen  zu  lassen  und  die  Kundschaft  selbst  zu  beraten. 
Ich  mußte  aber  in  den  meisten  Fällen  feststellen,  daß  die  Kunden  sich 
nicht  an  mich,  sondern  an  meine  sehende  Hilfskraft  wandten. 

Diese  Zwischenzeit,  in  der  wir  noch  nicht  aktiv  mitarbeiten  können, 
kann  für  uns  Blinde  zum  Verhängnis  werden  und  ist  nur  zu  überwinden, 
wenn  wir  eine  Hilfskraft  haben,  auf  die  wir  uns  unbedingt  verlassen  können. 
Ohne  die  Mitarbeit  meiner  Frau  wäre  ich  wahrscheinlich  über  diese  Schwie¬ 
rigkeit  nicht  hinweggekommen. 

Doch  zurück  zu  dem,  was  wir  in  dieser  Zeit  tun  müssen.  In  allen 
Leihbüchereien  wird  heute  der  Schutzumschlag,  worin  die  Bücher  geliefert 
werden,  nicht  abgenommen,  weil  das  Titelbild  und  die  aufgedruckte  kurze 
Inhaltsangabe  zur  Orientierung  für  die  Kundschaft  dienen  und  dadurch 
die  Gangbarkeit  eines  Buches  sehr  beeinflussen  können.  Dieser  Schutz¬ 
umschlag  wird  durch  einen  durchsichtigen  Pergamineinband  verstärkt,  der 
schon  nach  kurzer  Zeit  erneuert  werden  muß. 

Ein  Punktschriftschildchen  mit  dem  Buchtitel  kann  daher  nur  an  der 
Innenseite  des  oberen  Buchdeckels  angebracht  werden.  Das  Auffinden  der 
einzelnen  Bücher  wird  dadurch  natürlich  etwas  umständlich;  deshalb  habe 
ich  als  feste  Anhaltspunkte  Punktschriftschildchen  über  dem  betreffenden 
Buchstaben  an  den  Regalen  angebracht.  Die  Unterteilung  wurde  so  eng 
wie  möglich  vorgenommen;  ganz  läßt  sich  jedoch  diese  Schwierigkeit  nicht 
beheben,  weil  die  Kundschaft  Zutritt  zu  den  Regalen  hat  und  oft  die  Bü¬ 
cher  nicht  an  den  richtigen  Platz  zurückstellt.  Ich  habe  daher  immer  eine 
Hilfe  bei  der  Hand,  die  im  Notfall  einspringen  muß. 

Die  meisten  Kunden  haben  allerdings  keine  bestimmten  Wünsche  und 
lassen  sich  gern  Bücher,  besonders  Neuerscheinungen,  vorlegen.  Wenn  man 
die  neu  eingestellten  Bücher  in  einem  besonderen  Fach  unterbringt,  lassen 
sich  die  Titel  leicht  übersehen,  und  die  Kundenberatung  wird  einfach,  so¬ 
bald  man  einmal  den  Geschmack  der  Leser  kennt. 

Außer  dem  Fach  für  Neueinstellungen  werden  in  meiner  Bücherei  be¬ 
sonders  beliebte  Bücher  auf  einem  der  Kundschaft  zugänglichen  Tisch  aus¬ 
gelegt.  Zwei-  bis  dreimal  am  Tage  gehe  ich  rasch  die  Titel  durch,  um  mich 
zu  unterrichten,  was  gerade  ausliegt.  Wenn  ich  dann  einen  Kunden  be¬ 
diene,  kann  ich  sehr  schnell  ein  etwa  gewünschtes  Buch  herausfinden. 

Wie  schon  erwähnt,  bildet  die  Uebertragung  der  Karteien  eine  weitere 
Schwierigkeit,  besonders  dann,  wenn  sie,  wie  dies  in  meiner  Leihbücherei 
der  Fall  war,  nach  Nummern  geordnet  sind.  Nach  langem  für  und  wider 
habe  ich  mich  erst  vor  kurzem  entschlossen,  die  Kundenkarten  nach  dem 
Alphabet  zu  ordnen.  Dann  erst  habe  ich  mit  der  Punktschriftübertragung 
begonnen.  Bei  einer  nach  Nummern  geordneten  Leserkartei  wird  bei  jedem 
Leser  die  Kenntnis  seiner  Nummer  vorausgesetzt.  Dies  trifft  jedoch  meist 
nicht  zu,  sodaß  eine  zweite  nach  Namen  geordnete  Kartei  notwendig  wird, 
wie  sie  auch  in  der  Tat  hier  vorhanden  war.  Die  Nummer  des  Kunden  ist 
alsdann  unter  seinem  Namen  auffindbar. 
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Sind  die  Leserkarten  alphabetisch  geordnet,  so  braucht  deswegen  die 
Signatur  nicht  aufgegeben  zu  werden;  denn  es  ist  viel  einfacher,  auf  der 
Buchkarte  eine  Zahl  als  einen  Namen  einzutragen.  Selbstverständlich  muß 
dann  auch  die  zweite  Kartei  beibehalten  werden,  und  zwar  dann  nach 
Nummern  geordnet. 

Es  empfiehlt  sich,  für  die  Registrierung  der  Bücher  ebenfalls  zwei 
Karteien  anzulegen  und  zwar  so,  daß  die  erste  Kartei  nach  Nummern,  die 
zweite  nach  Verfassernamen  geordnet  ist,  weil  man  zunächst  die  Aus-  und 
Eingänge  auf  der  Leserkarte  einträgt  bzw.  durchstreicht.  Später  trägt  man 
dann  entsprechend  auf  der  Buchkarte  die  Nummer  des  Lesers  ein. 

Alles  dies  hat  sich  für  Eintragungen  in  Schwarzschrift  als  besonders 
vorteilhaft  herausgestellt.  Leider  kann  ich  jetzt  noch  nicht  sagen,  ob  eine 
derartige  doppelte  Registrierung  in  Punktschrift  möglich  ist.  Es  ist  jeden¬ 
falls  nicht  ratsam,  Karteien  nach  der  Signatur  zu  ordnen;  denn  bekanntlich 
verschreibt  und  verliest  man  sich  bei  Punktschriftzahlen  besonders  leicht. 

Was  soeben  über  die  Anlage  .von  Karteien  gesagt  wurde,  zeigt,  daß 
hier  für  einen  Blinden  die  größte  Schwierigkeit  liegt.  Diese  wird  dadurch 
nicht  verringert,  daß  wir  sämtliche  Aus-  und  Eingänge  in  Punktschrift  ein¬ 
tragen  müssen,  selbst  die,  bei  denen  wir  nicht  zugegen  waren.  Nur  so 
können  wir  wirklich  eine  Leihbücherei  selbst  leiten.  Ohne  eine  Hilfe  aber 
werden  wir  nie  auskommen;  denn  es  können  jederzeit  Situationen  ein- 
treten,  die  die  Anwesenheit  eines  Sehenden  im  Geschäft  erfordern. 

Das  rein  Kaufmännische  einer  Leihbücherei  ist  viel  einfacher  und  kann 
ohne  Schwierigkeit  auch  von  einem  Nichtsehenden  erledigt  werden.  Die 
Korrespondenz  ist  gegenüber  der  anderer  Geschäftszweige  gering;  dagegen 
besteht  zwischen  der  Buchführung  einer  Leihbücherei  und  der  eines  an¬ 
deren  kaufmännischen  Betriebes  kein  wesentlicher  Unterschied. 

Nun  noch  einiges  zum  Kauf.  Der  Kaufpreis  einer  Leihbücherei  richtet  sich 
nach  dem  Umsatz  und  zwar  etwa  folgendermaßen:  Eine  Leihbücherei  mit 
einem  Jahresumsatz  von  RM.  6000  hat  einen  Kaufwert  von  RM.  6 — 7  000; 
einem  Umsatz  von  RM.  7  000  entspricht  ein  Kaufwert  von  RM.  7 — 8000. 
Die  Höhe  des  Buchbestandes  spielt  bei  der  Einschätzung  des  Wertes  einer 
Leihbücherei  nur  eine  geringe  Rolle,  weil  die  Bücher  durch  Abnutzung  rasch 
entwerten.  Mit  mündlichen  Angaben  über  den  Umsatz  sollte  man  sich 
keinesfalls  zufrieden  geben.  Ist  ein  Leihbüchereibesitzer  nicht  in  der  Lage, 
entsprechende  schriftliche  Belege  beizubringen,  so  ist  größte  Vorsicht  ge¬ 
boten,  wie  überhaupt  bei  jedem  Angebot  Vorsicht  anzuraten  ist.  Eine  einiger¬ 
maßen  gut  geführte  Leihbücherei  bietet  nämlich  ihrem  Inhaber  ein  sicheres 
Einkommen.  Es  ist  daher  von  größtem  Interesse,  die  Gründe  zu  ermitteln, 
die  den  Eigentümer  zum  Verkauf  veranlassen. 

Die  Maßnahmen  zum  Schutze  des  Leihbüchereigewerbes  beweisen,  daß 
das  neue  Deutschland  die  Bedeutung  dieser  Einrichtung  als  Führungsmittel 
in  kultureller  und  weltanschaulicher  Hinsicht  erkannt  hat.  In  der  Tat  kann 
eine  Leihbücherei,  je  nach  dem  Verantwortungsbewußtsein  des  Besitzers, 
viel  Gutes,  aber  auch  großen  Schaden  anrichten.  Dem  Leihbuchhändler  ist 
eine  große  volkserzieherische  Aufgabe  gestellt.  Der  Wille,  dieser  Aufgabe 
nach  Möglichkeit  gerecht  zu  werden,  ist  daher  die  unumgängliche  Voraus¬ 
setzung  für  jeden,  der  den  Beruf  eines  Leihbuchhändlers  ergreifen  will.  Es 
ist  selbstverständlich,  daß  man  das  zeitgenössische  Schrifttum  kennt;  ferner 
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braucht  wohl  nicht  betont  zu  werden,  daß  der  Leihbuchhändler  außerdem 
über  sichere  Umgangsformen  verfügen  muß.  Was  hier  von  allen  gesagt  wird, 
gilt  besonders  für  uns  Blinde.  Wir  stehen  zwangsläufig  immer  im  Vorder¬ 
grund,  Erfolg  und  Mißerfolg  fallen  bei  uns  viel  schwerer  ins  Gewicht,  weil 
sie  nicht  nur  für  unser  eigenes  Ansehen,  sondern  gleichzeitig  für  das  der 
gesamten  Blindenschaft  ausschlaggebend  sind. 


Auch  wir  lieben  die  Natur! 

Zwei  Schüler  der  Marburger  Blindenstudienanstalt,  Paquin,  Lütgens. 

Auch  für  uns  Blinde  bieten  sich  mannigfache  Möglichkeiten,  das  Er¬ 
wachen  der  Natur  mitzuerleben.  Während  der  Sehende  wahrnimmt,  wie 
sich  das  maienfrische  Laub  entfaltet,  wie  die  Frühlingsblumen  durch  die 
schon  wärmer  werdenden  Sonnenstrahlen  aus  dem  Boden  hervorgezaubert 
werden,  und  wie  sich  alles  in  strotzendem  Grün  neu  belebt,  können  wir 
—  denen  der  Gesichtssinn  fehlt,  —  durch  besondere  Ausbildung  und 
Schärfung  der  übrigen  Sinne  vielerlei  Freuden  aus  dem  ständig  sprudeln¬ 
den  Quell  der  Natur  schöpfen.  Gerade  bei  einem  Spaziergang  können  wir 
ja  wohl  am  besten  recht  viele  Vertreter  der  Pflanzen-  und  Tierwelt  be¬ 
grüßen  und  uns  über  sie  freuen! 

So  haben  wir  uns  schon  früh  am  Morgen  aufgemacht,  weil  man  zu 
dieser  Zeit  am  ungestörtesten  der  Natur  einiges  ablauschen  kann,  und  weil 
die  Singvögel,  die  für  uns  Blinde  wirklich  besonderes  Interesse  besitzen 
sollten,  beim  Sonnenaufgang  recht  zahlreich  und  ausdauernd  ihr  Lied  er¬ 
tönen  lassen,  wie  es  Grieg  ja  auch  ganz  treffend  in  seiner  „Morgenstimmung“ 
zum  Ausdruck  bringt.  —  Die  Straßen  der  Kleinstadt  Marburg  sind  noch 
wie  ausgestorben,  nur  auf  den  Dächern  schilpen  und  schimpfen  die  Spatzen, 
deren  Gezeter  vom  Klappern  und  Flöten  der  Stare  begleitet  ist.  Bald  ver¬ 
schwinden  die  letzten  Häuser,  und  vor  uns  erstreckt  sich  eine  schier  end¬ 
lose  Landstraße,  die  sich  fern  am  Horizont  im  Wald  verliert.  Sie  führt 
uns  zunächst  an  einigen  blühenden  Weiden  vorbei,  die  von  munteren 
Honigbienen  umsummt  werden.  Erfreut  über  das  fleißige  Völkchen,  ver¬ 
weilen  wir  einen  Augenblick,  als  sich  auch  schon  zum  ununterbrochenen 
Bienensummen  das  gleichmäßige  „Zilpzalp“  eines  versteckten  Vogels  ge¬ 
sellt:  Es  ist  der  Weidenlaubsänger  oder  Zilpzalp,  der  sich  gern  in  Weiden 
aller  Art  aufhält.  Nahe  verwandt  mit  ihm  sind  der  Buchen-  und  der 
Birkenlaubsänger;  während  ersterer  durch  seine  schwirrenden  Balzflüge 
besondere  Aufmerksamkeit  verdient,  ist  letzterer  einer  der  häufigsten 
Sommergäste  unserer  heimischen  Forsten. 

Inzwischen  haben  wir  nun  ein  grünes,  taubenetztes  Roggenfeld  er¬ 
reicht,  aus  dem  gerade  eine  jubilierende  Lerche  aufsteigt;  im  Spiralflug 
schraubt  sie  sich  in  den  blauen  Aether  hinauf  und  läßt  dabei  mehrere 
Minuten  hindurch  ihr  fortwährendes  Trillern,  Tirilieren  und  Flöten  ver¬ 
nehmen;  doch  bald  macht  sich  ein  Singkonkurrent  bemerkbar:  der  Baum¬ 
pieper,  dessen  Balzstrophen  sich  deutlich  aus  dem  Gezwitscher  der  Stieg¬ 
litze,  Hänflinge,  Dompfaffen  und  Zeisige  hervorheben.  Auch  die  Gold¬ 
ammer,  die  wie  jede  andere  Kreatur  ihre  Freude  über  den  schönen  Morgen 
bekundet,  trägt  ausdauernd  ihr  kurzes  Liedlein  vor,  das  Beethoven  ja  be¬ 
kanntlich  als  Anfangsmotiv  seiner  „5.  Symphonie“  verwandt  hat.  —  Nach 
viertelstündigem  Marsch  liegt  links  neben  uns  ein  Teich,  dessen  schwankes 
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Schilf  und  Rohr  vom  weitvernehmbaren  Lärm  der  Frösche  und  Rohrsänger 
erfüllt  ist.  Aus  einem  nahen  Gebüsch  erschallt  das  Geschwätz  einer  Zaun¬ 
grasmücke,  die  auch  Müllerchen  genannt  wird,  weil  ihr  Lied  dem  Klappern 
einer  Mühle  ähnelt.  Von  ihren  vier  Basen,  der  Dorn-,  Mönchs-,  Sperber- 
und  Gartengrasmücke,  läßt  sich  leider  keine  blicken. 

Endlich  tauchen  wir  im  Halbschatten  des  Buchenhochwaldes  unter. 
Während  der  Eichelhäher  den  Waldpolizisten  spielt  und  durch  ein  lautes 
Krächzen  die  zwei-  und  vierbeinigen  Forstbewohner  von  unserer  Ankunft 
benachrichtigt,  fällt  uns  vor  allem  die  graue  Singdrossel  auf,  die  von 
einem  der  höchsten  Bäume  ihr  „Hildegard,  Hildegard,  Judith,  Judith“ 
herabruft.  Die  nahverwandten  Schwarzdrosseln  oder  Amseln  sind  viel 
zahlreicher  vertreten  und  stimmen  uns  durch  ihre  melodisch-wehmütigen 
Weisen  ernst  und  schweigsam.  Wie  schön  vermischt  sich  damit  der 
träumerische,  schmelzende  Gesang  des  Rotkehlchens! 

Häufig  ist  auch  der  Zaunkönig  anzutreffen,  dessen  flottes  Liedchen 
man  so  amüsant  deutet  mit  „gewiß,  gewiß,  Fliegen  sind  zu  genießen, 
aber  Spinnentierrrre  zizizieh  ich  vor“.  Auf  einer  Schneise  dringen  wir 
nun  allmählich  tiefer  in  den  Buchendom  ein,  der  vom  schmetternden 
Buchfinkenschlag  „bin  ich  nicht  ein  schöner  Bräutigam“  belebt  wird.  Auch 
die  Waldzimmerleute,  die  Spechte,  sind  am  Werk  und  behämmern  uner¬ 
müdlich  mit  ihren  keilförmigen  Schnäbeln  die  trockenen  Bäume. 

In  dieser  Gegend  scheint  es  viel  Kerbtiere  zu  geben,  da  die  Meisen, 
die  ja  bekanntlich  große  Liebhaber  dieser  Kost  sind,  rastlos  umherschwirren 
und  sich  durch  ihr  „Spinndicke,  Spinndicke;  Schinkenspeck,  Schinkenspeck; 
Zizidädä  und  Zizizirrr“  bemerkbar  machen.  —  Im  Laufe  der  Zeit  wird 
der  Weg  einsamer  und  ungangbarer;  wir  hoffen,  in-  dieser  Gegend  auch 
die  selteneren,  menschenscheuen  Vögel  anzutreffen.  Doch  außer  dem 
Kuckucksruf,  dem  „Kurukuu“  der  Wildtauben  und  dem  hastigen  Davon¬ 
springen  eines  gehetzten  Rehes  umgibt  uns  nur  der  geheimnisvolle  Friede 
des  Waldes.  Unwillkürlich  zögern  wir  einen  Augenblick.  Da  plötzlich, 
—  wir  trauen  unseren  Ohren  kaum  —  hat  er  gerufen,  der  uns  West¬ 
deutschen  so  selten  begegnet:  Der  Pirol.  Sein  klarer  und  wunderbar 
flötender  Ruf  „ich  bin  der  Vogel  Bülow“  lenkt  all  unsere  Aufmerksamkeit 
auf  sich.  Als  er  endlich  zu  unserem  Bedauern  fortfliegt,  machen  wir  uns 
auf  den  Heimweg,  zufrieden,  eine  so  reiche  Auswahl  unserer  Vögel  be¬ 
lauscht  zu  haben. 

Die  Schilderung  unseres  Spaziergangs  soll  zeigen,  daß  es  gerade  die 
Vögel  sind,  die  uns  die  Natur  so  recht  offenbaren.  Natürlich  ist  es  nicht 
ganz  einfach,  jedweden  Vogel  mit  Sicherheit  an  seinem  charakteristischen 
Gesang  und  an  weiteren  Gefühlsäußerungen  zu  erkennen;  doch  Schwierig¬ 
keiten  sind  dazu  da,  überwunden  zu  werden:  Neuerdings  hat  die  Marburger 
Blindenstudienanstalt  eine  reiche  Auswahl  an  Vogelstimmenplatten  mit  er¬ 
klärenden  Büchern  angeschafft,  die  es  uns  nun  leicht  ermöglichen,  größere 
Kenntnisse  auf  diesem  Gebiete  zu  erlangen.  Weiterhin  sei  noch  darauf 
hingewiesen,  daß  gerade  zum  Selbststudium  hierzu  geeignete  Bücher 
kostenlos  aus  unserer  Leihbibliothek  zu  erhalten  sind.  Außerdem  steht 
uns  Schülern  ein  herrlicher  Park  zur  Verfügung,  in  dem  wir  in  Muße¬ 
stunden  jeden  gefiederten  Sänger,  der  uns  allmählich  vertraut  geworden 
ist,  als  lieben  Bekannten  begrüßen. 
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Prüflingen,  Ernennungen,  Anstellungen  u.  dgl. 

Lorenzen,  Harro,  Dr.  jur.,  Assessor,  endgültig  tätig  am  Arbeitsamt  Hamburg  ab  31. 1. 38. 

Puikys,  Scharnhorst,  Frankfurt-Main,  Große  Seestraße  59,  II,  1.  juristische  Staats¬ 
prüfung  am  22.  1.  38. 

Künzel,  Werner,  Dr.  jur.,  Berlin  W  35,  Großgörschenstraße  7,11,  seit  Februar  38 
Assessor  in  der  Reichsfinanzverwaltung. 

Gersch,  Walter,  Marburg-Lahn,  Dr.  philos.  am  23.  2.38. 

Liebe,  Anneliese,  Halle-Saale,  Dr.  phil.  am  26.  2.  38. 

Schaette,  Heinz,  und  Wagner,  Otto,  Marburg-Lahn,  Abitur  am  22.3.  38. 

Krieb,  Heinz,  Stenotypist  in  der  Gemeindeverwaltung  Worpswede  ab  1.4.  38. 

Richert,  Hellmut,  Abschlußprüfung  der  2jähr.  Handelsschule  in  der  Blinden¬ 
studienanstalt  Marburg-Lahn  am  15.  3.  38.  Ab  1.  4.  38  Stenotypist  der  Königs¬ 
berger  Werke  und  Straßenbahn,  Königsberg  i.  Pr. 

Mainpe,  Walter,  Stenotypist  bei  der  Stadtverwaltung  Hannover  ab  1.4.  38. 

Bondkowski,  Dr.  Franz,  München,  Assessorpriifung  April  38. 

Schaudig,  W.,  Nürnberg,  Kobergerstraße,  Abitur  am  Gymnasium. 

Hasen  winkel,  Hans,  Stenotypist  an  den  Geisweider  Eisenwerken,  Geisweid- 
Siegen,  ab  1.  5.  38. 

Stammler,  Dr.  Gerhard,  Halle-Saale,  nichtbeamteter  a.  o.  Prof,  an  der  Universität 
Halle-Saale. 

Effert,  Richard,  München,  Wolfratshauserstr.  4,  Kirchenmusikdirektor  am  15.  5.  38. 

Tri  butsch,  Maria,  Miklauzhof,  Jannfeld-Kärnten,  Abitur  1.6.38. 

Freund,  Emil,  Schulmusiklehrer  Marburg-Lahn,  Dr.  phil.  23.  6.  38. 

Sturm,  Siegmund,  Leipzig,  Dr.  phil.  am  20.  6.  38. 

Molzbichler,  Rupert,  Villach-Kärnten,  Widmannsgasse  10,  Privatmusiklehrer¬ 
prüfung  1.  7.  38. 

Harz,  Gerhard,  Regierungsbaumeister,  Dipl. -Ing.,  Augsburg,  ab  1.7.38  Vortrags¬ 
und  Lehrtätigkeit  an  Postschulstätten,  Reichspostdirektion  Breslau. 

Verlobungen  und  Vermählungen: 

Assessor  Dr.  Werner  Künzel,  Berlin  W  35,  Großgörschenstraße  7,  II,  vermählt  mit 
Ruth  Gasde  Januar  38. 

Masseur  Herbert  Fis  sei,  Nordhausen-Harz,  Hesseröderstraße  25,  verlobt  mit 
Hildegard  Reisinger,  Berlin-Wilmersdorf,  Südwestkorso  50. 

Geburtsanzeigen: 

Irmhild  Ida,  Tochter  von  Amts-  und  Landgerichtsrat  Dr.  Walter  Becker  und 
Frau  Hildegard  geb.  Brand.  9.  2.  38. 

Todesfälle: 

Kalmuczak,  Reinhold,  Berlin  SW  61,  Hagelbergerstraße  20a,  Januar  38. 

Güterbock,  Eduard,  Schriftsteller,  Marburg-Lahn,  6.4.  38. 

Müller,  Ludwig,  Dipl. -Ing.,  Oldenburg,  Strackerjanstraße  6,  20.  7.  38. 


QSBemt  einer  eine  9teife  tut  — 

gehört  bie  6penbenfarte  be£  baju! 


Herausgegeben  von  der  Marburger  Blindenstudienanstalt.  —  F ür  den  Inhalt  verantwort¬ 
lich:  Dr.  Carl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  beauftragt  mit  dem  Ab¬ 
halten  von  Vorlesungen  an  der  Philipps-Universität,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  — 
Zu  bestellen  bei  der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  Post¬ 
scheckanschrift:  Druckerei  der  Blindenhochschulbücherei  Frankfurt-Main,  Konto¬ 
nummer  82305.  —  Erscheint  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  (Auflage  490).  Jahres¬ 
bezugspreis  6  RM.  —  Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn  1938. 
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Blinde  und  Sehschwache  im  Presseberuf 

Ja  oder  Nein? 

Beobachtungen,  Erfahrungen  und  Gedanken  eines  Unentwegten. 

Von  Erich  Kurt  Kittel 

Leiter  der  Presselehrgänge  der  Maiburger  Blindenstudienanstalt. 

Es  war  am  Tag  der  nationalen  Arbeit  1934,  als  der  Verfasser  dieser 
Zeilen,  veranlaßt  durch  pressefachliche  Fragen  einer  erblindeten  Studentin 
der  Literatur-  und  Gesellschaftswissenschaft,  ein  ausführliches  Gutachten 
abschloß.  Dieses  Schriftwerk  befaßte  sich  mit  der  Frage,  inwieweit  Blinde 
mit  akademischem  Bildungsgang  im  Presseberuf  und  in  presseähnlichen 
Berufen  Betätigungsfelder  finden  können.  Vorsichtig  wägend,  auf  den 
eigenen  Erfahrungen  in  den  verschiedensten  Tätigkeiten  des  Presseberufes 
fußend,  kam  das  Gutachten  zu  Ergebnissen,  die  den  Anreiz  boten,  einmal 
in  einem  größeren  Ferienlehrgang  einen  ersten  praktischen  Versuch  zu 
unternehmen.  Das  konnte  denn  auch  schon  wenige  Monate  nach  Abfassung 
des  Gutachtens  geschehen,  zeigte  doch  der  verantwortliche  Leiter  der 
Blindenstudienanstalt  und  des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands, 
Direktor  Dr.  Carl  Strehl,  höchsten  Weitblick  für  diese  neue  Möglichkeit, 
den  blinden  Geistesarbeitern  neben  den  in  den  letzten  Jahren  bereits  in 
den  verschiedensten  akademischen  Berufen  gewonnenen  Betätigungsfeldern 
ein  neues  hinzu  zu  erobern.  So  konnte  denn  in  den  ersten  Oktobertagen  des 
Jahres  1934  der  Eröffnungsvortrag  eines  Vertreters  des  Reichsministeriums 
für  Volksaufklärung  und  Propaganda,  Ministerialrats  Prof.  Dr.  Hans  Schmidt- 
Leonhardt,  unter  Zugrundelegung  eines  presserechtlichen  Themas  dem 
ersten  dreiwöchigen  Ferienlehrgang  zur  Einführung  in  das  gesamte  Presse¬ 
wesen  an  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  im  Beisein  zahlreicher  Be¬ 
hördenvertreter  und  von  neunzehn  ersten  Lehrgangsteilnehmern  einen 
ebenso  weihe-  wie  verheißungsvollen  Auftakt  geben.  In  den  darauffolgen- 
Jahren  sind  drei  weitere  dreiwöchige  Lehrgänge  für  Anfänger  und  drei 
einwöchige  Lehrgänge  für  Fortgeschrittene  veranstaltet  worden.  Mit  ihren 
unterrichtlichen  Ergebnissen  konnten  Veranstalter  und  Teilnehmer  recht 
zufrieden  sein.  Zahlreich  sind  nicht  nur  in  der  Blindenpresse,  sondern 
darüber  hinaus  auch  in  Tageszeitungen  und  Fachzeitschriften  Teilnehmer¬ 
berichte  von  zum  Teil  recht  begeisterter  Art  erschienen1).  Obwohl  im  Jahre 
1938  keine  Lehrgänge  stattfinden,  erscheint  es  doch  lohnend  und  notwendig, 
bei  Eintritt  in  das  fünfte  Jahr  dieser  Marburger  Presseschulungsarbeit  ein¬ 
mal  der  Frage  nachzugehen,  ob  wir  mit  dem,  was  wir  bisher  erreicht 
haben,  zufrieden  sein  können  oder  nicht.  Denn  dieser  ganze,  bei  weitem 
nicht  etwa  geringe  wissenschaftliche  und  geldliche  Aufwand  hat  ja  nur 
dann  einen  Sinn,  wenn  aus  ihm  das  erhoffte  Ergebnis  entspringt,  nämlich 
die  Eroberung  des  Presseberufes  und  presseähnlicher  Berufe  durch  die, 


i)  Vgl.  insbesondere  den  Bericht  von  Schriftleiter  Dr.  Alexander  Reuß  in  den 
„Beiträgen  zum  Blindenbildungswesen“  (1934),  der  jetzigen  Lektorin  Dr.  Annemarie 
Wettstein  in  der  „Zeitschrift  des  Reichsverbandes  Deutscher  Offiziere“  (Nr.  15, 1936), 
des  wissenschaftlichen  Hilfsarbeiters  Lic.  Winfried  Zeller  in  der  „Zeitungswissen¬ 
schaft“  (1937),  des  Schriftleiters  i.  A.  Dr.  Ernst  Dehnhardt  in  „Die  Blindenwelt“ 
(1938),  um  nur  einige  zu  nennen. 

86 


für  die  die  Lehrgänge  veranstaltet  werden.  Wir  müssen  also  unsere  Frage¬ 
stellung  so  gestalten:  Sind  aus  dem  vorsichtig  wägenden  Gutachten  von 
1934  mit  seinen  theoretischen  Schlüssen  heute  —  nach  vier  Jahren  —  bereits 
Ergebnisse  in  Richtung  auf  die  praktische  Berufsausübung  blinder  Geistes¬ 
arbeiter  in  der  Presse  und  in  presseähnlichen  Berufen  sichtbar? 

Freilich,  an  Kritikern  hat  es  in  diesen  vier  Jahren  mühevoller  und 
angestrengter  Schulungsarbeit  nicht  gefehlt!  Merkwürdigerweise  sind  es 
aber  nicht  etwa  die  Kreise  der  Pressepraxis  gewesen,  die  sich  unseren  Ver¬ 
suchen  entgegengesetzt  hätten,  im  Gegenteil:  Angehörige  der  Blindenschaft 
selbst  können  diesen  Ruhm  einer  hemmenden  und  zum  Teil  hemmungs¬ 
losen  Kritik  an  einer  berufspolitischen  Maßnahme  für  sich  in  Anspruch 
nehmen.  Hat  man  sich  doch  nicht  gescheut,  unsere  Versuchsarbeit  für 
einen  glatten  Unsinn  zu  erklären.  Mit  Sachkenntnis  waren  aber,  und  das 
ist  bezeichnend,  diese  liebenswürdigen  Kritiker  nie  belastet.  Darum  brauchte 
der  Verfasser  dieser  Zeilen  und  Leiter  der  Lehrgänge  allem  diesen  Getön 
und  Getue  kein  Gehör  zu  schenken;  denn  hätte  er  es  getan,  gehörten  die 
Marburger  Lehrgänge  längst  einer  rühmlosen  Vergangenheit  an.  Nur  der 
feste  Glaube  an  die  Richtigkeit  des  beschrittenen  Weges  und  das  zähe 
Festhalten  an  ihm  lassen  die  berechtigte  Hoffnung  nicht  verblassen,  den 
bisherigen  Erfolgen  weitere  hinzufügen  zu  können. 

Haben  unsere  verehrten  Kritiker  einmal  schon  darüber  nachgedacht, 
daß  der  Blinde  unserer  Zeit  im  Grunde  genommen  nichts  wie  eine  gute 
Tradition  übernimmt,  wenn  er  sich  dem  Journalistenberuf  zuwendet?  Die 
Rolle  des  Journalisten  spielten  bekanntlich  im  Mittelalter  die  Angehörigen 
des  fahrenden  Volkes,  also  Vaganten,  Barden,  Sänger,  Spielleute,  unter 
denen  wiederum  auch  Blinde  anzutreffen  waren.  Natürlich  wird  man  ob 
dieses  historischen  Vergleiches  zu  lächeln  geneigt  sein,  denn  wie  kann 
man  wohl  den  Schicksalsgenossen  jener  Zeit  mit  dem  unseres  Zeitalters 
vergleichen?!  Aber  Rolf  Oebsger-Röder  hat  schon  recht,  wenn  er  in  seinem 
Buche  „Vom  Zeitungsschreiber  zum  Schriftleiter“1),  bemerkt:  „Wenn  sich 
dieses  „fahrende  Volk“  in  seiner  Zeit  zweifellos  keiner  besonderen  Ach¬ 
tung  erfreute,  so  müssen  doch  unbedingt  gewisse  bildungsmäßige  Voraus¬ 
setzungen  vorhanden  gewesen  sein.  Anders  läßt  sich  eine  erfolgreiche  Tätig¬ 
keit,  nämlich  die  Befriedigung  des  öffentlichen  Nachrichtenbedürfnisses, 
für  jene  Zeit  gar  nicht  erklären“.  Alexander  Reuß  weist  in  einer  Abhand¬ 
lung  „Der  Blinde  im  Wandel  der  Zeiten“2)  darauf  hin,  daß  erst  die  auf¬ 
kommende  Buchdruckerkunst  dieser  mittelalterlichen  Betätigung  Blinder 
als  Journalisten  ein  Ende  gesetzt  hat.  Es  mußte  nun  erst  eine  der  Buch¬ 
druckerkunst  gleichwertige  Punktdruckkunst  dank  der  genialen  Erfindungen 
eines  Barbier  und  eines  Braille  im  letzten  Jahrhundert  entstehen,  es  mußten 
Picht-,  Schreib-  und  Kurzschriftmaschinen  erfunden  werden,  es  mußte  eine 
hochentwickelte  Funktechnik  entstehen,  um  nun  auch  dem  Blinden  wieder 
die  Möglichkeit  zu  geben,  mit  einer  neuen  Zeit  Schritt  zu  halten  und  die 
dem  blinden  Journalisten  des  Mittelalters  zugefügte  Verdrängung  wieder 
hinfällig  zu  machen.  Auch  jetzt  noch  werden  unsere  Kritiker  lächeln.  So 
fragen  wir  denn:  Hat  nicht  der  Blinde  in  seiner  eigenen  Presse  es  vorzüg¬ 
lich  verstanden,  sich  mit  der  Zeit,  also  seit  Entstehen  der  Blindenpresse, 

1)  Band  7  von  „Wesen  und  Wirkungen  der  Publizistik“,  Leipzig  1936,  S.  9 ff. 

2)  In:  „Deutscher  Blindenfreund-Kalender“,  Jahrbuch  für  1938,  S.  40,  Spalte  1, 
unten. 
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nach  und  nach  fast  alle  Positionen  zu  erobern?  Von  den  26  zur  Zeit  in 
Punktdruck  erscheinenden  deutschen  Blindenzeitschriften  werden  nicht 
weniger  als  22  von  kriegs-  und  zivilblinden  Herausgebern,  Schriftleitern 
und  Schriftwaltern  redigiert!1).  Und  auch  die  Stofflieferanten  sind  bei  den¬ 
jenigen  Blättern,  deren  Inhalt  sich  nicht  auf  bestimmte  Gebiete  beschränkt, 
meist  selbst  Blinde. 

So  nimmt  es  denn  auch  kein  Wunder,  daß  gerade  in  den  ersten  Lehr¬ 
gängen  wiederholt  Leiter  von  Blindenzeitschriften  und  Mitarbeiter  solcher 
Blätter  als  Teilnehmer  zu  verzeichnen  waren,  denen  es  allerdings  nicht  so 
sehr  darauf  ankam,  elementare  Kenntnisse,  die  sie  ja  schon  von  ihrer  Tätig¬ 
keit  her  besaßen,  zu  erwerben,  als  vielmehr  darauf,  ihr  Wissen  um  die 
Dinge  zu  vertiefen  und  zu  ergänzen.  In  einem  Falle  geschah  die  Teilnahme 
unmittelbar  vor  der  Uebernahme  der  Leitung  einer  solchen  Zeitschrift. 
Allein  schon  diese  Tatsache  der  Teilnahme  von  Angehörigen  der  Blinden¬ 
presse  können  wir  als  ein  Plus  bezeichnen,  obwohl  ja  die  Hauptaufgabe 
der  Schulungsarbeit  in  einer  Berufsvorbildung  liegt.  Wobei  das  Wörtchen 
„vor“  der  doppelten  Unterstreichung  bedarf,  denn  selbstverständlich  müssen 
wir  es  ablehnen,  den  Teilnehmern  eine  Ausbildung  zu  vermitteln,  weil  die 
eigentliche  Ausbildung  —  meist  sogar  auf  gesetzlicher  Grundlage  —  erst 
nach  dem  Besuch  der  Lehrgänge  zu  erfolgen  hat.  Die  vierjährige  Erfahrung 
hat  uns  aber  gezeigt,  daß  der  Teilnehmer  nach  Abschluß  eines  dreiwöchigen 
Lehrganges  und  womöglich  auch  noch  nach  dem  Abschluß  von  Fortge- 
schrittenen-Kurzlehrgängen  sehr  wohl  in  die  Lage  versetzt  ist  zu  wissen, 
was  der  beabsichtigte  Beruf  von  ihm  an  fachlichen,  wissenschaftlichen  und 
charakterlichen  Voraussetzungen  fordert,  und  ob  er  sich  als  Blinder  oder 
Sehschwacher  für  geeignet  hält,  diese  Laufbahn  zu  beschreiten.  Seine  in 
den  Lehrgängen  erworbenen  Fachkenntnisse  und  —  bei  erfolgreichem  Be¬ 
such  —  guten  Zeugnisse  werden  ihm  immer  den  ersten  Weg  in  die  Praxis 
wesentlich  erleichtern. 

Was  nun  die  Tätigkeit  Blinder  in  der  Tagespresse  anbelangt,  so  haben 
wir  heute  noch  keine  Möglichkeit,  auf  Grund  von  Erfahrungen  Endgültiges 
zu  sagen.  Unsere  seiner  Zeit  geäußerte  Auffassung,  daß  der  Blinde  sehr 
wohl  in  bestimmten  Ressorts  der  Tagespresse  vollgültige  Arbeit  zu  leisten 
imstande  ist,  konnte  bisher  weder  bewiesen  noch  bestritten  werden;  denn 
praktisch  ist  noch  kein  Fall  eingetreten,  daß  ein  Absolvent  der  Lehrgänge 
den  Versuch  unternommen  hätte,  als  Schriftleiter  i.  A.  (d.  h.  „in  Ausbildung“ 
nach  den  Vorschriften  des  Schriftleitergesetzes)  sein  Heil  zu  versuchen. 
Ein  sehschwacher  Absolvent  wird  gerade  in  diesen  Tagen,  in  denen  diese 
Zeilen  geschrieben  werden,  nach  erfolgter  Promotion  der  erste  sein,  der 
nach  vierjähriger  Teilnahme  an  den  Lehrgängen  den  Beruf  des  Schrift¬ 
leiters  ergreift.  In  diesem  Falle  liegt  das  Problem  aber  einfacher,  denn 
wie  gesagt  handelt  es  sich  um  einen  Sehschwachen,  der  schon  in  den 
Lehrgängen  gezeigt  hat,  daß  er  für  den  Beruf  des  Journalisten  die  volle 
Eignung  besitzt.  Wie  sehr  Sehschwache  im  Nachrichtenwesen  unter  Um¬ 
ständen  ganz  große  Leistungen  von  erheblicher  Tragweite  vollbringen 
können,  hat  ja  bei  Ausbruch  des  großen  Krieges  der  Oberleutnant  zur  See 


i)  Vgl.  Erich  Kurt  Kittel,  Blindenzeitschriften,  in  dem  demnächst  heraus¬ 
kommenden  „Handbuch  der  Zeitungswissenschaft“,  herausgegeben  von  Geheimrat 
Walther  Heide,  Leipzig  1938 — 1940. 
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a.  D.  Carl  Hans  Lody  mit  höchst  wirksamer  Deutlichkeit  bewiesen1).  Aber 
gerade  diese  Tätigkeit  im  Nachrichtenwesen  kommt  für  den  total  Blinden 
nicht  in  Frage.  Und  darum  haben  sich  bislang  auch  Angehörige  dieser 
Blindenkategorie  gescheut,  einen  Versuch  zu  unternehmen.  Für  uns  besteht 
nach  wie  vor  die  Ueberzeugung,  daß  in  bestimmten  Sparten  der  Tages¬ 
presse,  namentlich  im  Feuilleton  wie  überhaupt  im  Kulturressort  für  blinde 
Kulturwissenschaftler,  und  im  Gerichtsteil  wie  auch  im  Briefkasten  für 
blinde  Juristen  Tätigkeitsfelder  zu  suchen  sind.  Das  Ideal  einer  solchen 
Tätigkeit  ist  naturgemäß  in  einem  solchen  Ressort  die  feste  Anstellung  als 
Schriftleiter  mit  allen  diesem  zustehenden  Rechten  und  Pflichten.  Aber 
auch  die  Form  der  freien  Mitarbeiterschaft  ist  im  Auge  zu  behalten.  Nur 
hüte  man  sich  vor  dem  Glauben,  daß  man  als  freier  Mitarbeiter  sich  auf 
das  Buchbesprechungswesen  spezialisieren  könnte,  denn  diese  Tätigkeit 
verschlingt  eine  derartige  Menge  an  Zeit  und  Vorlesekosten,  die  man  in 
keiner  Weise  auch  nur  einigermaßen  mit  den  zu  erwartenden  Honoraren 
ausgleichen  kann,  selbst  dann  nicht,  wenn  man  die  durch  den  Akt  der 
Besprechung  rechtlich  erworbenen  Bücher  beim  nächsten  Antiquariat  einiger¬ 
maßen  günstig  zu  verhökern  in  der  Lage  wäre. 

Für  mich  als  den  Lehrgangsleiter  steht  angesichts  der  vierjährigen  Er¬ 
fahrungen,  die  ich  namentlich  in  Berichterstattungs-,  Buchbesprechungs¬ 
und  Umbruchübungen  sammeln  konnte,  fest,  daß  befähigte  Blinde  für  Teil¬ 
gebiete  der  Pressetätigkeit  Verwendung  finden  können  und,  wie  ich  am 
Schluß  dieser  Zeilen  noch  darlegen  werde,  auch  finden  sollten.  Meine  Unter¬ 
haltung  mit  zahlreichen  Pressepraktikern  und  deren  starke  Anteilnahme 
an  unserer  Marburger  Schulungsarbeit  haben  meine  eigenen  Anschauungen 
und  Erfahrungen  nur  gefestigt.  Weder  das  Schriftleitergesetz  noch  die  neue 
richtungweisende  Schrift  des  Stabsleiters  des  Reichspressechefs2)  lassen  er¬ 
kennen,  daß  Blinde  etwa  im  Presseberuf  unerwünscht  seien.  Nur  hat  er 
sich  eben  zufolge  seiner  Körperbehinderung  auf  bestimmte  Sparten  zu  be¬ 
schränken,  und  wenn  wir  Sündermann  auf  Seite  12  richtig  verstehen,  be¬ 
steht  auch  heute  noch  die  Möglichkeit,  als  Fachschriftleiter,  natürlich  auch 
unter  Erfüllung  der  im  Gesetz  vorgeschriebenen  pressefachlichen  Erforder¬ 
nisse,  einen  Posten  einnehmen  zu  können,  wenn  der  Bewerber  über  hohe 
ressortfachliche  Eignungen  verfügt.  Denn  nach  Sündermann  stellen  solche 
Ressortlaufbahnen  keinen  Berufswechsel,  sondern  mehr  eine  Fortsetzung 
des  alten  Berufes  im  Rahmen  der  Zeitung  dar.  Nachdrücklich  seien  jedoch 
unsere  Leser  vor  einer  Verallgemeinerung  dieser  Sündermannschen  Aus¬ 
lassung  gewarnt,  denn  nach  unserer  Meinung  kann  es  sich  hier  nur  um 
Ausnahmefälle  handeln,  die  je  nach  Lage  der  Dinge  in  jedem  einzelnen 
Fall  ihre  Lösung  finden  dürften.  Abschließend  sei  also  noch  einmal  fest¬ 
gestellt,  daß  in  Bezug  auf  die  Schriftleitertätigkeit  in  der  Tagespresse  End¬ 
gültiges  nicht  gesagt  werden  kann,  insoweit  es  sich  um  total  blinde  Be¬ 
werber  handelt.  Mit  Nachdruck  sei  auch  an  dieser  Stelle  die  Lektüre  der 
erwähnten  Schrift  von  Helmut  Sündermann  empfohlen,  die  nicht  nur  den 
Ausbildungsgang  des  deutschen  Journalisten  aufzeigt,  sondern  auch  die 


1)  Vgl.  insbesondere:  Hans  Fuchs,  Lody  —  Ein  Weg  um  Ehre.  Hamburg  1936; 
Erich  Kurt  Kittel,  Carl  Hans  Lody.  In :  Die  Blindenwelt,  Jg.  1937,  S.  124  ff. 

2)  Helmut  Sündermann,  „Der  Weg  zum  deutschen  Journalismus“,  Hinweise 
für  die  Berufswahl  junger  Nationalsozialisten.  Mit  einem  Vorwort  des  Reichspresse¬ 
chefs  Reichsleiter  Dr.  Dietrich.  München- Berlin  1938. 
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berufsethischen  Erfordernisse  in  das  rechte  Licht  rückt.  Der  deutsche 

Journalismus  braucht  fachlich  und  charakterlich  ganze  Kerle! 

• 

Was  von  der  Tätigkeit  in  Zeitungen  gesagt  wurde,  gilt  auch  für  die 
in  politischen  Zeitschriften.  Noch  einmal  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die 
Tätigkeit  in  Werkzeitungen  keiner  Ausbildung  nach  den  Vorschriften  des 
Schriftleitergesetzes  bedarf.  Die  in  dieser  Hinsicht  von  mir  vertretenen 
Auffassungen  haben  inzwischen  erfreulicherweise  in  Dr.  Gäbler-Knibbes 
Novellenbändchen1)  einen  Bundesgenossen  erhalten2). 

Bemerkenswert  erscheint  uns  die  Frage  einer  Beschäftigung  blinder 
Akademiker  in  Pressestellen  von  Behörden,  Körperschaften,  Organisationen, 
Gesellschaften  usw.,  insofern  sie  über  entsprechende  Spezialkenntnisse  ver¬ 
fügen.  Was  in  solchen  Pressestellen  an  sachlich-fachlicher  Arbeit  notwendig 
ist,  verdeutlichen  die  kürzlich  erschienenen  „Richtlinien  für  die  Tätigkeit 
der  Justizpressestellen“3).  Vielleicht  bietet  sich  dem  einen  oder  dem  anderen 
blinden  Juristen  hier  die  Möglichkeit,  innerhalb  des  Justizdienstes  eine  er¬ 
folgreiche  Berufstätigkeit  ausüben  zu  können.  —  Den  Pressereferenten  der 
Reichspropagandaämter  stehen  für  ihre  umfangreiche  Tätigkeit  besondere 
Zeitungs-Lektoren  zur  Verfügung.  Auch  hier  scheint  uns  eine  Möglichkeit 
gegeben,  blinden  Geistesarbeitern,  die  sich  aus  Neigung  der  Arbeit  der 
Presse  zu  widmen  beabsichtigen,  ersprießliche  Arbeit  zuzuteilen4).  —  Einen 
vorzüglichen  Einblick  in  die  Tätigkeit  und  den  Aufbau  einer  zentralen 
Pressestelle  bietet  auch  eine  Schrift  des  Hauptamtsleiters  Dr.  Adolf  Dresler5). 

Selbst  für  erblindete  Theologen  könnte  unter  Umständen  eine  Tätig¬ 
keit  in  den  evangelischen  Preßverbänden,  die  zum  Teil  eine  sehr  umfang¬ 
reiche  Tätigkeit  ausüben,  in  Frage  kommen6). 

Im  Hinblick  auf  diese  Betätigungsmöglichkeiten  in  Pressereferaten  kann 
bemerkt  werden,  daß  der  Pressesachbearbeiter  eines  großen  Wirtschafts¬ 
unternehmens  wiederholt  mit  Gewinn  für  seine  Tätigkeit  unsere  Presse¬ 
lehrgänge  besucht  hat.  Ein  anderer  Lehrgangsteilnehmer,  der  auch  als 
Schriftsteller  hervorgetreten  ist,  konnte  davon  berichten,  daß  er  von 
mehreren  Pressestellen  führender  Institutionen  seines  Heimatgaues  zur 
ständigen  Mitarbeit  herangezogen  worden  ist.  Auch  der  Verfasser  dieser 
Zeilen  selbst  konnte  im  Vorjahre  durch  eine  mehrwöchige  hilfsweise  Tätig¬ 
keit  als  Pressestellenleiter  erneut  feststellen,  daß  der  Blinde  diese  Tätigkeit 
bei  entsprechender  Vorbildung  und  Berufsveranlagung  durchaus  so  aus¬ 
führen  kann  wie  der  Sehende,  als  der  er  früher  bereits  als  Pressereferent 
eines  großen  Wirtschaftsverbandes  tätig  war. 

1)  Lothar  Gäbler-Knibbe,  „Auf  steinigem  Pfad“.  Berlin  und  Oldenburg  1938, 
S.  24  ff.  (Eine  harte  Lehre.) 

2)  Es  sei  auch  auf  den  Aufsatz  von  Ernst  Dehnhardt,  eines  Absolventen  der 
Presselehrgänge,  in  dem  Pressesonderheft  der  „Beiträge  zum  Blindenbildungs¬ 
wesen“,  Jg.  1934,  hingewiesen,  worin  das  Werkzeitungsproblem  erörtert  wird. 

3)  Nr.  17  der  „Amtl.  Sonderveröffentlichungen  der  Deutschen  Justiz“,  Berlin  1938. 

4)  Vgl.  Oswald  Rentrop,  Die  Reichspropagandaämter.  In:  „Zeitungswissenschaft“, 
Jg.  1938,  S.  1  ff. 

5)  Adolf  Dresler,  Die  Reichspressestelle  der  NSDAP,  2.  Aufl.,  Berlin  1937. 

6)  Vgl.  hierzu:  Karl  Siegmar  Baron  von  Galera,  Studie  zur  Geschichte  der 
evangelischen  Preßverbände.  In:  Der  Evang.-Soziale  Preßverband  für  die  Provinz 
Sachsen  (E.  V.)  1930.  Mitteilungen  an  seine  Mitglieder  und  Freunde.  Halle  1931. 
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Die  Tätigkeit  als  Lektor  in  Buchverlagen  steht  außer  allem  Zweifel. 
Wir  brauchen  noch  nicht  einmal  auf  die  historische  Tatsache  zu  verweisen, 
daß  im  vergangenen  Jahrhundert  eine  blinde  Schriftstellerin  Elise  Schmidt 
es  war,  die  den  damals  vielgelesenen  Volksdichter  Karl  Weise,  den 
„hallischen  Hans  Sachs“  entdeckte,  einen  Mann,  der  seine  vielen  Erzeug¬ 
nisse  in  großen  Auflagen  gedruckt  und  abgesetzt  sah.  Daß  also  selbst 
Blinde  literarische  Entdeckungen  nachweisen  können,  mag  ein  kleiner 
Einzelfall  sein.  Ein  gründliches  literarisches,  weltanschauliches  und  verlags¬ 
fachliches  Wissen,  verbunden  mit  einem  feinen  Gefühl  für  den  Wert  der 
geprüften  Manuskripte  genügt  hier,  um  den  blinden  Lektor  seinen  Mann 
stehen  lassen  zu  können.  Erfreulicherweise  ist  es  auch  einem  vierjährigen 
Mitglied  der  Marburger  Presselehrgänge  gelungen,  für  die  Romanabteilung 
eines  großen  deutschen  Verlagshauses  eine  Lektoratstätigkeit  ausüben  zu 
können.  Allerdings  weist  dieser  Beruf  als  Buchverlags-Lektor  rein  äußerlich 
nicht  die  einheitliche  Struktur  auf,  wie  es  beim  Schriftleiter-Beruf  der  Fall 
ist.  Manche  Verlage  beschäftigen  überhaupt  keine  Lektoren,  andere  nur 
nebenamtlich,  wieder  andere  hauptamtlich.  Das  Ideal  ist  es,  wenn  dem 
blinden  Geistesarbeiter  solche  Arbeitsstellen  erschlossen  werden,  in  denen 
er  hauptamtlich  angestellt  wird.  Es  lohnt  sich  in  diesem  Zusammenhänge, 
noch  einmal  die  Darstellung  des  Lektoren berufes  in  dem  eingangs  erwähnten 
Gutachten,  das  ja  auch  in  dem  Pressesonderheft  der  „Beiträge  zum  Blinden¬ 
bildungswesen“  (1934)  erschienen  ist,  nachzulesen. 

Eine  Art  Lektorentätigkeit  hatte  wohl  auch  Emil  Abderhalden,  der 
große  Gelehrte  und  Präsident  der  Deutschen  Akademie  der  Naturforscher, 
im  Auge,  als  er  in  seiner  kleinen  Skizze  über  einen  erblindeten  Privatge¬ 
lehrten  schrieb:  „Für  ihn  gab  es  nur  den  einen  Gedanken nur  niemandem 
zur  Last  fallen.  Er  nahm  den  Kampf  ums  Dasein  heldenhaft  auf  und  siegte 
auf  der  ganzen  Linie.  Ein  geübtes  Gedächtnis  gab  ihm  die  Möglichkeit, 
aus  vorgelesenen  wissenschaftlichen  Arbeiten  wertvolle  Uebersichten  zu 
bildet!.  Der  Weg  war  frei  geworden  zu  selbständiger  Gestaltung  seines 
Lebens.  Vielen  wurde  sein  Unglück  zum  Glück  .  .  .  A1). 

Bei  allen  diesen  Tätigkeiten  darf  das  Eine  nie  außer  acht  gelassen 
werden:  die  in  jeder  Beziehung  zuverlässige  sehende  Hilfskraft!  Auf  diese 
kann  kein  blinder  Geistesarbeiter  verzichten!  In  allen  anderen  geistigen 
Berufen,  beispielsweise  im  Justiz-  oder  im  Verwaltungsdienst,  im  Schuldienst 
oder  wo  auch  immer,  ist  diese  Hilfskraft  vonnöten,  ohne  daß  man  deswegen 
dem  Blinden  die  Berufsausübung  versagt  hätte.  Mir  scheint  allerdings  dieses 
Problem  von  der  sozialen  Seite  her  noch  nicht  gänzlich  gelöst  zu  sein, 
zumal  sich  angesichts  des  ungeahnten  Wiederaufstieges  der  deutschen 
Nation  ein  Mangel  an  Arbeitskräften  dieser  Art  mehr  und  mehr  bemerkbar 
macht.  Es  ist  schon  des  Schweißes  aller  maßgeblichen  Persönlichkeiten  des 
Blindenwesens  wert,  hier  eine  endgültige  Lösung  zu  suchen  und  zu  finden. 

In  den  Presselehrgängen  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  haben 
sich  alljährlich  auch  blinde  Schriftsteller  eingefunden,  meist  Mitglieder  der 
Reichsschrifttumskammer,  also  Persönlichkeiten,  die  den  Schriftstellerberuf 
nicht  aus  bloßer  Liebhaberei,  sondern  von  Berufs  wegen  ausüben.  Diese 
Teilnehmergruppe  hat  immer  von  Marburg  zahlreiche  Anregungen  und  neue 
Kenntnisse  und  Erkenntnisse  mit  nach  Hause  genommen,  denn  welcher 


i)  In:  Menschen  des  Dennoch.  Magdeburg  1935,  S.  14/15. 
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Fach-  oder  sonstige  Berufsschriftsteller  kann  heute  noch  auf  eine  intime 
Kenntnis  des  Wesens,  der  Organisation,  des  Rechts  und  der  Technik  der 
Zeitungs-  und  Zeitschriftenpresse  wie  auch  der  Bücherpresse  verzichten? 
Aehnliche  Nebenwirkungen  üben  unsere  Lehrgänge  auf  Angehörige  anderer 
publizistischer  Einrichtungen,  wie  beispielsweise  des  Rundfunkwesens  und 
des  Leihbüchereiwesens,  aus.  Auch  Angehörige  dieser  Berufsgattungen 
haben  die  Lehrgänge  mit  Gewinn  besuchen  können. 

Früher  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  neben  all  diesen 
Wirkungen  die  Lehrgänge  noch  die  Erfüllung  einer  anderen  Aufgabe  ver¬ 
folgen,  nämlich  die,  vom  Standpunkte  der  Allgemeinbildung  aus  interessierten 
Teilnehmern  allgemeine  Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  neuen  Schrift¬ 
tumspflege  des  Dritten  Reiches  zu  vermitteln.  Studenten  sind  es  in  der 
Hauptsache  gewesen,  die  um  dieser  Allgemeinbildung  willen  sich  trotz  der 
großen  Belastung  durch  ihr  Fachstudium  die  Zeit  nahmen,  während  der 
Semesterferien  wochenlang  an  den  Lehrgängen  teilzunehmen.  Auch  sie 
haben  diesen  Zeitaufwand  nie  bereut  und  sind  mit  dem  Bewußtsein  aus 
den  Lehrgängen  herausgegangen,  jetzt  besser  über  die  Dinge  unterrichtet 
zu  sein,  als  es  leider  bei  der  großen  Masse  der  sogenannten  Gebildeten 
gerade  inbezug  auf  unseren  Lehrstoff  der  Fall  ist.  Ja,  wir  kennen  Fälle, 
in  denen  solche  Teilnehmer  selbst  für  ihr  engeres  Fachstudium  die  Nutzan¬ 
wendung  ziehen  konnten. 

Ich  verschließe  mich  auch  heute  noch  nicht  der  bisher  geübten  Ein¬ 
sicht,  daß  der  blinde  Geistesarbeiter  Voreingenommenheiten  der  Sehenden 
begegnen  und  überwinden  muß.  Aber  die  Zeit  marschiert  mit  ihm,  und 
langsam  und  zähe  wird  er  doch,  namentlich  auch  in  den  gehobenen  und 
höheren  Berufen,  die  Posten  erobern,  denen  seine  Studien-  und  Vorbildungs¬ 
arbeiten  gewidmet  sind.  Aber  selbst  in  mittleren  Berufsgruppen,  die  er  sich 
bereits  durch  einwandfreie  Leistungen  erobert  hat,  wie  im  Stenotypisten- 
beruf,  bestehen  im  Hinblick  auf  den  Presseberuf  noch  Ausweitungsmöglich¬ 
keiten.  Wir  meinen,  daß  der  blinde  Stenotypist,  falls  er  zu  hervorragenden 
Leistungen  befähigt  ist,  versuchen  sollte,  in  den  Aufnahmeabteilungen  der 
Tageszeitungen  und  Nachrichtenbüros  lohnende  Beschäftigung  zu  finden. 
Dieses  Aufnahmepersonal  wird  nicht  nur  gesucht,  sondern  auch  gut  be¬ 
zahlt;  es  genießt  außerdem  den  Vorteil,  an  einer  sehr  abwechslungsreichen 
und  interessanten  Arbeit  im  Bereich  der  Presse  teilzunehmen.  Die  kürzlich 
von  Direktor  K.  Anspach  herausgegebene  Sammelschrift1)  legt  ein  beredtes 
Zeugnis  davon  ab,  zu  welchen  hohen  Leistungen  der  blinde  Stenotypist 
befähigt  ist.  Eine  wahrscheinlich  noch  fortschreitende  Entwicklung  der 
Technik  unserer  Schreibgeräte  wird  dazu  beitragen,  diese  Leistungsfähig¬ 
keit  noch  zu  steigern.  Nach  Meinung  des  Verfassers  dieser  Zeilen  bestehen 
begründete  Aussichten,  den  Blinden  auch  in  den  Bereich  des  Pressesteno¬ 
grafen  Vordringen  zu  lassen.  „Körperlich  blind,  aber  seelisch  sehend,  ver¬ 
mögt  ihr  noch  Großes  zum  Besten  eures  Volkes  zu  schaffen“.  Diese  Worte 
Hermann  Görings  verpflichten.  Sie  verpflichten  unsere  Schicksalsgemein¬ 
schaft  zu  bestmöglichen  Leistungen,  damit  auch  sie  jedwede  Möglichkeit 
ergreife  —  wenn  auch  nur  in  dem  ihr  kleiner  gesteckten  Rahmen  —  mit¬ 
zuwirken  an  den  gewaltigen  und  herrlichen  Aufgaben  des  Vierjahresplans. 

i)  Der  Blinde  in  Betrieben  der  Wirtschaft  und  Verwaltung.  Bearbeitet  von 
K.  Anspach.  Berlin  1938. 
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Ueberall  da,  wo  Blinde  die  Arbeitskraft  sehender  Volksgenossen  zu  ersetzen 
in  der  Lage  sind,  werden  Kräfte  frei,  Kräfte,  deren  die  Nation  allüberall 
in  einem  nie  dagewesenen  Umfange,  in  allen  Breiten  und  Tiefen  unseres 
Volkslebens  benötigt.  Verfolgen  wir  darum  weiter  mit  aller  Kraft  und  mit 
allem  Mut  das  Ziel  einer  Arbeit,  die  wie  jede  andere  den  stolzen  Leitspruch 
trägt:  Alles  für  Deutschland! 


Presselehrgänge  März  1939 

Die  Marburger  Blindenstudienanstalt  beabsichtigt  die  Abhaltung  eines 
neuen  dreiwöchigen  Anfängerlehrganges,  der  in  der  Zeit  vom  13.  bis  31. 
März  1939  in  Marburg  stattfinden  soll.  In  der  Zeit  vom  26.  bis  31.  März 
soll  sich  ein  Lehrgang  für  Fortgeschrittene  anschließen.  Mit  der  Leitung 
der  Lehrgänge  wurde  wiederum  Verlags-  und  Hauptschriftleiter  i.  R.  Kittel 
(Marburg)  beauftragt.  Als  Gastdozenten  werden  wie  bei  den  früheren 
Lehrgängen  namhafte  Vertreter  der  Zeitungswissenschaft  und  der  Presse¬ 
praxis  mitwirken. 

Die  Lehrgänge  werden  auf  Grund  einer  nunmehr  fünfjährigen  Er¬ 
fahrung  inhaltlich  zum  Teil  neugestaltet  werden.  So  wird  im  Anfänger¬ 
lehrgang  der  Geschichte  des  Pressewesens  ein  größerer  Raum  eingeräumt 
werden,  ohne  daß  dabei  der  in  den  bisherigen  Lehrgängen  gebotene  Stoff 
benachteiligt  wird.  Auch  die  Blindenpresse  und  Fragen  der  Blindenpropa¬ 
ganda  finden  diesmal  besondere  Berücksichtigung.  Im  Fortgeschrittenen¬ 
lehrgang  herrschen  neben  den  üblichen  Vorlesungen  und  Kolloquien  mehr¬ 
tägige  Berichterstattungsübungen  vor.  Als  Abschluß  beider  Lehrgänge  ist 
eine  Gemeinschaftssitzung  vorgesehen,  in  der  namentlich  die  bereits  in 
der  Praxis  tätigen  Fortgeschrittenen  aus  ihrem  Erfahrungsbereich  berichten 
werden. 

Für  den  Beginn  der  dritten  Woche  ist  eine  kameradschaftliche  Ver¬ 
anstaltung  geplant,  der  eine  dem  Werk  von  Alexander  Reuß  gewidmete 
Vorlesestunde  vorausgehen  wird.  Im  Rahmen  der  Berichterstattungsübungen 
wird  der  Anfängerlehrgang  ferner  an  einem  Vorleseabend  Hans  Carossas 
teilnehmen.  Im  technologischen  Teil  des  Anfängerlehrganges  werden  die 
Druckereien  der  Blindenstudienanstalt  und  des  Spener-Verlages  besichtigt; 
für  Anfänger  und  Fortgeschrittene  ist  die  Besichtigung  eines  weiteren 
graphischen  Betriebes,  der  großen  Marburger  Tapetenfabrik,  vorgesehen. 
Im  Rahmen  der  Berichterstattungsübungen  der  dritten  Woche  werden  das 
neuerbaute  Marburger  Staatsarchiv,  das  Paul-Krannhals-Archiv  und  das 
Otto-Böckel-Archiv  besucht. 

Einzelheiten  werden  nach  Fertigstellung  der  Lehrpläne  bekanntgegeben. 
Die  Lehrgangsgebühr  beträgt  für  Anfänger  10  Reichsmark,  für  Fortge¬ 
schrittene  5  Reichsmark.  Hinzu  kommen  die  Kosten  für  Verpflegung  und 
Unterkunft  in  Höhe  von  3  Reichsmark  je  Tag.  Neben  diesen  Kosten  muß 
ein  kleiner  Betrag  für  zeitweilig  notwendige  Vorlesekräfte  eingesetzt  wer¬ 
den.  Ferner  empfiehlt  sich  das  Mitbringen  von  Schreibgerät,  insbesondere 
einer  Schreibmaschine.  Mit  Rücksicht  auf  den  Besuch  von  Dichterabenden 
und  eventuell  auch  anderer  künstlerischer  und  geselliger  Veranstaltungen 
ist  für  entsprechende  Kleidung  Sorge  zu  tragen. 
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Anmeldungen  wolle  man  richten  an  die  Direktion  der  Blindenstudien¬ 
anstalt  Marburg  (Lahn),  Wörthstraße  9 — 11.  Fachliche  Auskünfte  erteilt  der 
oben  benannte  Lehrgangsleiter,  Marburg  (Lahn),  Rosenstraße  9. 


Berufsfürsorge  für  blinde  Geistesarbeiter 

Von  Dr.  Carl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt  Marburg- Lahn 

Ausgangspunkt  für  eine  gedeihliche  und  erfolgreiche  Berufsfürsorge 
für  blinde.  Geistesarbeiter  ist  eine  einheitlich  geschlossene  Beschulung  und 
Berufsausbildung.  Wie  die  Blindenanstalt  sich  als  Sonderschule  uneinge¬ 
schränkt  durchgesetzt  hat  und  als  die  einzig  richtige  Form  für  Blinde 
schlechthin  anerkannt  werden  muß,  so  ist  dies  folgerichtig  auch  für  die 
Marburger  Einrichtungen  mit  Bezug  auf  die  höhere  Beschulung  und  Aus¬ 
bildung  unbedingte  Voraussetzung.  Die  Blindenstudienanstalt  wurde  1916 
unter  Mitwirkung  aller  öffentlichen  und  privaten  Stellen  gegründet.  Sie 
steht  in  schulischer  Hinsicht  unter  der  Aufsicht  des  Herrn  Reichserziehungs¬ 
ministers  und  wird  finanziell  und  sachlich  vom  Reichsarbeitsministerium 
unterstützt.  Ihr  Vorstand  besteht  aus  den  Herren  Geh.  Medizinalrat  Prof. 
Dr.  Krückmann,  Vorsitzender;  Ministerialdirektor  Dr.  Engel,  stellver¬ 
tretender  Vorsitzender;  Dr.  Pinkerneil,  Schriftführer.  Wir  alle  wissen, 
daß  Erziehung  und  Unterricht  in  Normalschulen  für  Blinde  und  Seh¬ 
schwache  möglich  sind,  müssen  es  jedoch  auf  Grund  langjähriger  Erfahrung 
grundsätzlich  ablehnen.  Ohne  auf  Einzelheiten  einzugehen,  möchte  ich 
hervorheben,  daß  dort  zufolge  mangelhafter  pädagogischer  und  metho¬ 
discher  Erfahrungen  der  Lehrkräfte  und  aus  Zeitmangel  immer  Lücken  in 
der  Ausbildung  der  Blinden  und  Sehschwachen  verbleiben,  die  sich  später 
im  Leben  zu  deren  Nachteil  auswirken.  Selbst  bei  hochbegabten  Blinden, 
die  erst  in  den  oberen  Schulklassen  nach  Marburg  kamen,  mußte  eindeutig 
festgestellt  werden,  daß  diese,  rein  akustisch  geschult,  in  den  mathematisch¬ 
naturwissenschaftlichen  Fächern  trotz  vorhandener  Anlagen  sich  nur  un¬ 
vollkommene  Kenntnisse  erworben  hatten.  In  der  Blindenschrift  und  im 
Maschinenschreiben  versagten  sie  fast  vollkommen.  Sie  legten  ihre  Prüfungen 
an  den  Normalschulen  wohl  mit  gutem  Erfolge  ab;  aber  die  für  das  prak¬ 
tische  Berufsleben  notwendigen  klaren  Begriffe  und  Erkenntnisgrundlagen 
fehlten.  Auch  körperlich  und  charakterlich  wurden  sie  leicht  einseitig;  oft 
speicherten  sich  bei  ihnen  Minderwertigkeitskomplexe  auf,  die  sie  seelisch 
stark  deprimierten.  Ausnahmen  bestätigen  die  Regel.  Daher  ist  es  wünschens¬ 
wert,  daß  die  Anstaltsdirektoren  sich  dafür  einsetzen,  daß  wirklich  begabte 
Blinde  nicht  der  Normalschule,  sondern  der  Blindenstudienanstalt  zugeführt 
werden. 

Der  Erlaß  des  Herrn  Reichserziehungsministers  vom  14.  12.  1936  — 
E  III  e  1349  E  VI,  WI,  KII  —  gibt  allen  zuständigen  Stellen  hierzu  die  Hand¬ 
habe.  Er  besagt  dreierlei: 

1.  Marburg  ist  als  einzige  höhere  Schule  für  Blinde  und  Sehschwache  zu 
empfehlen.  Wenn  die  Eltern  finanziell  dazu  in  der  Lage  sind,  müssen 
sie  ihre  Kinder  in  unsere  anerkannte  private  Oberschule  für  Blinde  und 
Sehschwache  in  Aufbauform  schicken.  Nur  um  Härten  zu  vermeiden, 
sind  Ausnahmen  zulässig.  Nach  den  nunmehr  in  22  Jahren  gemachten 
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Erfahrungen  und  den  wirklichen  Erfolgen  dürften  auch  die  zuständigen 
Behörden  bereit  sein,  die  für  die  höhere  Beschulung  erforderlichen 
Mittel  zu  gewähren,  wenn  der  betreffende  Anstaltsleiter  es  befürwortet. 

2.  Die  Blinden  werden,  wenn  sie  sonst  körperlich,  geistig  und  charakterlich 
den  ministeriellen  Vorschriften  entsprechen,  zum  Studium  schlechthin 
zugelassen. 

3.  Bei  guter  pädagogischer  Begabung  ist  ihnen  der  höhere  Schuldienst 
nicht  verschlossen. 

Wenn  ich  auch  nicht  den  ganzen  Erlaß  zitiere,  geht  doch  aus  dem  Gesagten 
klar  hervor,  daß  die  erforderliche  Auslese  in  den  Fällen  2  und  3  bereits 
von  den  amtlich  zuständigen  Stellen  getroffen  wird.  Sollte  der  eine  oder 
andere  sich  schließlich  nicht  für  das  Studium  eignen,  bleibt  ihm  die  Mög¬ 
lichkeit,  nach  dem  Abiturientenexamen  die  1jährige  höhere  Handelsschule 
der  Blindenstudienanstalt  zu  besuchen  und  in  kürzester  Frist,  nämlich 
nach  einem  Jahre,  mit  einer  guten  schulischen  und  beruflichen  Ausbildung 
in  das  Erwerbsleben  einzutreten. 

Wichtig  ist  es,  daß  die  blinden  Kinder  rechtzeitig  der  höheren  Schule 
zugeführt  werden.  Diese  Möglichkeit  regeln  die  Erlasse  des  Herrn  Reichs¬ 
erziehungsministers  vom  22.  Februar  1937  —  E  III  e  420  E  II  a,  E  II  e,  M(a)  — , 
„Uebergang  hochbegabter  Kinder  von  der  Grundschule  auf  die  höhere 
Schule“  und  vom  27.  März  1935  —  E  III  e  202  E  II  a,  E  II  — ,  ergänzt  durch 
den  Erlaß  des  Herrn  Reichsministers  des  Innern  vom  30.  Januar  1936 
—  IV  A  548/1063  —  („Schülerauslese  an  den  höheren  Schulen“  und  „Körper¬ 
liche  Auslese  der  Schüler  höherer  Schulen“). 

Im  Erlaß  vom  14.  Dezember  1936  nimmt  der  Herr  Reichserziehungs¬ 
minister  auf  diese  die  „körperliche,  geistige  und  charakterliche  Auslese“ 
betreffenden  Erlasse  ganz  eindeutig  Bezug,  erklärt  jedoch,  daß  Blindheit 
als  solche  dem  Schüler  den  Zugang  zur  höheren  Schule  und  zum  Studium 
nicht  verschliessen  soll.  Es  sind  somit  alle  Voraussetzungen  auch  für  die 
größten  Skeptiker  gegeben,  daß  nur  noch  solche  blinden  und  sehschwachen 
Schüler/innen  den  höheren  Schulen  zugeführt  werden,  die  allen  An¬ 
forderungen  entsprechen.  Sollten  dennoch  einige  nicht  alle  Bedingungen 
erfüllen,  ist  die  schon  vorher  erwähnte  2.  Auslese  vor  der  Zulassung  zum 
Studium  ausschlaggebend.  Wenn  nun  einige  Zweifler  sagen:  „Nach  Abschluß 
der  6.  Blindenanstaltsklasse  können  wir  die  Begabung  und  Eignung  für 
diesen  oder  jenen  Beruf  noch  nicht  eindeutig  feststellen,  da  ihre  Entwick¬ 
lungsjahre  oft  etwas  hinausgeschoben  sind“,  so  muß  man  auf  Grund  der 
in  Marburg  gemachten  Erfahrungen  dringend  bitten,  diese  vielleicht  ein¬ 
seitige  Anschauung  im  Interesse  des  blinden  Kindes  einer  Korrektur  zu 
unterziehen.  Hat  man  ein  Kind  6  Jahre  lang  in  Schule  und  Internat 
beobachtet,  so  muß  man  sich  über  seine  körperlichen,  geistigen  und  cha¬ 
rakterlichen  Anlagen  ein  klares  Bild  machen  können.  Dies  vor  allem,  wenn 
es  sich  um  Ausnahmen  erster  Ordnung  handelt.  Es  ist  doch  vorerst  nur 
zu  prüfen,  ob  überdurchschnittliche  Fähigkeiten  vorliegen.  Das  Urteil 
darüber,  ob  diese  zu  einem  höheren  oder  mittleren  Beruf  befähigen,  kann 
man  getrost  der  Marburger  Anstalt  überlassen.  Diese  trifft  ihre  Ent¬ 
scheidungen  durchaus  verantwortungsbewußt  und  kann  gegebenenfalls 
eine  Umstellung  in  der  Ausbildung  ohne  Zeitverlust  vornehmen.  Die  Schul¬ 
pflicht  aller  Kinder  beträgt  heute  nach  dem  Reichsschulpflichtgesetz  vom 
6.  Juli  1938,  abgedruckt  RGBl.  I,  Nr.  105,  S.  799  ff,  8  Volks-  bzw.  Blinden- 
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anstalts-  und  3  bzw.  bei  Lehrlingen  4  Berufsschuljahre.  In  einigen  Fällen 
behält  sich  der  Gesetzgeber  Sonderregelung  vor.  Wenn  nun  für  die  typischen 
Blindenhandwerke  12  und  oft  noch  mehr  Schul-  und  Ausbildungsjahre 
gefordert  und  von  den  zuständigen  Landes-  und  Bezirksfürsorgeverbänden 
gezahlt  werden,  warum  sollte  es  nicht  möglich  sein,  für  besonders  begabte 
Kinder  6  Jahre  Blindenanstalt  und  6  Jahre  Blindenstudienanstalt  zu 
finanzieren?  Ich  möchte  hier  einen  Irrtum  auf  klären,  der  über  Marburg 
besteht.  Die  Kosten  bei  uns  belaufen  sich  pro  Tag  und  Zögling  nicht  auf 
5  und  6  RM,  sondern  auf  3  RM,  monatlich  90  RM,  jährlich  1  080  RM  einschl. 
Schulgeld,  Lehrmittel,  Wohnung  und  Verpflegung.  Die  Sonderausgaben  für 
Maschinen  sind  einmalig  wie  bei  jedem  anderen  Beruf.  Allerdings  müssen 
die  Angehörigen  für  das  Waschen  der  Leibwäsche  und  die  Ergänzung  von 
Kleidern  und  Schuhen  sorgen. 

Mit  Recht  werden  Sie  sagen:  ja,  nach  dem  Schulabschluß  beginnt  aber 
erst  das  Studium,  und  das  kostet  verhältnismäßig  viel  Geld!  Beim  Normal¬ 
sinnigen  ist  es  genau  so.  Es  kommt  nur  darauf  an:  was  erreicht  der  be¬ 
gabte,  manuell  vielleicht  ungeschickte  Blinde  als  Handwerker  und  was  als 
Geistesarbeiter?  Ehe  ich  zum  Studium  selbst  übergehe,  möchte  ich  noch 
ein  kurzes  Wort  über  die  staatlich  genehmigten  Handelsschulabteilungen 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt  sagen. 

Die  einjährige  höhere  Handelsschule  für  Blinde  und  Sehschwache  macht 
die  Versetzung  in  die  6.  Klasse  einer  höheren  Schule  zur  Bedingung,  während 
die  zweijährige  Handelsschule  für  Blinde  und  Sehschwache  nur  Volksschul¬ 
oder  Blindenanstaltsabschluß  voraussetzt.  Eine  Eignungsprüfung  ist  erforder¬ 
lich.  Wenn  nun  ein  begabtes  blindes  Kind,  das  wenig  oder  garnicht  für 
ein  Handwerk  geeignet  ist,  mit  der  Versetzung  in  die  7.  Blindenanstalts¬ 
klasse  nach  Marburg  kommt,  kann  es  in  4  weiteren  Jahren  (3  höhere 
Schule,  1  höhere  Handelsschule)  berufsfertig  sein,  also  nach  insgesamt 
10  Schul-  und  Ausbildungsjahren.  Oder  es  kommt  nach  dem  8.  Blinden¬ 
anstaltsjahr  und  besucht  unsere  zweijährige  Handelsschule.  Dann  ist  es 
auch  nach  10  Schuljahren  berufsfähig,  soweit  nicht  mit  Bezug  auf  die 
letztgenannte  Reichsschulpflicht  hier  noch  eine  andere  Regelung  eintritt. 
Ich  glaube,  daß  diese  beiden  Wege  der  beruflichen  Fürsorge  für  die  Blin¬ 
den  selbst  und  für  die  Behörden  durchaus  gangbar  sind,  wobei  der  erstere 
bei  ausreichender  Begabung  natürlich  zu  bevorzugen  ist,  weil  er  weitere 
Aufstiegsmöglichkeiten  (z.  B.  vom  Stenotypisten  zum  Korrespondenten) 
bietet.  Nach  jahrelanger  Tätigkeit  als  Berufsberater  und  Arbeitsvermittler 
für  blinde  Geistesarbeiter  hat  Marburg  immer  wieder  die  Erfahrung  gemacht, 
daß  die  beste  schulische  Vor-  und  Ausbildung  für  den  Blinden  gerade 
gut  genug  ist.  Es  wäre  daher  eine  Planung  auch  auf  diesem  Gebiete,  wie 
es  bereits  bei  der  höheren  Ausbildung  durch  den  schon  mehrfach  zitierten 
Erlaß  vom  14.  Dezember  1936  geschehen  ist,  nicht  im  Interesse  der  einen 
oder  anderen  Schule,  sondern  zum  Wohle  der  blinden  Schüler/innen  zu 
begrüßen.  Es  soll  kein  Werturteil  über  die  Einrichtungen  neueren  Datums 
für  blinde  Stenotypisten  gefällt  werden.  Aber  ich  glaube,  daß  die  Silex- 
Handelsschule  in  Berlin  und  die  Marburger  Einrichtungen,  die  auf  eine 
langjährige  Praxis  zurückblicken,  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Aufnahme¬ 
fähigkeit  des  Arbeitsmarktes  für  ganz  Deutschland  genügen.  Sie  sind 
geeignet,  junge  Menschen  heranzubilden,  die  später  im  Bürofach  voll  und 
ganz  ihren  Mann  stehen. 
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Vor  Eintritt  in  das  Studium  ist  dem  Abiturienten  auf  Grund  eines  Er¬ 
lasses  des  Herrn  Reichserziehungsministers  vom  17.  Oktober  1935  — 
KI  Nr.  6742  WI,  E  III  —  Gelegenheit  geboten,  statt  des  nicht  möglichen 
Arbeitsdienstes  den  Sonderdienst  in  den  gewerblichen  Betrieben  der  Mar- 
burger  Blindenstudienanstalt  abzuleisten.  Auch  dieser  Erlaß  sieht  eine  noch¬ 
malige  Untersuchung  durch  den  studentischen  Gesundheitsdienst  vor. 


Das  Studium  an  sich  ist  für  jeden,  der  es  ernst  nimmt,  heute  mit  den 
in  Marburg  vorhandenen  kulturellen  und  sozialen  Einrichtungen,  wie  Hoch¬ 
schulbücherei,  Verlag,  Lehrmittel,  technische  Apparate,  Maschinen  usw. 
durchschnittlich  in  der  gleichen  Zeit  zu  bewältigen  wie  von  Sehenden. 
Zeigen  sich  hier  gelegentliche  Abweichungen,  dann  darf  man  für  diese  nicht 
die  Blindheit  verantwortlich  machen,  sondern  man  muß  sie  auf  die  Zeit¬ 
umstände  und  die  erschwerten  Prüfungsanforderungen  zurückführen.  Die 
von  unseren  blinden  Akademikern  abgelegten  Staats-  und  Fakultätsprüfun¬ 
gen  stehen  oft  über  dem  Durchschnitt.  Wenn  sie  einmal  rite  sind,  besagt 
das  noch  keinesfalls,  daß  der  Betreffende  für  das  Berufsleben  unbrauchbar 
ist.  Denn  Durchschnittsbegabungen  bei  sonst  guter  innerer  und  äußerer 
Haltung  haben  oft  zu  praktischen  Ergebnissen  geführt,  die  im  Berufsleben 
durchaus  vollwertig  sind.  Eins  ist  auch  hier  besonders  zu  betonen:  Mit 
Pessimismus  und  Skeptizismus  kommen  wir  nicht  weiter.  Erfolge  sind  nur 
zu  erzielen,  wenn  man  sich  als  Erzieher  und  Berufsberater  mit  bewußtem 
Optimismus  für  die  Sache  einsetzt,  auch  wenn  die  Aussichten  weniger 
günstig  erscheinen.  Die  wenigen  statistischen  abgerundeten  Zahlen,  die  ich 
hier  gebe,  dürften  für  sich  sprechen  und  auch  den  letzten  Zweifler  bekehren. 


Hochschullehrer .  5 

Theologen  .  . . 20 

Philologen . 40 

Juristen . 50 

Nationalökonomen . 30 

Gehobene  mittlere  Verwaltungsbeamte  30 

Mediziner .  8 

Ingenieure  .  7 

Anstalts-,  Heim-  und  Verbandsleiter  .  .  12 

Volkspfleger  u.  Blindenfürsorger  ...  6 

Leiter  von  Blindenbüchereien,  Verlagen, 
Korrektoren . 15 


(Theol.,  Philos.,  Nationalök.,  Hygiene) 
(Geistl.  i.  d.  inn.  Mission,  Pfarrer  u. 

Pred.  in  groß.  u.  klein.  Gemeinden) 
(Studienräte,  Blindenoberlehrer, 
Volksschullehrer) 

(höh.  Justiz-  u.  Verwaltungsbeamte, 
Anwälte,  Syndici  usw.) 
(Verwaltungsbeamte  im  höh.  u.  mittl. 
Dienst,  freie  Wirtschaft) 


Privatmusiklehrer  u.  Organisten  ....  120  (16  an  Blindenanstalten) 

Konzertierende  Künstler . 60 

Schriftleiter,  Schriftsteller,  Rundfunk, 

Lektoren,  Archiv-  und  Bibliotheksver¬ 
waltung  . 15 

Selbständige  Kaufleute, Korrespondenten, 

Büroangestellte  mit  höh.  Schulbildung  100 
In  Berufsausbildung  (Assessoren,  Refe¬ 
rendare,  Vikare) . 12 

Studierende . 40 

Höh.  Schüler . 60 


ingesamt  630  aktive,  dazu  noch  rund  170  passive 
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Akademiker  und  sonstige  blinde  Geistesarbeiter,  sodaß  sich  rund  800  er¬ 
geben,  die  von  Marburg  mittel-  und  unmittelbar  betreut  wurden. 

In  einem  Großdeutschland,  das  über  eine  Bodenfläche  von  rund  585000 
qkm  verfügt,  das  80  Millionen  Einwohner  und  40000  Blinde  zählt  —  darunter 
4000  Kriegsblinde  — ,  ist  diese  Zahl  von  630  (800)  blinden  Geistesarbeitern, 
für  deren  Berufsfürsorge  vornehmlich  Marburg  mit  Bezug  auf  Beschulung, 
Weiterbildung,  Beratung  und  Arbeitsvermittlung  einzutreten  hat,  ein  Faktor, 
der  die  Dringlichkeit  seiner  Beachtung  nicht  weiter  zu  erhärten  braucht. 
Fragt  man  nun,  welche  Berufstätigkeit  sich  für  den  blinden  Geistesarbeiter 
besonders  eignet,  so  möchte  ich  folgende  Behauptung  aufstellen:  jeder 
geistige  Beruf,  der  vornehmlich  Schreibtisch-,  Lehr-,  Redner-,  beratende 
Tätigkeit,  literarische  und  musikalische  Kenntnisse  verlangt,  kann  von  ihm 
gewählt  werden.  Zur  Ausübung  eines  rein  geistigen  Berufes  braucht  er 
allerdings  eine  sehende  Hilfe,  die  er  selbst  stellen  muß.  Da  ist  es  nun  Auf¬ 
gabe  der  öffentlichen  und  privaten  Fürsorge,  ihn  so  lange  und  so  nach¬ 
haltig  zu  unterstützen,  bis  er  diese  Hilfe  selbst  bezahlen  oder  seine  Frau 
als  solche  ins  Amt  mitnehmen  kann,  durch  steuerliche  und  andere  Ver¬ 
günstigungen,  die  man  ihm  großzügig  gewähren  soll.  Bewältigung  des  Ar¬ 
beitspensums  ist  Sache  einer  richtigen  Organisation.  Schwierigkeiten,  die 
sich  im  Anfang  zeigen,  wird  er  nach  und  nach  ganz  von  selbst  überwinden. 
Die  größten  Hindernisse  bilden  Vorurteile  nicht  nur  der  allgemeinen  Um¬ 
welt,  sondern  auch  derer,  die  ihm  nahesteheu  und  ihn  am  meisten  und 
am  nachhaltigsten  unterstützen  sollten.  Durch  schöne  Redensarten  ist  da 
nicht  zu  helfen.  Alle  Faktoren  müssen  sich  durch  unablässige  Aufklärung 
in  Wort  und  Schrift  dafür  einsetzen,  daß  der  geeignete  Mann  an  die  Stelle 
kommt,  die  seinen  Fähigkeiten  und  seiner  Vorbildung  entspricht.  Seit  dem 
22.  Juni  1936  ist  die  Marburger  Blindenstudienanstalt  durch  den  Herrn  Prä¬ 
sidenten  der  Reichsanstalt  für  Arbeitsvermittlung  und  Arbeitslosenversiche¬ 
rung  als  „Nichtgewerbsmäßige  Berufsberatung  und  Arbeitsvermittlung  für 
blinde  Geistesarbeiter  in  Deutschland“,  ab  27.  August  1938  auch  für  Oester¬ 
reich  anerkannt.  Sie  tritt  individuell  für  jeden  blinden  Geistesarbeiter  ein. 
Die  Verhandlungen  mit  allen  Reichs-,  Landes-,  Provinzial-  und  Parteistellen, 
insbesondere  auch  der  NS.Volkswohlfahrt,  den  Landes-  und  lokalen  Ar¬ 
beitsämtern,  den  Hauptfürsorge-  und  Bezirksschwerbeschädigtenstellen  wer¬ 
den  erst  schriftlich,  dann  mündlich  aufgenommen.  Der  blinde  Anwärter  muß 
sich  vorstellen.  Die  Arbeitgeber  und  Betriebsführer  müssen  dazu  gebracht 
werden,  ihm  eine  Zeit  der  Einarbeitung  zu  gewähren.  Einmal  zugelassen, 
wird  er  seinen  Mann  stehen  und  vorwärts  kommen.  Die  Möglichkeiten  und 
Sparten  sind  in  den  geistigen  Berufen  so  mannigfaltig,  die  Begabungen  und 
Fähigkeiten  der  blinden  Geistesarbeiter  so  verschieden,  daß  man  sie  eigent¬ 
lich  stets  unterbringen  müßte.  Handelt  es  sich  doch  nur  um  wenige,  etwa 
30—40  im  Jahr,  einschl.  der  mittleren  Berufe. 

Die  nachgehende  Berufsfürsorge  wird  von  der  Standes-  und  Berufs¬ 
organisation  der  blinden  Geistesarbeiter,  dem  Verein  der  blinden  Akade¬ 
miker  Deutschlands  e.  V.,  ausgeübt.  Er  vertritt  die  berufstätigen  Blinden 
generell  und  individuell  nach  Bedarf,  sorgt  für  produktive  Beihilfen  wäh¬ 
rend  des  Studiums  und  in  der  Ausbildungszeit,  vermittelt  gute  und  durch 
Stiftungen  verbilligte  Maschinen  und  sonstige  Hilfsmittel,  verschafft  aus¬ 
reichende  Erholung,  gibt  in  besonderen  Fällen  Darlehen  und  tut  alles,  um 
nach  seinen  Kräften  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Härten  auszugleichen, 
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die  sich  bei  einem  blinden  Geistesarbeiter,  der  in  der  Ausbildung  oder  im 
Beruf  steht,  bemerkbar  machen. 

Ohne  dem  Berechtigungswesen  das  Wort  reden  zu  wollen,  kommt  es 
bei  dem  blinden  Geistesarbeiter  sehr  darauf  an,  welche  Vorbildung  er  nach¬ 
weist.  Für  einen  mittleren  Beruf,  wozu  ich  auch  die  Privatmusiklehrer,  die 
Organisten,  konzertierenden  Künstler  und  Büroangestellten  rechne,  müßte 
unser  ganzes  Streben  darauf  gerichtet  sein,  ihnen  die  allergediegenste  schu¬ 
lische  und  berufliche  Ausbildung  zu  sichern.  Sie  werden  sonst  später  im 
Leben  versagen.  Wenn  wir  auch  in  Marburg  durch  Reichsschulungskurse 
für  Musiklehrer,  Organisten  und  konzertierende  Künstler,  weiter  durch 
Presseschulungskurse  für  Schriftleiter,  Schriftsteller  und  andere  Berufsarten 
alles  tun,  um  vorhandene  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  zu  ergänzen  und 
zu  erweitern,  wenn  wir  auch  Stenographie-,  Funk-  und  Tachotypekurse 
einrichten,  um  vornehmlich  Büroangestellten  weitere  Fortkommensmöglich¬ 
keiten  zu  bieten,  so  muß  doch  die  Grundlage  der  Vorbildung  besser  sein, 
als  sie  es  im  allgemeinen  bei  unseren  blinden  Musikern  und  Stenotypisten 
heute  ist.  Deshalb  möchte  ich  anheimstellen,  diesen  Berufen  nur  solche  An¬ 
wärter  zuzuführen,  die  mindestens  einen  mittleren  Schulabschluß,  für  die 
Musikstudierenden  sogar  nur  die,  die  das  Abiturientenexamen  abgelegt 
haben,  um  die  künstlerische  Reife  zu  erwerben.  Es  ist  erstaunlich  und  be¬ 
schämend,  bei  musikalisch  ganz  hervorragend  Talentierten  oft  unzureichende 
Kenntnisse  zu  finden,  die  für  eine  pädagogische  Betätigung  nicht  genügen, 
daher  auch  ihre  traurige  Wirtschaftslage,  die  bei  gut  vorgebildeten  Privat¬ 
musiklehrern  besser  ist.  Dazu  kommt  die  Auswahl  der  Hilfsmittel;  hier  ist 
nur  das  Beste  gerade  gut  genug.  Die  Marburger  Blindenstudienanstalt  hat 
durch  ihre  bibliographischen  und  systematischen  Arbeiten  auf  dem  Gebiete 
des  Blindendrucks  einen  Wandel  geschaffen,  der  von  allen  blinden  Geistes¬ 
arbeitern  mit  Dank  begrüßt  worden  ist.  Lehrer  und  Berater  kann  nur  der 
sein,  dem  die  Vorlagen,  die  er  besitzt,  genauen  Aufschluß  geben.  Die  Fülle 
von  Studien-  und  Berufsliteratur,  die  Marburg  in  den  letzten  22  Jahren 
teils  selbständig,  teils  mit  anderen  Organisationen  (NBZ.)  gemeinsam  ge¬ 
schaffen  hat,  waren  unbedingte  Voraussetzungen  für  eine  gediegene  und 
ersprießliche  Berufsarbeit.  Auch  wenn  Justiz-  und  Verwaltungsbeamte,  be¬ 
sonders  Kriegsblinde,  sich  hier  mehr  auf  ihre  Hilfskraft  und  weniger  auf 
die  in  Blindenschrift  gedruckten  Vorlagen  verlassen,  so  sind  die  Bestände 
der  3  großen  deutschen  Blindenbüchereien  Hamburg,  Leipzig,  Marburg  für 
die  berufliche  Ausbildung,  Fortbildung  und  Ausübung  von  unschätzbarem 
Wert.  Es  ist  dringend  notwendig,  daß  sie  durch  großzügige  finanzielle  Unter¬ 
stützung  den  modernsten  Anforderungen  immer  wieder  nachkommen  kön¬ 
nen.  Dazu  kommen  die  neuzeitlichsten  Büromaschinen  und  sonstige  kleinere 
Hilfsmittel,  die  die  blinden  Geistesarbeiter  ganz  allgemein,  die  blinden  Büro¬ 
angestellten  besonders  bewegungsfreier  und  unabhängiger  machen.  In  die¬ 
sem  Zusammenhang  möchte  ich  auf  die  kleine  Marburger  Stenographier¬ 
maschine  verweisen,  die  schon  jetzt  von  einer  großen  Zahl  blinder  Steno¬ 
typisten  mit  bestem  Erfolg  benutzt  und  von  Prof.  Dr.  Merle  R.  Frampton, 
dem  Direktor  des  New  Yorker  Blindeninstitutes,  als  die  beste  der  Welt 
bezeichnet  wird.  Letztlich  verweise  ich  noch  auf  den  im  Verlage  der  Blin¬ 
denstudienanstalt  neu  herausgebrachten  großen  „Duden“  in  22  Bänden,  der 
für  jeden  blinden  Geistesarbeiter  ebenso  unentbehrlich  ist  wie  die  Maschinen. 

Was  kann  geschehen,  um  die  Berufsfürsorge  für  blinde  Geistesarbeiter 
noch  fruchtbarer  zu  gestalten?  2  Punkte  möchte  ich  anführen: 
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1.  Die  tatkräftige  Mithilfe  aller:  Direktoren,  Lehrer,  amtlicher,  parteilicher 
und  privater  Stellen.  Nicht  zurückhaltend,  nicht  skeptisch,  sondern  von 
vornherein  ganz  positiv  eingestellt. 

2.  Einstellung  von  Berufsfürsorgern  für  Blinde  in  erhöhtem  Maße.  Wenn 
man  mich  fragt,  ob  sehend,  ob  blind,  dann  möchte  ich  wirklich  geeig¬ 
nete  Blinde  Sehenden  vorziehen.  Daß  dies  möglich  ist,  zeigt,  daß  eine 
Reihe  kriegs-  und  friedensblinder  Geistesarbeiter  schon  seit  Jahren  mit 
bestem  Erfolg  auf  diesem  Gebiete  arbeiten.  Ich  verweise  auf  die  kriegsblin¬ 
den  Leiter  der  Amtlichen  Hauptfürsorgestellen,  die  Landesblindenpfleger 
und  Verbandsleiter.  Kommen  die  sehenden  Berufsberater  nicht  weiter, 
wenden  sie  sich  meist  an  die  Blindenselbsthilfe,  die  auf  diesem  Gebiete 
eine  größere  Erfahrung  und  vielleicht  besseres  Verständnis  hat.  Der 
Sehende  ist  nun  einmal  nur  selten  in  der  Lage,  sich  ganz  in  die  Psyche 
der  Blinden  einzufühlen;  daher  auch  sein  beständiges  Wägen  und  nicht 
Wagen.  Natürlich  kann  man  nicht  immer  100°/oigen  Erfolg  erwarten  oder 
verlangen.  Auch  hier  muß  sich,  und  das  ist  wichtig,  der  blinde  Anwärter 
bescheiden.  Er  darf  keine  Ausnahmeregelung  und  Bevorzugung  für  sich 
in  Anspruch  nehmen.  Bringt  er  es  nicht  immer  zum  Beamten,  so  soll 
er  mit  einem  Privatdienst-  oder  -Anstellungs vertrag  zufrieden  sein.  Es 
geht  Millionen  sehender  Volksgenossen  nicht  besser.  Der  Staat  wird  dafür 
sorgen,  daß  auch  diese  Kategorie  schaffender  deutscher  Volksgenossen 
im  Alter  ihre  Versorgung  hat,  daß  sie  in  der  Lage  sind,  ihre  Familie  zu 
unterhalten,  um  dereinst  den  Dank  der  Kinder  zu  ernten,  für  die  sie  in 
der  Frische  ihrer  Jahre  Opfer  gebracht  haben.  Opfer  müssen  wir  brin¬ 
gen,  die  Blinden  mehr  als  die  Sehenden.  Der  Kampf,  den  sie  kämpfen, 
vor  allem  die  blinden  Geistesarbeiter,  ist  heroisch,  viel  heroischer,  als 
ihn  je  ein  Sehender  richtig  ermessen  oder  seelisch  nachempfinden  kann. 
Ihm  ist  Arbeit  mehr  als  Broterwerb;  ihm  ist  sie  ein  seelisches  Bedürfnis, 
das  durch  nichts,  auch  nicht  durch  eine  Sinekure  ersetzt  werden  kann. 
Bei  einem  Wirtschaftsaufschwung,  wie  ihn  Deutschland  heute  durchmacht, 
gibt  es  genügend  Arbeits-  und  Berufsmöglichkeiten  für  alle  blinden 
Geistesarbeiter.  Es  müssen  nur  Männer  da  sein,  die  sich  nicht  an  den 
Aeußerlichkeiten  der  Blindheit  stoßen,  die  bei  ihnen  naturgemäß  oft  sehr 
stark  in  Erscheinung  treten.  Man  muß  den  Mut  aufbringen,  es  zu  ver¬ 
suchen  und  auch  etwas  dabei  zu  riskieren.  Ohne  Wagnisse  kommen  wir 
nicht  weiter,  bleiben  wir  stecken,  was  das  vorige  Jahrhundert  uns  nur 
zu  deutlich  gezeigt  hat.  Wir  brauchen  Führer  im  Blindenwesen,  die  ge¬ 
willt  sind,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  sich  mit  ihrer  ganzen  Persön¬ 
lichkeit  für  die  individuelle  Unterbringung  eines  jeden  blinden  Geistes¬ 
arbeiters  einzusetzen.  Nur  dann  werden  wir  dem  Sehnen  und  Streben 
einer  für  den  Kampf  gestählten  deutschen  blinden  Jugend  gerecht.  Vor¬ 
wärts  und  nicht  rückwärts,  aufwärts  und  nicht  abwärts,  fort  von  dem 
Ueberkommenen!  Ahmen  wir  alle  das  Beispiel  unseres  großen  Führers 
Adolf  Hitler  nach,  der  nur  durch  höchsten  Einsatz  an  Mut  und  Ent¬ 
schlossenheit,  eisernem  Willen  und  Verantwortungsbewußtsein  das  er¬ 
reichte,  was  vielen  von  uns  schier  unmöglich  schien  und  dennoch  Wirk¬ 
lichkeit  wurde. 


Sei  bereit  §um  ^ittfa^  für  bö$ 
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Das  deutsche  Blindenrecht 

II.  Teil:  Privatrecht 

Von  Dr.  R.  Kraemer,  Heidelberg 
(Fortsetzung) 

Ein  besonders  spitzfindiger  Kopf  könnte  vielleicht  auf  den  Gedanken 
kommen,  daß  dem  Gebrauch  der  Blindenschrift  die  gesetzlichen  Vorschriften 
über  die  Testamentseröffnung  entgegenstünden.  §  2260  BGB.  schreibt  vor: 
„das  Nachlaßgericht  hat,  sobald  es  von  dem  Tode  des  Erblassers  Kenntnis 
erlangt,  zur  Eröffnung  eines  in  seiner  Verwahrung  befindlichen  Testaments 
einen  Termin  zu  bestimmen“,  zu  dem  die  gesetzlichen.  Erben  und  die 
sonstigen  Beteiligten  geladen  werden.  „In  dem  Termin  ist  das  Testament 
zu  öffnen,  den  Beteiligten  zu  verkünden  und  ihnen  auf  Verlangen  vorzu¬ 
legen.  Die  Verkündung  darf  im  Falle  der  Vorlegung  unterbleiben“.  Da  nun 
der  Nachlaßrichter  selbstverständlich  nicht  imstande  ist,  die  in  Blinden¬ 
schrift  geschriebene  Testamentsurkunde  zu  lesen,  wird  er  die  vorgeschriebene 
Verkündung  des  Inhalts  nicht  persönlich  vornehmen  können.  Es  wäre  aber 
falsch,  hieraus  auf  die  Unzulässigkeit  der  Blindenschrift  zu  schließen,  denn  der 
Nachlaßrichter  wäre  in  einem  solchen  Falle  nicht  nur  befugt,  sondern  sogar 
verpflichtet,  zur  Vorlesung  des  Blindenschriftstücks  einen  vertrauenswür¬ 
digen  Sachverständigen  zuzuziehen.  Kann  einer  der  Beteiligten  Blinden¬ 
schrift  lesen,  dann  wäre  unter  Umständen  die  Zuziehung  überflüssig,  weil 
ja  dann  die  Verkündung  durch  Vorlegung  ersetzt  werden  könnte,  dies 
allerdings  nur,  soweit  nicht  ein  anderer  Beteiligter  die  Verkündung  trotz¬ 
dem  verlangt.  Auf  die  beschriebene  Art  ließe  sich  auch  eine  beglaubigte 
Testamentsabschrift  herstellen,  wie  sie  in  den  §§  2261,  2264  BGB.  für  ge¬ 
wisse  Fälle  vorgesehen  ist. 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen  muß  also  unsere  Antwort  auf 
die  obigen  drei  Fragen  lauten: 

1.  Es  ist  rechtlich  zulässig,  daß  der  Erblasser  die  von  ihm  nach  §  2238  BGB. 
zu  übergebende  Testamentsurkunde  in  Blindenschrift  anfertigt. 

2.  Die  Blindenschriftleser  unter  den  Blinden  —  etwa  ein  Viertel  der  Ge¬ 
samtzahl  —  gehören  nicht  zu  den  Personen,  die  im  Sinne  des  Gesetzes 
Geschriebenes  nicht  lesen  können  und  sind  daher  auch  nicht  durch 
§  2238  Abs.  2  BGB.  von  der  öffentlich-schriftlichen  Testamentserrichtung 
ausgeschlossen.  Nur  diejenigen  Blinden,  —  vorwiegend  die  Alterserblin¬ 
deten  —  die  keine  Blindenschrift  lesen  können,  werden  durch  §  2238 
Abs.  2  BGB.  auf  die  mündliche  Testamentserrichtung  beschränkt. 

3.  Die  im  Gesetz  für  die  öffentlich-schriftliche  Testamentserrichtung  ver¬ 
langte  Lesefähigkeit  des  Erblassers  bezieht  sich  nur  und  gerade  auf  die 
Schriftart,  die  der  Erblasser  zur  Anfertigung  des  überreichten  Schrift¬ 
stücks  verwendet  hat.  Deshalb  ist  die  Verwendung  von  Sehschrift  für 
Blinde  unmöglich. 

C.  Muster 

In  das  nachstehende  Muster  sind  einige  besondere  Erklärungen  aufge¬ 
nommen,  die  den  Zweck  haben,  jede  Unsicherheit  über  die  Rechtsgültig¬ 
keit  der  vorgenommenen  Testamentserrichtung  auszuschließen  und  die 
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diesen  Zweck  auch  bestimmt  erfüllen  würden.  Es  ist  daher  jedem  öffentlich¬ 
schriftlich  testierenden  Blinden  zu  raten,  daß  er  die  Aufnahme  dieser  oder 
ähnlicher  Erklärungen  in  das  Testamentsprotokoll  veranlaßt. 

Heidelberg,  den  30.  Juni  1924 

Vor  dem  Unterzeichneten  Notar  des  Notariatsbezirks  I  Heidelberg, 
Dr.  Erich  Kornach,  erschien  heute  zwecks  Testamentserrichtung  der  Musik¬ 
lehrer 

Siegfried  Oberer,  wohnhaft  in  Heidelberg,  Leopoldstraße  66, 

dessen  Persönlichkeit  durch  einen  Reisepaß  des  Heidelberger  Bezirksamts 
nachgewiesen  ist. 

Als  Zeugen  wurden  zugezogen: 

der  Schuhmacher  Anton  Kirchner,  wohnhaft  in  Heidelberg,  Pfaffengasse  9, 
und  der  Schneider  Karl  Müller,  wohnhaft  in  Heidelberg,  Heumarkt  10. 

Herr  Oberer  übergab  dem  Notar  das  hier  beigeschlossene  Schriftstück 
mit  der  mündlichen  Erklärung,  daß  dieses  Schriftstück  seinen  letzten 
Willen  enthalte. 

Sodann  erklärte  Herr  Oberer  folgendes: 

1.  Das  von  mir  übergebene  Schriftstück  ist  in  tastbarer  Blindenschrift  von 
mir  selbst  geschrieben  worden.  Ich  kann  seit  vielen  Jahren  mit  völliger 
Sicherheit  Blindenschrift  lesen  und  habe  mich  durch  genaues  Durch¬ 
lesen  des  übergebenen  Schriftstückes  davon  überzeugt,  daß  es  meinen 
letzten  Willen  richtig  enthält. 

2.  Letztwillig  bestimme  ich,  daß  das  von  mir  übergebene  Schriftstück  bei 
der  Testamentseröffnung  dem  Nachlaßgerichte  von  zwei  blindenschrift¬ 
kundigen  Blinden  oder  sehenden  Blindenlehrern  in  der  Weise  vorge¬ 
lesen  werden  soll,  daß  jeder  von  ihnen  in  Abwesenheit  des  anderen  das 
ganze  Schriftstück  vorliest  und  der  Nachlaßrichter  oder  sein  Beauftragter 
das  Vorgelesene  in  gewöhnlicher  Schrift  für  Sehende  aufzeichnet. 

Schließlich  erklärte  der  Erblasser,  daß  er  die  gewöhnliche  Schrift  der 
Sehenden  nicht  schreiben  könne  und  deshalb  zur  Unterzeichnung  des 
Protokolls  außerstande  sei. 

Darüber,  daß  der  Erblasser  auch  wirklich  die  behauptete  Lesefähig¬ 
keit  besitze,  vergewisserte  sich  der  Notar  auf  folgende  Weise:  der  Erblasser 
las  aus  einem  in  Blindenschrift  gedruckten  Heft  einige  Artikel  der  Reichs¬ 
verfassung  fehlerlos  vor,  wobei  der  Notar  die  vorzulesenden  Artikel  be¬ 
stimmte  und  das  Vorgelesene  mit  dem  Wortlaut  der  Verfassung  verglich. 
Das  Protokoll  wurde  vorgelesen  und  von  dem  Erblasser  genehmigt. 

Anton  Kirchner 
Karl  Müller 
Dr.  Erich  Kornach 
Notar 

50.  Stück.  Das  eigenhändige  Testament  • 

A.  Das  Formerfordernis 

Das  „eigenhändige“  oder  „private“  Testament  wird  errichtet  „durch 
eine  von  dem  Erblasser  unter  Angabe  des  Ortes  und  Tages  eigenhändig 
geschriebene  und  unterschriebene  Erklärung“  (§  2231  Z.  2  BGB.). 'Dem  Voll¬ 
jährigen  ist  damit  Gelegenheit  geboten,  jederzeit  auf  einfachste  Weise  seine 
letztwilligen  Verfügungen  zu  treffen,  ohne  eine  amtliche  Mitwirkung  und 
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ohne  daß  jemand  von  der  Testamentserrichtung  überhaupt  etwas  erfährt. 
Die  Befugnis,  frei  über  sein  Vermögen  letztwillig  zu  verfügen  —  diese 
sogenannte  Testierfreiheit  —  findet  also  im  eigenhändigen  Testament  ihren 
vollkommensten  Ausdruck,  weshalb  auch  diese  Errichtungsart  als  ein  be¬ 
sonders  wertvolles  Grundrecht  des  Staatsbürgers  angesehen  wird1).  Auf  der 
anderen  Seite  ist  aber  das  Privattestament  den  Gefahren  der  Vernichtung, 
Fälschung  und  Verfälschung  ausgesetzt.  Deshalb  schreibt  das  Gesetz  streng 
vor,  daß  das  ganze  Schriftstück  vom  ersten  bis  zum  letzten  Buchstaben 
vom  Erblasser  „eigenhändig“  geschrieben  sein  muß,  widrigenfalls  es  nach 
§  125  BGB.  der  Nichtigkeit  anheim  fällt.  Wie  wir  bei  Erörterung  der  Unter¬ 
schrift  gesehen  haben,  bedeutet  das  Wort  „eigenhändig“  im  Rechtssinne 
nicht  bloß  mit  eigener  Hand,  sondern,  was  das  wesentliche  ist,  mit  solchen 
Schriftzeichen  geschrieben,  die  persönliches  Gepräge  haben2),  die  durch 
ihre  Gestalt  anzeigen,  von  wem  sie  herrühren.  So  liegt  in  dem  Former¬ 
fordernis  der  Eigenhändigkeit  eine  ziemlich  zuverlässige  Gewähr  dafür, 
daß  ein  gegebenes  Privattestament  auch  wirklich  von  demjenigen  ge¬ 
schrieben  ist,  der  sich  darin  als  Erblasser  kundgibt  und  daß  etwaige  von 
fremder  Hand  angebrachte  Zusätze  oder  Abänderungen  als  solche  erkannt 
werden. 

Aus  denselben  Ueberlegungen  heraus  wie  beim  öffentlich-schriftlichen 
Testament  bestimmt  auch  hier  das  BGB.  in  §  2247,  daß  Minderjährige  und 
Personen,  die  „Geschriebenes  nicht  zu  lesen“  vermögen,  von  der  eigen¬ 
händigen  Testamentserrichtung  ausgeschlossen  sind. 

B.  Streitfragen 

Die  vorstehenden  Regeln  haben  zu  folgenden  Streitfragen  Anlaß  ge¬ 
geben: 

1.  Ist  es  rechtlich  zulässig,  daß  das  Privattestament  in  Blindenschrift  ge¬ 
schrieben  wird? 

2.  Gehören  die  Blinden  insgesamt  zu  den  Personen,  die  im  Rechtssinne 
Geschriebenes  nicht  lesen  können  und  damit  durch  §  2247  BGB.  von  der 
privaten  Testamentserrichtung  ausgeschlossen  sind? 

Zur  ersten  Frage:  Wenn  wir  im  41.  Stück  festgestellt  haben,  daß  der 
Blindenschrift  —  auch  der  von  Hand  geschriebenen  Punktschrift  —  das 
persönliche  Gepräge  fehlt,  daß  sie  einen  sicheren  Selbigkeitsnachweis  durch 
Schriftvergleichung  fast  nie  ermöglicht,  dann  ist  damit  die  Unzulässigkeit 
dieser  Schriftart  für  das  eigenhändige  Testament  entschieden.  Sieht  man 
nur  auf  den  Buchstaben  des  Gesetzes,  dann  könnte  man  versucht  sein, 
die  auf  der  Tafel  erzeugte  Punktschrift  als  eine  im  Rechtssinne  eigenhändige 
Schrift  zu  bezeichnen,  weil  sie  ja  unstreitig  mit  eigener  Hand  geschrieben 
ist.  Indessen  geht  ihr  wie  erwähnt  gerade  das  wichtigste  Merkmal  der  vom 
Recht  verlangten  Eigenhändigkeit  ab:  die  von  der  Persönlichkeit  des 
Schreibers  herrührende  Eigenart  der  Schriftzüge.  Wer  diesen  Mangel  nicht 
kennt,  oder  wer  nicht  an  den  Sinn  des  gesetzlichen  Formerfordernisses 
für  das  Privattestament  denkt,  der  muß  zu  dem  falschen  Urteil  kommen, 

!)  S.  Crome  S.  56 

2)  So  auch  Kommentar  von  Reichsgerichtsräten  zu  BGB.  §  2231,  4;  Leonhard 
zu  BGB.  §  2231,  III  B  2;  Staudinger  zu  BGB.  §  2231  V  A  4;  Beschluß  des  Kammer¬ 
gerichts  vom  30.  12.  1914  in  Johow-Ring  Bd.  48  S.  82  ff. 


103 


die  Blindenschrift  sei  hier  unbedenklich  verwendbar.  Auf  diese  Weise  wird 
die  an  sich  unverständliche  Tatsache  begreiflich,  daß  eine  ganze  Reihe 
sehender  Rechtswissenschaftler  die  Brauchbarkeit  der  Blindenschrift  für 
das  eigenhändige  Testament  ausdrücklich  anerkennt:  Endemann1),  Crome2), 
Dernburg3),  Kretzschmar4),  Eichhorn5),  Blume6),  Grah7),  Kommentar  der 
Reichsgerichtsräte8)  und  wohl  auch  Wilke9)  und  Planck10).  Dagegen  sind 
sich  alle  Kenner  der  Blindenschrift  darüber  einig,  daß  sie  wegen  ihrer  Un- 
persönlichkeit  für  das  eigenhändige  Testament  nicht  verwendet  werden 
darf.  So:  Spahr11),  K.  Schwarz12),  Vogel13)  und  Czyperrek14).  Ablehnend 
äußern  sich  ferner  Windscheid15),  Kipp16),  Köhler17)  und  Staudinger18). 

Zur  zweiten  Frage:  Wenn  wir  im  vorigen  Stück  festgestellt  haben,  daß 
die  Blinden,  soweit  sie  Punktschriftleser  sind,  nicht  zu  den  Leseunfähigen 
im  Sinne  des  Gesetzes  gehören,  so  dürfen  wir  diese  Aussage  nicht  auf 
die  Regeln  über  das  Privattestament  übertragen.  Denn  hier  liegt  der  Fall 
anders,  obwohl  der  Ausschluß  der  Leseunfähigen  vom  BGB.  in  den 
§§  2238  Abs.  2  und  2247  mit  denselben  Worten  ausgesprochen  wird.  Ge¬ 
fordert  wird  auch  bei  der  privaten  Testamentserrichtung  Lesefähigkeit  für 
diejenige  Schriftart,  in  der  das  Testament  geschrieben  ist19).  Da  nun  hierzu 
nur  eigenhändige  Sehschrift  verwendet  werden  darf,  muß  sich  die  vorge¬ 
schriebene  Lesefähigkeit  auf  Sehschrift  und  nur  auf  diese  beziehen.  Mithin 
sind  alle  Blinden,  auch  die  Gruppe  der  Punktschriftleser  im  Sinne  des 
§  2247  BGB.  leseunfähig  und  dadurch  von  der  privaten  Testamentserrichtung 
ausgeschlossen.  " 

Es  ergibt  sich  also  der  widerspruchsvoll  erscheinende  Satz,  daß  die 
blinden  Punktschriftleser  in  Ansehung  des  öffentlich-schriftlichen  Testa¬ 
ments  nach  §  2238  Abs.  2  BGB.  zu  den  Lesefähigen  und  in  Ansehung  des 
eigenhändigen  Testaments  nach  §  2247  BGB.  zu  den  Leseunfähigen  gehören. 
Eben  dieses  Unvermögen  macht  die  private  Testamentserrichtung  auch  den¬ 
jenigen  Blinden  unmöglich,  die  eigenhändig  Sehschrift  schreiben  können. 
Denn  sie  sind  wohl  in  der  Lage,  dem  Erfordernis  der  eigenhändigen  Schrift 
aus  §  2231  Nr.  2  BGB.  nachzukommen,  nicht  aber  dem  Erfordernis  der 
Lesefähigkeit  aus  §  2247  BGB. 


1)  III.  Bd.  S.  282  II  Anm.  9. 

2)  S.  58  Anm.  3. 

3)  Bd.  V  S.  71  II. 

4)  S.  91  e. 

5)  S.  16  b. 

6)  Bd.  I  S.  29,  3. 

7)  S.  58/59. 

8)  Zu  BGB.  §  2231,  4. 

9)  Zu  BGB.  §  2247,  3. 

1°)  Zu  BGB.  §  2247,  2. 

11)  S.  89  ff. 

12)  S.  267. 

13)  S.  489. 

14  V  Q  919 

15)  III.  Bd.  §  545  II  b. 

ie)  S.  45  VIII. 

17)  Enzyklopädie  Bd.  II  S.  178. 

18)  Zu  BGB.  §  2231,  IV  1. 

19)  Kommentar  von  Reichsgerichtsräten  zu  BGB,  §  2231,  4, 
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Um  eine  bestimmte  Schrift  schreiben  zu  können,  muß  man  regelmäßig 
in  der  Lage  sein,  sie  zu  lesen.  Angesichts  dieser  Tatsache  wäre  es,  wie 
Planck1)  einleuchtend  ausführt,  eigentlich  ganz  überflüssig  gewesen,  die 
Befugnis  zum  privaten  Testieren  im  Gesetz  von  der  Lesefähigkeit  abhängig 
zu  machen,  da  ja  in  aller  Regel  nur  der  sein  Testament  selber  schreiben 
kann,  der  es  auch  zu  lesen  vermag.  Die  Vorschrift  des  §  2247  BGB.  hat 
daher  nur  einen  Sinn,  wenn  man  dabei  an  schreibkundige  Blinde  oder 
Sehschwache  denkt.  §  2247  BGB.  gilt  folglich  nur  und  eigens  für  die  ge¬ 
nannte  Gruppe  und  stellt  in  diesem  Sinne  eine  ausdrücklich  blindenrecht¬ 
liche  Bestimmung  dar. 

Mit  der  von  Grah2)  und  Czyperrek3)  geforderten  Anerkennung  der 
Blindenschrift  für  das  eigenhändige  Testament  wäre  übrigens  den  wohl¬ 
verstandenen  Belangen  der  Blinden  schlecht  gedient.  Einer  etwaigen  Ge¬ 
fahr  der  Fälschung  oder  Verfälschung  könnte  der  blinde  Erblasser  allen¬ 
falls  dadurch  begegnen,  daß  er  sein  Testament  nach  §  2248  BGB.  dem 
Nachlaßgericht  zur  amtlichen  Verwahrung  einreichte,  aber,  was  die  Haupt¬ 
sache  ist,  die  von  ihm  bedachten  Erben  und  Vermächtnisnehmer  kämen 
mit  dem  blindenschriftlichen  Testament  unter  Umständen  in  große  Schwierig¬ 
keiten,  wodurch  die  Verwirklichung  des  letzten  Willens  vereitelt  werden 
könnte.  Wer  sich  nämlich  auf  ein  Testament  beruft,  Ansprüche  aus  ihm 
geltend  macht,  der  muß  die  Echtheit  der  Testamentsurkunde  beweisen 
und  zwar  nicht  bloß  diejenige  der  Unterschrift,  sondern  die  des  ganzen 
Schriftsatzes,  wenn  diese  von  irgendeinem  Beteiligten  bestritten  wird4). 
Man  denke  sich  dazu  folgenden  Fall:  einer  von  den  gesetzlichen  Erben 
eines  Blinden  fühlt  sich  durch  die  letztwilligen  Verfügungen  benachteiligt, 
die  der  Blinde  durch  ein  in  Punktschrift  geschriebenes  Privattestament  ge¬ 
troffen  hat.  Um  das  ihm  unerwünschte  Testament  aus  der  Welt  zu  schaffen, 
ficht  es  der  unzufriedene  Erbe  mit  der  Behauptung  an,  die  Testamentsur¬ 
kunde  sei  nicht  von  dem  Erblasser  geschrieben.  Nun  müssen  die  Bedachten, 
die  das  Testament  gelten  lassen  wollen,  im  Prozeß  die  Echtheit  der  Ur¬ 
kunde  beweisen.  Dazu  sind  sie  aber  außerstande,  weil  das  Mittel  der 
Schriftvergleichung  hier  versagt.  Der  bestreitende  Erbe  dringt  also  mit 
seiner  Klage  durch,  das  Testament  wird  für  ungültig  erklärt.  Somit  hinge 
die  Aufrechterhaltung  punktschriftlicher  Privattestamente  stets  sehr  wesent¬ 
lich  von  dem  guten  Willen  aller  gesetzlichen  Erben  ab,  ein  für  die  Blinden 
äußerst  unbefriedigendes  Ergebnis. 

Die  Zulassung  der  Blindenschrift  hätte  allerdings  insofern  einen  Vor¬ 
teil,  als  dann  wenigstens  die  Punktschriftleser  nicht  mehr  genötigt  wären, 
ihr  Testament  vor  Gericht  oder  Notar  zu  errichten  und  dadurch  die  Notariats¬ 
gebühren  sparen  könnten,  die  ziemlich  erheblich  sind.  Aber  diese  Ersparnis 
würde  den  beschriebenen  Nachteil  keinesfalls  aufwiegen.  Man  sollte  daher 
eine  Aenderung  der  Rechtsordnung  nur  in  der  Richtung  anstreben,  daß 
die  Blinden  von  allen  Gebühren  für  die  gerichtliche  oder  notarielle  Testa¬ 
mentserrichtung  befreit  werden. 


1)  Zu  BGB.  §  2247,  2. 

2)  S.  58/59. 

3)  Blindenfreund  1917  S.  221. 

4)  Kommentar  von  Reichsgerichtsräten  zu  BGB.  §  2231,  7;  Leonhard  zu  BGB. 
§  2231,  I  E;  Zimmer  S.  25. 
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Nach  dem  Gesagten  muß  unsere  Antwort  auf  die  obigen  Fragen 
folgendermaßen  lauten : 

1.  Die  Verwendung  der  Blindenschrift  für  das  eigenhändige  Testament  ist 
ausgeschlossen,  weil  ihr  das  wichtigste  Merkmal  der  vom  Gesetz  ver¬ 
langten  Eigenhändigkeit  fehlt:  nämlich  das  zum  Selbigkeitsnachweis 
notwendige  persönliche  Gepräge  der  Schriftzüge. 

2.  Da  das  eigenhändige  Testament  nur  in  Sehschrift  angefertigt  werden 
kann,  gehören  in  Ansehung  dieser  Testamentsart  alle  Blinden,  auch  die 
Blindenschriftleser,  zu  den  Personen,  die  Geschriebenes  nicht  lesen 
können  und  somit  durch  §  2247  BGB.  von  der  privaten  Testamentser¬ 
richtung  ausgeschlossen  sind. 

51.  Stück.  Sonstige  Anordnungen  von  Todeswegen 
A.  Gemeinschaftliches  Testament 

Ein  gemeinschaftliches  Testament  können  nur  Ehegatten  errichten 
(§  2265  BGB.).  Die  Errichtung  kann  in  jeder  der  gesetzlichen  Formen  er¬ 
folgen.  Zur  Wahrung  der  Einheitlichkeit  des  Vorgangs  muß  natürlich  von 
beiden  Ehegatten  ein  und  dieselbe  Errichtungsart  gewählt  werden,  wobei 
jedoch  das  öffentlich-mündliche  und  das  öffentlich-schriftliche  Testament 
als  gleichartig  gelten1).  Sonderregeln  hat  das  Gesetz  in  §  2267  BGB.  nur 
für  das  gemeinschaftliche  Privattestament  aufgestellt. 

Einen  vernünftigen  Sinn  und  eine  besondere  rechtliche  Bedeutung  hat 
das  gemeinschaftliche  Testieren  nur  dann,  wenn  die  getroffenen  letztwilligen 
Verfügungen  wechselseitig  (correspectiv)  sind,  d.  h.  wenn  jeder  Ehegatte 
seine  Anordnungen  nur  mit  Rücksicht  auf  diejenigen  des  andern  trifft 
(§  2270  Abs.  1  BGB.).  Eine  solche  Abhängigkeit  der  beiderseitigen  Ver¬ 
fügungen  ist  nach  §  2270  x\bs.  2  BGB.  schon  dann  anzunehmen,  wenn 
sich  die  Ehegatten  gegenseitig  bedenken.  Ist  nun  eine  Anordnung  der  be¬ 
schriebenen  Art  nichtig  oder  wird  sie  von  dem  verfügenden  Ehegatten 
widerrufen,  so  hat  das  zur  Folge,  daß  dadurch  auch  die  entsprechende 
Verfügung  der  Gegenseite  unwirksam  wird  (§  2270  BGB.).  Der  Widerruf 
kann  nur  durch  eine  notariell  beglaubigte  Erklärung  an  den  Partner  gültig 
kundgegeben  werden  (§  2271  Abs.  1  mit  §  2296  Abs.  2  BGB.).  Dadurch 
wird  zugunsten  beider  Teile  eine  gewisse  Bindung  der  Testierfreiheit  er¬ 
reicht,  worin  der  eigentliche  Zweck  des  gemeinschaftlichen  Testaments 
beruht. 

Für  den  Fall,  daß  ein  Blinder  beteiligt  ist,  ergibt  sich  nachstehende 
Rechtslage: 

I.  Die  öffentlich-mündliche  Errichtung  eines  gemeinschaftlichen  Testaments 
ist  immer  möglich,  einerlei,  ob  ein  Ehegatte  blind  ist  oder  beide,  einerlei 
ob  einer  oder  beide  lesen  und  schreiben  können  oder  nicht.  Kann  ein 
Ehegatte  das  Protokoll  nicht  eigenhändig  in  Sehschrift  unterschreiben,  dann 
muß  die  im  48.  Stück  dargestellte  Vorschrift  aus  §  2242  Abs.  2  BGB.  ein¬ 
gehalten  werden:  Ersetzung  der  Unterschrift  durch  die  Erklärung  des 
Sch  reib  Unvermögens. 

i)  Kommentar  v.  Reichsgericlitsräten  zu  BGB.  §  2265,  1;  Staudinger  zu  BGB. 
§  2265,  3. 
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II.  Für  die  Zulässigkeit  des  öffentlich-schriftlichen  Testierens  ist  stets  der 
Umstand  maßgebend,  ob  der  verfügende  Ehegatte  die  in  §  2238  Abs.  2  BGB. 
geforderte  Lesefähigkeit  mit  Bezug  auf  das  zu  überreichende  Schriftstück 
besitzt1).  Dabei  sind  folgende  Fälle  denkbar: 

1.  Beide  Ehegatten  sind  blind  und  Punktschriftleser.  Hier  kann  das  Ehe¬ 
paar  eine  in  Punktschrift  hergestellte  Testamentsurkunde  gemeinschaft¬ 
lich  dem  Richter  oder  Notar  übergeben,  wobei  die  im  49.  Stück  darge¬ 
stellten  Vorschriften  zu  beobachten  sind.  Insbesondere  müssen  beide  Ehe¬ 
gatten  mündlich  erklären,  daß  das  überreichte  Schriftstück  ihre  gemein¬ 
schaftlichen  letztwilligen  Anordnungen  enthalte. 

2.  Beide  Ehegatten  sind  blind;  einer  kann  Blindenschrift  lesen,  der  andere 
nicht.  Hier  bleibt  für  den  Punktschrift  lesenden  Teil  die  Möglichkeit, 
durch  Uebergabe  einer  Punktschrifturkunde  zu  testieren,  während  der 
andere  Teil  seine  Verfügungen  nur  mündlich  treffen  kann. 

3.  Beide  Ehegatten  sind  blind;  keiner  kann  Blindenschrift  lesen.  Hier  ist 
die  öffentlich-schriftliche  Testamentserrichtung  ausgeschlossen. 

4.  Der  eine  Ehegatte  ist  blind,  der  andere  sieht.  Beide  können  Punkt¬ 
schrift  lesen,  der  eine  mit  den  Fingern,  der  andere  mit  den  Augen.  Hier 
kann  das  Ehepaar  eine  in  Punktschrift  hergestellte  Testamentsurkunde 
gemeinschaftlich  übergeben. 

5.  Der  eine  Ehegatte  ist  blind,  der  andere  sieht.  Der  blinde  liest  Punkt¬ 
schrift,  der  sehende  nicht.  Hier  kann  die  gemeinschaftliche  Testaments¬ 
errichtung  in  der  Weise  erfolgen,  daß  der  blinde  Ehegatte  eine  in  Punkt¬ 
schrift  geschriebene  und  der  sehende  eine  in  Sehschrift  hergestellte 
Testamentsurkunde  übergibt. 

6.  Der  eine  Ehegatte  sieht,  der  andere  ist  blind,  kann  aber  nicht  Blinden¬ 
schrift  lesen.  Hier  besteht  die  Möglichkeit,  daß  der  Sehende  eine  in 
Sehschrift  angefertigte  Urkunde  überreicht.  Der  Blinde  dagegen  muß 
seine  letztwilligen  Verfügungen  mündlich  zu  Protokoll  erklären. 

In  all  den  Fällen,  wo  der  leseunfähige  Ehegatte  seine  Anordnungen 
mündlich  trifft,  darf  die  mündliche  Erklärung  natürlich  nicht  einfach  darin 
bestehen,  daß  sich  der  mündlich  Testierende  auf  den  Inhalt  der  von  dem 
anderen  Ehegatten  übergebenen  Schrift  bezieht  und  ihn  sich  zu  eigen 
macht,  ohne  ihn  seinerseits  in  seiner  Erklärung  zu  wiederholen. 

III.  Zur  Errichtung  eines  gemeinschaftlichen  Privattestaments  genügt  es  nach 
§  2267  BGB.,  wenn  der  eine  Ehegatte  das  Testament  nach  Vorschrift  des 
§  2231  Nr.  2  BGB.  eigenhändig  niederschreibt  und  der  andere  seine  Zu¬ 
stimmungserklärung  beifügt,  die  ebenfalls  unter  Angabe  des  Ortes  und 
Tages  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben  sein  muß.  Wenn  wir 
im  vorigen  Stück  festgestellt  haben,  daß  alle  Blinden  in  Ansehung  des 
eigenhändigen  Testaments  zu  den  Leseunfähigen  gehören  und  damit  durch 
§  2247  BGB.  von  dieser  Errichtungsart  ausgeschlossen  sind,  so  trifft  das 
natürlich  auch  auf  das  gemeinschaftliche  Privattestament  zu.  Denn  auch 
die  kurze  Zustimmungserklärung  kann  ja  nur  in  eigenhändiger  Sehschrift 
beigefügt  werden  und  muß  wie  das  ganze  Testament  von  dem  Schreiber 


i)  Vergl.  Kommentar  v.  Reichsgerichtsräten  zu  BGB.  §  2265,  1;  Staudinger  zu 
BGB.  §  2265,  1. 
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gelesen  werden  können1).  Demnach  kann  ein  Ehepaar  ein  gemeinschaft¬ 
liches  Privattestament  nie  errichten,  wenn  auch  nur  einer  der  Ehegatten 
blind  ist. 

B.  Außerordentliche  Testamentsformen 

Von  den  außerordentlichen  Testamentsformen  haben  das  Dorf-  und 
das  Seetestament  für  Blinde  unter  Umständen  eine  besondere  Bedeutung. 
Beide  Testamentsarten  wollen  Abhilfe  für  den  Notfall  schaffen,  daß  die 
Testamentserrichtung  vor  einem  Richter  oder  Notar  nicht  möglich  ist.  In 
solcher  Notlage  kann  der  Sehende  außerdem  immer  noch  eigenhändig 
testieren,  der  Blinde  aber  nicht.  Unter  den  ihrer  Verwendbarkeit  ent¬ 
sprechenden  Voraussetzungen  bieten  daher  das  Dorf-  und  das  Seetestament 
für  Blinde  die  einzige  Möglichkeit,  letztwillig  zu  verfügen.  Für  sie  sind 
also  die  genannten  Testamentsarten  von  größerer  Wichtigkeit  als  für 
Sehende. 

Ueber  das  Dorftestament  ist  in  §  2249  BGB.  folgendes  vorgeschrieben: 
Wenn  die  Besorgnis  besteht,  daß  der  Erblasser  die  Testamentserrichtung 
vor  Richter  oder  Notar  nicht  mehr  erleben  werde,  kann  er  vor  dem  Ge¬ 
meindevorsteher  des  Aufenthaltsortes  testieren.  Dieser  versieht  dann  unter 
Zuziehung  zweier  Zeugen  die  Obliegenheiten  des  Urkundsbeamten.  Im 
übrigen  sind  die  für  das  öffentlich-mündliche  bzw.  für  das  öffentlich¬ 
schriftliche  Testament  gegebenen  Vorschriften  zu  beachten. 

Ueber  das  Seetestament  schreibt  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  folgen¬ 
des  vor:  Wer  sich  während  einer  Seereise  an  Bord  eines  deutschen  Handels¬ 
schiffes  befindet,  kann  sein  Testament  mündlich  vor  drei  Zeugen  er¬ 
richten,  worüber  ein  Protokoll  aufgenommen  werden  muß  (§§  2251,  2250 
Abs.  2  BGB.). 

'  • 

Ist  der  blinde  Erblasser  nicht  imstande,  das  Protokoll  eigenhändig  in 
Sehschrift  zu  unterschreiben,  so  muß  in  beiden  Fällen  die  fehlende  Unter¬ 
schrift  durch  die  Erklärung  seiner  Schreibunfähigkeit  ersetzt  werden 
(§§  2249  Abs.  1,  2251,  2250  Abs.  2,  2242  Abs.  2  BGB.). 

C.  Erbvertrag 

Der  Erbvertrag  wird  bei  gleichzeitiger  Anwesenheit  beider  Parteien  vor 
einem  Urkundsbeamten  in  den  Formen  geschlossen,  die  für  die  öffentlich¬ 
mündliche  Testamentserrichtung  vorgeschrieben  sind  (§  2276  BGB.).  Für 
Blinde  bringt  also  der  Vertragsabschluß  keine  Besonderheiten  oder 
Schwierigkeiten  mit  sich.  Kann  ein  blinder  Beteiligter  das  Protokoll  nicht 
eigenhändig  in  Sehschrift  unterschreiben,  so  muß  seine  Unterschrift  nach 
§  2242  Abs.  2  BGB.  durch  die  Erklärung  seiner  Schreibunfähigkeit  ersetzt 
werden.  Die  gleichen  Förmlichkeiten  wie  für  den  Abschluß  sind  auch  für 
die  Aufhebung  des  Erbvertrags  vorgeschrieben  (§  2290  Abs.  4  BGB.). 

D.  Anordnung  der  Feuerbestattung 

Eine  besondere  Art  der  letztwilligen  Verfügung  stellt  auch  die  von 
dem  Verstorbenen  getroffene  Anordnung  der  Feuerbestattung  dar.  Diese 
Anordnung  kann  auf  viererlei  Weise  verfügt  werden:  nämlich  erstens  in 
einem  Testament,  zweitens  durch  eine  von  dem  Inhaber  eines  öffentlichen 

i)  Kommentar  der  Reichsgerichtsräte  zu  BGB.  §  2267,  3;  Staudinger  zu  BGB. 
§  2267,  1. 
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Siegels  beurkundete  mündliche  Aussage,  drittens  durch  eine  unter  Angabe 
des  Ortes  und  Tages  eigenhändig  geschriebene  und  unterschriebene  Er¬ 
klärung,  viertens  durch  eigenhändige  Unterzeichnung  des  entsprechenden 
Formblattes  eines  Feuerbestattungsvereins.  Eine  solche  Formblattunter¬ 
zeichnung  genügt  aber  nur,  wenn  sie  vor  dem  1.  7.  1934  erfolgt  ist  (Gesetz 
über  die  Feuerbestattung  vom  15.5.  1934  §§  4  und  11;  Durchführungsver¬ 
ordnung  hierzu  vom  26.  6.  1934  §  1). 

Im  Unterschied  zu  den  Regeln  über  das  eigenhändige  Testament  hängt 
hier  die  Gültigkeit  der  eigenhändig  geschriebenen  Erklärung  nicht  davon 
ab,  daß  der  Erblasser  diese  auch  lesen  konnte  (Feuerbestattungsgesetz 
§  4  Nr.  3).  Ein  Blinder,  der  freihändig  Sehschrift  schreiben  kann,  vermag 
daher  seine  Feuerbestattung  rechtswirksam  in  dieser  Schriftart  anzuordnen. 
Auch  die  Unterzeichnung  des  Formblatts  setzt  nicht  Lesefähigkeit  voraus. 

(Schluß) 


Das  Blindentestament 
nach  dem  neuen  Testamentsgesetz 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Alfons  Gottwald,  Berlin 

Das  Gesetz  über  die  Errichtung  von  Testamenten  und  Erbverträgen 
vom  31.  Juli  1938  (RGBl.  S.  973)  kennt,  wie  bisher  schon  das  BGB.,  zwei 
Formen  des  ordentlichen  Testaments,  nämlich  das  öffentliche  und  das  privat¬ 
schriftliche  Testament. 

Das  privatschriftliche  Testament  muß  nach  §  21  eigenhändig  geschrie¬ 
ben  und  unterschrieben  sein.  Nach  §  21  Abs.  4  kann,  wer  Geschriebenes 
nicht  zu  lesen  vermag,  ein  privatschriftliches  Testament  nicht  errichten. 
Diese  Vorschrift  entspricht  genau  dem  bisherigen  §  2247  BGB.,  bei  dem 
Theorie  und  Praxis  sich  darüber  einig  waren,  daß  unter  „Geschriebenes“ 
nur  in  normaler  Handschrift  Geschriebenes  verstanden  werden  kann  und 
daher  jeder  Blinde  unter  diese  Vorschrift  fällt.  Das  gleiche  gilt  auch  für 
das  neue  Gesetz.  Das  privatschriftliche  Testament  ist  dem  Blinden  nach 
wie  vor  verschlossen. 

Gemäß  §  11  (bisher  §  2238  BGB.)  wird  das  öffentliche  Testament  in 
der  Weise  errichtet,  daß  der  Erblasser  einem  Richter  oder  einem  Notar 
seinen  letzten  Willen  mündlich  erklärt  oder  eine  Schrift  mit  der  münd¬ 
lichen  Erklärung  übergibt,  daß  die  Schrift  seinen  letzten  Willen  enthalte. 
Ist  der  Erblasser  nach  Ueberzeugung  des  Richters  oder  des  Notars  nicht 
imstande,  Geschriebenes  zu  lesen,  so  kann  er  das  Testament  nur  durch 
mündliche  Erklärung  errichten  (§11  Abs.  4).  Mit  einer  kleinen  Abweichung 
entspricht  diese  Vorschrift  dem  bisherigen  §  2238  Abs.  2  BGB. 

Bei  §  2238  Abs.  2  BGB.  war  es  in  der  Theorie  streitig,  ob  der  Blinde 
unter  sie  fiel.  Es  wurde  die  Auffassung  vertreten,  daß  die  dem  Notar  zu 
übergebende  Schrift  auch  in  Blindenschrift  geschrieben  sein  könne,  und 
daß  unter  dieser  Voraussetzung  im  Sinne  dieser  Vorschrift  ein  Blinder  Ge¬ 
schriebenes  lesen  könne.  Die  Rechtsprechung  hat  sich  jedoch  eindeutig  auf 
einen  anderen  Standpunkt  gestellt. 
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Das  Reichsgericht  hat  in  seinem  Urteil  vom  29.  April  1915  (RGZ.  Band  86 
S.  385)  die  Form  des  Blindentestaments  grundlegend  behandelt.  Das  Reichs¬ 
gericht  sagt  in  dieser  Entscheidung  ausdrücklich,  „daß  Blinde,  da  sie  Ge¬ 
schriebenes  nicht  lesen  können,  nach  §§  2238  Abs.  2,  2247  BGB.  nur  in 
der  Form  der  mündlichen  Erklärung  vor  Gericht  oder  Notar  ein  Testament 
errichten  können“. 

Da  der  das  Testament  aufnehmende  Richter  oder  Notar  sich  schon 
wegen  einer  eventuellen  Regreßhaftung  an  diese  Stellungnahme  des  Reichs¬ 
gerichts  halten  muß,  so  ist  der  theoretische  Meinungsstreit  praktisch  ohne 
jegliche  Bedeutung.  In  der  Praxis  wird  sich  jeder  Richter  und  Notar,  auch 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gesetzes,  nach  der  genannten  Entscheidung 
des  Reichsgerichts  richten. 

% 

Damit  steht  für  jeden  Blinden,  der  ein  Testament  errichten  will,  fest, 
daß  er  es  nur  in  der  Form  der  mündlichen  Erklärung  vor  einem  Richter 
oder  einem  Notar  errichten  kann. 

Das  Gesetz  hat  darüber  hinaus  für  den  Fall,  daß  der  Erblasser  blind 
ist,  besondere  Vorschriften  aufgestellt. 

Grundsätzlich  brauchen  bei  der  Testamentserrichtung  dritte  Personen 
nicht  zugegen  zu  sein.  Ist  jedoch  der  Erblasser  nach  der  Ueberzeugung  des 
Richters  oder  Notars  blind,  so  muß  der  Richter  einen  Urkundsbeamten  der 
Geschäftsstelle  oder  zwei  Zeugen,  der  Notar  einen  zweiten  Notar  oder  zwei 
Zeugen  zuziehen.  (§  6). 

Die  als  Zeugen  hinzuzuziehenden  Personen  dürfen  nun  ihrerseits  nicht 
blind  sein  (§  10  Ziff.  4).  Wird  gegen  diese  zwingenden  Vorschriften  ver¬ 
stoßen,  so  ist  das  Testament  gemäß  §  48  nichtig. 

Ueber  die  Errichtung  des  Testaments  muß  eine  Niederschrift  aufgenom¬ 
men  werden  (§  13).  Die  Niederschrift  muß  vorgelesen,  vom  Erblasser  ge¬ 
nehmigt  und  von  ihm  eigenhändig  unterschrieben  werden  (§  16  Abs.  1). 
Diese  Regelung  entspricht  genau  der  bisherigen  Vorschrift  des  §  2242  Abs.  1 
Satz  1  BGB. 

Auch  ein  Blinder  muß,  wenn  er  schreiben  kann,  die  Niederschrift  eigen¬ 
händig  unterschreiben.  Dies  hat  das  Reichsgericht  in  der  bereits  erwähnten 
Entscheidung  ausdrücklich  ausgesprochen  und  gibt  hierfür  folgende  Be¬ 
gründung: 

„In  den  Motiven  zum  BGB.  (Bd.  5  S.  273)  ist  gesagt,  das  Erfordernis 
der  eigenhändigen  Unterschrift  des  Verfügenden  erscheine  trotz  der  vor¬ 
geschriebenen  Vorlesung  und  Genehmigung  des  Protokolls  als  Regel  un¬ 
entbehrlich,  weil  nach  der  Auffassung  des  Lebens  die  Unterschrift  die  end¬ 
gültige  Bestätigung  der  Genehmigung  bilde.  Diese  Bedeutung  wohnt  aber 
auch  der  Unterzeichnung  des  Protokolls  durch  einen  Blinden,  wenn  auch 
nicht  in  dem  Maße  wie  der  Unterschrift  eines  Sehenden  bei.  Der  Blinde 
kann  nicht  wie  der  Sehende  die  Richtigkeit  des  Niedergeschriebenen  selbst 
kontrollieren,  er  kann  auch  nicht  eine  Unterschrift  in  dem  Sinne  leisten, 
daß  er  selbst  bewußt  seinen  Namen  an  eine  bestimmte  Stelle  setzt.  Immer¬ 
hin  bleibt  die  Unterschrift  auch  bei  dem  Blinden  das,  was  sie  nach  der 
Absicht  des  Gesetzes  vorstellen  soll,  ein  von  dem  Testator  selbst  gesetztes, 
sinnfälliges  Zeichen  seines  Einverständnisses  mit  demjenigen,  was  in  dem 
Protokoll  enthalten  ist.“ 
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Das  Reichsgericht  beschäftigt  sich  auch  mit  der  Tatsache,  daß  der  Bünde 
ja  nicht  feststellen  kann,  unter  was  für  eine  Urkunde  er  eigentlich  seinen 
Namen  setzt,  und  führt  hierzu  treffend  aus: 

„Das  Bedenken,  das  aus  dem  Umstande  entnommen  werden  könnte, 
daß  der  Blinde  die  Stelle  nicht  sieht,  auf  die  er  seinen  Namen  setzt,  fällt 
bei  der  Aufnahme  öffentlicher  Urkunden  fort,  weil  hier  die  Zuziehung 
der  Urkundsperson  die  Gewähr  dafür  bietet,  daß  dem  Testator  nicht  ein 
Schriftstück  untergeschoben  wird,  auf  welches  sich  seine  Genehmigung 
nicht  bezieht.“ 

So  kommt  also  das  Reichsgericht  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Unterschrift 
des  Blinden  unter  der  Niederschrift  einen  vernünftigen  Sinn  hat  und  daher 
der  Blinde  ebenso  wie  der  Sehende  die  Niederschrift  eigenhändig  unter¬ 
schreiben  muß.  Tut  er  es  nicht,  so  ist  das  Testament  gemäß  §  48  nichtig. 

Kann  der  Blinde  nicht  schreiben,  so  greift  §  16  Abs.  3  Satz  1  Platz. 
Dieser  lautet:  „Kann  der  Erblasser  nach  der  Ueberzeugung  des  Richters 
oder  des  Notars  nicht  schreiben,  so  wird  die  Unterschrift  des  Erblassers 
durch  die  Feststellung  dieser  Ueberzeugung  in  der  Niederschrift  ersetzt.“ 
Diese  Vorschrift  tritt  an  die  Stelle  des  bisherigen  §  2242  Abs.  2  BGB.,  von 
dem  sie  sich  in  einem  wesentlichen  Punkte  unterscheidet.  Nach  dem  BGB. 
genügte  es,  wenn  der  Erblasser  erklärt,  daß  er  nicht  schreiben  könne.  Es 
war  dann  diese  Erklärung  des  Erblassers  in  die  Niederschrift  aufzunehmen. 
Nach  dem  neuen  Gesetz  kommt  es  nicht  auf  eine  etwaige  Erklärung  des 
Erblassers,  sondern  auf  die  Ueberzeugung  des  Richters  oder  Notars  von 
seiner  Schreibunfähigkeit  an.  Diese  Ueberzeugung  muß  in  der  Niederschrift 
ausdrücklich  festgestellt  werden.  Fehlt  diese  Feststellung  und  ist  auch  keine 
Unterschrift  des  Erblassers  vorhanden,  so  ist  das  Testament  gemäß  §  48 
nichtig. 


Großdeutschland  eine  Hilfsgemeinschaft  im  WHW. 

Das  Winterhilfswerk  ist  ein  Friedenswerk  des  deutschen  Volkes. 


Neuerscheinung  in  Blindendruck! 

„Der  Große  Duden“ 

ist  zu  Weihnachten  in  22  Punktschriftbänden  lieferbar. 

Er  kostet  in  guter  Marburger  Aufmachung  rund  80  RM.  einschl.  Porto  und 
Verpackung.  Wer  1  Regal  dazu  in  Tannenholz,  gebeizt  und  mattiert,  Höhe 
128  cm,  Breite  60  cm,  Tiefe  28  cm,  wünscht,  kann  alles  zusammen  (Werk 
und  Regal)  für  95  RM.  einschl.  Porto  und  Verpackung  durch  uns  beziehen. 

Ich  stelle  anheim,  die  zuständigen  amtlichen  Hauptfürsorgestellen,  die 
Schwerbeschädigtenstellen,  das  Wohlfahrtsamt  oder  den  Arbeitgeber  zu 
bitten,  diese  95  RM.  Unkosten  zu  übernehmen.  Es  handelt  sich  bei  dem 
Großen  Duden  um  ein  Unterrichts-  und  Hilfsmittel,  das  jeder  blinde 
Geistesarbeiter,  insbesondere  der  blinde  Büroangestellte,  zur  Fortbildung 

und  zur  Berufsausübung  dringend  benötigt. 


111 


Prüfungen,  Ernennungen,  Anstellungen  u.  dgl. 

Dehnhardt,  Ernst,  Di\, Magdeburg,  Weidenstr.  10,  hat  am  23. 9. 38  die  Zulassungsprü¬ 
fung  zum  Schriftleiterberuf  beim  Reichs  verband  der  deutschen  Presse  bestanden. 
Graßhoff,  Ernst,  Stolberg-Harz,  Am  Markt  13,  ist  ab  1.  10.  38  als  Rechtsanwalt 
*  und  Notar  dortselbst  zugelassen. 

Illiger,  Erna,  Berlin-Spandau,  Földerichstr.  23,  am  28.  9.  38  Staatl.  Musiklehrer¬ 
prüfung  in  Klavier  mit  „gut“  bestanden. 

Wilhelm,  Albert,  Trier,  Kurfürstenstr.  24,  ab  1.  10.38  Regierungssekretär. 

Anschriftenänderungen: 

Kliigel,  Karl  August,  Pfarrer,  Küstrin-Kietz,  Horst- Wesselstr.  17. 

Ein  Sohn  geboren: 

Hildebrandt,  Helmut,  Dipl.  rer.  pol.,  Archiv -Verwalter  im  Oberfinanzpräsidium 
Brandenburg  in  Berlin,  und  Frau  Dr.  med.  Hildegard,  geb.  Harstick,  Praktische 
Aerztin  in  Kriescht-Neumark. 

Wilhelm,  Albert,  Trier,  Kurfürstenstr.  24. 

Vermählt: 

Mai,  Hans,  Dr.,  Reg. -Ass.,  mit  Hildegard  geb.  Baberowski,  Düsseldorf -Lohausen, 
Bockholtstr.  14,  I. 

Löffler,  Franz,  mit  Erna  geb.  Volk,  München  25,  Dänkhelstr.  3,  II. 

Verstorben: 

Kah nt,  Ewald,  Altenburg,  Zeitzerstr.  22,  II,  am  4.  9.  38  in  Wernigerode-Harz. 

QBir  empfehlen  3()ncn  ben  93ewg  unfercr  3eitfd)riften: 

SOlavburger  Hmfcpau 

9?ionat3fd)riff  ^ ur  ^clebntng  in  fragen  ber  QBiffcnfcfjaff,  K!unft,  £iferafur, 
9ötrtfd)aff  unb  TpolittL 

93c5ug£pret3  jäbrltd)  nur  5. —  9x9?(.  mit  folgenben  ^Beilagen: 

1.  3fulten3  9öeg  §um  ßmperium,  o.  Dr.  ©erparb  Äcrrmann. 

2.  93üd)erfd)au.  9teuer[d)einungen  in  6d)mar§brutf. 

3.  9ftarburger  93ücberüffen. 

9ftarburger  Beiträge 
jum  93Iinbenbübung3tt>efen 

902onat$fd)riff,  ^ejug^preiä  jäbrlid)  nur  4. —  9x9D2. 
mit  ben  „9Narburger  93üd)erliften"  atä  Beilage. 

9ftarburger  Scba^eitung  für  Bltnbe 

20conaf*fd)nff,  93c5ug^prei^  jäbrlid)  nur  2. —  9x9ft.  mit  folgcnbcn  Beilagen: 

1.  Kombinationen.  (Sine  planmäßig  georbnete  unb  eingepenb  erläuterte  6antmlung 
oon  257  902ittelfpielftellungen  im  £>diad).  Bon  Kurt  9xid)fer. 

2.  9Narburger  Bücberliften. 

(0ic  „9}?arburger  93üd)erüffen"  fönnen  and)  gefonbert  jum  greife  oon  1,20  9x93?. 
jäbrlicb  besogen  locrbcn.) 

Verlag  bev  9)?arburger  BUinbenffubienanffatt 

Herausgegeben  von  der  Marburger  Blindenstudienanstalt.  —  Für  den  Inhalt  verantwort¬ 
lich:  Dr.  Carl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  beauftragt  mit  dem  Ab¬ 
halten  von  Vorlesungen  an  der  Philipps- Universität,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  — 
Zu  bestellen  bei  der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  Post¬ 
scheckanschrift:  Druckerei  der  Blindenhochschulbücherei  Frankfurt-Main,  Konto¬ 
nummer  82305.  —  Erscheint  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  (Auflage  490).  Jahres¬ 
bezugspreis  6  RM.  —  Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn  1938. 
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